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Vorwort 
Integrationsforscher/innen1 in deutschsprachigen Ländern finden sich seit 
1987 jährlich zusammen, um den Stand der Forschung, der Diskussion und 
der Realisierung gemeinsamen Lebens und Lernens von Kindern und Jugend- 
lichen mit und ohne Behinderung kritisch zu reflektieren. Die 17. Jahresta- 
gung, die 2003 im Saarland stattfand und von der Projektgruppe „Integration 
behinderter Schülerinnen und Schüler (IBS)“ (Fachrichtung Erziehungswis- 
senschaft, Universität des Saarlandes) ausgerichtet wurde, trug den Titel 
,inklusive Pädagogik verwirklichen“. 
Die Integrationsforscher/innen haben sich mit dem im angelsächsischen 
Raum zunehmend geläufigen Begriff der „inclusive education“ befasst und 
sind der Frage nachgegangen, ob mit diesem Trend theoretisch und in der 
pädagogischen Praxis eine Weiterentwicklung der „Integrationspädagogik“ 
bzw. der „Pädagogik der Vielfalt“ auch in deutschsprachigen Ländern ver- 
bunden werden könne. Außerdem war es an der Zeit, nach der Veröffentli- 
chung der Ergebnisse der PISA-Studie der OECD sozial benachteiligte Kin- 
der und Jugendliche in den Mittelpunkt der Auseinandersetzung zu stellen. 
Die Beiträge dieses Bandes spiegeln einen umfänglichen Teil der Debat- 
ten auf der Tagung wider, in die der einleitende Beitrag (Alfred Sander) ein- 
führt. Die Verfasser/innen beschreiben unterschiedliche Wege zur Inklusion 
- nach unserer Einschätzung nicht immer gleichermaßen zielfuhrend. 
Wir danken dem IClinkhardt-Verlag, dass er uns die Gelegenheit bietet, 
mit diesem Band die Diskussion um Inklusion im deutschsprachigen Raum 
anzuregen. 
Allen Autorinnen und Autoren danken wir herzlich für ihre Mitarbeit, mit 
der sie, so meinen wir, den Diskurs innerhalb der Integrationsbewegung und 
darüber hinaus wesentüch bereichern. 
Saarbrücken, im September 2003 
Alfred Sander und Irmtraud Schnell 
1 In diesem Band ist es den Autorinnen und Autorinnen frei gestellt, wie sie das Geschlecht der 




Inklusive Pädagogik verwirklichen - 
Zur Begründung des Themas 
1 Annäherung an den Begriff Inklusion 
Im „Call for papers“ für die 17. Jahrestagung der Integrationsforscherlnnen 
in deutschsprachigen Ländern 2003 hieß es zur Erläuterung des Tagungsthe- 
mas „Inklusive Pädagogik verwirklichen“: 
„Unter dieser Überschrift soll nach den Vorstellungen der Vorbereitungsgruppe (...) schwer- 
punktmäßig die Integration von sozial benachteiligten und sog. lembehinderten Kindern und 
Jugendlichen diskutiert werden. Diese zahlenmäßig große Gruppe stand bisher relativ selten im 
Mittelpunkt integrationspädagogischer Forschung und Theoriebildung. Die Analyse der deut- 
schen PISA-Ergebnisse zeigte erneut, dass hier enormer Veränderungsbedarf besteht. For- 
schungsberichte und Diskussionsbeiträge aus diesem Zusammenhang betrachten wir daher als 
besonders geeignet zur Vertiefung und Konkretisierung des Tagungsthemas.“ (Einladung und 
Call for Papers vom 09.09.02) 
Inklusive Pädagogik bezieht sich selbstredend nicht nur auf sozial benach- 
teiligte und sogenannte lembehinderte Kinder und Jugendliche. Daher wurde 
im gleichen Rundschreiben zur Anmeldung auch anderer integrationspäda- 
gogischer und inklusionsorientierter Forschungsarbeiten und Theoriebeiträge 
eingeladen. So hat sich ein facettenreiches Tagungsprogramm mit dem ge- 
wünschten Schwerpunkt und mit ebenso erwünschten Ergänzungen ergeben. 
Es ist eine der ersten Fachtagungen in deutscher Sprache unter dem Begriff 
Inklusion. 
Ist Inklusion bereits ein definierter FachbegrifF? Wer die angelsächsische 
pädagogische Fachliteratur verfolgt, weiß, dass der dort immer häufiger an- 
zutreffende Begriff „inclusion“ (bzw. inclusive education, inclusive school 
etc.) keineswegs einheitlich verwendet wird. Man kann dort mindestens drei 
nach Stringenz und Inhalt unterscheidbare Bedeutungen von „inclusion“ 
ausmachen: 
1. Inklusion gleich Integration (mainstreaming), die Wörter sind gleichbe- 
deutend und austauschbar; 
2. Inklusion gleich optimierte Integration, Schwächen der real existieren- 
den (schulischen) Integrationspraxis werden bei Inklusion systematisch ver- 
mieden; 
3. Inklusion gleich optimierte und erweiterte Integration; darauf gehe ich 
unten noch näher ein (vgl. auch SANDER 2002,144-152). 
11 
Das zeigt: Nicht jedes amerikanische Inklusions-Konzept stellt einen Fort- 
schritt gegenüber in Deutschland verbreiteten Integrations-Konzepten dar. In 
Deutschland gibt es theoretisch fundierte Integrationskonzepte seit 30 Jahren: 
1973 hat der DEUTSCHE BILDUNGSRAT seine umfangreiche behindertenpäda- 
gogische Empfehlung veröffentlicht (DEUTSCHER BILDUNGSRAT 1973) und 
damit einen Wendepunkt im sonderpädagogischen Denken gesetzt. Seither 
gab und gibt es in der Integrationspraxis und vielleicht noch stärker in der 
Theorie viele Weiterentwicklungen unterschiedlicher Tragweite. Das Auf- 
greifen des Inklusionsbegriffs in der heutigen deutschen Fachsprache erleich- 
tert die wünschenswerte Intemationalisierung der Theoriediskussion. Mir 
erscheint insbesondere das Konzept von Inklusion als optimierter und erwei- 
terter Integration geeignet, den aktuellen und künftigen Entwicklungen als 
ein gemeinsames Richtziel zu dienen. Das möchte ich inhaltlich ein Stück 
weit verdeutlichen. 
In Kanada und den USA entwickelte sich „inclusion“ seit den späten 80er 
Jahren nach und nach zum pädagogischen Fachwort (vgl. auch JüLICH 1996, 
300fF.), und seit der von der UNESCO einberufenen „World Conference on 
Special Needs Education“ 1994 in Salamanca wurde Inklusion zunehmend 
auch zum internationalen pädagogischen Fachwort. Die Dokumente der Sa- 
lamanca-Konferenz sind - so heißt es im UNESCO-Abschlussbericht - 
„durchdrungen von dem Prinzip der ,Inklusion’ und von dem Bewusstsein 
der Notwendigkeit, auf eine Schule für alle hinzuarbeiten“ (UNESCO 1995, 
Preface; Übersetzung A.S.). Im englischen Text der verabschiedeten SALA- 
MANCA-ERKLäRUNG (SALAMANCA-STATEMENT 1994) ist dementsprechend 
häufig von inclusion, inclusive education, inclusive schools die Rede, wäh- 
rend die offizielle deutschsprachige Übersetzung (SALAMANCA-ERKLäRUNG 
1996) die damals neue Begrifflichkeit noch nicht verwendete, sondern mit 
unsem herkömmlichen Bezeichnungen Integration, integrative Bildung, inte- 
grative Schule auszukommen suchte. Wenn Inklusion aber nichts anderes 
bedeutet als Integration, kann und sollte man in der Tat auf das neue Wort 
verzichten. 
Viele Fachleute unterscheiden jedoch zwischen Integration und Inklusion. 
Der Schweizer Heilpädagoge ALOIS BURL!, ein guter Kenner der internatio- 
nalen Behindertenpädagogik, sieht mit dem Konzept der Inklusion sogar eine 
gänzlich neue historische Entwicklungsphase beginnen, die der Phase der 
Integration nachfolgt (siehe Abbildung 1). Die in der Abbildung dargestellten 
historischen Phasen Exklusion, Separation, Integration und Inklusion traten 
bzw. treten in der Realität nicht trennscharf nacheinander auf, sondern über- 
lappten und überlappen sich (BÜRLl 1997, 55). Das deutsche Schulwesen be- 
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Abb. 1: Entwicklungsphasen in der Sonderpädagogjk (BÜRLI1997) 
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findet sich, wie die Schülerstatistik sehr deutlich zeigt, zahlenmäßig ganz 
überwiegend noch in der Separationsphase: Laut Schülerstatistik der Kultus- 
ministerkonferenz waren im Schuljahr 2000/01 von insgesamt 487.904 Schü- 
lern und Schülerinnen mit Sonderpädagogischem Förderbedarf immer noch 
419.474 oder fast 86 % in Sonderschulen separiert und nur 68.430 oder gera- 
de 14 % in Regelschulen integriert (SEKRETARIAT 2002, VII-IX). Die Phase 
der Exklusion, also des Ausschlusses von jeglichem Schulbesuch, gilt in 
Deutschland als überwunden. Ich sage bewusst: gilt als überwunden; denn es 
gibt immer noch Bundesländer, deren Rechtsbestimmungen den Ausschluss 
schwermehrfachbehinderter Kinder von jeglichem Schulbesuch vorsehen. 
Die Integrationsphase hat inzwischen in fast allen Bundesländern begon- 
nen, wenn auch sehr unterschiedlich nach Quantität und Qualität, und sie hat 
in einigen Ländern - unter ihnen übrigens auch das Saarland - immerhin 
bereits die Quote von 20 % der behinderten Schüler und Schülerinnen über- 
schritten. 
Die Inklusionsphase ist, anders als BÜRLls Schemazeichnung auf den 
ersten Blick nahelegt, nicht einfach dadurch gekennzeichnet, dass nun alle 
Kinder und Jugendlichen mit Sonderpädagogischem Förderbedarf die allge- 
meine Schule besuchen; der Unterschied zur Integration ist nicht einfach 
quantitativer Art, sondern liegt im Qualitativen und Konzeptionellen. Zur 
Verdeutlichung greife ich auf GORDON PORTER zurück. 
2 Inklusive Pädagogik in der Schule 
PORTER, einer der international bekanntesten Vertreter des Inklusionskonzep- 
tes im Schulwesen, hat als kanadischer Schulinspektor in seinem Schulbezirk 
in der Provinz New Brunswick das Inklusionskonzept schon in den frühen 
90er Jahren flächendeckend durchgesetzt und zusammen mit seinen Schullei- 
tern und -leiterinnen, seinen Lehrerinnen und Lehrern sehr ermutigende Er- 
fahrungen gesammelt. In seinem Beitrag „Critical elements for inclusive 
schools“ zu dem von europäischen Fachleuten herausgegebenen Sammelband 
„Inclusive education“ (PUL, MEüER & HEGARTY 1997) stellt PORTER fünf 
wesentliche Unterschiede zwischen dem traditionellen Ansatz und dem In- 
klusions-Ansatz heraus (vgl. auch HINZ 2000, 235). Es ist bemerkenswert, 
dass die uns vertraute und in Deutschland noch längst nicht durchgesetzte 
schulische Integration hier bereits dem „traditional approach“ zugerechnet 
wird. Anhand der fünf Unterscheidungen lässt sich das Inklusionskonzept 
näher bestimmen. 
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Tab. 1: Alternative perspectives on special education practice (PORTER 1997) 
Traditional approach Inclusionary approach 
(1) Focus on student 
(2) Assessment of student by specialist 
(3) Diagnostic/ prescriptive outcomes 
(4) Student programme 
(5) Placement in appropriate programme 
Focus on classroom 
Examine teaching/ learning factors 
Collaborative problem-solving 
Strategies for teacher(s) 
Adaptive and supportive regular 
classroom environment 
Quelle: PORTER 1997, 72 
2.1 Erste Unterscheidung 
„Focus on student — Focus on classroom“: Im traditionellen Integrationsan- 
satz steht oft das einzelne behinderte Kind losgelöst im Fokus der organisato- 
rischen und pädagogischen Maßnahmen. Die schulische Integration des Kin- 
des wird durch die Zuweisung einer bestimmten Anzahl von Unterstützungs- 
stunden und erforderlichenfalls bestimmter sonstiger Hilfen ermöglicht, und 
die übrige Schulklasse wird dabei weniger beachtet und häufig nur so behan- 
delt wie ohne Integration üblich. Es findet keine Kind-Umfeld-Analyse statt, 
oder es werden keine ernsthaften Konsequenzen für die Klasse daraus gezo- 
gen. Integration wird oft nur additiv gehandhabt und nicht ökosystemisch, 
wird als Platzierung in die Regelschulklasse verstanden und nicht als Prozess 
mit der ganzen Klasse. Anders im Inklusionsansatz: Da steht die Klasse als 
Ganzes mit allen Kindern, mit all ihren personellen und materiellen Bedin- 
gungen und Beziehungen im Zentrum. Der Inklusionsansatz ist also ein kon- 
sequent systemischer Ansatz, er hat die ganze Gruppe samt ihren schulischen 
Rahmenbedingungen im Fokus (vgl. HINZ 2002, 357). Zum System Schul- 
klasse gehören alle Mitschüler und Mitschülerinnen in gleicher Weise. Dar- 
aus folgt sowohl in systemtheoretischer wie auch in pädagogisch-ethischer 
Konsequenz: Inklusion darf sich nicht auf behinderte Kinder beschränken, 
sondern muss alle Schüler und Schülerinnen der Klasse mit all ihren Indivi- 
dualitäten einbeziehen. Das wurde auf der internationalen Ebene schon durch 
die Salamanca-Erklärung verkündet. In ihrem Handlungsteil, dem sogenann- 
ten „Aktionsrahmen zur Pädagogik für besondere Bedürfnisse“, kann man 
lesen: 
„Das Leitprinzip, das diesem Rahmen zu Grunde liegt, besagt, dass Schulen alle Kinder, 
unabhängig von ihren physischen, intellektuellen, sozialen, emotionalen, sprachlichen oder 
anderen Fähigkeiten aufhehmen sollen. Das soll behinderte und begabte Kinder einschließen. 
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Kinder von entlegenen oder nomadischen Völkern, von sprachlichen, kulturellen oder ethnischen 
Minoritäten, sowie Kinder von anders benachteiligten Randgruppen oder -gebieten.“ (SALA- 
MANCA-ERKLäRUNG 1996, 14; im Original sind im zweiten Satz auch „street and working 
children“ genannt, sie fehlen in der deutschen Übersetzung.) 
Diese Ausweitung der bisherigen integrativen zu einer solchen inklusiven 
Pädagogik für alle benachteiligten Schülergruppen und für jedes Kind geht 
offenkundig über das traditionelle sonderpädagogische Arbeitsfeld weit hin- 
aus. Sie macht gemeinsame Theorie- und Praxisentwicklungen von Regel- 
schulpädagogik, Sonderpädagogik, interkultureller Pädagogik (früher: Aus- 
länderpädagogik), Sozialpädagogik und weiteren Teildisziplinen dringend 
erforderlich. In Deutschland wird seit Anfang der 90er Jahre eine „Pädagogik 
der Vielfalt in Gemeinsamkeit“ (PRENGEL 1993; Hmz 1993; PREUSS- 
LAüSITZ 1993) postuliert, die diesem Anliegen weitgehend entspricht, aber 
bisher nur wenig Resonanz in der allgemeinen Erziehungswissenschaft ge- 
funden hat (Hmz 2002, 355). 
Der „Fokus auf der Klasse“ statt auf dem behinderten Kind soll natürlich 
nicht dazu fuhren, dass die Individuallage des Kindes übersehen wird. Aber 
alle Kinder leben in Individuallagen, und die inklusive Klasse will allen indi- 
viduell entsprechen. Wer besondere Unterstützung und Zuwendung braucht - 
wie etwa sozial benachteiligte und lemschwache Kinder -, benötigt dafür in 
der inklusiven Schule kein Behinderungsetikett. 
2.2 Zweite Unterscheidung 
„Assessment 0f student by specialist - Examine teaching/ learning factors“: 
Im traditionellen Verfahren wird das auffällige Kind durch einen von der 
Regelschule herbeigerufenen Spezialisten begutachtet; der Spezialist (Son- 
derschullehrer bzw. Sonderschullehrerin) diagnostiziert die Schwächen und 
Ausfälle des Kindes und teilt sie, falls das Kind in der Regelschule verblei- 
ben darf, der Regelschule zusammen mit einigen kindbezogenen Förderemp- 
fehlungen mit. Die Schwächen werden dem behinderten Kind zugeschrieben, 
sozusagen zu Bestandteilen seiner Persönlichkeit gemacht; dahinter steht das 
traditionelle medizinische Modell. In einer inklusiven Schule hingegen wer- 
den nicht in erster Linie die behinderten oder anders auffälligen Kinder diag- 
nostiziert und losgelöst begutachtet, sondern in erster Linie werden die tat- 
sächlich vorhandenen Lehr- und Lembedingungen in der Klasse analysiert. 
Diese Bedingungen sind grundsätzlich leichter veränderbar als Gegebenhei- 
ten in der Person des Kindes. Genau hier setzt bekanntlich auch die ökosys- 
temische Diagnostik an. Während die daraus abgeleitete Kind-Umfeld- 
Diagnose aber auf ein einzelnes Kind und sein Umfeld gerichtet ist, geht es 
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der inklusiven Schule zugleich um die ganze Klasse. Lehr- und Lembedin- 
gungen sollen so gestaltet werden, dass alle Kinder in der inklusiven Klasse 
nach ihren individuellen Möglichkeiten lernen und arbeiten und Freude ha- 
ben können. Leistungsunterschiede können dadurch in aller Regel nicht auf- 
gehoben werden. Sie aufzuheben gehört selbstredend nicht zu den erklärten 
Zielen inklusiver Bildung. Inklusive Bildung hat vielmehr die Anerkennung 
der Normalität von Verschiedenheit zum Ziel und in diesem Rahmen die 
Leistungsförderung und Persönlichkeitsentwicklung aller Individuen. 
2.3 Dritte Unterscheidung 
„Diagnostic/ prescriptive outcomes - Collaborative problem-solving“: Nach 
GORDON PORTERS Übersicht gehört in vielen Ländern zum traditionellen 
Verfahren, dass der Spezialist oder die Spezialistin die diagnostischen Ergeb- 
nisse darstellt und mehr oder weniger ausführliche präskriptive Folgerungen 
für die praktische Arbeit mit dem lemschwachen oder behinderten Kind dar- 
aus ableitet. Häufig ist die Zuordnung des Kindes zu einer bestimmten Be- 
hinderungskategorie schon ausschlaggebend für die pädagogischen Präskrip- 
tionen. Eine solche, aus der älteren Sonderpädagogik überkommene schlichte 
Denkweise ist in einigen deutschen Bundesländern immer noch üblich. In 
anderen Bundesländern wurde immerhin die kooperative Beratung mehrerer 
Experten und Expertinnen mit unterschiedlichen Perspektiven in einem dia- 
gnostischen Team eingeführt, meist Förderausschuss genannt. Der Förder- 
ausschuss ist ein Gremium für kooperatives Problemlosen und entspricht 
somit einem wichtigen Merkmal des Inklusionsansatzes. Kooperatives Prob- 
lemlosen in der inklusiven Schule findet aber nicht nur in formellen Gremien 
statt, sondern beispielsweise schon dann, wenn Regelschul- und Ambulanz- 
lehrerin im Schulalltag über eine aktuelle Schwierigkeit beraten. Zur voll 
entwickelten inklusiven Schule gehören keine Förderausschüsse mehr, soweit 
sie nur für einzelne Kinder in der Klasse eingerichtet wären; denn solche 
Einrichtungen heben allzu leicht die betreffenden Kinder im Bewusstsein der 
Lehrpersonen von der übrigen Klasse ab und verstellen den Blick auf die 
Tatsache, dass jedes Kind der Klasse ein besonderes Kind ist. 
Treten in einer inklusiven Schulklasse intensivere Schwierigkeiten auf, so 
können sie im größeren Kollegenkreis gemeinsam beraten werden. Wann 
immer es zweckmäßig erscheint, sollen betroffene Eltern und Jugendliche an 
den Beratungen teilnehmen. Ihre Mitwirkung ist keinesfalls von nebensächli- 
cher Bedeutung. In der inklusiven Schule entscheidet nämlich nicht prinzi- 
piell die Klassenlehrerin oder eine sonstige Person aus der Hierarchie; viel- 
17 
mehr soll „adhocracy“ herrschen. Mit diesem Begriff, hergeleitet von „ad 
hoc“, bezeichnet der amerikanische Pädagoge THOMAS SKRTIC (nach BIEWER 
2001, 267) das Problemlösungsverhalten in nicht-autokratischen Reform- 
schulen mit häufig wechselnden Kompetenzen. Wer in der Problembera- 
tungsrunde ad hoc den besten Vorschlag macht, dessen Vorschlag wird um- 
gesetzt - möglichst unter seiner Mitwirkung. SKRTIC empfiehlt inklusiven 
Schulen solche „Adhocratie“ (BIEWER a.a.O.). 
Bei Problemen, zu deren Bewältigung klassenübergreifende und struktu- 
relle Änderungen erforderlich erscheinen, müssen auch die Schulleitung, das 
Gesamtkollegium und eventuell weitere Personen mitwirken. Die inklusive 
Schule ist eine bewusst sich weiterentwickelnde Schule. Nicht allein die 
Förderung benachteiligter Kinder, sondern die qualitative Weiterentwicklung 
der ganzen Schule ist das Anliegen. Das kommt allen Schülerinnen und 
Schülern mit ihren unterschiedlichen und natürlich auch mit ihren ähnlichen 
Bedürfnissen zu Gute. 
2.4 Vierte Unterscheidung 
„Student programme - Strategies for teachers“: Der traditionelle Integrati- 
onsansatz sieht ein individuell zugeschnittenes Erziehungs- und Unterrichts- 
programm für das behinderte Kind vor, in vielen Ländern sogar einen förmli- 
chen sogenannten Individuellen Förderplan (IFP). Der IFP führt leicht zur 
Besonderung eines Integrationskindes in der Regelschulklasse. Schon die 
Bezeichnung Individueller Förderplan kann diese Fehlentwicklung einleiten, 
weil manche Lehrpersonen individuelle Förderung mit separierter Förderung 
gleichsetzen, obwohl ganz im Gegenteil der IFP eine individualisierte Förde- 
rung im Rahmen des gemeinsamen Lernens und Lebens der Schulklasse 
meint. Viele Fachleute sprechen deshalb lieber vom „Individualisierten För- 
derplan“; denn bei genauem Wortverständnis besagt das, dass von einem 
gemeinsamen Lehrplan ausgegangen wird, dessen Themen so weit wie erfor- 
derlich angepasst, transponiert, also individualisiert werden (SANDER 2003, 
67). Viele Mitschüler und Mitschülerinnen - bei genauer Betrachtung eigent- 
lich alle Kinder - würden durch individualisierte Förderung ebenfalls bessere 
Fortschritte machen. Eine Klasse mit Förderplänen für nur einige Kinder 
wird schwerlich zur inklusiven Klasse (vgl. BOBAN & HINZ 2000, 133). 
Die inklusive Schule braucht statt der Förderpläne für einzelne Schüler 
und Schülerinnen Strategien und Handlungskompetenzen der Lehrpersonen 
für die ganze Klasse mit all ihren Individualitäten. Die Lehrerinnen und Leh- 
rer sollen kollegial gestärkt werden, damit sie jedem Kind bei seinem Lernen 
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und sonstigen Tun im Rahmen von offenem Unterricht Unterstützung und 
Anregung geben können, aber auch Regeln und Ziele geben können. Stär- 
kung der Lehrkräfte in ihrer professionellen Kompetenz und in ihrer pädago- 
gischen Freiheit soll insbesondere durch kollegiale Zusammenarbeit erfolgen. 
Stärkung der Lehrpersonen ist eine zentrale Aufgabe der Schulentwicklung. 
Die Vorschriften über Förderpläne sind in manchen Ländern - so auch im 
Saarland - davon abhängig, ob zielgleiche oder zieldifferente Integration 
erfolgt. In einer inklusiven Schule gibt es diese formale Unterscheidung nicht 
mehr, weil dort anerkannt ist, dass jedes Kind mehr oder weniger zieldiffe- 
rent lernt. Der überwiegend offene Unterricht in inklusiven Klassen ermög- 
licht jedem Kind das Lernen auf seinem Niveau. 
2.5 Fünfte Unterscheidung 
„Placement in appropriate programme - Adaptive and supportive regular 
classroom environment“: Im Rahmen des traditionellen Ansatzes werden 
behinderte Kinder in ein geeignetes schulisches Programm platziert. Das ist 
in Deutschland immer noch meistens eine Sonderschule, nur in langsam 
steigender Quote ist es eine der integrativen Organisationsformen in unserer 
Schullandschaft. Die Organisationsform präjudiziert weitgehend das pädago- 
gische Programm, das in ihr verwirklicht wird. Man kann in Deutschland 
ungefähr ein Dutzend Formen innerhalb des „traditional approach“ unter- 
scheiden. In Anlehnung an ein älteres amerikanisches Modell, die sog. Um- 
gekehrte Pyramide (DüNN 1973, 37), habe ich bei anderer Gelegenheit 
(SANDER 1996, 175f.; s. auch SANDER 2003, 36) die in Deutschland vorfind- 
baren Organisationsformen nach dem Grad der schulischen (und potentiellen 
außerschulischen) Integration geordnet: 
1. Regelklasse ohne sonderpädagogische Betreuung 
2. Regelklasse mit Beratungsprogramm 
3. Regelklasse mit vorübergehendem Förderunterricht 
4. Regelklasse mit Ambulanzlehrersystem (Stützlehrersystem) 
5. Regelklassen in einer Schule mit Resource-Room 
6. Integrationsklasse mit Zwei-Pädagogen-System, 
a. mit gleichem Einzugsbereich für alle Schüler und Schülerinnen, 
b. mit erweitertem Einzugsbereich für die behinderten Schüler und 
Schülerinnen 
7. Kooperative Sonderklasse in einer Regelschule 
8. Separierte Sonderklasse in einer Regelschule 
9. Kooperative Sonderschule bei einer Regelschule 
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10. Sonderschule mit zusätzlichen nichtbehinderten Schülern und Schüle- 
rinnen 
11. Separierte Sonderschule 
12. Offene Heimsonderschule 
13. Separierte Heimsonderschule. 
Die Anordnung zeigt einen kleinschrittigen Übergang zwischen separativen 
und integrativen Settings für behinderte Kinder und Jugendliche. Nicht in 
jedem deutschen Bundesland stehen alle 13 Formen zur Verfügung. 
Während also gemäß dem traditionellen Ansatz das behinderte Kind in die 
passende Institution platziert wird, wird gemäß dem Inklusionsansatz die 
Ausstattung und Arbeitsweise der Regelklasse so geändert, dass sie für jedes 
Kind passt und alle Kinder unterstützt. Jede Klasse der Regelschule hat diese 
Aufgabe; denn inklusive Bildung darf nicht auf einzelne Klassen oder aus- 
gewählte Schulen beschränkt werden. Dem Inklusionskonzept entspricht 
naturgemäß das Prinzip der Wohnortnähe, um die in der Schule ermöglichte 
Gemeinsamkeit auch im Freizeitbereich zu unterstützen. 
3 Schlussbemerkungen 
Soweit einige Überlegungen im Anschluss an GORDON PORTER. PORTER ist 
ein Schulentwickler. Inklusion muss selbstverständlich über die Schule hin- 
ausreichen, wenn eine inklusive Gesellschaft entstehen soll; sie muss das 
vorschulische Alter, das außerschulische Leben, den Berufsbereich, die Frei- 
zeiträume in gleicher Weise ernst nehmen. Die inklusive Gesellschaft ist eine 
Vision, die aktuell in der MADRID DECLARATION vom März 2002 verkündet 
wird. Die MADRID DECLARATION ist das Dokument, das dem Europäischen 
Jahr der Menschen mit Behinderung 2003 zu Grunde liegt. Unter der Über- 
schrift „Non discrimination plus positive action results in social inclusion“ 
werden alle Lebensbereiche in die Inklusionsbestrebungen einbezogen 
(MADRID DECLARATION 2002; vgl. auch HAUSOTTER im vorliegenden Band). 
In dieser Hinsicht erscheint mir die Erklärung von Madrid richtungsweisend. 
Wenn sie in schulpolitischer Hinsicht auch eher zurückhaltend und letztlich 
unverbindlich bleibt - wie man es von politischen Kompromisspapieren 
gewöhnt ist, die die Bedeutung der Schule für die gesellschaftliche Integrati- 
on zu übergehen pflegen so lenkt sie doch die allgemeine Aufinerksamkeit 
vom engen Fokus Schule weg auf alle Lebensbereiche; und dabei legt sie der 
angestrebten Inklusionsentwicklung ein Verständnis zu Grunde, das wir als 
ökologischen Mehrebenenansatz bezeichnen können. Insoweit steht unsere 
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Fachtagung im Einklang mit der MADRID DECLARATION und fugt sich ein in 
das Europäische Jahr der Menschen mit Behinderung. 
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Helga Deppe-Wolfmger 
Integrationskultur - am Anfang oder am Ende? 
„Wir haben im Lande zwar noch keine verbreitete Integrationskultur, aber an 
vielen Orten eine starke und wachsende Integrations-Subkultur“ - schrieb 
Alfred Sander im Jahre 1998 (SANDER 1998, 301). Trifft diese Aussage auch 
fünf Jahre später noch zu? Ist die Entwicklung einer Integrationskultur zwi- 
schenzeitlich vorangekommen, treten wir auf der Stelle oder weht uns gar ein 
schärferer Wind ins Gesicht? 
SANDER möchte von einer Integrationskultur dann sprechen, „wenn in 
einer Gesellschaft oder gesellschaftlichen Gruppierung viele Menschen men- 
tale Einstellungen und habituelle Verhaltensmuster auf weisen, die auf Nicht- 
aussonderung behinderter Menschen gerichtet sind. Integrationskultur entwi- 
ckelt sich in der Praxis, sie kann nicht von Theoretikern oder Funktionären 
herbeigeredet werden“ (ebd., 292). Wie aber entstehen mentale Einstellungen 
und habituelle Verhaltensmuster? Wo können wir sie in der Praxis aufspü- 
ren? Und welche gesellschaftlichen Voraussetzungen müssen gegeben sein, 
um eine Integrationskultur zu befördern? 
Ich möchte mich dem Konstrukt Integrationskultur in drei Schritten annä- 
hem: über den Kulturbegriff, über den Integrationsbegriff und über den In- 
klusionsbegriff. Dabei wird die Schule im Mittelpunkt stehen. SANDER hat 
mit Recht daraufhingewiesen, dass die Entwicklung einer spezifischen Integ- 
rationskultur an vielen Orten im Lande stattfindet: in Selbsthilfegruppen, in 
Vereinen, in Organisationen und Gremien, auch in Politikfeldem, in denen 
für die Integration behinderter Menschen gestritten wird. Im Saarland gibt es 
ein beeindruckendes Netzwerk solcher Organisationen, allen voran den El- 
temverein „Miteinander Leben Lernen“. Die größte gesellschaftliche Veran- 
staltung unserer Kultur stellt jedoch die Schule dar, sie leistet einen bedeut- 
samen Beitrag zur kulturellen Entwicklung einer Stadt, einer Region, eines 
Landes. Die Schule beansprucht die lernfähigsten und vitalsten Jahre der 
Menschen, „sie frisst“ - wie NEGT sagt - zwar „nicht die Kinder, wohl aber 
die Kindheit und Jugend“ (NEGT 1997, 41). Die Schule ist neben der Familie 
der wichtigste Ort, an dem mentale Einstellungen und habituelle Verhaltens- 




Über Kultur zu sprechen, ist ein gewagtes Unterfangen, weil die Bedeutung 
des Begriffs vage und unübersichtlich ist. Nicht nur in der Alltagssprache, 
sondern auch in den einschlägigen Fachdisziplinen, selbst in den Kulturwis- 
senschaften“, gibt es ein schier unüberschaubares Feld unterschiedlicher 
Verwendungen des Kulturbegriffs. Die Spannbreite reicht von der Gleichset- 
zung von Kultur und Gesellschaft bzw. Kultur und Zivilisation (als Gegenpol 
zur Barbarei) bis hin zu einer engen Sicht auf Kultur als Produkt geistiger 
Tätigkeit'. Freilich sind nahezu allen Konzepten drei Perspektiven gemein- 
sam: 
1 Kultur beinhaltet individuelle und kollektive Verhaltensorientierungen, 
die sich aus Traditionen, Riten, Werten, Attitüden und Regeln speisen 
2. Kultur stellt einen Prozess tätiger Gestaltung der Umwelt durch die 
Menschen dar 
3. Zentraler Bezugspunkt aller Kulturprozesse ist die Bildung der Men- 
schen 
Aus sozialwissenschaftlicher Perspektive hat BOURDIEU den Begriff der 
Kultur ausdifferenziert. Für ihn stellt Kultur eine Kapitalform1 2 dar, welche 
ein „grundlegendes Prinzip der inneren Regelmäßigkeit der sozialen Welt“ 
repräsentiert (BOURDIEU 1997, 49). Kulturelles Kapital in verinnerlichtem 
Zustand ist an den einzelnen Menschen gebunden. Über Sozialisation, Erzie- 
hung und Bildung entwickelt der Mensch Fähigkeiten, die zu einem festen 
Bestandteil seiner Person, zum ,Habitus* werden. Aus ,Haben* wird ,Sein*. 
Kulturelles Kapital in institutionalisiertem Zustand ist an Institutionen ge- 
bunden, die Abschlüsse und Titel vergeben und damit ein Zeugnis für kultu- 
relle Kompetenz ausstellen, „das seinem Inhaber einen dauerhaften und 
rechtlich garantierten konventionellen Wert überträgt“ (ebd., 61). Das Erzie- 
hungssystem leiste einen zentralen Beitrag zur Reproduktion der Sozialstruk- 
tur, „indem es die Vererbung von kulturellem Kapital sanktioniert“ (ebd., 
55). 
Warum erscheint mir die Theorie BOURDIEUS bedeutsam für unser Thema 
„Integrationskultur“? BOURDIEU hat auf zwei Dimensionen aufmerksam 
gemacht, die erklären können, warum Integration in unserer Gesellschaft 
1 Vgl. zum Begriff der Kultur: MAASE 1990 und DIEHM/ RADTKE 1999, Kapitel II. 
2 BOURDIEU unterscheidet zwischen drei Kapitalformen: das ökonomische, das soziale und das 
kulturelle Kapital. Kulturelles Kapital existiere in verinnerlichtem, inkorporiertem Zustand, in 
objektiviertem Zustand und in institutionalisiertem Zustand (vgl. BOURDIEU 1997, 49-79). 
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keine Selbstverständlichkeit ist: Zum einen reproduziert und sanktioniert 
Kultur Hierarchien in der Sozialstruktur und im Bildungswesen. „Die Kultur 
ist hierarchisch organisiert und sie trägt zur Unter- und Überordnung von 
Menschen bei" (ebd., 27). Zum zweiten wirken kulturelle Prozesse als „ver- 
borgene Mechanismen der Macht“, die über Bedeutungen und Symbole auf 
dem Weg der sozialen Vererbung weitergegeben werden. 
Wie sehr diese „verborgenen Mechanismen der Macht“ gerade auch die 
deutsche Schulkultur prägen, möchte ich im folgenden an der PISA-Studie 
aufzeigen (vgl. DEPPE-WOLFINGER 2003). Ich wähle die PISA-Studie deshalb 
als Beispiel, weil sie mit einem Dogma bricht: mit dem Dogma, dass Schü- 
ler(innen) nur in homogenen Lemgruppen gut gefordert werden können und 
es hierzu eines hoch selektiven Schulsystems bedarf. 
Im Mittelpunkt der PISA-Studie steht die Lesekompetenz der Schü- 
ler(innen) in Deutschland. Lesekompetenz stellt im Sinne BOURDIEUS kultu- 
relles Kapital“ sowohl des einzelnen Menschen als auch der Gesellschaft in 
ihrer Gesamtheit dar. Die Ergebnisse der PISA-Studie alarmieren hinsichtlich 
der kulturellen Standards in Deutschland: fast 23 % der Jugendlichen sind 
nicht in der Lage, einfache Texte zu entschlüsseln und Verbindungen zwi- 
schen Informationen im Text und ihrem Alltagswissen herzustellen. Sie wei- 
sen insbesondere bei den Aufgaben Schwächen auf, die das Reflektieren und 
Bewerten von Texten erfordern (BAUMERT 2001, 103). 10 % der Schü- 
lerinnen) erreichen noch nicht einmal die unterste Kompetenzstufe3. Diese 
Gruppe besteht zu zwei Dritteln aus Jungen und besucht überwiegend Haupt- 
und Sonderschulen (ebd., 117). Migrantenkinder gehören häufiger zur Grup- 
pe der „Risikoschüler(innen)“ als deutsche Kinder, freilich ist auch der Anteil 
deutscher Kinder unter den schwächsten Leser(mne)n vergleichsweise hoch. 
Und eine weitere Besonderheit prägt die deutsche Situation: Der Leistungs- 
abstand zwischen den leistungsschwächsten und den leistungsstärksten Schü- 
lerinnen ist im Vergleich zu anderen Ländern deutlich am größten (ebd., 
105). Im oberen Bereich entsprechen die Leistungen der Jugendlichen weit- 
gehend den internationalen Ergebnissen, überdurchschnittliche Ergebnisse 
wurden indessen nicht erreicht (ebd., 109). 
Welche Erklärungen bietet die PISA-Studie für die wenig erfolgreiche 
Förderung schwacher Schüler(innen) in Deutschland und für die große Streu- 
breite innerhalb der ermittelten Leistungen? Unter der Vielzahl von unter- 
suchten Variablen wird von den Autoren der Zusammenhang von sozialer 
3 Im Durchschnitt aller OECD-Staaten sind 6 % der Schüler(innen) nicht den Anforderungen der 
untersten Kompetenzstufe gewachsen (vgl. BAUMERT 2001,103). 
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Herkunft und Kompetenzerwerb für besonders bedeutsam eingeschätzt4. 
Dieser Zusammenhang werde im wesentlichen über die Schulformzugehö- 
rigkeit vermittelt und falle umso straffer aus, je länger ein Fach in differen- 
zierten Schulformen unterrichtet werde (ebd., 365/ 386). Soziale Disparitäten 
addieren sich über die Bildungskarriere hinweg jeweils an den „Gelenkstellen 
von Bildungslaufbahnen“, d.h. an den Übergängen von einer Schulform zur 
anderen. Eine herausragende Rolle spiele der Übergang von der Grundschule 
in die weiterführenden Schulen: hier komme es zu gravierenden sozialen 
Disparitäten. Die frühe Segregation der Schülerinnen) nach vier bzw. sechs 
Schuljahren führe zur Bildung homogener Leistungsgruppen, und zwar nicht 
nur in, sondern auch zwischen den Schulen eines Schultyps. „Im internatio- 
nalen Vergleich gibt es kaum leistungshomogenere Sekundarstufenschulen 
als in Deutschland“ (ebd., 454). Dies gilt vor allem für Haupt- und Sonder- 
schulen. Leistungshomogenität der Schüler(innen)gruppe geht einher mit 
Ausleseprozessen innerhalb der Schulformen: Verspätete Einschulungen5 und 
häufige Klassenwiederholungen6 führen zu erheblichen Verzögerungen in der 
Schullaufbahn, ohne dass die betroffenen Schülerinnen) bessere Schulleis- 
tungen erbringen. Resümierend äußern die Autoren der PISA-Studie Zweifel 
an der pädagogischen Wirksamkeit von verspäteten Einschulungen und Klas- 
senwiederholungen (ebd., 475). 
Während in Deutschland alle Anstrengungen im Bildungswesen auf die 
Homogenisierung der Schülergruppen gerichtet sind, werden Kinder und 
Jugendliche aus sozial schwachen Familien in anderen OECD-Ländem er- 
folgreicher gefordert, vor allem in den Ländern, in denen in den siebziger 
Jahren des vorigen Jahrhunderts weitreichende Schuheformen durchgefuhrt 
wurden. Durch weniger selektierende Schulformen, Ganztagsschulen und 
eine Pädagogik, die unabhängig von der Zusammensetzung der Herkunftsfa- 
milien stärker nach den individuellen Stärken und Schwächen der Schü- 
ler^ innen) fragt, könne es gelingen, die Auswirkungen der sozialen Herkunft 
zu begrenzen - so die Autoren der PISA-Studie. Die Verminderung sozialer 
Disparitäten zwischen den Schultypen komme im übrigen auch den leis- 
4 Familienformen, aus denen die Kinder stammen, haben dagegen nur eine nachrangige Bedeu- 
tung für Misserfolge in der Schule. So weisen Kinder aus Scheidungsfamilien und von Alleiner- 
ziehenden ebenso gute Schulerfolge auf wie Kinder aus vollständigen Familien, wenn Schulform 
und Sozialschicht korrelieren (ebd., 481). 
5 Etwa 12 % aller Kinder werden in Deutschland bei der Einschulung zunächst um ein Jahr 
zurückgestellt (vgl. BAUMERT 2002,205). 
6 Der Anteil der Schülerinnen), die eine Klasse wiederholen, beträgt in den alten Bundesländern 
25 %, in den neuen Bundesländern 14,9 % (vgl. ebd, 206). 
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tungsstarken Schüler(inne)n zu gute. Die Heterogenität der Lemgruppen 
muss also nicht mit einer Absenkung des Leistungsniveaus verbunden sein. 
„Im Gegenteil: Eher deutet sich eine Tendenz an, dass bei einer Verminde- 
rung sozialer Disparitäten auch das Gesamtniveau steigt, ohne dass in der 
Leistungsspitze Einbußen zu verzeichnen wären“ (ebd., 393). 
Die enge Koppelung von sozialer Lage der Herkunftsfamilie und dem 
Kompetenzerwerb der nachwachsenden Generation, frühe und wiederholte 
Separation der Kinder in verschiedene Schulformen, eine sich öffnende Leis- 
tungsschere zwischen den Schulformen und homogene Leistungsgruppen 
innerhalb der Schulformen kennzeichnen also das deutsche Schulsystem nach 
PISA. Sie sind in hohem Maße verantwortlich für die schwachen Schulleis- 
tungen der Schüler(innen) in Deutschland. „Das deutsche Bildungswesen 
bewegt sich offenkundig in einem Teufelskreis. Die Selektion erzeugt das 
Problem, das sie lösen soll, indem sie schwächeren Schülern Bildungsmög- 
lichkeiten entzieht. Ihre Leistungsschwäche wird zum Anlass für zusätzliche 
Selektion“ (LENHARDT 2002, 19). Diese Diagnose ist nicht neu, wurde aller- 
dings bisher nur in Fachkreisen diskutiert. 
Das Festhalten an den überkommenen Schulstrukturen stellt eine bil- 
dixmgspolitische Entscheidung dar, die nicht ernsthaft an der Überwindung 
von milieubedingter Ungleichheit interessiert ist. Ein deutliches Indiz hierfür 
ist die Unterfinanzierung des Bildungswesens in Deutschland und das An- 
wachsen des Mitteleinsatzes je Schüler(in) von Schulstufe zu Schulstufe, 
welches - so BöTTCHER und KLEMM - die Privilegierten privilegiert und die 
Benachteiligten benachteiligt (BöTTCHER/ KLEMM 2000, 29). Seit der Re- 
formphase in den siebziger Jahren des 20. Jahrhunderts durchzieht die Bil- 
dungspolitik der Widerspruch zwischen dem Postulat der Chancengleichheit 
und der faktischen Reproduktion von Ungleichheit in einem hoch selektiven 
Schulsystem. Die Bildungschancen für die nachwachsende Generation haben 
sich durchaus erweitert — ein Beispiel hierfür ist die überdurchschnittliche 
Präsenz von Mädchen in weiterflihrenden Schulen. Die Ungleichheitsprob- 
leme wurden also für Teile der Jugend bearbeitet, „im Falle der Mädchen mit 
durchschlagendem Erfolg, im Falle der Unterschichtkinder mit nur geringem 
und nachlassendem Erfolg“ (DIEHM/ RADTKE 1999, 178). Zugleich aber wird 
die Verkettung von Bildung und Sozialchancen nicht nur akzeptiert, sondern 
ausdrücklich unterstützt. Mehr noch: sie spitzt sich in dem Maße zu, wie 
Denkmodelle des privaten Wirtschaftens Einzug in die Bildung halten (vgl. 
DEPPE-WOLFINGER 2002a). Im Bildungssystem stehen Leistung, Effizienz, 
Budgetierung der Haushalte, Kundenorientierung und Qualitätskontrolle ganz 
oben auf der Tagesordnung. Demokratisierung, soziale Gerechtigkeit und 
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Emanzipation als Ziel von Bildung fristen hingegen in der öffentlichen De- 
batte ein nachrangiges Dasein. Nicht zufällig fallen internationale Leistungs- 
vergleiche wie TEMSS und PISA in eine Zeit, in der die marktwirtschaftliche 
Logik von Wettbewerb und Konkurrenz alle Poren der Gesellschaft durch- 
dringt. 
In der auf Chancengleichheit ausgerichteten Debatte der siebziger Jahre 
bestand ein Minimalkonsens darüber, dass Märkte aus sich selbst heraus 
keine soziale Gerechtigkeit bewirken können und dass es deshalb politischer 
Interventionen bedarf - sowohl im Bildungssektor als auch in der Sozialpoli- 
tik. Heute ist Bildungspolitik dadurch gekennzeichnet, dass zwar Chancenge- 
rechtigkeit und Chancengleichheit postuliert werden, aber gleichzeitig die 
sozial segregierenden Strukturen für unverzichtbar erklärt werden. Zugespitzt 
formuliert: Im Namen des Gleichheitspostulats wird Ungleichheit produziert. 
Nun kann Bildungspolitik keine Sozialpolitik ersetzen, weil ihre Instrumente, 
soziale Disparitäten abzubauen, zweifellos begrenzt sind. Dennoch werfen 
die guten Schulleistungen in anderen Ländern ein Schlaglicht darauf, dass der 
vorhandene Spielraum in der Bildungspolitik noch lange nicht ausgeschöpft 
ist. 
Was hat dieses alles mit Kultur zu tun? Zum einen entwickelt sich Kultur 
nicht imabhängig von gesamtgesellschaftlichen Prozessen, nimmt vorherr- 
schende Interpretationsmuster auf und dient sie den Menschen als ,Habitus4 
an. „Die Kultur sieht sich heute dadurch bedroht, dass die ökonomischen und 
sozialen Bedingungen, in welchen sie sich zu entwickeln vermag, zutiefst 
von der Logik des Profits durchdrungen sind“ (BOURDIEU 2001, 88). Diese 
Gefahr besteht im Zuge der Globalisierung in allen entwickelten Industriena- 
tionen. Offenbar gibt es aber auch eine spezifisch deutsche Variante. LEN- 
HARDT (2002) bezeichnet sie als verzögerte Modernisierung. Die Expansion 
der weiterführenden Bildung, auch der Hochschulbildung, hinke in Deutsch- 
land hinter derjenigen vieler anderer demokratischer Staaten hinterher. Die 
deutsche Schule halte ungebrochen an dem Glauben an ungleiche und bil- 
dungsresistente Begabungen fest, weshalb der Bildungsanspruch gegenüber 
leistungsschwächeren Schülern frühzeitig zurückgenommen werde. Auch 
NEGT konstatiert, dass „in Phasen gesellschaftlicher Entmutigung die Nei- 
gung wächst, die Ungleichheit unter den Menschen auf biologische Fakto- 
ren... zurückzuführen“ (NEGT 1997, 341). BöTTCHER und KLEMM machen 
mit Verweis auf BOURDIEU darauf aufmerksam, dass die Prozesse der institu- 
tionellen Ausschließung und Abdrängung gleichsam „unsichtbar“ funktionie- 
ren, weil Begabung nicht mehr als „soziale Vererbung“ begriffen wird. „Ge- 
rade das Ignorieren der sozial bedingten Ungleichheit führt in der Logik des 
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Bildungswesens zu ihrer Verschärfung“ (BÖTTCHER/ KLEMM 2000, 23). 
LENHARDT bescheinigt der deutschen Schulkultur nicht nur einen Modemi- 
sierungsrückstand, sondern auch einen „durch nichts bewiesenen anthropolo- 
gischen Pessimismus“ und eine „kollektive Melancholie“, die sich gegen die 
Verallgemeinerung einer Bildung für alle und gegen die Idee einer offenen 
Gesellschaft richte (LENHARDT 2002). Dieses unterscheide sie von anderen 
Ländern mit stabilen demokratischen Traditionen, die mit großem Optimis- 
mus jedem Menschen universelle Bildungsfahigkeit attestieren, seine Leis- 
tungsorientierung bekräftigen, ihn mit anderen gemeinsam lernen lassen. 
Schulen, Lehrerinnen) und Schüler(innen) erfahren in diesen Ländern große 
öffentliche Unterstützung, weil Bildung im Interesse aller liegt. 
Und in der Tat: Die Ursachen für die PISA-Malaise in Deutschland schei- 
nen nicht nur in dem gegliederten Schulsystem zu liegen, auch nicht nur in 
einer unzulänglichen Pädagogik und Didaktik. Die von LENHARDT diagnosti- 
zierte Kollektive Melancholie1 in der deutschen Schulkultur spiegelt sich in 
dem schlechten Ruf unserer Schulen in der Öffentlichkeit wider. Oftmals 
wird den Schulen angelastet, was den Lebensverhältnissen geschuldet ist. 
Von Lehrer(inne)n wird erwartet, dass sie alle die Erziehungsaufgaben über- 
nehmen, die die Familie und das soziale Umfeld von Kindern heute nicht 
mehr wahmehmen (können). Diese negativen Zuschreibungen stehen im 
Gegensatz zu dem hohen Ansehen, das Lehrerinnen) z.B. in Finnland genie- 
ßen. Dort sind es auch oft die Schüler(innen) mit den besten Abschlüssen, die 
sich für den Beruf des Lehrers/ der Lehrerin entscheiden. 
Allerdings: die Kollektive Melancholie1, der ,anthropologische Pessimis- 
mus1 ist in Deutschland auch innerhalb der Schulen anzutreffen. Leh- 
rerinnen) verfügen über einen ausgeprägten „Aussonderungsblick“ (SCHÜ- 
LER 2000, 168), der die Sicht auf die Fähigkeiten von Schüler(inne)n ver- 
sperrt und stattdessen die Bewältigung pädagogischer Probleme in institutio- 
nellen Lösungen sieht. Nichtversetzung, Zuweisung zu unterschiedlichen 
Bildungsgängen nach dem vierten Schuljahr, Überweisung in niedrigere 
Schulformen, Ausschulungen - dieses alles gehört zu den hoheitlichen Auf- 
gaben der Lehrkräfte, die ihren Habitus prägen. Die Klage vieler Gymnasial- 
lehrerinnen), dass die Zahl der Schüler(innen) zunimmt, die nicht in ihre 
Schule „passen“, ist hierfür ein beredtes Beispiel. GOMOLLA und RADTKE 
sprechen von „institutioneilen Diskriminierungen“, wenn organisatorische 
statt pädagogischer Lösungen gesucht werden (vgl. GOMOLLA/ RADTKE 
2002, 263 ff.). Und die PISA-E-Studie, sonst in der Bewertung der erhobenen 
Ergebnisse eher zurückhaltend, spricht im Kontext der hohen Absteigerquo- 
ten von einer Schulform in die andere von „strukturbedingten Demütigun- 
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gen“ (BAUMERT 2002, 209/ 210). Journalistisch zugespitzt heißt es bei 
ROITSCH: Das deutsche Schulsystem „fordert nicht, es demütigt“ (ROITSCH 
2003, 53). 
Der in Deutschland besonders ausgeprägte Glaube an bildungsresistente 
Begabungen ist nicht nur bei Lehrer(inne)n vorhanden, sondern auch bei 
Schüler(inne)n. SCHNELL hat eine Befragung unter Schüler(inne)n mit der 
Diagnose Lembehinderung zum Abbruch der Integration durchgeführt. Auf 
die Frage, warum sie aus der Regelschule in die Sonderschule umgeschult 
wurden, antworteten sie z.B. „...weil Mathe ein bisschen schwierig war...“, 
„...ich glaube, weil ich nicht so gut lesen kann...“, „...ich bin frech gewesen, 
habe nicht mitgearbeitet...“, „....die Lehrerinnen wollten, daß ich weggeh...“ 
(SCHNELL 1998, 159/ 160). Diese Antworten signalisieren zweierlei: Schü- 
ler(innen) geben sich selbst die Schuld an ihrem Versagen und Lehrer(innen) 
haben sich nicht der Mühe unterzogen, Lösungen für das pädagogische Prob- 
lem zu suchen, sondern den Weg der „institutioneilen Diskriminierung“ ge- 
wählt, und dieses sogar in Integrationsklassen. 
2 Integration/ Inklusion 
Stellt Integration das Gegenmodell zur herkömmlichen Schule dar? Ist Ge- 
meinsamer Unterricht der Ort, in dem die Kollektive Melancholie1 der deut- 
schen Schule fortwirkt, oder ist es wenigstens hier gelungen, eine Integrati- 
onskultur auf den Weg zu bringen, die nicht diskriminiert und demütigt? 
Integration ist - ebenso wie Kultur - ein vieldeutiger Begriff (vgl. KOBI 
1999). Integration im Sinne von Ergänzung, Zusammenführung, Wiederein- 
bindung, Herstellung einer Einheit setzt Ausgrenzung und Desintegration 
voraus, denn nur wer nicht dazu gehört, muss integriert werden. Angesichts 
weitreichender gesellschaftlicher Umbrüche - NEGT spricht von einer Kultu- 
rellen Erosionskrise“ (NEGT 1997, 16 ff.) - nimmt Desintegration im sozialen 
Zusammenleben gegenwärtig zu. Von ihr sind immer mehr Menschen betrof- 
fen, die sich der sich ausbreitenden Marktlogik nicht unterwerfen können 
oder wollen. Auch Menschen mit Behinderungen müssen stets aufs neue um 
ihre Anerkennung und Integration kämpfen. 
Als pädagogischer Begriff wurde Integration in den letzten Jahrzehnten 
zunächst im Kontext interkultureller Pädagogik gebraucht, seit den siebziger 
Jahren des 20. Jahrhunderts bezeichnet er auch die gemeinsame Erziehung 
behinderter und nichtbehinderter Kinder. Es gibt sehr unterschiedliche Kon- 
zepte zur Begründung und Reichweite von Integration. Eines ist ihnen allen 
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aber gemeinsam: Zum einen eröffnen sie eine neue Sichtweise auf Menschen 
mit Behinderungen und zum zweiten plädieren sie für eine Schulreform, die 
Separation und Segregation überwindet. 
Die neue Sichtweise auf Menschen mit Beeinträchtigungen beinhaltet die 
Abkehr von der Defizitperspektive und den geschärften Blick auf die Kompe- 
tenzen eines jeden Kindes unter der Maßgabe, dass jeder Mensch erziehungs- 
fahig und erziehungsbedürftig ist (vgl. EBER WEIN 1996). Damit stellt Integra- 
tion die historische Hypothek der Sonderpädagogik in Frage, nämlich ihr 
Selbstverständnis aus der „Krankheitslehre“, aus ihrer Nähe zu Medizin und 
Psychiatrie zu gewinnen. Das defektologische, am Konstrukt der Minderbe- 
gabung ausgerichtete Denken bestimmte die Sonderpädagogik und legiti- 
mierte die Aussonderung von versagenden Schüler(inne)n aus der allgemei- 
nen Schule und die Bereitstellung eines ausdifferenzierten Sonderschulsys- 
tems. Dieses medizinisch-defektologische Denken ist bis heute noch nicht 
überwunden, nicht in der Sonderpädagogik und auch nicht in der allgemeinen 
Pädagogik. Außerhalb von Pädagogik und Erziehungswissenschaften sind es 
vor allem neuere Entwicklungen in Biomedizin und Gentechnologie, die den 
Behinderungsbegriff wieder verstärkt auf defektologische Begründungszu- 
sammenhänge rückverweisen: Mit dem Begriff der Lebensqualität“ als Be- 
gründung für medizinisches Handeln wird die Debatte um das Lebensrecht“ 
behinderter Menschen neu eröffnet (vgl. SCHUMANN 2000). 
Die Integrationspädagogik indessen hat die enge Koppelung des Begriffs 
der Behinderung an Medizin und Psychiatrie überwunden, verlagert ihn von 
der Person weg auf die Ebene des Hilfebedarfs und der institutionellen Be- 
dingungen. Eine gestörte oder ungenügende Integration ist „nicht ejne Folge 
von Behinderung und auch nicht ein Aspekt von Behinderung, sondern sie ist 
die Behinderung selbst“ (SANDER 2002a, 106). Behinderung liege dann vor, 
wenn ein Mensch auf Grund einer Schädigung oder Leistungsminderung 
ungenügend in sein vielschichtiges Mensch-Umfeld-System integriert sei. 
Behinderung werde beeinflussbar, indem aus ökosystemischer Sichtweise an 
den Umfeldbedingungen integrationsorientiert gearbeitet werde. Integration 
als pädagogische Kategorie befasst sich vorab mit den pädagogischen, insti- 
tutioneilen und gesellschaftlichen Bedingungen, unter denen Kinder lernen 
oder am Lernen gehindert werden. Lie primäre Frage richtet sich also nicht 
auf die Integrationsfahigkeit des Kindes, sondern auf die Integrationsfahig- 
keit der Schule“ (MUTH 2002,45). 
Die Integrationsfahigkeit pädagogischer Institutionen hängt ab von der 
Bereitschaft, Individualität junger Menschen zuzulassen und Gemeinsamkeit 
zu fördern. Beides entspricht den Anforderungen moderner Gesellschaften, 
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denn die Pluralisierung der Gesellschaft fordert unterschiedliche Lebenswe- 
ge. Soziale Differenzierungen erfordern eine Wiedereinbindung der häufig 
vereinzelten Individuen, um der »kulturellen Erosionskrise1 (NEGT) entge- 
genzuwirken. Reformpädagogik und Integrationspädagogik haben ein vielfäl- 
tiges Instrumentarium zur Verfügung gestellt, mit dem Kinder in Kooperation 
auf je individuellem Niveau lernen können. Offene Lemformen, binnendiffe- 
renzierter Unterricht, Projektarbeit sind inzwischen soweit spezifiziert wor- 
den, dass auch Kinder mit umfänglichen Behinderungen und Lernbeeinträch- 
tigungen .sinnstiftend am Gemeinsamen Unterricht teilnehmen können (vgl. 
HETZNER/ PODLESCH 2002). Für die Realisierung des Gemeinsamen Unter- 
richts mangelt es nicht an pädagogischen Konzepten. Auch die unterschiedli- 
chen Schulstufen bergen prinzipiell keine Integrationshemmnisse, denn nicht 
nur in der Grundschule, sondern auch in der Sekundarstufe wurde Gemein- 
samer Unterricht erfolgreich erprobt (vgl. KÖBBERLING/ SCHLEY 2000). Re- 
formorientierter Unterricht stellt keine pädagogische Kuschelecke dar, son- 
dern trägt zu guten Schulleistungen bei. In der PISA-Studie wird darauf ver- 
wiesen, dass reformorientiertes Lernen die Leistungen der Schülerinnen) 
positiv beeinflusse. „So ist zum Beispiel in Hauptschulen das mittlere Leis- 
tungsniveau im Lesen und in der Mathematik umso höher, je häufiger fächer- 
übergreifendes Lernen praktiziert wird“ (BAUMERT 2001,47). 
In der PISA-Studie steht der Fachleistungsaspekt im Vordergrund, an ihm 
wird die Effizienz von Schule gemessen. Integrative Pädagogik beinhaltet 
aber weitaus mehr. KNAUER kritisiert mit Recht einen verengten Bildungs- 
begriff bei PISA, der allgemeine pädagogische Bildungsziele wie soziale 
Kompetenz, Verantwortungsbereitschaft, demokratisches Denken und Han- 
deln außer acht lässt (KNAUER 2000). Auch für SANDER ist eine Qualitätsof- 
fensive fragwürdig, „die messbare Fachleistungen bevorzugt und menschli- 
che Grundqualifikationen zu vernachlässigen droht“ (SANDER 2002C, 157). 
Gemeinsamer Unterricht hat dort, wo er hohen fachlichen und sozialen 
Ansprüchen (vgl. DEPPE-WOLFINGER 2002b) genügt, zweifellos zur Ausbrei- 
tung einer Integrationskultur innerhalb und außerhalb der Schule beigetragen. 
Freilich: Nicht jeder Gemeinsame Unterricht trägt dazu bei, mentale Einstel- 
lungen und habituelle Verhaltensmuster zu befördern, die einer Integrations- 
kultur dienlich sind. Mit der Ausbreitung des Gemeinsamen Unterrichts in 
der Fläche verwischen sich die Maßstäbe für einen Unterricht, der Heteroge- 
nität zulässt und Gemeinsamkeit fordert. In der Praxis gewinnt mehr und 
mehr eine Additionspädagogik an Boden, die zusätzliche Unterstützung 
streng auf das behinderte Kind in der Regelklasse fokussiert, während der 
Unterricht insgesamt sich nicht ändert. „Dann ist Integration nur eine Additi- 
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on von sonderpädagogischen Hilfen in die unveränderte Regelschule“ (SAN- 
DER 2002b, 61). Nicht nur in Deutschland, sondern z.B. auch in Österreich 
besteht die Gefahr, „dass das Reformprojekt Integration aus pädagogischer 
Sicht zu scheitern droht“ (FEYERER/ PRAMMER 2000, 3). In der Integrations- 
debatte werde - so FEYERER und PRAMMER - gemeinhin übersehen, wie 
tiefgreifend die „kulturelle Deformation“ der Integration durch den neolibera- 
len Zeitgeist vorangeschritten sei (ebd., 4). Integration stellt also oftmals in 
der Praxis nicht, noch nicht oder nicht mehr den Gegenentwurf zu einer aus- 
sondemden Schule dar. Ganz im Sinne eines verborgenen Mechanismus der 
Macht wird Ausgrenzung auch innerhalb von solchen Klassen praktiziert, die 
vorgeben, alle Kinder gemeinsam zu fordern. FEUSER stellt hierzu fest, dass 
Integration „dem Kern nach überwiegend und längst die Sache der Segregie- 
rung in modernistischer Passung betreibt“ (FEUSER 2000, 37). 
Nicht nur die Praxis, sondern auch die Theorie der Integration steht zu- 
nehmend auf dem Prüfstand. Hat die Theorie Verhaltensorientierungen vor- 
gegeben, die einer Integrationskultur eher hinderlich als forderlich sind? 
KRIWET (2002) kritisiert vor allem das überhöhte und moralisierende An- 
spruchsniveau der Integrationspädagogik. Die Integrationsdiskussion der 
vergangenen Jahrzehnte habe die gesellschaftliche Realität - Verfestigung 
und Ausweitung von Ungleichheit - weitgehend ausgeblendet. Sie habe ge- 
sellschaftliche Wunschbilder entwickelt, die „alle Erwartungen an eine 
menschlich-demokratische Gemeinschaft immer höher steigen ließen und die 
angesichts realer wirtschaftlicher Machtverhältnisse und gesellschaftlicher 
Leistungsnormen nur enttäuscht werden konnten“ (ebd., 105). Leidtragende 
dieser Entwicklung seien die Lehrer(innen). Auch HELLER kritisiert Integrati- 
onsbemühungen mit Blick auf sozial marginalisierte Kinder als „gefährliche 
Sozialromantik“, die um die Frage kreise, „ob auf dem ohnehin sinkenden 
Dampfer die Passagiere der unteren Preisklassen noch eine Weile lang Zutritt 
zu den Räumen haben sollen, die zuvor ausschließlich den Fahrgästen erster 
Klasse Vorbehalten waren“ (HELLER 1997, 63)\ 
Zweifellos ist der Verweis auf gesellschaftliche Disparitäten berechtigt 
und die Integrationsforscher(innen) müssen sich fragen lassen, ob sie die 
besonderen Probleme von ,Kindern in Not“ (vgl. GEELENG 2000) genügend 
7 Höchste politische Priorität hat für HILLER die Ausarbeitung eines eigenständigen Bildungs- 
konzeptes für das unterste Fünftel der Gesellschaft - für Menschen also, die auf Dauer als 
Grenzgänger leben werden müssen. Mit Verweis auf das Versagen von Haupt- und Sonderschule 
schlägt er eine fünfjährige Grundschule und eine sich anschließende Jugendschule für alle Kin- 
der vor, die keinen Real- oder Gymnasialabschluss erreichen können (vgl. EEILLER 1997,64£f.). 
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im Blick hatten oder ob sie einer Kultur das Wort geredet haben, die gesell- 
schaftliche Widersprüche eher nivelliert denn aufdeckt. Dennoch übersehen 
KRIWET, HILLER u.a., dass Integrationspädagogik mehr ist als normativ gelei- 
tete „Wunschpädagogik“. Sie ist Unterrichtsforschung, Schulforschung, Aus- 
bildungsforschung, Systemforschung, Sozialisationsforschung, Professions- 
forschung. Spätestens mit der Untersuchung integrativer Grundschulen in 
sozialen Brennpunkten Hamburgs ist auch die Problematik von gesellschaft- 
licher Ungleichheit in die Integrationsdebatte zurückgekehrt (vgl. HINZ u.a. 
1998). Allerdings - und hierauf hat PREUSS-LAUSITZ ZU recht aufmerksam 
gemacht Integrationsforschung ist auch eine wertgeleitete Forschung für 
eine demokratische Zivilgesellschaft (PREUSS-LAUSITZ 2002, 467). Hinter 
diesen Anspruch sollte sie nicht zurückfallen, will sie sich nicht mit den herr- 
schenden Zuständen zufrieden geben. 
HINZ (2002) stellt weiterführende konzeptionelle Überlegungen in den 
Mittelpunkt seiner Kritik am Integrationsbegriff. Sein Interesse gilt der ein- 
seitigen disziplinären Bestimmung des Integrationsbegriffs aus sonderpäda- 
gogischer Perspektive. Diese wird u.a. festgemacht an der „Zwei-Gruppen- 
Theorie“ (Behinderte und Nichtbehinderte), an der administrativen Etikettie- 
rung (Menschen mit Behinderung bzw. Förderbedarf) zur Ressourcenermitt- 
lung, an individuellen Curricula bzw. Förderplänen für einzelne Kinder, an 
der Ausweitung der Sonderpädagogik in die Schulpädagogik hinein. Inklusi- 
on hingegen beinhalte gemeinsames Leben und Lernen für alle Kinder, unab- 
hängig von Geschlechterrollen, Nationalität, Rasse, Herkunftssprache, sozia- 
lem Hintergrund und Leistungsvermögen. An die Stelle von individuellen 
Curricula für einzelne trete ein individualisiertes Curriculum für alle. Schul- 
und Sonderpädagogik bilden eine Synthese, wenn sich beide verändern. Das 
Konzept der Inklusion verstehe sich als eine allgemeine Pädagogik, die es mit 
einer einzigen, „untrennbar heterogenen“ Gruppe zu tun habe. 
Auch SANDER favorisiert in seinen jüngsten Veröffentlichungen den Be- 
griff der Inklusion, „wenn man darunter optimierte und erweiterte Integration 
versteht“ (SANDER 2002b, 64). Er entwirft ein Zukunftsszenario für eine 
inklusive Bildung für alle Kinder und Jugendliche: In den schulischen Lem- 
gruppen wird Heterogenität akzeptiert und fruchtbar gemacht, die Lehrperso- 
nen sind durch eine veränderte Ausbildung kompetent für diese Arbeit, sie 
werden von flexibel tätigen Ko-Lehrpersonen mit unterschiedlichen Zusatz- 
qualifikationen unterstützt. Außerdem sind die inklusiven Schulen in der 
Region mit anderen pädagogisch relevanten Einrichtungen vernetzt, sie ko- 
operieren eng mit der regionalen Arbeitswelt im Hinblick auf das nachschuli- 
sche Leben aller Schülerinnen). Diese inklusiven Schulen werden von der 
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Öffentlichkeit geschätzt (vgl. SANDER 2002c, 159). Ein solches Zukunftssze- 
nario stellt den Gegenentwurf zum Pessimismus der gegenwärtigen Schulkul- 
tur dar: er attestiert allen Schüler(inne)n Bildungsfähigkeit, vertraut auf hohe 
Kompetenzen der Lehrkräfte, ermutigt Schulen, ihre Tore in das Gemeinwe- 
sen hinein zu öffnen und unterstellt der Öffentlichkeit, ihre Schulen wert- 
schätzen zu können. „Unserer Demokratie stünde es gut an, wenn bildungs- 
politische Initiativen für inklusive Schulen öfter auch von den gewählten 
Volksvertretungen, von den Parlamenten ausgingen“ (ebd., 155). 
3 Resümee 
Ich komme zum Schluss und zu der anfangs gestellten Frage: Integrationskul- 
tur - am Anfang oder am Ende? 
Zweifellos ist die Integrationskultur nicht über die Phase der Subkultur 
hinausgekommen. Dieses hat mehrere Gründe: 
• Kultur in Deutschland und anderswo unterwirft sich (wie andere gesell- 
schaftliche Bereiche auch) zunehmend der Logik des Marktes und favorisiert 
Bedeutungen und Symbole, die über Zuschreibungsprozesse den einzelnen 
Menschen für sein „Versagen“ verantwortlich machen. 
• Bildungspolitik in Deutschland leistet einer hierarchischen Kultur Vor- 
schub, indem sie zwar Chancengleichheit propagiert, mit dem Festhalten an 
dem hoch selektiven Schulsystem aber Ungleichheit produziert. 
• Schule als ein Ort, in dem kulturelle Standards vermittelt werden, ist in 
Deutschland im Vergleich zu anderen Ländern durch einen Modemisierungs- 
rückstand in Bezug auf ihr demokratisches Selbstverständnis gekennzeichnet. 
• Schulkultur ist in unserem Land nach wie vor von dem mangelnden 
Zutrauen zu den Fähigkeiten von Kindern geprägt und löst pädagogische 
Probleme, die der sozialen Vererbung geschuldet sind, mit Vorliebe instituti- 
oneil (durch Ausschluss und Abwertung). 
• Integrationspädagogik hat die Schullandschaft pluralisiert, verkürzt sich 
in der Praxis jedoch zunehmend auf Additionspädagogik und schreibt damit 
den Aussonderungsblick von Lehrer(inne)n fest. In der Theorie hat sie den 
Kindern aus randständigen Milieus nicht genügend Aufinerksamkeit gewid- 
met. 
• Integrationskultur ist bislang begrenzt auf wenige Schulen, in denen 
Schulentwicklung als offener Prozess unter dem Gesichtspunkt der Partizipa- 
tion aller Beteiligten begriffen wird. 
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Mit dieser eher entmutigenden Zustandsbeschreibung möchte ich es aller- 
dings nicht bewenden lassen, denn es gibt gleichzeitig gegensätzliche Ent- 
wicklungen. Jede Krise, auch die ,kulturelle Erosionskrise‘, birgt Gefahren 
und Chancen. Immerhin hat die integrative Pädagogik den Blick auf die Fä- 
higkeiten von Kindern geschärft, unabhängig von ihren je verschiedenen 
Voraussetzungen. Immerhin hat die Einrichtung integrativer Klassen erstmals 
in der Geschichte unseres Landes für alle Kinder die Möglichkeit eröffnet, 
sinnstiftend gemeinsam zu lernen. Immerhin gibt es integrative Schulen im 
Lande, die gemeinwesenorientiert auch die nachschulische Perspektive von 
Kindern mit Lemerschwemissen bearbeiten. Und immerhin ist eine Bewe- 
gung im Lande entstanden und bis heute nicht abgeflaut, die politisch für eine 
demokratische Kultur in der Schule streitet8. IRMTRAUD SCHNELL hat die 
Geschichte dieser Bewegung in ihrer Dissertation eindrücklich nachgezeich- 
net (SCHNELL 2003). Und mit der Inklusiven Pädagogik gibt es eine Perspek- 
tive, in der Integration im doppeltem Sinne aufgehoben wird: im Sinne der 
Tradierung und der Optimierung der „einen Schule für alle“. Zwar wider- 
spricht Inklusive Pädagogik dem kulturellen Zeitgeist, aber sie ist eine „not- 
wendige antizyklische Bewegung, notwendig für die Entwicklung einer 
zugleich humanen und qualitätvollen Schule“ (SANDER 2002C, 158). 
4 Dank9 
Eine Integrationskultur kann - wie ALFRED SANDER feststellte - nicht „her- 
beigeredet“ werden. Dies gilt gewiss auch für eine Inklusionskultur. Aber sie 
kann gelebt werden. Die Geschichte der Integration lehrt uns, dass es keine 
Integrationskultur geben würde ohne eine Bewegung zu ihrer Durchsetzung. 
Viele Menschen im Lande - innerhalb und außerhalb von Schule - gehörten 
und gehören zu dieser Bewegung, an ganz herausragender Stelle ALFRED 
SANDER. Als kreativer Forscher und Hochschullehrer, als Herausgeber und 
8 Bemerkenswert ist z.B. auch das Positionspapier, welches der Baden-Württembergische Hand- 
werkstag im Juli 2002 vorgelegt hat. Dort wird eine leistungsstarke Schule gefordert, die mit 
einem Vorschuljahr beginnt und sich mit einer neunjährigen, ungegliederten Schule für alle 
fortsetzt. In der Oberstufe stehen die beruflichen Ausbildungsgänge gleichberechtigt neben dem 
Gymnasium (vgl. Baden-Württembergischer Handwerkstag 2002). 
9 Anmerkung der Hrsg.: Der Beitrag von Professorin Dr. HELGA DEPPE-WOLFINGER beruht auf 
ihrem Festvortrag, den sie im Saarland-Museum Saarbrücken bei der Verabschiedung von Prof. 
Dr. ALFRED SANDER in den Ruhestand gehalten hat. Die Veranstaltung im Saarland-Museum 
war Teil der 17. Jahrestagung der Integrationsforscherinnen in deutschsprachigen Ländern im 
Februar 2003. 
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Autor der „roten Reihe“ (Saarbrücker Beiträge zur Integrationspädagogik), 
als Initiator integrativer Studiengänge, als Berater integrationsfreundlicher 
Schulen, als politischer Ratgeber, als Vermittler zwischen vielen Fronten war 
und ist ALFRED SANDER tätig. 
Im Wissenschaftsbetrieb waren seine theoretischen Anstöße für eine öko- 
systemische Sichtweise ebenso bedeutsam wie die vielen Studien zur Praxis 
der Integration im Saarland, die von ihm und seinen Mitarbeiter(inne)n ver- 
fasst worden sind. Auf vielen Tagungen war ALFRED SANDER präsent, um 
seine Vision von der „einen Schule für alle“ immer wieder neu zu begründen. 
Darüber hinaus wirkte er stetig und erfolgreich im nichtöffentlichen Raum 
der Hochschulen. So war er landauf, landab ein sehr gefragter Gutachter, in 
Evaluationsverfahren ebenso wie in Berufimgsverfahren. Viele jüngere Pro- 
fessorinnen und Professoren verdanken ihre Berufung seiner Fürsprache. 
Im Kreise der Integrationsforscher(innen), der sich seit Mitte der achtziger 
Jahre jährlich trifft, gehört ALFRED SANDER ZU den Gründern und „Busfah- 
rern“ - wie es in den Anfangsjahren hieß. Er hat die Diskurskultur in diesem 
Kreise maßgeblich geprägt: gradlinig und eindeutig in der Sache, wertschät- 
zend im Umgang miteinander. Konfrontation ist seine Stärke nicht, eher der 
Respekt vor anderen Menschen, auch wenn inhaltliche Kontroversen im 
Raum stehen. Und noch etwas kennzeichnet ALFRED SANDER in unverwech- 
selbarer Weise: Die Eitelkeit eines Professors ist ihm völlig fremd. Lieber 
Alfred, wir haben Dir zu danken für Deinen Beitrag zu einer Kultur, in der 
persönliche Glaubwürdigkeit und wissenschaftliche Kompetenz untrennbar 
zusammengehören. Viele Menschen haben aus Deinen Anregungen Orientie- 
rung für ihr wissenschaftliches und praktisches Handeln ziehen können. Mag 
die Integrationskultur noch immer eher eine Subkultur darstellen, mag Integ- 
ration nicht mehr unser Fokus sein, sondern Inklusion im Sinne einer opti- 
mierten Integration - wir alle hier im Saal und draußen im Lande sind wei- 
terhin angewiesen auf Deine Anstöße, Dein Wissen, Deine Beharrlichkeit. 
Das oben erwähnte Szenario für eine inklusive Schule hast Du mit dem Satz 
abgeschlossen: „Für ein solches Szenario lohnt es sich zu arbeiten“ (SANDER 
2002c, 159). Unser Dank an Dich verbindet sich deshalb mit dem Wunsch, 
dass Du, befreit von den Alltagsroutinen des Hochschullehrers, noch lange 
für eine Kultur der Integration und Inklusion arbeiten wirst - und dieses hof- 
fentlich mit vielen von uns gemeinsam. 
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Andreas Hinz 
Vom sonderpädagogischen Verständnis der 
Integration zum integrationspädagogischen 
Verständnis der Inklusion!? 
Zwei Vorbemerkungen vorweg. Die erste: Vor einiger Zeit begegnete mir ein 
Buch mit dem schönen Titel „Kunst aufräumen“ (WEHRLI 2002). Nachdem 
das Missverständnis ausgeräumt war, dass es um die Kunst des Aufräumens 
gehen könnte, taten sich - auch für unser Thema - interessante Perspektiven 
auf. In diesem Buch wird Kunst aufgeräumt; bekannte Bilder bekannter 
Künstlerinnen werden im Original und dann in der von WEHRLI aufgeräum- 
ten Version gezeigt; zwei Paare mögen dies verdeutlichen (Abb. 1 bis 4)'. 
Abb. 1: Nu bleu (Matisse) Abb. 2: Nu bleu - aufgeräumt 
Abb. 3: Golconde (Magritte) 
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1 Anmerkung der Hrsg.: Unsere verkleinerten einfarbigen Wiedergaben können nur einen schwa- 
chen Eindruck der Abbildungspaare von WEHRLI vermitteln, dessen Buch wir empfehlen. 
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Diese Gegenüberstellungen können vielfältige Assoziationen hervorrufen: 
Wie steht es allgemein mit der Frage von Ganzheitlichkeit und synthetischem 
Denken einerseits und Systematik und analytischem Denken andererseits? 
Nicht, dass die aufgeräumten Varianten nicht auch ihren ästhetischen Reiz 
hätten, aber welche Betrachtungsweise ist näher am Leben dran und daher 
auch sinnhafter? Gerade MAGRITTES „Golconde“ macht klar, wie die Zerstö- 
rung des Zusammenhangs und die hierarchiebildende Sortierung nach einer 
willkürlichen Ordnung Unvollständigkeit und Abweichung von Menschen 
verstärkt ins Blickfeld rückt. 
Und was betreibt Pädagogik und insbesondere Schulpädagogik? - Eine 
eklatante Tendenz zum permanenten schulischen „Aufräumen“ bei Inhalten 
und Methoden kommt in den Sinn, auch die sprichwörtliche besondere deut- 
sche Ordentlichkeit - schon das deutsche Schulwesen ist international gese- 
hen strukturell extrem aufgeräumt. Und auch bei der Integration kann diese 
Frage auftauchen, wenn die bunte Kindervielfalt säuberlich als Kinder ohne 
und mit sonderpädagogischem Förderbedarf und letztere nochmals nach 
Förderschwerpunkten mit je unterschiedlichen Curricula sortiert und aufge- 
räumt werden. Vielleicht gibt dieses Bild auch einen ersten assoziativen 
Blick auf das Thema: Es könnte sein, dass man mit der Inklusionsbrille das 
Kunstwerk sieht, während Integration in einer weit verbreiteten Praxis häufig 
eine Tendenz zum Aufräumen erkennen lässt, wo immanent droht, dass das 
Ganze in seine Bestandteile zerlegt wird. 
Eine zweite Vorbemerkung: Man kann sich wirklich fragen, ob es eigent- 
lich sinnvoll ist, sich immer wieder mit neuen Begriffen auseinander zu set- 
zen. Natürlich verändern sie nicht die Realität, dennoch haben sie Deutungs- 
macht und weisen mit spezifischem Fokus auf bestimmte Phänomene, Wahr- 
nehmungen und Tendenzen hin. Und doch vollzieht sich immer wieder der 
gleiche Zyklus: Begriffe kommen auf, werden aufgegriffen, sie werden - 
positiv besetzt - für alles und jedes inflationiert und werden schließlich in- 
haltslos; später werden sie durch neue abgelöst; neue Begriffe treten an die 
Stelle der alten. Natürlich verändern die neuen Begriffe nicht die Realität, 
dennoch haben sie Deutungsmacht und so fort. 
So geht es mit vielen, auch prominenten Begriffen, die zu verschiedenen 
Zeiten Institutionen der besonderen und separierten schulischen Förderung 
bezeichneten: Hilfsschule, Sonderschule, Förderschule. Und so geht es auch 
mit dem Begriff der Integration. 
Dennoch, es geht nicht ohne Auseinandersetzung mit Begriffen. Dies gilt 
gerade vor dem Hintergrund zyklischer Inflationierung. Die bereits begin- 
nende Verunklarung des Begriffs Inklusion war geradezu der Anstoß zu ei- 
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nem Aufsatz in der Zeitschrift für Heilpädagogik (HlNZ 2002a) - nicht mit 
der Illusion, diesen Prozess aufhalten oder gar umkehren zu können, aber ihn 
zumindest zu erschweren und eine ernsthafte Diskussion über Begriff und 
Konzept der Inklusion im deutschsprachigen Raum in Gang zu bringen. 
Der folgende Beitrag will die internationale Debatte um Integration und 
Inklusion auf den Punkt bringen und das Verhältnis zur deutschsprachigen 
Integrationspädagogik und Sonderpädagogik beleuchten. Dazu stellt er im 
ersten Abschnitt zunächst holzschnittartig das gegenüber, was sich zurzeit als 
Polarität von Integration und Inklusion darstellt, und bindet beides im zwei- 
ten Abschnitt in die Entwicklungsgeschichte des Bildungswesens ein. Im 
dritten Schritt stellt er Fragen nach Bezügen des Inklusionsansatzes: zunächst 
zur Theorieentwicklung der Integrationspädagogik unter der Frage, ob hier 
neue Theorieanstöße erfolgen, danach zu sonderpädagogischen Sichtweisen 
zur Integration sowie schließlich zur Pädagogik der Vielfalt, deren Systema- 
tik er unter inklusiven Aspekten weiterzuentwickeln versucht. Im vierten 
Abschnitt stellt er nochmals die Frage nach einem Paradigmenwechsel in der 
(Sonder-) Pädagogik und nimmt dabei einen skeptischen Standpunkt ein. Der 
Beitrag schließt mit einem vorläufigen Zwischenfazit und offenen, zur Bear- 
beitung anstehenden Fragen ab. 
1 Praxis der Integration und der Inklusion 
Trotz allem wäre es schade um das Papier, würde sich die Diskussion nur im 
luftleeren Raum um Begrifflichkeiten drehen. Dem ist jedoch nicht so. Viel- 
mehr hat die Praxisentwicklung im internationalen Maßstab weithin Proble- 
me der Quantität wie der Qualität mit sich gebracht, die gerade in den USA 
die Diskussion um Integration und Inklusion angestoßen haben - und, so die 
Hypothese, auch für die entsprechenden Entwicklungstendenzen in deutsch- 
sprachigen Ländern Bedeutung haben können. 
Schaut man sich die Entwicklung in verschiedenen Ländern an, so zeigen 
sich quantitative und qualitative Probleme der Integrationsentwicklung. 
Quantitativ problematisch ist die Tatsache, dass der Gemeinsame Unterricht 
sich nicht - wie ursprünglich erhofft und aus vielen anderen Reformbewe- 
gungen wohl bekannt - zu einem ersetzenden System hat entwickeln können, 
sondern ein ergänzendes System geblieben ist - neben dem gegliederten 
Schulwesen, im Rahmen eines gestuften und damit selektiven Systems unter- 
schiedlicher Angebote und „Integrationsstufen“. Hinzu kommt in vielen 
Fällen, dass mit finanziellem Hintergrund eine Stagnation der Entwicklung 
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zu verzeichnen ist. Und - gerade in englischsprachigen Ländern aus der Lite- 
ratur bekannt - es kommt zu einem geradezu explosionsartigen Anwachsen 
sonderpädagogischen Förderbedarfs bzw. von Special Educational Needs, 
was vor dem Hintergrund der folgenden widersprüchlichen Logik folgerich- 
tig ist: Je höhere Zahlen von Schülerinnen mit Special Educational Needs, 
desto höher die zusätzlichen Ressourcen, die die Situation verbessern helfen 
sollen. In Deutschland, so REISER, ist die Entwicklung der Integration „quan- 
titativ stecken geblieben“ (2002b, 404). 
Doch auch qualitative Probleme werden in vielen Ländern deutlich: Zwar 
werden die bestehenden Strukturen modifiziert, indem etwa integrativere 
Wege zugelassen werden, sie werden aber nicht grundlegend verändert (vgl. 
REISER 2002a). Noch bedeutsamer erscheint jedoch, dass tradierte Sichtwei- 
sen in der Regel nur wenig revidiert werden: Das Kind mit sonderpädagogi- 
schem Förderbedarf, mit Special Educational Needs, mit Funktionsdiagnose 
ist primär - und das auch innerhalb integrativer Strukturen - das Kind mit 
Problemen, das „andere“ Kind, das funktionsgeminderte Kind, bei dem die 
tradierte Alltagstheorie der Andersartigkeit oder zumindest die Dominanz des 
Andersseins weiter besteht. Und je mehr dieses Kind anders, also problemati- 
scher, schwächer, geminderter, defizitärer... ist, desto weniger kann es integ- 
riert werden. Dieses Readiness-Modell findet sich nahezu durchgängig in 
allen integrationsorientierten Schulwesen mit unterschiedlichen Integrations- 
stufen. Dass diese qualitativen Probleme bei reduzierten Ressourcen und mit 
zunehmender konzeptioneller Verflachung noch verstärkt werden, entspricht 
wiederum der Gesetzmäßigkeit jeder innovativen Entwicklung. 
Auch im deutschsprachigen Raum finden sich viele Beispiele solch prob- 
lematischer Praxisentwicklung. Eine kleine, ergänzungsfähige Auswahl mag 
dies verdeutlichen: 
• Strukturell besteht im deutschsprachigen Raum der Zwang, Kindern und 
Jugendlichen mit Behinderung einen individuellen sonderpädagogischen 
Förderbedarf zuzuerkennen. Auch wenn dies nicht mehr entsprechend Be- 
hinderungs- und Sonderschulformen, sondern nach sonderpädagogischen 
Förderschwerpunkten geschieht, so steht immer noch das medizinische Mo- 
dell von Behinderung Pate, das andere Aspekte, die bei systemischer Be- 
trachtung mindestens ebenso wichtig wären, aus dem Blick verliert und den 
Bedarf einseitig dem Kind zuweist (vgl. REISER 2002b, 410f.). 
• Ein frühes, problematisches Beispiel zeigt auch die „Mutter aller staatli- 
chen integrativen Grundschulen“ in Deutschland, die Berliner Fläming- 
Grundschule: Dort wird bereits in den 80er Jahren mit positivem Duktus von 
einer klassenübergreifenden sonderpädagogischen Fördergruppe berichtet, 
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deren „Erfolg“ u.a. darin besteht, dass die Kinder, die sehr ungern in diese 
Gruppe kommen, sich nach einem halben Jahr (!) gegenseitig als Gruppen- 
mitglieder akzeptieren und sich helfen (vgl. SCHINNEN 1988). 
• Insbesondere bei landesweiter Einzelintegration geraten Sonderpädago- 
glnnen und - es liegt nahe zu schreiben: Sonderkinder - Kinder mit sonder- 
pädagogischem Förderbedarf leicht in eine Situation der „Schäferhundpäda- 
gogik“ (FEUSER), bei der die Sonderpädagogin dafür Sorge zu tragen hat, 
dass das Kind nicht stört, der Unterricht nicht verändert werden muss und es 
dennoch davon profitiert - und sei es durch simultanes Dolmetschen in der 
frontalen Unterrichtssituation. 
Die Reihe ließe sich beliebig fortsetzen. Diese Problemtendenzen als In- 
tegrationsforscher zu benennen (vgl. z.B. HINZ 1999, REISER 2002b) ist ein 
Zeichen von Ehrlichkeit und Glaubwürdigkeit - und dies nützt Integrations- 
gegnerinnen entgegen kürzlich aufgestellter Behauptungen (vgl. KNAUER 
2003, 22) deutlich weniger als realitätsfremd zu versuchen sich gegen die 
Betrachtung kritischer Aspekte zu immunisieren. Ein größerer Ausschnitt 
von Problemsituationen lässt sich bei BOBAN (2000) im Anschluss an die 
Schilderungen US-amerikanischer und kanadischer Eltern (vgl. FOREST u.a. 
2000) nachlesen. Es handelt sich also nicht um spezifische Probleme im 
deutschsprachigen Raum, sondern vielmehr um international vorfindbare 
Phänomene. 
Im Anschluss an die nordamerikanische Diskussion (vgl. z.B. PORTER 
1997) lässt sich die Praxis der Integration und der Inklusion - und nicht etwa 
der Diskurs, wie behauptet wurde (vgl. KNAUER 2003, 22) - folgendermaßen 
vereinfacht gegenüberstellen: 
Tab. 1: Praxis von Integration und Inklusion 
Praxis der Integration 
• Eingliederung behinderter Kinder in die 
allgemeine Schule 
• Differenziertes System je nach Schädi- 
gung 
• Zwei-Gruppen-Theorie (behindert/ 
nichtbehindert) 
• Aufnahme von Kindern mit Behinderung 
• Individuumszentrierter Ansatz 
• Fixierung auf die administrative Ebene 
Praxis der Inklusion 
• Leben und Lernen aller Kinder in der 
allgemeinen Schule 
• Umfassendes System für alle 
• Theorie einer pädagogisch ununterteilba- 
ren heterogenen Gruppe 
• Profilierung des Selbstverständnisses der 
Schule 
• Systemischer Ansatz 
• Beachtung der emotionalen, sozialen und 
unterrichtlichen Ebenen 
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Ressourcen für Kinder mit besonderem 
Bedarf 
Spezielle Förderung für Kinder mit 
Behinderungen 
Individuelle Curricula für einzelne 
Förderpläne für Kinder mit Behinderun- 
gen 
Anliegen und Auftrag der Sonderpädago- 
gik und Sonderpädagoglnnen 
Sonderpädagoghmen als Unterstützung 
für Kinder mit Behinderungen 
Ausweitung von Sonderpädagogik in die 
Schulpädagogik hinein 
Kombination von Schul- und Sonderpä- 
dagogik 
Kontrolle durch Expertinnen 
Ressourcen für ganze Systeme (Klasse, 
Schule) 
Gemeinsames und individuelles Lernen 
für alle 
Ein individualisiertes Curriculum für alle 
Gemeinsame Reflexion und Planung aller 
Beteiligter 
Anliegen und Auftrag der Schulpädago- 
gik und Schulpädagoglnnen 
Sonderpädagoglnnen als Unterstützung 
für heterogene Klassen und Kolleginnen 
Veränderung von Sonder- und Schulpä- 
dagogik 
Synthese von Schul- und Sonderpädago- 
gik 
Kollegiales Problemlosen im Team 
(nach Flinz 2002a, 359) 
Bei Tab. 1 soll hier außer Betracht bleiben, in welcher Weise sich Sonderpä- 
dagogik einem inklusiven Verständnis entsprechend verändern müsste und ob 
es sich dabei dann noch um Sonderpädagogik, Integrationspädagogik oder 
etwas anderes handeln würde - wie gesagt geht es um die Praxis. 
Zugespitzt kann der spezifische inklusive Fokus mit folgenden Kernpunk- 
ten beschrieben werden: 
• Menschen mit Behinderung werden als Minderheit betrachtet und nicht 
mehr als „functionally limited“, gleichzeitig werden sie jedoch nicht mehr als 
abgegrenzte Gruppe gesehen. 
• Nicht nur die Dimension mehr oder weniger behinderter Entwicklungs- 
möglichkeiten, sondern alle Dimensionen von Heterogenität sind hier im 
Blick: Neben der ability auch gender, ethnicity, nationality, first language, 
races, classes, religions, sexual orientation, physical conditions und andere 
mehr. 
• Inklusion orientiert sich sehr deutlich an der Bürgerrechtsbewegung, 
kämpft gegen jede Form von gesellschaftlicher Marginalisierung und vertritt 
die Vision einer inklusiven Gesellschaftln dieser Betrachtung wird der Beg- 
riff der Inklusion quasi imübersetzt verwendet. Dies geschieht insofern be- 
wusst, als alle bisherigen Übersetzungsversuche nicht haben überzeugen 
können. Weder eine „einschließende“ Pädagogik, die eher Assoziationen zum 
Gefängnis aufkommen lässt, noch eine „einbeziehende Schule“ (BIEWER 
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2001, 277), die wiederum und weiterhin Außenstehende in etwas hineinzieht, 
fiihren hier weiter. 
2 Einordnung in die Entwicklung des Bildungswesens 
2.1 Entwicklungsetappen des Bildungswesens 
Für die Einordnung dieser Gegenüberstellung von Integration und Inklusion 
in die Entwicklung des Bildungswesens insgesamt hat ALFRED SANDER 
(2002a, 147) mit Bezug auf die Sonderpädagogik einen Vorschlag gemacht, 
der im folgenden wiedergegeben, mit Symbolen verdeutlicht und auf das 
Bildungs- und Erziehungssystem im Ganzen erweitert wird. SANDER unter- 
scheidet im Anschluss an BÜRLI (1997) und WILHELM/ BINTINGER (2001, 
45) insgesamt fünf Phasen, die er folgendermaßen benennt: Am Anfang steht 
die „Exklusion“, gefolgt von der Zeit der „Segregation“, an die sich wieder- 
um die ,Integration“ anschließt, die abgelöst wird von der „Inklusion“ - 
bevor es schließlich zu einer „Allgemeinen Pädagogik“ mit „Vielfalt als 
Normalfall“ (SANDER 2002b, 62) kommt. 
Abb. 5: Exklusion 
In der Phase der Exklusion werden bestimmte Personen 
ganz und gar aus dem System der Bildung und Erzie- 
hung ausgeschlossen. In der symbolischen Darstellung 
dieser Phase (vgl. Abb. 5) mag der schwarze Strich 
eine massive Mauer oder den Erdboden kennzeichnen. 
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Abb. 6: Segregation 
,blau“ 
„lila“ 
Bei der Segregation werden alle Kin- 
der und Jugendlichen nach bestimm- 
ten Kriterien - vorrangig nach Leis- 
tung, aber wie mit PISA nochmals 
bestätigt wurde, auch nach sozialem 
Milieu - in je eigenen Institutionen 
gruppiert (vgl. Abb. 6). Ein bestimm- 
ter Teil von ihnen befindet sich quasi 
im grünen Bereich der Normalität2; 
wer zu weit davon abweicht, gerät in 
den gelben Bereich des Randes von 
Normalität und steigt in eine andere 
Institution ab. Auch von ihr kann bei zu großer Verschiedenheit in eine wei- 
tere Stufe des Systems abgestuft werden, so dass die Person quasi in den 
roten Bereich gerät und gehört. Schließlich gibt es auch noch einen Rest vom 
Rest vom Rest, der als quasi „armer lilafarbener Tropf1 in die letzte Instituti- 
on gehört. Und es flammen immer wieder Diskussionen darüber auf, ob es 
nicht sinnvoll ist, auch für Kinder und Jugendliche mit „schwerer Mehrfach- 
begabung“ - quasi als blaue Sterne - ebenfalls eigene Klassen oder gar Schu- 
len einzurichten. Hier fände das differenzierte, vorgeblich begabungsgerechte 
„System der Be-Sonderung“ seine konsequente Vollendung. 
Dieses System der Segregation lässt sich auf das gegliederte Schulsystem 
insgesamt beziehen, in dem dann das Gymnasium der grüne, die Realschule 
der gelbe, die Hauptschule der rote und schließlich die Sonderschule der 
lilafarbene Bereich wären. Es gilt jedoch ebenso für das gegliederte System 
der Sonderschulen - „normal-grün“ wären dann die Schulen für Schülerinnen 
mit Sinnes- und Sprachbeeinträchtigungen, gelb die Förderschule bzw. Schu- 
le für Lernhilfe, rot die Schule für Geistigbehinderte und schließlich lila die 
aus- oder angegliederte Klasse für Kinder und Jugendliche mit schweren 
Mehrfachbehinderungen. 
2 Anmerkung der Hrsg.: Während des Vortrags waren die Abbildungen selbstverständlich in 
Farbe gestaltet. Im Band ist das leider nicht möglich. Wir belassen den Text dennoch und ver- 
trauen darauf, dass - auch mit Hilfe der graphisch verstärkten Schemata - der Leser/ die Leserin 
sich an der Lebendigkeit des „farbigen“ Ausdrucks erfreut. 
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Abb. 7: Integration 
Bei der Integration (vgl. Abb. 7) bestehen 
die verschiedenen farblichen Bereiche 
weiterhin, allerdings befinden sich, wenn 
auch eher am Rand, auch gelbe und blaue 
Personen in der allgemeinen Klasse - und 
dorthin werden auch rote und mit sehr viel 
Glück und unter extrem günstigen Um- 
ständen auch mal lilafarbene Personen 
„hinein integriert“ - natürlich mit spezifi- 
scher sonderpädagogischer Unterstützung. 
Was jedoch bleibt, ist die Dominanz der 
„Grün-Normalen“ gegenüber der margina- 
len Gruppe der Andersfarbigen, verbunden mit den Rollen der Integrations- 
aktivität der Normalen und der Integrationspassivität der Anderen (vgl. auch 
TERVOOREN 2003, 29). Es hängt immer von konkreten Konstellationen ab, ob 
und wenn wie viele ,Andersfarbige“ in die Lemgruppe der „Grünen“ integ- 
riert werden können. 
Abb. 8: Inklusion 
Der Inklusion nach befinden sich (vgl. 
Abb. 8) alle „unterschiedlich Farbigen“ 
in einer gemeinsamen Gruppierung, sie 
bilden eine Gruppe, bei der Farben und 
Formen gemischt Vorkommen und keine 
„grüne Normalität“ mehr in dem Sinne 
dominiert, dass alle Anderen damit mehr 
oder weniger an den Rand gedrängt sind. 
Hier stellt sich nicht mehr die Frage, 
welche Personen mit welchen Farben 
und Formen integriert werden können, 
da sich bereits alle von vornherein in der 
färb- und formheterogenen Gruppierung befinden (vgl. auch TERVOOREN 
2003, 31). Keiner muss sich mehr durch eine „Mindestfarbigkeit“ für die 
Zugehörigkeit qualifizieren. Bedeutsam sind darüber hinaus die beiden 
durchgestrichenen Pfeile, mit denen symbolisiert wird, dass Marginalisierung 
und Aussonderung ausgeschlossen sind. 
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In der Phase der Allgemeinen Pädagogik sind Vielfalt und Heterogenität 
nichts Außergewöhnliches mehr, daher braucht es keinen eigenen Begriff 
mehr für einen spezifischen Ansatz oder ein Konzept. Inklusion geht in einer 
allgemeinen Pädagogik auf und ist kein eigenständiges Thema mehr — und 
deswegen gibt es auch keine spezifische Abbildung dafür. 
2.2 Nachfrage - Prozesse stigmatisierender Etikettierung 
Auf der „International Conference on Special Education“ in Manchester im 
Jahr 2000 hält der australische Kollege Roger SLEE einen der Hauptvorträge, 
in dem er mit Hilfe verschiedener Abbildungen auf problematische Phäno- 
mene der Integration bzw. Inklusion hinweist. Diese anregenden Bilder sol- 
len für diesen Gedankengang reflexiv genutzt werden. 
Ausgangspunkt bei SLEE ist die These, dass Kinder häufig wie schmutzige 
Wäsche betrachtet würden. Da gibt es unterschiedliche Waschgänge: Bei 90° 
wird die Wäsche nicht nur sauber, sondern rein, alle Farben leuchten. Bei 60° 
ist das nicht immer der Fall, da bleibt mancher Fleck erhalten, mehr noch 
allerdings bei 45° und bei 30°, wo mit geringeren Ansprüchen aufgrund des 
empfindlicheren, weniger durablen Materials gearbeitet werden muss. 
Daneben gibt es noch andere schmutzige Wäsche, die auf Handwäsche an- 
gewiesen ist - individuell und mit hohem Arbeitseinsatz. Und schließlich gibt 
es auch noch Wäschestücke, die am besten nur ausgelüftet oder aber in die 
chemische Reinigung gebracht werden, so dass sie - dort behandelt - wieder 
funktionsfähig werden. Immerhin gibt es jedoch eine Waschmaschine für die 
verschiedenen Waschgänge und nicht für jeden einzelnen eine besondere 
Waschmaschine. Die Botschaft diese Bildes kann als stigmatisierende Etiket- 
tierung auf struktureller Ebene verstanden werden. 
Doch nicht nur strukturell, sondern bezogen auf jede Lemgruppe kommt 
es ebenfalls leicht zu kategorial stigmatisierenden Etikettierungsprozessen: In 
einem Unterrichtsraum findet, wie SLEE selbst titelt, eine „awful party“ statt, 
bei der sich jeweils Teile der Lemgruppe in typisierenden Wäschekörben 
befinden, und es stehen weitere Körbe und weitere Labels bereit. Gibt es 
bereits die „Eloquenten“ und die „zu Langsamen“, die „ewigen Verlierer“ 
und die desorientierten“, die „Schlaffen und Kaputten“, die dyperakti- 
ven“, so stehen schon als weitere Stigmata die „Schlampigen und Faulen“, 
die „Unauffälligen, Langweiligen und Braven“ sowie die „Dummen, geistig 
Behinderten und Autisten“ in Aussicht. Auch diese Liste ließe sich erweitern. 
So setzen sich stigmatisierende Etikettierungsprozesse im Unterricht fort - 
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unter Umständen auch relativ unabhängig von strukturellen Gegebenheiten, 
also auch innerhalb solcher mit integrativen Ansprüchen. 
Es mag rhetorisch klingen, die Frage zu stellen, welcher Entwicklungs- 
phase beide Bilder von SLEE zuzuordnen sind. Die strukturelle Etikettierung 
gehört sicherlich zur Phase der Segregation, sie lässt sich sehr gut auf das 
gegliederte Schulwesen und auch auf das gegliederte Sonderschulwesen 
beziehen: Pädagogisch relativ heiß und gründlich gewaschen werden Kinder 
mit Sinnes- und Sprachbeeinträchtigungen, bei Lemproblemen muss die 
Temperatur bereits heruntergedreht werden, dies gilt stärker für Kinder mit 
geistiger Behinderung, bei schwerer Mehrfachbehinderung kommt nur indi- 
viduelle, lauwarme Einzelwäsche per Hand in Frage, und die chemische 
Reinigung kann auf die zunehmende Welle der Ritalin-Verschreibungen oder 
andere Reaktionen auf auffälliges Verhalten verweisen. 
Jedoch lässt sich die unterrichtliche Ebene von Stigmatisierung nicht nur 
der Segregation, sondern ebenso - und das macht gerade einen der Kritik- 
punkte aus inklusiver Sicht aus - der Integration zuordnen. Die Typisierung 
erfasst auch und gerade diejenigen Schülerinnen, die im unreflektierten, 
unveränderten „Regelkontext“ immer noch primär als anders und abweichend 
wahrgenommen werden. 
SLEE setzt sich weiter mit Strategien und Ergebnissen von Reformprozes- 
sen auseinander. Dabei weist er auf die nach wie vor verbreitete Top-down- 
Strategie hierarchischer Entscheidungswege hin, bei der auf verschiedenen 
Ebenen Personen quasi durch den hingehaltenen brennenden Reifen springen 
sollen - was sie jedoch immer häufiger verweigern und wogegen sie sich 
wehren (vgl. Abb. 9). Und er problematisiert bei entsprechender Strategie 
auch die Ergebnisse des Reformprozesses, die häufig nicht den angestrebten 
Zielen entsprechen (vgl. Abb. 10), so dass nichts wirklich ins Laufen kommt 
und Einiges untergeht. 
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Abb. 9: Top-Down-Strategie bei Reformen und Prozesse der Gegenwehr 
Abb. 10: Ergebnisse von Reformen bei Top-Down-Strategie 
d 
Die beiden Abbildungen 
zu Reformprozessen 
können als Plädoyer für 
pädagogische Schulent- 
wicklung verstanden 
werden, jedenfalls so 
lange, wie Schulentwick- 
lung tatsächlich auf refle- 
xiven Beratungsprozessen 
mit allen Beteiligten auf 
gleicher Augenhöhe ba- 
siert und nicht zu neolibe- 
ralen Strategien einer 
Marktwirtschaft im Bil- 
dungswesen pervertiert 
worden ist. 
(Zeichnung INES BOBAN nach SIEH 2000) 
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3 Integrationstheorie - immer schon inklusiv? 
Die bisherigen Überlegung haben die Entwicklung der Integrationspraxis in 
den Blick genommen, nun folgt die Konfrontation mit der Integrationstheo- 
rie. Hier stellt sich die Frage, ob Begriff und Konzept der Inklusion auf der 
Theorieebene im deutschsprachigen Raum irgend etwas Neues bringen, was 
über den bisherigen Stand der Theorie hinausgeht. Dazu werden einerseits 
verschiedene Theoretikerinnen der Integrationspädagogik und andererseits 
Beispiele aus der sonderpädagogischen Integrationsliteratur angeführt. 
3.1 Beispiele aus der Integrationspädagogik 
Mit einigen Blicken in die Literatur der Integrationspädagogik werden einige 
wichtige Vertreterinnen zu dieser Thematik befragt. 
So finden sich beispielweise bei Georg FEUSER (etwa 1995) in vielen 
Quellen die leitenden Formulierungen: Integration zielt auf die „Überwin- 
dung des gegliederten Schulwesens“ und die „Beendung von Selektion und 
Segregation“ durch die erstmalige Entwicklung einer Allgemeinen Pädago- 
gik“ mit einer „allgemeinen und entwicklungslogischen Didaktik“. - Was 
anderes ist dieses aus heutiger Sicht als ein inklusiver Ansatz, gleich gepaart 
mit der Forderung, dass er kein spezifischer bleiben dürfe, sondern in einer 
Allgemeinen Pädagogik als nachfolgender Phase aufgehen müsse? Es dürfte 
wohl kein Zufall sein, dass in einem der ersten deutschsprachigen Aufsätze 
Inklusive Pädagogik weitgehend mit FEUSERs Ansatz einer (integrativen) 
Allgemeinen Pädagogik gleichgesetzt wird (vgl. BiNTiNGER/ WILHELM 
2001). 
HELMUT REISER (1991, 16) formuliert in einer seiner kurzen Charakteri- 
sierungen der Theorie integrativer Prozesse wie folgt: 
„Integrative Prozesse sind Wege, die in Individuen und Gruppat selbst gegangen werden müs- 
sen. In diesem allgemeinen Sinne ist Integration ein psychisches und soziales Ziel nicht nur im 
Verhälmis der Gesellschaft zu Minderheitengruppen, sondern auch im Verhältnis der Geschlech- 
ter, im Verhältnis der Generationen, im Verhältnis verschiedener Kulturen.“ 
Wiederum: Was anderes ist dieses im aktuellen Diskurs als ein inklusiver 
Ansatz mit einem Fokus auf unterschiedlichste Mehr- und Minderheiten? 
Einige Jahre später (1998) beschreibt REISER ebenfalls Entwicklungspha- 
sen der Sonderpädagogik im Sinne einer Dienstleistung gegenüber der 
Schulpädagogik und der allgemeinen Schule; dabei unterscheidet er drei 
Phasen: Auf die „organisatorisch separierte Serviceleistung“, die abgetrennt 
in Sonderschulen stattfindet, folgt die „personalisierte additive Serviceleis- 
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tung“ mittels individueller Förderung von Kindern mit Behinderung in der 
allgemeinen Schule, die wiederum abgelöst wird - oder werden müsste - 
durch die „institutionalisierte systembezogene Serviceleistung“ als Unterstüt- 
zung des ganzen Umfeldes mit einem gemeinsamen Auftrag. - Wird hier 
nicht ebenfalls die Entwicklung von der Segregation über die Integration zur 
Inklusion beschrieben? Tauchen hier nicht die gleichen Unterschiede zwi- 
schen der zweiten und dritten Phase auf, die auch die Differenz zwischen 
Integration und Inklusion ausmachen, etwa der Individuums- bzw. systemori- 
entierte Ansatz? Wiederum: Nicht anders als im hiesigen Sinne inklusiv lässt 
sich dieser Ansatz bezeichnen. 
HELGA DEPPE-WOLFINGER weist in einem Beitrag zum Handbuch der 
Integrationspädagogik in dessen erster Auflage darauf hin, dass „sich die 
ungleiche Bildungsbeteiligung von Kindern unterschiedlicher sozialer Her- 
kunft im allgemeinen Schulwesen bisher nur wenig verringert hat“ (1988, 
22). Angesichts der hohen Bildungsmotivation und des besonderen Engage- 
ments der Integrationsbewegung befurchtet sie, dass „die Scheidelinie zwi- 
schen Kindern in der Regelschule und Kindern in der Sonderschule entlang 
der sozialen Stellung der Eltern verlaufen“ könnte (ebd.). Hier geht es über 
die Kategorie behindert - nichtbehindert hinaus um die Heterogenitätsdimen- 
sion der sozialen Stellung - wiederum ein früher Verweis auf das, was heute 
inklusive Tendenzen kennzeichnet. 
Auch ALFRED SANDER weist bereits vor mehr als zehn Jahren in einem 
Aufsatz darauf hin, Integration meine „grundsätzlich nicht nur Menschen mit 
Behinderungen, sondern ebenso andere gesellschaftliche „Randgruppen“, 
z.B. ausländische Arbeiterfamilien, Bewohner von sozialen Brennpunkten, 
Flüchtlinge, Aussiedler“ (1992, 485). - Wiederum: ein Ansatz im Sinne der 
Inklusion heutiger Lesart. 
Und ANNEDORE PRENGEL schreibt in ihrer „Pädagogik der Vielfalt“ 
(1993): 
„Mädchen und Jungen, behinderte und nichtbehinderte Menschen, Angehörige verschiedener 
Kulturen, Subkulturen und Gesellschaftsschichten: Ihnen allen steht Bildung zu. ... Lehrerinnen 
und Lehrer der Grundschulen haben wohl mehr als jede andere pädagogische Berufsgruppe 
Erfahrungen mit einer Pädagogik der vielfältig zusammengesetzten Lemgruppen gemacht und 
die verschiedensten Unterrichtskonzepte dafür entwickelt. Sie praktizieren immerzu gleichzeitig 
ihre je besonderen Formen der Geschlechtererziehung, der Interkulturellen Pädagogik, der 
Regel- und Sonderpädagogik“ (1993,13f). 
Auch wenn sich aus heutiger Perspektive die bipolare Konstruktion jeweils 
zweier Gruppierungen kritisieren lässt - von heute aus gesehen ist es eben- 
falls ein Ansatz mit inklusiver Stoßrichtung! 
Als weiterer Integrationspädagoge schreibt ULF PREUSS-LAUSITZ: 
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„So verbindlich Bildung als Bildung für die Erhaltung der Welt und der Möglichkeit des Zu- 
sammenlebens in der Krisengesellschaft sein muss, so plural muss sie zugleich in allen übrigen 
Bereichen sein: Lebensformen, ethnische Kulturen, Aneignungsgegenstände sind in ihrer Rele- 
vanz nur durch die großen Verbindlichkeiten begrenzt. Hier hat nicht eine Religion, eine päda- 
gogische Richtung, eine nationale Kultur, eine Gruppe (ein Geschlecht, eine soziale Schicht, eine 
Lebensweise) das Recht auf Vorherrschaft (etwa im Curriculum). Pädagogik der Vielfalt zielt 
auf sozial gleiche Chancen, um Individualität zu entfalten, und ist nicht-hegemonial orientiere 
(1993, 34; Hervorh. im Original). 
Auch hier, bei einem Vertreter der Pädagogik der Vielfalt nicht verwunder- 
lich, sind inklusive Entwürfe bereits lange formuliert. 
Die Reihe von Zitaten zeigt: Die Theorie der deutschsprachigen Integrati- 
onspädagogik zeigt von Anfang an ein aus heutiger Sicht inklusives Ver- 
ständnis der Integration, sie hat immer schon unterschiedliche Dimensionen 
von Heterogenität thematisiert. Dabei hat sie einerseits die Frage sozialer 
Milieus und gesellschaftlicher Marginalisierung immer mitgedacht, sie je- 
doch andererseits nicht in der Weise expliziert, wie sie es mit anderen getan 
hat, etwa der Geschlechter- oder der interkulturellen Frage. Insofern ist es 
einerseits legitim, sie - bis zu Hamburgs Integrativer Grundschule - wegen 
ihrer sozialen Selektivität und dieses gleichzeitig als einen „Faktor des Ste- 
ckenbleibens der Integration in Deutschland“ zu kritisieren (REISER 2002b, 
408), andererseits hat sie die Frage sozialer Benachteiligung im Prinzip im- 
mer mitgedacht. Was ist also das Neue des Inklusionsansatzes auf der Theo- 
rieebene? In Anlehnung an JAKOB MUTHS Äußerungen (1984) über die Wir- 
kungen der Empfehlung des Deutschen Bildungsrates von 1973 könnte man 
sagen:,Nichts, nichts, nichts!“ 
Oder vielleicht doch etwas? In der Folge der Hamburger Integrativen 
Grundschule taucht die Frage sozialer Ungleichheit verstärkt im integrations- 
pädagogischen Diskurs auf (vgl. z.B. EllNZ 1998, 1999). Dies ist insofern 
nicht verwunderlich, als sein Zentrum gerade im Bereich sozialer Benachtei- 
ligung liegt - und damit entstehen neue, unauflösbare Spannungsverhältnisse 
in den Zielsetzungen (vgl. HINZ 2002b). 
3.2 Beispiele aus der sonderpädagogischen Integrationsliteratur 
In den vergangenen Jahren melden sich auch Sonderpädagoglnnen zum 
Thema Integration zu Wort, die sich nicht als Integrationspädagoglnnen se- 
hen. Besonders deutlich geschieht dies bei MYSCHKER/ ORTMANN (1999a), 
die sich explizit von der Integrationspädagogik im bisher verwendeten Sinne 
absetzen; vielmehr sehen sie sie „begriffslogisch“ als „Teilbereich der Son- 
derpädagogik. Geht es doch um Pädagogik bei Kindern und Jugendlichen mit 
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Behinderungen“ (1999b, 5). Auf dieser Basis sprechen sie sich gegen die 
„apodiktische, ja demagogische Formel“ der Unteilbarkeit der Integration 
aus, die „sich bei den Verfechtern der ,totalen Integration’, den radikalen 
Integrationisten’ findet“ (1999b, 4). Vielmehr ist ihrer Auffassung nach In- 
tegration „über viele Abstufimgen zu realisieren ..., und es ist festzustellen, 
dass mehr und mehr Fachkollegen, nicht nur in Deutschland, zu der Über- 
zeugung kommen, dass Kinder und Jugendliche mit Behinderungen ein ge- 
stuftes System pädagogischer Förderung brauchen“ (1999b, 4). Ein wichtiges 
positives Beispiel dafür sehen sie im sechsstufigen Organisationsmodell des 
Saarlandes (1999b, 10). 
Symptomatischerweise geht es zwar im Titel der Publikation von MYSCH- 
KER/ ORTMANN (1999a) mehrfach um integrative Erziehung und ihre 
„Grundlagen, Theorie und Praxis“, im Text kommen jedoch ausschließlich 
Kinder und Jugendliche mit Behinderungen, zudem wenngleich inkonsequent 
nach Behinderungsarten untergliedert („aufgeräumt“!), in den Blick - ein 
Beleg dafür, dass der Fokus sonderpädagogischer Betrachtungen zum Ge- 
meinsamen Unterricht ein anderer ist als der der Integrationspädagogik. Die 
positive Perspektive der Zukunft von MYSCHKER/ ORTMANN besteht mit der 
Herausbildung von Förderzentren „in der Verzahnung mit der allgemeinen 
Schule. Lehrer wie Schüler wechseln hin und her. Kompetenzen werden dort 
zur Verfügung gestellt, wo sie notwendig sind, um eine „Schule für alle“ zu 
realisieren“ (1999b, 16). Die Frage, wie diese ,Schule für alle’ mit zwischen 
Schulen hin- und herwechselnden Schülerinnen und Lehrerinnen vorstellbar 
ist, bleibt dagegen unbeantwortet - es ist ein Widerspruch in sich selbst. 
Im Beitrag zur „Integrativen Pädagogik bei Kindern und Jugendlichen mit 
geistiger Behinderung“ des gleichen Bandes werden - wie für alle anderen 
„Behinderungsarten“ - zunächst Anforderungen für die Personengruppe 
formuliert, um sie dann auf den Gemeinsamen Unterricht anzuwenden. Das 
Ergebnis im Fall geistiger Behinderung liegt auf der Hand: Man kann sich so 
„kaum vorstellen, dass ein gemeinsamer Unterricht durchführbar ist“ (MÜHL 
1999, 167). Überraschenderweise zeigt sich, wie MÜHL feststellt, die Praxis 
jedoch anders als von sonderpädagogischer Theorie vorhergesagt - nämlich 
nicht nur möglich, sondern mit guten Ergebnissen. 
Bei diesen Aussagen findet sich eine deutlich andere Optik als in der In- 
tegrationspädagogik: Das differenziert-selektive Readiness-Modell wird nicht 
in Frage gestellt, sondern es bildet gerade die legitimatorische Basis der In- 
tegration - spezifisch nach sonderpädagogischen Fachrichtungen bzw. Schä- 
digungsformen differenziert und sortiert. 
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Dass eine solche Sichtweise kein Einzelfall ist, zeigt ein weiterer Blick in 
die sonderpädagogische Literatur. Theoretisch grundgelegt werden diese 
Überlegungen durch eine vorhandene Polarität, die unterschiedlich formuliert 
wird: Ausgehend von den Organisationsprinzipien der Gesamtschule stellt 
BLEIDICK (1978, 297) einerseits Gleichheit mit sozialer Integration und integ- 
riertem Unterricht und andererseits Freiheit mit Individualisierung und diffe- 
renziertem Unterricht gegenüber und erweitert diese Polarität als „Anthropo- 
logie der Behinderten“ auf die Begriffe „Integration und Besonderung“ 
(BLEIDICK 1988, 117); diese Gegenüberstellung findet sich bei vielen ande- 
ren Autorinnen wieder, z.B. als „Spannungsverhältnis von Freiheit und 
Gleichheit“ (HEIMLICH 1999, 8) oder als „Koppelung von individueller Diffe- 
renz und sozialer Integration“ (OPP u.a. 2001, 162), an der sich zukünftige 
sonderpädagogische Forschung qualitativ zu orientieren habe. 
Wenn diese Gegenüberstellung von Differenz und Integration den Aus- 
gangspunkt der theoretischen Überlegungen bildet, liegt auf der Hand, dass in 
mancher Situation und bei mancher Person eher der Dififerenzpol dominiert - 
dann ist separierter Unterricht angezeigt - und bei anderen Situationen und 
Personen der Integrationspol - dann kann gemeinsamer Unterricht stattfin- 
den. Diese Polarität bildet somit die Grundlage für notwendigerweise zu 
fallende individuelle Einzelentscheidungen (vgl. etwa ANTOR 1988, 421); 
geboten ist „ein Kontinuum oder eine ,Kaskade’ alternativ einsetzbarer und 
flexibler sonderpädagogischer Leistungsangebote“ (OPP 1995, 526) - was als 
logische Konsequenz notwendigerweise auf das Readiness-Modell hinaus- 
läuft. 
Dabei wird allerdings ein grundlegendes Moment verkannt: Nicht Integra- 
tion bildet den Ergänzungspol zu Differenz, sondern Gleichheit! Es ist klar, 
dass die Gleichsetzung von Integration und Gleichheit derartige Folgen zei- 
tigt - letztlich ist dann nur „zielgleicher“ gemeinsamer Unterricht denkbar. 
Wenn aber Gleichheit den ergänzenden Pol zu Differenz bildet, dann ist In- 
tegration das labile, dynamische Gleichgewicht zwischen beiden Polen - und 
dann kann es keine Einzelentscheidungen, sondern dann muss es eine prinzi- 
pielle Entscheidung geben; die individuelle Frage richtet sich auf die Gestal- 
tung dieser Balance. 
Die unterschiedlichen Sichtweisen der Integration aus der Perspektive der 
Sonderpädagogik und der Integrationspädagogik fasst Tab. 2 zusammen. 
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Tab. 2: Integration aus sonderpädagogischer und integrationspädagogischer Perspektive 
Aspekte Sonderpädagogik Integrationspädagogik 
Grundlegende 
Polarität 
Freiheit + Gleichheit 
Differenz + Integration 
Gleichheit + Differenz 
Verständnis von 
Integration 
Integraler Teil der Sonderpädago- 
gik 
Synthese von allgemeiner, speziel- 
ler und Sozialpädagogik 
Fokus Kinder/ Jugendliche mit sonder- 
pädagogischem Förderbedarf 
Kinder/ Jugendliche in heteroge- 
ner Lemgruppe 
Angebote Kaskade/ Kontinuum, individuell Unteilbarkeit des Gemeinsamen 
Readiness-Modell Unterrichts 
Entscheidung Einzelfallentscheidung Generelle Entscheidung 
Organisation gestuft von integrierten bis zu 
segregierten Formen 
eine Schule für alle 





Utopie, Überforderung Erinnerung an ursprüngliche 
Theorieaussagen - nichts Neues 
In der dargestellten sonderpädagogischen Optik bedeutet Inklusion eine 
durchaus andere konzeptionelle Herausforderung als das übliche Verständnis 
von Integration, denn Integration bildet letztlich lediglich eine von mehreren 
Beschulungsvarianten für Schülerinnen mit sonderpädagogischem Förderbe- 
darf - Schülerinnen ohne diesen bleiben meist außerhalb des Blickfeldes. 
Damit wird diesem Verständnis nach Integration und Integrationspädagogik 
zu einem Teil von Sonderpädagogik, ignoriert die spezifischen Chancen der 
Heterogenität, sieht Integration nun durch Ansprüche der Inklusion unrealis- 
tisch überhöht und sich selbst als völlig überfordert. In diesem Sinne gibt es 
deutliche theoretische Differenzen zwischen einem sonderpädagogischen 
Verständnis von Integration und dem integrationspädagogischen (?) Ver- 
ständnis von Inklusion. 
3.3 Heterogenitätsdimensionen in der Pädagogik der Vielfalt 
Während ANNEDORE PRENGEL (1993) und ich (HINZ 1993) bei der Entwick- 
lung der Pädagogik der Vielfalt im wesentlichen auf die Diskurse um koedu- 
kative, integrative und interkulturelle Pädagogik fokussieren, richtet ULF 
PREUSS-LAUSITZ (1993) den Blick breiter auf unterschiedliche Verände- 
rungsprozesse, die sich auf gesellschaftlichem Hintergrund vollziehen, etwa 
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die Pluralisierung von Kindheit, das Spannungsverhältnis von innerer und 
äußerer Schulreform, ökologische Bildung, Gewalt und Friedenserziehung 
usw. Jedoch fuhrt er nicht systematisch aus, wie auf all diese Dimensionen 
pädagogisch adäquat, also integrationspädagogisch zu reagieren wäre. 
So ist es an der Zeit, die damalige Systematik des Umgangs mit Heteroge- 
nität (HINZ 1993) entsprechend der fortgeschrittenen Diskussion zwei Schrit- 
te weiterzufuhren. Zum einen finden sich die drei damals analysierten Strate- 
gien des Umgangs mit Heterogenität in gleicher Weise bei zwei weiteren 
Diskussionen: denen um Jahrgangsmischung und um Chancengleichheit - 
wenngleich letztere bereits bei PRENGEL (1993, 23-29) ausführlicher themati- 
siert wird. Dieses erweiterte heuristische Modell des Umgangs mit Heteroge- 
nität entstand in Diskussionen im berufsbegleitenden Studiengang Integrati- 
onspädagogik an der Universität Halle im Jahr 2002 (vgl. Tab. 3). 
Das Separierungsmodell postuliert die anthropologische Dominanz von 
Verschiedenheit, der zufolge die jeweils Anderen in je eigenen Systemen 
gebildet und erzogen werden sollen, um das „allgemeine“ System vor ihrer 
Andersartigkeit zu schützen und Behinderungen von Entwicklungen zu ver- 
meiden. Dies gilt feministischen Positionen zufolge ebenso für Mädchen wie 
ausländer- und sonderpädagogischen Positionen nach für Kinder mit Migrati- 
onshintergrund und Kinder mit Behinderungen. Das Separierungsmodell lässt 
sich zudem auf die Diskussion um Altersmischung beziehen, denn die An- 
dersartigkeit des Drittklässlers gegenüber dem Zweitklässler - nicht verken- 
nend, dass die Einberufung von Angehörigen eines Jahrgangs zum Militär 
der eigentliche Hintergrund für die Jahrgangsklasse war - begründet das 
Jahrgangsstufensystem, in dem so die jeweiligen Jahrgänge imgestört von 
anderen ihre gemäße Entwicklung verfolgen können. In der Diskussion um 
Chancengleichheit findet sich das Separierungsmodell ebenfalls argumentativ 
wieder: Die Andersartigkeit der sozialen Schichten führt historisch zur Stän- 
deschule und weiter zum gegliederten Schulwesen, das wiederum auf diese 
Weise ungestört die Reproduktion des Bildungsprivilegs verfolgen kann. 
Das Anpassungsmodell postuliert gerade das Gegenteil: Anthropologisch 
dominiert die Gleichheit, der zufolge die allgemeine Normalität das Verbind- 
liche darstellt, das ergo in einem gemeinsamen System so vermittelt wird, 
dass diese allgemeine Normalität auch von allen übernommen wird und sie 
sich möglichst entsprechend entwickeln. Dabei kommen zwei Varianten vor: 
Verschiedenheit wird - so lange sie akzeptabel ist und nicht stört - toleriert 
oder andernfalls durch besondere Förderung minimiert. Diese „ignorierende 
Toleranz“ (CZOCK/ RADTKE 1984, 34, CZOCK 1986, 97) gilt für spezifische 
Zugänge von Mädchen zu Inhalten ebenso wie für spezifische Kompetenzen 
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von Kindern mit Migrationshintergrund oder mit Behinderungen - bei allen 
werden im Falle „positiver Diskriminierung“ (ebd.) vorrangig ihre Probleme, 
Lücken und Defizite wahrgenommen und durch besondere Förderung zu 
kompensieren versucht. Beide Varianten finden sich ebenso bei der Diskussi- 
on um die Jahrgangsmischung: Die Normalität des Jahrgangs ignoriert so 
weit vertretbar bestehende Entwicklungsdifferenzen, andernfalls werden sie 
durch Förderkurse und Nachhilfeunterricht minimiert, so dass die jahrgangs- 
normierte Entwicklung mit entsprechenden Anschlussmöglichkeiten gesi- 
chert werden kann. Und auch bei der sozialökologischen Diskussion um 
Chancengleichheit taucht diese Position auf: Die bildungsprivilegierte Nor- 
malität bildet den Maßstab, an dem sich alle unterschiedslos messen lassen 
müssen, und auch hier kommen sowohl „ignorierende Toleranz“ im Sinne 
eines konservativ-ständischen und heute neoliberalen Verständnisses als auch 
„positive Diskriminierung“ im Sinne eines radikal-demokratischen Verständ- 
nisses von Chancengleichheit vor (vgl. PRENGEL 1993, 23f.). 
Das Ergänzungsmodell geht von einem dialektischen Verständnis von 
Gleichheit und Differenz aus und folgert daraus das Primat von Gemeinsam- 
keit bei individueller Verschiedenheit, wie es im integrativen, reflexiv koe- 
dukativen und interkulturellen Unterricht zum Tragen kommt. Letztlich zielt 
es auf die Anerkennung „egalitärer Differenz“ (PRENGEL 1993, 19 sowie 
2001) in Gemeinsamkeit, die auf die unterschiedlichen Dimensionen von 
Differenz bezogen wird: auf Geschlechterrollen, auf sprachlich-kulturelle 
Hintergründe und auf individuelle Begabungen. Gleiches gilt wiederum für 
die beiden weiteren Heterogenitätsdimensionen: Die ergänzenden Positionen 
bei den Diskussionen um Jahrgangsmischung und Chancengleichheit gehen 
von der Dialektik von Gleichheit und Differenz der Jahrgänge und der sozia- 
len Lebensumfelder aus, von daher fordern sie einen jahrgangsübergreifen- 
den und sozial reflexiven Unterricht, der zur egalitären Differenz der Jahr- 
gänge und der sozialen Milieus in Gemeinsamkeit führen soll. 































































































































































































(HINZ, BOBAN & BERUFSBEGLEITENDER STUDIENGANG INTEGRATIONSPäDAGOGIK, Universität 
Halle 2002) 
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3.4 Inklusives Eingehen auf Heterogenität 
Ausgehend von den Ebenen der Theorie integrativer - oder eher inklusiver? - 
Prozesse (REISER 1991, Hmz 1993) lässt sich in einem zweiten Schritt ge- 
nauer aufzeigen, wie ein inklusives Eingehen auf Heterogenität gedacht wer- 
den kann. Dies geschieht bezogen auf die fünf Debatten und Heterogenitäts- 
dimensionen, soll allerdings nicht in einem additiven Sinne, sondern als ihr 
gemeinsamer Fokus aufgrund deutlicher Analogien verstanden werden. Es 
entstand im Spezialisierungskurs für Integrationskindergärtnerlnnen und 
-lehrerlnnen der Freien Universität Bozen im Jahr 2003 (vgl. Tab. 4). 
Tab. 4: Inklusiver Umgang mit Heterogenität in der Schule 






Hinwendung zum „Fremden“ in der eigenen Person, zu den eigenen dunklen, 
ungeliebten Seiten und zu den eigenen Verstehensgrenzen: 
• zur eigenen Unvollkommenheit bzw. zu den je eigenen Gaben; 
• zur eigenen geschlechtlichen Fixiertheit (zu Weichheit und Abhängig- 
keit bzw. Durchsetzungsfähigkeit und Aggressivität); 
• zur eigenen kulturellen Beschränktheit durch ein so bestehendes gesell- 
schaftliches Umfeld; 
• zu vorhandenen und nicht vorhandenen eigenen Erfahrungen; 
• zu eigenen günstigen bzw. ungünstigen Umfeldvoraussetzungen (zu 







Hinwendung zum .fremden“ in Anderen, Kontakt und Konfrontation mit den 
„ganzen“ Anderen: 
• mit ihren je individuellen Gaben, mit Können und Nicht-Können, 
• mit ihren je individuellen Ausformungen geschlechtlichen Seins, 
• mit ihren je individuellen kulturellen Ausdrucksformen, 
• mit ihren je individuellen Erfahrungen und Entwicklungsschritten, 







Allgemeine Didaktik mit spezifischen Qualitäten: Eingehen auf die Unter- 
schiedlichkeit und Gemeinsamkeit in den Voraussetzungen und Möglich- 
keiten der Anderen unter dem Aspekt 
• unterschiedlicher sprachlich-kultureller Kontexte, 
• weiblicher und männlicher Existenzweisen, 
• mehr oder weniger behinderter Entwicklungsmöglichkeiten, 
• unterschiedlicher Bildungserfahrungen, 
• unterschiedlicher sozialer Kontexte; 
Individualisierung eines allgemeinen, dh. internationalisierten, alters-, mi- 
lieu-, geschlechts- und begabungsbezogen diversifizierten Curriculums; 
Primat unterrichtlicher Gemeinsamkeit mit flexibler Differenzierung; Kom- 
plexitätsreduktion durch ein Mehr-Pädagoglnnen-System. 







mit pädagogischer Autonomieentwicklung; dabei insbesondere Berücksichti- 
gung 
• von kognitiver Niveaudifferenz, 
• von Mehrsprachigkeit und Multikulturalität, 
• unterschiedlicher Zugänge und Interessen, 
• unterschiedlicher Entwicklungs- und Erfahrungshintergründe, 








Kritik an monistischen, hierarchischen und damit ausgrenzenden und abwer- 
tenden Normalitätskonzepten, an 
• Rassismus im Sinne der Überlegenheit des Deutschen, 
• Sexismus im Sinne der Überlegenheit des Männlichen, 
• Sozialdarwinismus im Sinne der Überlegenheit des „Starken“, des .Älte- 
ren“ und des „Bildungsprivilegierten“ 
sowie Kritik an entsprechenden sonder-, ausländerpädagogisch, feministisch, 
schichtspezifisch und jahrgangsorientierten kompensatorischen Förder- und 
Therapieansätzen. 
Auf der Ebene der Person geht es um die Akzeptanz der verschiedenen 
Anteile der eigenen Person, von denen weder die „dunklen“ verleugnet wer- 
den sollen noch eine Fixierung auf die „hellen“ erfolgen soll. Dabei geht es 
dann nicht mehr nur um die Hinwendung zur ganzen Person unter den As- 
pekten von Unvollkommenheit und vorhandenen Gaben (Integration), von 
eigener geschlechtlicher Fixiertheit (Koedukation) und von kultureller Be- 
schränktheit (Interkulturelle Erziehung), sondern ebenso um die Hinwendung 
zu mehr oder weniger vorhandenen Erfahrungen (Jahrgangsmischung) und zu 
den mehr oder weniger günstigen oder einfach unterschiedlichen Umfeldvor- 
aussetzungen, was etwa materielle und immaterielle Armut oder entspre- 
chenden Reichtum bzw. Spezifika von Milieus wie divergente Familienstruk- 
turen angeht (Chancengleichheit). 
Die Ebene der Interaktion zielt auf Begegnung mit den ausbalancierten 
Aspekten von Konsens und Dissens, die weder in Distanzierung noch in 
Verschmelzung fuhren. Diese Begegnung schließt den „ganzen Anderen“ in 
seiner Widersprüchlichkeit ein, mit dem Können und Nicht-Können (Integra- 
tion), mit individuellen Ausformungen geschlechtlichen Seins (Koedukation), 
mit jeweiligen kulturellen Ausdrucksformen (Interkulturelle Erziehung), je 
vorhandenen Erfahrungen und Entwicklungsschritten (Jahrgangsmischung) 
und den je individuellen Umfeldbedingungen (Chancengleichheit). 
Auf der Ebene der Handlung mit dem Ziel der Kooperation - jenseits von 
Vereinnahmung oder Verweigerung - wird inklusiver Umgang mit Hetero- 
genität in einer allgemeinen Didaktik mit spezifischen Qualitäten deutlich: 
Sie soll auf Gemeinsamkeiten und Unterschiede aller Beteiligten in dem 
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Sinne eingehen, dass sie unterschiedliche mehr oder weniger behinderte Ent- 
wicklungsmöglichkeiten (Integration), geschlechtsbezogene Existenzweisen 
(Koedukation), unterschiedliche sprachlich-kulturelle Hintergründe (Interkul- 
turelle Erziehung) sowie unterschiedliche Bildungserfahrungen (Jahrgangs- 
mischung) und soziale Kontexte (Chancengleichheit) berücksichtigt. Dafür 
braucht sie ein gemeinsames Curriculum, das sprachlich-kulturell, alters-, 
milieu-, geschlechts- und begabungsbezogen diversifiziert wird und so das 
ganze Spektrum von Heterogenität abbildet und zum Lemgegenstand macht. 
Mit der Ebene der Institution steht als inklusives Eingehen auf Heteroge- 
nität institutionelle Gemeinsamkeit im Mittelpunkt - ohne die Gefahr der 
Aussonderung und den Druck zur Anpassung. Dies tut sie durch eine admi- 
nistrative Öffnung für alle bei gleichzeitiger staatlicher Sicherung gleicher 
Eckdaten, indem sie notwendige Niveaudifferenzierung (Integration), Mehr- 
sprachigkeit und Multikulturalität (Interkulturelle Erziehung), unterschiedli- 
che Zugänge und Interessen (Koedukation) sowie unterschiedliche Ent- 
wicklungs- und Erfahrungshintergründe (Jahrgangsmischung) und soziale 
Voraussetzungen (Chancengleichheit) berücksichtigt. 
Auf der Ebene gesellschaftlicher Normen schließlich strebt ein inklusives 
Eingehen auf Heterogenität Normalisierung im Sinne eines breiten Verständ- 
nisses von Normalität an, ohne in normative Exotisierung oder Kolonialisie- 
rung zu verfallen. Demzufolge werden alle Bestrebungen kritisch begleitet, 
die monistische, also auf einen Maßstab bezogene, damit hierarchische und 
somit ausgrenzende und abwertende Normalitätskonzepte vertreten. Dies 
schließt insbesondere radikale Kritik an jeder Form des Rassismus als Über- 
legenheit des Deutschen (Interkulturelle Erziehung), des Sexismus als Über- 
legenheit des Männlichen (Koedukation) sowie des Sozialdarwinismus ein, 
sei es als Überlegenheit des „Starken“ (Integration), des „Älteren“ (Jahr- 
gangsmischung) oder des „Bildungsprivilegierten“ (Chancengleichheit). 
Demzufolge werden entsprechende sonder-, ausländerpädagogisch, feminis- 
tisch, milieuspezifisch und jahrgangsorientierte kompensatorische Förder- 
und Therapieansätze kritisch hinterfragt. 
An dieser Stelle erscheint noch ein Hinweis angebracht: HELMUT REISER 
fordert, zwischen quasi naturgegebenen und gesellschaftlich bedingten Diffe- 
renzen zu unterscheiden, da nur die ersten, nicht dagegen die zweiten im 
inklusiven Sinne willkommen geheißen werden könnten. Das Motto „Ce- 
lebrate diversity!“ der kanadischen Pädagogin MARSHA FOREST sei demzu- 
folge nur auf naturgegebene Differenzen anzuwenden (REISER 2002a, 134f.). 
- „Celebrate diversity!“ bedeutet jedoch keineswegs, sich etwa gemeinsam 
über eine sozial deprivierte Situation eines Kindes, womöglich mit physi- 
64 
scher und sexueller Gewalt, zu freuen - das anzunehmen wäre zynisch! „Ce- 
lebrate diversity!“ steht zunächst einmal im krassen Gegensatz dazu, Kinder 
in entsprechenden Situationen gemäß dem Anpassungsmodell zu ignorieren, 
abzuwerten oder dem Separierungsmodell folgend auszusondem. „Celebrate 
diversity!“ bedeutet letztlich, jede Situation eines Kindes in seinem Umfeld 
wahrzunehmen, die Lebenswirklichkeit jeden Kindes ernst zu nehmen, in 
dem Sinne zu begleiten, dass gemeinsam Trauerarbeit geleistet wird (vgl. 
PRENGEL 1993, 163ff„ 189) und Überlegungen zur Veränderung der Situati- 
on angestellt werden. Damit gibt es keinen prinzipiellen Unterschied zwi- 
schen naturgegebenen und gesellschaftlich bedingten Differenzen. 
Trotzdem ist dem Hinweis von REISER Produktives abzugewinnen: Er legt 
den Finger in die gesellschaftliche Wunde, dass eine inklusive Schule in einer 
an sich exklusiv strukturierten Gesellschaft ständig in Widersprüche gerät, sie 
diese exklusive Gesellschaft nicht grundlegend verändern und die - auch 
selektiven - Funktionen, die sie der Schule zuweist, nicht außer Kraft setzen 
kann (vgl. KLAFKI 2002). Aufgrund der partiellen Autonomie der Schule ist 
es aber immerhin möglich, den Widerspruch zwischen inklusivem Anliegen 
und der Allokations- und Selektionsfimktion von Schule so zu gestalten, dass 
das selektive Moment möglichst weit zurückgedrängt wird - und das gilt 
auch in den Gesellschaften, in denen das Schulwesen strukturell ein inklusi- 
ves ist. Damit ist der Inklusionsbegriff nicht nur innerhalb eines inklusiv 
strukturierten, sondern innerhalb jeden Bildungswesens sinnvoll, als Vision 
(vgl. SANDER 2003) und als konkrete Orientierung für angestrebte, zu gehen- 
de und realisierte Schritte. Und es kann aus diesem Abschnitt eine weitere 
Aussage abgeleitet werden: Pädagogik der Vielfalt meint im Kern nichts 
anderes als Inklusion. 
4 ... und noch einmal - Paradigmenwechsel? 
Auch wenn es wegen der langen, inhaltlich immer unschärferen Diskussion 
in der Sonderpädagogik schon fast gefährlich erscheint, die Frage des Para- 
digmenwechsels zu thematisieren, im Zusammenhang der Diskussion um 
Integration und Inklusion ist es notwendig - mit Hilfe von zwei Zugängen. 
VERA MOSER zeigt anhand der Entstehungsgeschichte der Sonderpädago- 
gik (GRUBMüLLER u.a. 1999, MOSER 2003) im Anschluss an KUHN (1995) 
zwei Ebenen, auf denen ein Paradigma verankert wird: Auf der institutions- 
bezogenen Ebene wird durch eigene Institutionen dokumentiert, dass sich 
etwas Eigenes konstituiert hat - historisch war dies die Hilfsschule - und auf 
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der personenbezogenen Ebene ist für ein Paradigma eine eigene Konstruktion 
von Klientel notwendig - historisch war dies der Begriff der Behinderung mit 
seinen Vorläufern, vor allem dem Schwachsinn. Beide Ebenen sind mitein- 
ander verbunden und begründen sich gegenseitig. 
Im Zusammenhang mit der Integrationsdiskussion haben sich in der Son- 
derpädagogik auf institutionsbezogener Ebene neue Freiräume eröffnet, auf 
diese Ebene ist das institutionelle Monopol der Sonderschule für ihre Klientel 
gebrochen worden - wie auch konservative Vertreter des Faches sagen. Ob 
dies bereits eine paradigmatische Veränderung anzeigt, ist eher skeptisch 
einzuschätzen, zumindest ist aber Verunsicherung erkennbar. Auf personen- 
bezogener Ebene, was also die Konstruktion der Klientel angeht, stehen Ver- 
änderungen - so es sie überhaupt in nennenswertem Maße gibt - ganz am 
Anfang (vgl. hierzu die Aussagen in Abschnitt 1). 
Integration hat also nicht etwa zu einem Paradigmenwechsel geführt, 
bestenfalls kündigt er sich an. Oder anders herum ausgedrückt: In der Theorie 
bedeutet Integration einen Paradigmenwechsel - denn weder die Sonderanth- 
ropologie des Menschen mit Behinderung noch die besondere Institution 
kann als legitim aufrechterhalten werden. In der Praxis der Integration 
kommt es dagegen weitaus stärker zu Umformungsprozessen des ursprüngli- 
chen integrativen Anliegens an das tradierte sonderpädagogische Paradigma. 
Ein zweiter Zugang mag dies weiter verdeutlichen und verallgemeinern: 
US-Präsident CLINTONS Beraterin in Fragen der Behindertenpolitik, V. J. 
BRADLEY, unterscheidet in einem Überblick verschiedene Entwicklungspha- 
sen des Betreuungs-/ Hilfe-/ Unterstützungssystems für Menschen mit Be- 
hinderungen. Diese Systematik wird bei diversen Autorinnen ähnlich zitiert 
(INCLUSION INTERNATIONAL 1998, KRüGER 2000, LINDMEIER/ LINDMEIER 
2001) und wird hier in vereinfachter Fassung wiedergegeben (vgl. Tab. 5). 
Tab. 5: Phasen im Versorgungs-/ Hilfe- Unterstützungssystem für Menschen mit Behinderung 
Fokus Institutionsreform De-Institutionalisierung Leben mit Unterstüt- 
zung 
Person Patientin Klientin Bürgerin 
Rahmen von 
Dienstleistungen 
in der Institution in Wohngruppen, Werk- 
stätten für Behinderte, 
Sonderschulen und 
-unterricht 
in üblichen Wohnungen, 
Betrieben, Schulen und 
Klassen 
Alltagstheoreti- 











Dienstleistung Pflege/ Betreuung Förderung Assistenz 
Planungsmodelle Betreuungs- und 
Versorgungspläne 
Individuelle Erziehungs- 




Kontrolle durch (medizinische/ pfle- 
gerische) Fachkraft 
Interdisziplinäres Team Betroffene selbst 
Kontext von 
Entscheidungen 
Stand von fachlicher 
Theorie und Praxis 
Teamübereinkunft Persönlicher 
Unterstützerkreis 










Problem! ösimg Behandlung, Thera- 
pie 
Förderung in der 
am wenigsten ein- 
schränkenden Umwelt 
Neugestaltung der 
Umwelt als inklusive 
Gesellschaft 
(Nach Bradley 1994, Krüger 2000, Lindmeier/ Lindmeier 2001) 
Lange Zeit verharrt das Hilfesystem für Menschen mit Behinderung in 
einer Phase der Institutionsreform: In dieser Zeit werden Menschen mit Be- 
hinderungen als Patientinnen gesehen, die in Institutionen nach medizini- 
schen und pflegerischen Maßstäben gepflegt und betreut werden. Die hierfür 
- mit hoffentlich guter Qualität - aufgestellten Betreuungs- und Versor- 
gungspläne werden durch entsprechende Fachkräfte kontrolliert, Entschei- 
dungen dem Stand fachlicher Theorie und Praxis folgend gefällt, wobei die 
Priorität für den entsprechenden Personenkreis bei der Befriedigung von 
Grundbedürfhissen gesehen wird. Das entscheidende Problem besteht in der 
Behinderung, in Schädigungen und in Defiziten des Individuums - und das 
gilt es durch Behandlung und Therapie zu lösen. 
Später, so BRADLEY, geht es um De-Institutionalisierung. Es wird nicht 
mehr von Patientinnen, sondern von Klientinnen gesprochen, die außerhalb 
von Institutionen und daher in Wohngruppen, Werkstätten, Sonderschulen 
und im Sonderunterricht der allgemeinen Schule nach dem entwicklungspsy- 
chologischen und oft verhaltenstherapeutischen Modell zu fördern sind. Da- 
für werden von Teams in interdisziplinärer Übereinkunft individuelle Erzie- 
hungs-, Förder-, Therapie- und Qualifizierungspläne aufgestellt, die auch von 
ihnen kontrolliert werden. Vorrangiges Ziel der Förderung - der Begriff wird 
nur von wenigen Fachleuten kritisch hinterfragt - ist die Tüchtigkeit, das 
größte Problem besteht in Abhängigkeit und Unselbstständigkeit der Klien- 
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tlnnen. Dieses löst man - individuell hoch differenziert - in der jeweils am 
wenigsten einschränkenden Umgebung („least restrictive environment“). 
Heute und zukünftig geht es dagegen nach BRADLHY um etwas Anderes: 
Das Unterstützungssystem verfolgt das Konzept „Leben mit Unterstützung“ 
(vgl. LINDMEIER 2002, 221) und hat es weder mit Patientinnen noch mit 
Klientinnen zu tun, sondern - mit Bürgerinnen. Bürgerinnen leben bekannt- 
lich in üblichen Wohnungen als Mieterinnen oder Eigentümerinnen, gehen in 
die wohnortnahen üblichen Kindergärten und Schulklassen, arbeiten in übli- 
chen Betrieben oder Behörden und verbringen ihre Freizeit in den üblichen 
Gruppierungen. Sie brauchen nicht primär Pflege, Betreuung oder Förderung, 
sondern Assistenz - und zwar nach dem Modell individueller Unterstützung. 
Hierfür sind gemeinsame persönliche Zukunftsplanungen ein Schlüsselele- 
ment, in deren Rahmen die Betroffenen selbst im Kontext von Unterstützer- 
kreisen alle Entscheidungen kontrollieren (vgl. BOBAN/ HINZ 1999, BOBAN 
2003). Die Priorität dieser Prozesse liegt nicht mehr in Grundbedürfnissen 
oder Tüchtigkeit - Selbstbestimmung in sozialer Kohäsion ist der Maßstab, 
an dem sich Planungen ausrichten. Und das Problem liegt nicht mehr in der 
betreffenden Person, sondern in den Umwelthindemissen, die die soziale 
Teilhabe erschweren - und die Lösung dieses Problems liegt demzufolge in 
der Umgestaltung der Umwelt im Sinne einer inklusiven Gesellschaft, die die 
Bürgerrechte aller ihrer Bürgerinnen respektiert und zu realisieren hilft. 
BRADLEY verdeutlicht, dass mit dem Schritt von der Institutionsreform zur 
De-Institutionalisierung zwar die Organisationsformen verändert werden, 
sich aber die Sichtweise auf die Klientel - von der Machtverteilung zwischen 
Betreuerinnen/ Förderinnen und Betroffenen ganz zu schweigen - nur in 
geringem Maße ändert. Paradigmatisch bedeutsam sind diese Veränderungen 
beileibe nicht. Und Integration in der Form entwickelter Praxis gehört durch- 
aus, wenn sie als differenziertes, gestuftes System gestaltet wird und dem 
Readiness-Modell folgt, zur Logik der De-Institutionalisierung. 
Erst der Schritt von der De-Institutionalisierung zum „Leben mit Unter- 
stützung“ hat tatsächlich eine paradigmatische Qualität, denn hier wird die 
Zweiteilung der Menschen in die Eigentlichen“ und in die „Auch- 
Menschen“ als Patientinnen oder Klientinnen aufgegeben zugunsten der 
Anerkennung aller als Bürgerinnen - und nichts anderes ist das Anliegen der 
Inklusion. 
Insofern ist aufgrund beider Zugänge als Zwischenergebnis zur Frage des 
Paradigmenwechsels im Gegensatz zu MAND (2003) festzuhalten, dass wir 
heute nicht davon sprechen können, einen Paradigmenwechsel bereits hinter 
uns zu haben. Vielmehr müssen wir feststellen, dass auf institutionsbezoge- 
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ner Ebene in den letzten Jahrzehnten einige Freiräume und alternative Mög- 
lichkeiten erreicht wurden - von paradigmatischer Qualität sind sie jedoch 
sicherlich nicht. Auf individuumsbezogener Ebene stehen wir bestenfalls im 
Vorfeld eines Paradigmenwechsels, denn an der Wahrnehmung von be- 
stimmten Personen als andersartig hat sich bisher in der Praxis - und weitge- 
hend auch in der Praxis der Integration - sehr wenig verändert. Die These 
vom erfolgten Paradigmenwechsel nach der Krise der Sonderpädagogik er- 
scheint vor diesem Hintergrund eher als strategisches oder rhetorisches Mo- 
ment denn als realer Prozess - und als Krisengerede (vgl. FEUSER 2000). 
5 Versuch eines Zwischenfazits 
Obwohl er auf der Ebene integrationspädagogischer Theoriebildung - in 
deutlicher Abhebung von sonderpädagogischer Theoriebildung - nichts wirk- 
lich Neues bringt, erscheint es dennoch unter mehreren Gesichtspunkten 
sinnvoll, den Begriff der Inklusion zu verwenden: 
• Inklusion nimmt die internationale Diskussion auf. 
• Inklusion baut praxisbezogen optimierend und erweiternd (vgl. SANDER 
2003) auf Integration auf und bringt einen verschärften Fokus für die Praxis- 
reflexion. 
• Inklusion zeigt Ansatzpunkte für Entwicklungen auf - nicht mehr aus 
der Sonderpädagogik heraus, sondern in der allgemeinen bzw. Schulpädago- 
gik und der allgemeinen Schule, insbesondere durch pädagogische Schulent- 
wicklung. 
• Inklusion setzt klare Maßstäbe für Qualität und Evaluation; dies wird 
nicht zuletzt an einem international entwickelten und zunehmend verbreiteten 
Instrumentarium zur Selbstevaluation für „Schulen für alle“ deutlich - am 
Index für Inklusion (vgl. BOBAN/ HINZ 2003). 
Gleichzeitig macht die Diskussion um Inklusion auch deutlich, dass eine 
Reihe von offenen Aspekten zur Klärung anstehen, von denen abschließend 
vier genannt werden sollen: 
• Es gilt einen inklusiven Umgang mit sozialer Benachteiligung auszu- 
formulieren; hier hat die Integrationspädagogik deutlichen Nachholbedarf. 
• Die Auseinandersetzung mit dem Diskurs um Inklusion und Exklusion 
im Anschluss an Luhmann, etwa in der Sozialen Arbeit (MERTEN 2001), 
muss geführt werden; die Arbeit von VERA MOSER (2003) ist ein wichtiger 
Schritt auf diesem Weg. 
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• Angesichts der hohen bildungspolitischen Priorität bei der Entwicklung 
von Bildungsstandards muss sich die Integrationspädagogik - oder eher die 
Inklusionspädagogik? - an diesem Prozess aktiv beteiligen, und zwar im 
Sinne eines allgemeinen, zu individualisierenden Curriculums. Gelingt dies 
nicht, drohen Bildungsstandards zu einem zusätzlichen schweren Hemm- 
schuh für inklusive Entwicklungen zu werden. Die neuen Lehrpläne Schles- 
wig-Holsteins (MBWFK 2002) stellen mit ihrem Schritt von individuellen 
Curricula zu einem individualisierten Curriculum einen wichtigen Schritt in 
inklusive Richtung dar, auf den es aufzubauen gilt. 
• Insgesamt gilt es verstärkt die Beschränkung der Aufmerksamkeit der 
Integrationspädagogik auf den vorschulischen und schulischen Bereich auf- 
zubrechen; es zeigt sich in diversen Fachhochschulen, dass wichtige Ent- 
wicklungen von Assistenzmodellen in den Bereichen Arbeit, Wohnen und 
Freizeit dort bereits zu entsprechenden Studiengängen fuhren. Dies gilt es 
verstärkt wahrzunehmen. 
Letztlich ist mit dem Aufhehmen des Inklusionsbegriffs die große Chance 
verbunden, von der sonderpädagogischen Orientierung der Integrationsdebat- 
te hin zu einer allgemein pädagogischen Verortung der Inklusionsfrage zu 
kommen - und daran sollte die Integrationspädagogik sich beteiligen! 
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Ada Sasse 
„Integrationsferne“ und „integrationsnahe“ Milieus 
- Sozialstrukturelle Präzisierungen zu der Feststel- 
lung „Nur ein verschwindend geringer Teil behin- 
derter Kinder wird derzeit integrativ beschult“ 
In dem ALFRED SANDER zum 60. Geburtstag gewidmeten Band „Integrati- 
onspädagogik“ (HILDESCHMIDT/ SCHNELL 1998) verweist WOLFGANG JANT- 
ZEN auf die Tatsache, dass „nur ein verschwindend geringer Teil behinderter 
Kinder derzeit integrativ beschult“ wird (179). Bei der Ursachenanalyse be- 
klagt er „zum einen... [die] Beschränkung auf die Betrachtung der Schule, 
zum anderen [den] Verzicht auf jegliches gesellschaftstheoretisches Instru- 
mentarium“ (188). Und er fordert: „Es wird demgemäß Zeit von den Verhält- 
nissen zu reden“ (188f.). Nun überzeugt ein Blick in integrations- wie son- 
derpädagogische Fachliteratur, dass von gesellschaftlichen Verhältnissen 
sogar recht häufig die Rede ist. Nach der Wahrnehmung von WOCKEN (2000, 
286) „durchschreitet“ der Leser bei seiner Lektüre „ein düsteres Jammertal“: 
„Euthanasiediskussion, Peter Singer, Genforschung, pränatale Diagnostik, 
humangenetische Beratung, Abtreibung bei embryopathischer Indikation..., 
Individualisierung, Werteverfall, Sozialabbau“. 
An Beschreibungen der Großwetterlage fehlt es somit nicht. WOCKENS 
Aufzählung verdeutlicht jedoch auch, dass bei der Analyse der gesellschaftli- 
chen Verhältnisse vieles unverbunden nebeneinander stehen bleibt: Diskussi- 
onen um den ethischen Grundkonsens und Veränderungen in der Sozialstruk- 
tur moderner Gesellschaften ebenso wie prekäre Forschungsinteressen der 
Medizin oder moralisch fragwürdige Positionen des Einzelnen. Zudem wird 
es häufig dem Leser selbst überlassen, über Zusammenhänge zwischen den 
genannten gesamtgesellschaftlichen Befunden und der disziplinären bzw. 
professionellen Verfasstheit von Integrations- bzw. Sonderpädagogik nach- 
zudenken. Hier greift JANTZENS Forderung nach einem „gesellschaftstheore- 
tischen Instrumentarium“, nach theoretischen Modellen also, die beispiels- 
weise eine systematische Analyse der Bedingungen schulischer Integration 
vor der Folie konkreter gesellschaftlicher Verhältnisse erlauben. 
Zur Beantwortung der in dem vorliegenden Beitrag interessierenden Fra- 
ge, warum dreißig Jahre nach dem Beginn der schulischen Integration in der 
Bundesrepublik noch immer nur ein verschwindend geringer Teil behinderter 
Kinder den gemeinsamen Unterricht besucht, soll auf das soziologische Mi- 
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lieukonzept Bezug genommen werden. Die Wahl dieses Konzeptes ist in der 
Feststellung von JUTTA SCHöLER (2000, 172) begründet, dass „die innere 
Einstellung der beteiligten Erwachsenen ... die entscheidende Voraussetzung 
für das Gelingen oder Scheitern des gemeinsamen Unterrichts und der ge- 
meinsamen Erziehung“ ist. Hierbei handelt es sich jedoch nicht um eine Vor- 
aussetzung, die allein auf der Ebene der einzelnen Person zu verorten wäre. 
Denn alle erwachsenen Akteure schulischer und sozialer Integration - 
seien es Eltern, Pädagogen, Mitarbeiter von Schulverwaltungen oder Politiker 
- entwickeln Überzeugungen und treffen Entscheidungen auf der Basis der in 
ihrem jeweiligen Herkunftsmilieu verbindlichen Wertorientierungen und der 
hier jeweils üblichen Alltagspraxis: Empirische Untersuchungen zeigen, dass 
sich in der Bevölkerung der alten und der neuen Bundesländer mehr als zehn 
verschiedene Großmilieus beobachten lassen (vgl. GEISSLER 2002, 131ff.), in 
denen jeweils spezifische Akzentuierungen der für die gesamte Gesellschaft 
verbindlichen ethisch-moralischen Wertorientierungen enthalten sind. Diese 
milieuspezifischen Werthaltungen „sind psychologisch ,tiefsitzende’, großen- 
teils unbewusste, in vielen Lebensbereichen wirksame und allenfalls langsam 
veränderliche Grunddispositionen von Menschen“ (HRADIL 1999,416). 
Um auf der Basis des Milieukonzeptes zu einer sozialstrukturell präzisier- 
ten Antwort auf die Frage zu gelangen, warum bundesweit kaum mehr als ein 
Zehntel aller Kinder und Jugendlichen mit Behinderungen den gemeinsamen 
Unterricht besuchen, werden nachfolgend die ethischen Orientierungen der 
Integrationsbewegung gesichtet und ihre Anknüpfungspunkte an den ethi- 
schen Grundkonsens moderner Gesellschaften sowie an die Wertorientierun- 
gen der sozialen Milieus in den alten bzw. neuen Bundesländern aufgezeigt. 
Erkenntnisleitende Hypothese dieses Abgleichs ist die Annahme, dass sich 
zwischen den Wertorientierungen der Integrationspädagogik und den Wert- 
orientierungen verschiedener Milieus Überschneidungen, aber auch Differen- 
zen finden. Diese Differenzen könnten neben anderen gesamtgesellschaftli- 
chen Faktoren ergänzend zur Erklärung der zögerlichen Etablierung der schu- 
lischen und sozialen Integration herangezogen werden. Auf dieser Grundlage 
erscheinen schließlich Hinweise darauf möglich, welcher Voraussetzungen es 
bedarf, um mehr Kinder und Jugendliche mit Behinderungen an schulischer 
und sozialer Integration teilhaben zu lassen. 
1 Wertorientierung in der Integrationsbewegung 
Dass „Integration unteilbar ist“ (Mum 1999, 23) bedeutet, dass „Schulen für 
Kinder da [sind], und zwar immer für die, die wir gerade haben, und nicht für 
die, die wir uns wünschen“ (KLINKE in: ROEBKE/ HÜWE/ ROSENBERGER 
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2000, 197). Diese einfache Feststellung ist voraussetzungsreich. Bekannter- 
maßen setzt sie voraus, dass Behinderungen und Beeinträchtigungen nicht als 
das Merkmal von einzelnen Personen, sondern als Beeinträchtigung der Aus- 
tauschprozesse zwischen dem Kind und seiner Umwelt gesehen werden. Ein 
irgendwie gearteter Förderbedarf wird sich daher nicht auf die „Verbesse- 
rung“ des Kindes, sondern auf die Verbesserung der Beziehungen zwischen 
dem Kind und seiner Umwelt konzentrieren. Dies rückt sein „Einbezogensein 
als vollwertiges Mitglied einer Gemeinschaft [in den] Vordergrund, unab- 
hängig von seinen Möglichkeiten und Unmöglichkeiten“ (HINZ 2000,126). 
Hiermit ist die „politische Dimension von Integration“ angesprochen, in 
der normativ die Überwindung von Selektions- und Isolationstendenzen ge- 
setzt ... und die Gemeinsamkeit aller als ein einzulösendes Grundrecht postu- 
liert wird“ (HÜWE 2000, 17). Hier werden zwei divergierende Positionen, 
nämlich zum einen die Position der Gleichachtung und zum anderen die 
Position der Anerkennung von Differenz, zusammengefuhrt. Darauf, dass 
diese Harmonisierung theoretisch nicht vollkommen unproblematisch ist, 
kann an dieser Stelle lediglich hingewiesen werden (vgl. SASSE 2001); 
zugleich ist sie jedoch Konsens innerhalb der Integrationspädagogik. Darauf 
weisen bekannte Setzungen wie die „Pädagogik einer Vielfalt in Gemein- 
samkeit“ (PRENGEL) ebenso hin wie die Feststellung, „dass es normal ist, 
verschieden zu sein“ (EBERWEIN). 
Die Erwartungen an schulische Integration reichen zudem über den Rah- 
men der Schule hinaus, wie SANDER (zit. nach HAEBERLIN 1998, 165) meint: 
.Fortschreitende Integration wird - so ist zu erwarten - mit der Zeit den Unterricht und das 
gesamte schulische Leben verändern helfen, und über die Schule hinaus auf andere Umfelder, 
auf andere .Systemebenen’ einwirken. Zielvorstellung ist eine integrative Schulkultur und eine 
integrationsfähige Gesellschaft“. 
Die Integrationsbewegung lässt sich daher als Bestandteil der „neuen“ sozia- 
len Bewegungen interpretieren. Wie diese lehnt es auch die Integrationsbe- 
wegung ab, Politik vorrangig an den Interessen der Wirtschaft und des Mark- 
tes auszurichten, setzt gesellschaftspolitisches Interesse voraus, hat soziale 
Gerechtigkeit insbesondere für soziale Minderheiten im Blick und setzt auf 
die Solidarisierungsfahigkeit der Mitglieder moderner Gesellschaften. Ihre 
Wertorientierung kann zusammenfassend als postmateriell bezeichnet wer- 
den. 
2 Wertorientierungen moderner Gesellschaften 
Zum ethischen Grundkonsens moderner Gesellschaften, der in ihren Verfas- 
sungen fixiert ist und auf den Menschenrechten beruht, gehört die Überzeu- 
gung, „dass Anerkennung nicht zwischen Über- und Untermenschen, Bür- 
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gem erster und zweiter Klasse, sondern nur unter prinzipiell Gleichen statt- 
finden“ kann (FRANKENBERG 1995, 71). Ohne Akzeptanz und Anerkennung 
des jeweils anderen ist weder Individualität noch Gesellschaft möglich, wie 
FRANKENBERG an gleicher Stelle feststellt: 
„Ohne andere kann sich nicht einmal der Schatten unserer Individualität außerhalb unserer 
Einbildung abzeichnen. Mehr noch: Ohne andere kann es Gesellschaft nicht geben“. 
Wäre die Gleichachtung von Verschiedenheit in modernen Gesellschaften in 
der Lebenspraxis durchgesetzt, dann wäre sie als öffentliches Thema nicht 
mehr virulent. Dass sie jedoch nicht nur in der Öffentlichkeit, sondern auch 
in verschiedenen wissenschaftlichen Disziplinen ein Thema geblieben ist, ja, 
hier in den vergangenen Jahren zunehmend an Brisanz gewann, hängt damit 
zusammen, dass sich neben der Gleichheitsvorstellung in modernen Gesell- 
schaften auch bestimmte Verteilungsprinzipien entwickelt haben, nach denen 
die in der Gesellschaft knappen und begehrten Güter verteilt werden. 
Das bekannteste dieser Prinzipien ist das Leistungsprinzip; immer wieder 
in die Diskussion vor allem von denjenigen gebracht, die sich in der Gesell- 
schaft komfortabel etabliert haben: So spielt „der Leistungsbegriff in der breit 
angelegten Kampagne, die von der... Initiative Neue Soziale Marktwirt- 
schaft... sehr offensiv geführt wird, eine ganz entscheidende Rolle. Jeder 
könne es in dieser Gesellschaft schaffen..., wenn er nur leistungsstark und 
risikofreudig sei“ (HARTMANN 2002, 15). Wo der ,Haken an der Sache’ ist, 
teilt HARTMANN (16) an gleicher Stelle mit: In der o. g. Initiative wirbt „mit 
FRIEDRICH VON BOHLEN... ausgerechnet der wohlhabende Spross einer der 
ältesten Industriellenfamilien Deutschlands... für das Motto ,Chancen für 
alle’“. Das Leistungsprinzip wird hier zur Leistungsideologie, denn es dient 
den Erfolgreichen zur Versicherung, dass ihr Erfolg selbstverdient ist; im 
Nachgang sorgt es für die Deklassierung derjenigen, die nicht erfolgreich 
sind, weil sie sich - im Verständnis der Leistungsideologie - offenbar nicht 
ausreichend anstrengungsbereit und risikofreudig verhalten haben. 
Dass das Leistungsprinzip jedoch nur ein Element einer komplexen Struk- 
tur von Verteilungsprinzipien ist, das zeigt der folgende empirische Befund 
von HARTMANN (1995, 87): 
,Je höher die Position in der Wirtschaft ist, desto größer ist auch das Gewicht der sozialen 
Herkunft. Der Zugang zur Wirtschaftselite im engeren Sinne bleibt weitgehend für den Nach- 
wuchs des gehobenen und (noch stärker) des Großbürgertums reserviert“; was in Zahlen ausge- 
drückt heißt, „dass 80 Prozent der Topmanager aus den oberen drei Prozent der Bevölkerung 
stammen, denen dieses Verhalten in die Wiege gelegt“ wurde (17). 
Ob jemand als Möbelträger oder Bankmanager arbeitet, hat somit nur bedingt 
etwas damit zu tun, ob er in der Schule gut aufgepasst hat. Mithin „wäre [es] 
falsch zu behaupten, dass in Deutschland und in anderen modernen Gesell- 
schaften »wertvolle Güter’ ausschließlich aufgrund eigener Leistung verteilt 
werden“ (HRADIL 1999, 413). 
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Denn inwiefern jemand einen Zugriff auf knappe und begehrte Güter hat, 
hängt neben seiner eigenen Leistung von vielen anderen Verteilungsprinzi- 
pien ab. Sie alle sind legitim, sind jedoch mehr oder weniger begrenzt an 
individuelle Leistung gebunden, wie dies etwa beim Vererbungsprinzip (Zu- 
gewinn von materiellen Gütern, Status und Prestige durch Zugehörigkeit zu 
einer wohlhabenden Familie) oder beim Zufallsprinzip (Aktienspekulationen, 
Lottogewinn) deutlich wird. Ergänzt werden sie durch das „Prinzip der poli- 
tisch ausgehandelten Zuteilung oder auch Belastung“ (Steuerentlastung oder 
Steuerbelastung, Subventionen), durch das „Verhandlungs- oder Kampfprin- 
zip“ (Tarifauseinandersetzungen), durch die „Zuteilung nach Lebens- und 
Dienstalter“ (Gehaltserhöhungen durch Erreichen der jeweils nächsten 
Dienstaltersstufe), durch die „Wahl in Ämter“ (Zutritt zu wichtigen sozialen 
Netzwerken) usw. (HRADIL 1999, 413). All diese Verteilungsprinzipien wir- 
ken ambivalent: Wer an ihnen partizipiert, kann seine Lebensqualität erheb- 
lich verbessern; wer von ihnen ausgeschlossen bleibt, dem nutzt die reine 
Leistungsbereitschaft mitunter herzlich wenig. 
Obwohl das Leistungsprinzip dasjenige Verteilungsprinzip ist, das in der 
öffentlichen Wahrnehmung am stärksten präsent ist, ist es nicht das einzig 
wirksame. Konstatiert man also, dass „der solidarisierende Wert der Gleich- 
wertigkeit aller Menschen bei unterschiedlichsten ... Leistungspotentialen... 
im Widerspruch zum Zweck einer wirtschaftlichen Wachstumsgesellschaft“ 
steht (HAEBERLIN 1998, 165), so sind bei den hieraus folgenden Befürchtun- 
gen doch auch die o.g. weiteren Verteilungsprinzipien und ihre komplexen 
Wechselwirkungen mitzudenken. Da einige dieser Verteilungsprinzipien 
einen wohlfahrtsstaatlichen Charakter haben, sind sie nicht unmittelbar an die 
individuelle Leistung des einzelnen gebunden, sondern vom politischen Wil- 
len abhängig. Verschlechterungen der sozialen Lage von Minderheiten allein 
mit der Leistungsideologie zu erklären, greift daher zu kurz. 
Modernen Gesellschaften ist, so FRANKENBERG (1995, 72), „zivile Solida- 
rität“ eigen, die „soziale Rechte ... auf die Mittel (richtet), die zur selbstorga- 
nisierten Bewältigung des Lebens und der Gesellschaft notwendig sind“. Und 
das Procedere für die Verteilung knapper Güter ist nicht an den Rändern der 
Gesellschaft auszufechten, sondern in ihrer Mitte, denn der „systematische 
Ort“ dieser Solidarität, so HENGSBACH, „lässt sich ausdifferenzieren als 
Markt, Staat und Zivilgesellschaft“ (1995, 66). Hier haben bei der Ausformu- 
lierung des politischen Willens die „neuen“ sozialen Bewegungen, mithin 
auch die Integrationsbewegung, ihren Platz und ihre Aufgabe. Und da für 
moderne Gesellschaften nicht Harmonie und Konsens, sondern Kontroversen 
zwischen unterschiedlichen Lebensentwürfen, Bedürfnissen und Interessen 
typisch sind, lassen sich solidarische Verteilungsprinzipien nicht „durch 
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moralische Appelle“ - etwa durch etwas Verzicht auf stringentes Leistungs- 
denken - „hervorzaubem“ (HENGSBACH 1995, 65). 
Von hier aus lässt sich HAEBERLINS Forderung „Das Scheitern der Integ- 
rationsbewegung [ist zu] verhindern!“ (1998, 161) zugleich als Aufforderung 
verstehen, in der Gesellschaft diesen Platz weiterhin zu besetzen und diese 
Aufgabe weiterhin anzunehmen. Daher scheint es angemessen, gesellschaft- 
liche Verhältnisse weniger mit Hilfe von Zerfalls- und Untergangsmetaphem 
zu beschreiben, sondern die aus der Perspektive von Integrations- bzw. Son- 
derpädagogik relevanten sozial- und bildungspolitischen Umbrüche mit dem 
Wissen zu reflektieren, dass „Demokratie... kein abgeschlossener Zustand, 
sondern seit dem Ende des 18. Jahrhunderts ein in Ausbreitung begriffener 
Zustand“ ist (MUTH 1999, 5). Das Scheitern der Integrationsbewegung ist in 
erster Linie durch sie selbst zu verhindern, indem sie ihre Rolle als „neue“ 
soziale Bewegung auch unter schwieriger werdenden wirtschafts- und fi- 
nanzpolitischen Rahmenbedingungen behauptet. 
Der von MUTH angesprochene Prozess der Demokratisierung schließt nun 
zwei Seiten ein: Zum einen die demokratischen Grundregeln der Gesell- 
schaft, die für alle Mitglieder gleichermaßen Gültigkeit haben, und zum an- 
deren den Willen und die Kompetenz des Einzelnen, sich als Teil einer de- 
mokratischen Gesellschaft zu verstehen und die demokratischen Rechte auf 
Mitsprache und Mitgestaltung tatsächlich wahrzunehmen. Welchen Platz der 
einzelne für sich im Gemeinwesen sieht, welche Wertorientierungen er hat 
und wie er seine Möglichkeiten und Fähigkeiten einschätzt und gebraucht, 
um an der Demokratisierung der Gesellschaft teilzuhaben, ist eine jeweils 
individuell zu beantwortende Frage. Von daher kommt SCHöNBERGER (1999, 
84) zu dem Schluss: „Wie die ethischen Leitideen dem geschichtlichen Wan- 
del unterworfen sind, so die (moralischen) Maximen dem biographischen.“ 
3 Wertorientierungen in den sozialen Milieus der 
Bundesrepublik 
Nun existieren auch in den wertepluralen modernen Gesellschaften nicht 
unendlich viele individuelle Orientierungen, die sich einer Systematisierung 
gänzlich entziehen würden. Sie lassen sich mit Hilfe der sozialen Kategorie 
des „Milieus“ zusammenfassen. Diese Milieus stellen zwar „keine ,echten’ 
gesellschaftlichen Gruppen“, sondern „von Sozialwissenschaftlem geordne- 
te’ Gruppierungen von Menschen mit jeweils ähnlicher Mentalität dar“, wo- 
bei „Überschneidungen, Randstellungen und Doppelzugehörigkeiten“ nicht 
eben selten sind (HRADIL 1999, 425). Gleichwohl ermöglichen sie eine diffe- 
renzierte Analyse der Sozialstruktur, wobei neben der Einkommenssituation 
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auch die Wertorientierung und die tatsächliche Lebenspraxis zu berücksichti- 
gen sind. Da in den Milieus jeweils spezifische Akzentuierungen der ethi- 
schen Grundorientierungen moderner Gesellschaften enthalten sind, kann 
entlang der Befragung dieser milieuspezifischen Akzentuierungen genauer 
benannt werden, inwiefern postmaterielle Wertorientierungen in den einzel- 
nen Milieus präsent sind. Aus der milieuspezifischen Verbreitung postmate- 
rieller Werte, die mit der integrationsnahen Wertorientierung korrespondie- 
ren, lässt sich rekonstruieren, welche Milieus eher als „integrationsfem“, und 
welche eher als „integrationsnah“ angesehen werden können. 
Hier ist zunächst der empirische Befund interessant, dass in den sozialen 
Milieus der Bundesrepublik die „Verschiebung vom Materialismus hin zum 
Postmaterialismus... zögernd“ verläuft; so galten „1992... erst 16,7 % der 
Westdeutschen als ,Postmaterialisten’, immer noch 26,1 % wurden als »Ma- 
terialisten’ eingeordnet“; und „volle 50,6 % der Menschen in den alten und 
gar 63,2 % in den neuen Bundesländern wurden als ,Mischtypen’ registriert“ 
(HRADIL 1999, 418). Diese Mischung aus materiellen und postmateriellen 
Werten bestätigt, dass zwischen den verschiedenen Milieus nicht nur klare 
Trennungen, sondern auch Überschneidungen hinsichtlich der jeweiligen 
Lebenspraxis und der jeweiligen Wertorientierung bestehen. Zudem ist vor- 
stellbar, dass sich in einzelnen Milieus auch Wertorientierungen und Le- 
bensweisen finden lassen, die insgesamt kein „rundes“, sondern ein eher 
widersprüchliches Bild vermitteln. 
Wie stellen sich nun die Milieus in den alten und in den neuen Bundeslän- 
dern dar? Betrachten wir zunächst die Milieustruktur in den alten Bundeslän- 
dern (Tab. 1). 
Hinsichtlich der Wertorientierung der Integrationsbewegung war heraus- 
gearbeitet worden, dass sie gesellschaftspolitisches Interesse voraussetzt, 
soziale Gerechtigkeit im Blick hat und auf die Solidarisierungsfähigkeit der 
Mitglieder moderner Gesellschaften setzt. Diese Orientierungen schließen 
ein, sich mit dem Gegebenen nicht zufrieden zu geben und Autorität kritisch 
zu hinterfragen. Sucht man nun in den Kategorien „Lebensweise“ und 
„Wertorientierung“, in denen ausgewählte Eigenschaften der einzelnen Mi- 
lieus (hier allerdings nur verknappt und schlaglichtartig) zusammengefasst 
sind, so finden sich zahlreiche Hinweise darauf, dass die o.g. Wertorientie- 
rungen nicht unmittelbar zu den herausragenden Wertorientierungen in einer 
Vielzahl von Milieus gehören. Beispielsweise wäre es einigermaßen verwe- 
gen, dem „Hedonistischen Milieu“ ein bevorzugtes Interesse an Fragen der 
sozialen Gerechtigkeit zuschreiben zu wollen. Ebenso schwer fallt es, mit 
dem »Aufstiegsorientierten Milieu“ vordergründig das Bedürfnis zu verbin- 
den, „nicht nur die »Hochglanz-Seiten’ der eigenen Person wahrzunehmen, 
mit denen wir uns gerne nach außen präsentieren, sondern sich auch den 
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,dunklen Seiten’, den eigenen Seiten der Kleinheit, des Zweifelns, des Nicht- 
Könnens, der Ratlosigkeit zuzuwenden“ (Hmz 1998, 128). 
Tab. 1: Soziale Milieus in den alten Bundesländern 
Milieu Soziale Lage Lebensweise W ert Orientierung 
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Leben im Hier und Jetzt 
Freiheit und Sponta- 
neität, Ablehnung 
von Sicherheit 
(Zusammenf. nach HRADIL 1999,421ff.) 
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Auch die konventionelle, angepasste Lebensweise des „Kleinbürgerlichen 
Milieus“ oder die „Skepsis gegenüber Neuerungen“ des „Traditionellen Ar- 
beiteradlieus“ stellen keine unmittelbaren Anknüpfungspunkte an die Integ- 
rationsbewegung dar. Denn Entscheidungen für die schulische Integration 
sind, trotz der Tatsache, dass der gemeinsame Unterricht in den Schulgeset- 
zen der meisten Bundesländer vorgesehen ist, nicht selten noch immer kon- 
fliktreiche Anfangssituationen, in denen Lehrer und Lehrerinnen sich auf 
weitreichende Veränderungen des Unterrichtsalltages einlassen müssen und 
Konflikte zwischen Eltern und Schulbehörden nicht auszuschließen sind. 
Diese risikoreichen Anfangssituationen verlangen den Abschied vom Ge- 
wohnten, das Anzweifeln von Autoritäten. Die Heftigkeit der Auseinander- 
setzungen um Integration im konkreten Einzelfall ließe sich bei einer genaue- 
ren Untersuchung sicherlich auch aus der Tatsache heraus erklären, dass in 
dieser Situation verschiedene (Milieu-)Welten aufeinander treffen. 
Anknüpfungspunkte an die Wertorientierung der Integrationsbewegung 
lassen sich unmittelbar im „Liberal-intellektuellen Milieu“ (Lebensweise: 
weltoffen; Wertorientierung: soziale Gerechtigkeit) sowie mittelbar im „Mo- 
dernen Arbeitnehmermilieu“ (Lebensweise: tolerant; Wertorientierung: le- 
benslanges Lernen) und im „Modernen bürgerlichen Milieu“ (Lebensweise: 
gemeinschaftsorientiert) erkennen. Allen drei Milieus, die aufgrund der oben 
dargestellten groben Milieubeschreibung als „eher integrationsnah“ bezeich- 
net werden könnten, lassen sich zusammen 25 % der Gesamtbevölkerung in 
den alten Bundesländern zuordnen. 
Wie sieht nun die Milieustruktur in den neuen Bundesländern aus? Zu- 
nächst ist festzuhalten, dass „am Ende der 90er Jahre [sich] die ostdeutschen 
Milieus noch von denen der alten Bundesländer“ deutlich unterschieden: 
„traditionellere und gemeinschaftsbewusstere Mentalitäten“ waren hier „we- 
sentlich verbreiteter“, die „typischen Mittelschichtmilieus, zumal ... jene mit 
den ,neuen’ Werthaltungen, blieben... noch in der Minderheit“ (HRADIL 
1999,426). Das Gesamtbild der Milieustruktur stellt sich wie in Tab. 2 dar. 
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Tab. 2: Soziale Milieus in den neuen Bundesländern 
Milieu Soziale Lage Lebensweise Wert Orientierung 
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(Zusammenf, nach HRADIL 1999,427ff.) 
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Betrachtet man die Milieustruktur der neuen Bundesländer hinsichtlich der 
Frage, inwiefern hier Wertorientierungen der Integrationsbewegung enthalten 
sind, so finden sich unmittelbare Anknüpfungspunkte im bürgerlich- 
humanistischen Milieu“ (Lebensweise: Ehrenämter; Wertorientierung: ge- 
sellschaftliches Verantwortungsgefühl), im „Linksintellektuell-altemativen 
Milieu“ (Lebensweise: selbstreflexiv; Wertorientierung: soziale Gerechtig- 
keit) sowie im „DDR-verwurzelten Milieu“ (Lebensweise: gesellschaftspoli- 
tisch engagiert; Wertorientierung: Gerechtigkeit, Verantwortung). Mittelbare 
Anknüpfungspunkte finden sich darüber hinaus auch hier im „Modernen 
Arbeitnehmermilieu“ (Lebensweise: tolerant; Wertorientierung: lebenslanges 
Lernen). In anderen Milieus ist das Bild eher widersprüchlich. So zeichnet 
sich das „Traditionelle Arbeiter- und Bauemmilieu“ zwar durch die Wertori- 
entierung „Hilfsbereitschaft“ aus, weist aber in der Lebensweise „Skepsis 
gegenüber Veränderungen“ auf. 
Bei der Suche nach Anknüpfungspunkten an die Wertorientierung der 
Integrationsbewegung in den Milieus der neuen wie der alten Bundesländer 
bleibt übrigens zu beachten, dass zunächst ähnlich erscheinende Wertorien- 
tierungen differenziert betrachtet werden müssen. HENGSBACH (1995, 65) 
macht beispielsweise darauf aufmerksam, dass 
„.Gemeinsam’ und .Solidarität’ ... zwar wie austauschbare Worte für ein Gefühl der Zusam- 
mengehörigkeit [klingen], wenngleich die Herkunft aus abweichenden Sozialmilieus mit- 
schwingt. Aber das Wort .Gemeinsinn’ meint das Bewusstsein und Empfinden der Zusammen- 
gehörigkeit innerhalb einer Gruppe sowie die Bereitschaft, sich für deren Gemeinwohl einzuset- 
zen; es spiegelt die ordnungsethische Konzeption einer wohlgeßigten Gemeinschaft. Das Wort 
.Solidarität’ dagegen meint den Zusammenschluss einer gesellschaftlichen Gruppe, die sich 
benachteiligt fühlt... es spiegelt die prozessethische Konzeption einer Gesellschaft, die vom 
Kräftespiel gegensätzlicher Interessen geprägt ist“ (Hervoth. A.S). 
Nach der hier dargestellten Milieustruktur lassen sich nun insgesamt 23 % 
der Bevölkerung in den neuen Bundesländern „eher integrationsnahen Mili- 
eus“ zuordnen. Für die alten wie für die neuen Bundesländer kann zusam- 
mengefasst werden, dass ca. 75 % der Bevölkerung der Bundesrepublik in 
Miheus leben, die höchstwahrscheinlich keine besonders deutlich erkennbare 
Nähe zu den Wertorientierungen der Integrationsbewegung haben. Inwiefern 
diese Milieus jedoch als „deutlich integrationsfem“ zu bezeichnen wären, 
bedarf der differenzierten empirischen Untersuchung. Denn der Befund, dass 
„volle 50,6 % der Menschen in den alten und gar 63,2 % in den neuen Bun- 
desländern“ eine Mischung aus materiellen und postmateriellen Wertorientie- 
rungen aufweisen (HRADIL 1999, 418), deutet darauf hin, dass es auch in 
denjenigen Miheus, die hier nicht als „eher integrationsnah“ bezeichnet wer- 
den, Anknüpfungspunkte an die Wertorientierungen der Integrationsbewe- 
gung gibt - wenn auch vermutlich eher sporadischer oder widersprüchlicher 
Natur. Zudem stimmt die Einschätzung, dass 23 % der Bevölkerung in den 
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neuen und 25 % der Bevölkerung in den alten Bundesländern „eher integra- 
tionsnahen Milieus“ zuzuordnen ist, etwas optimistischer als der o.g. empiri- 
sche Befund, dass „erst 16,7 % der Westdeutschen als ,Postmaterialisten’“ zu 
bezeichnen sind (HRADIL 1999, 418), also Wertorientierungen haben, die den 
„neuen sozialen Bewegungen“ entgegenkommen. 
Für die bis hierher getroffenen Einschätzungen hinsichtlich der Frage, 
inwiefern sich Wertorientierungen der Integrationsbewegung als Teil der 
„neuen“ sozialen Bewegungen in den Wertorientierungen der sozialen Milie- 
us der Bundesrepublik spiegeln, bleibt einschränkend festzuhalten, dass es 
sich hierbei um einen Rekonstruktionsversuch auf der Basis eines verknapp- 
ten Schemas sozialer Milieus und einer verknappten Zusammenfassung der 
Wertorientierung der Integrationsbewegung handelt. Gleichwohl lässt sich 
dieser Rekonstruktion entnehmen, dass in den unterschiedlichen Milieus sehr 
verschiedene wertorientierte Voraussetzungen existieren, die dazu führen 
können, sich dem Integrationsgedanken verpflichtet zu fühlen, sich ihm all- 
mählich zu öffnen oder auch, sich ihm dauerhaft skeptisch gegenüber zu 
sehen. Diese persönlichen Haltungen haben nicht ausschließlich etwas mit 
der ethisch-moralischen Überzeugungskraft integrationspädagogischer Ar- 
gumente zu tun, sondern eben auch etwas mit der im jeweiligen Herkunftsmi- 
lieu tradierten Lebensweise und Wertorientierung desjenigen, der über schu- 
lische und soziale Integration nachdenkt. 
Die differenzierte Betrachtung der Milieus hinsichtlich ihrer Lebensweise 
und hinsichtlich ihrer Wertorientierung macht vor allem darauf aufmerksam, 
dass immer dort, wo konkrete Akteure schulischer Integration oder Nicht- 
Integration aufeinander treffen, sehr unterschiedliche Wertorientierungen ins 
Spiel kommen, die häufig nicht explizit angesprochen, gleichwohl hoch 
wirksam sind. In diesem Zusammenhang erinnere ich mich an die integrati- 
onsorientierte und veränderungsfreudige Mutter eines Kindes mit Down- 
Syndrom, die sich bereits mehrere Jahre vor der Einschulung ihres Kindes 
mit der wohnortnahen Grundschule in Verbindung setzte und hier auf eine 
schulorganisatorisch verunsicherte und mit dem leistungsorientierten Fron- 
talunterricht identifizierte Schulleiterin traf. Noch heute wundert sich diese 
Mutter darüber, wie wenig sich die Schulleiterin bisher von ihrer integrati- 
ons-distanzierten Position entfernt hat und wie außerordentlich zurückhaltend 
sie bis in die Gegenwart hinein geblieben ist - obwohl ihr inzwischen integ- 
rationspädagogische Fachbücher und einschlägige Videos zur Verfügung 
stehen, und obwohl sie inzwischen auch an anderen Schulen gemeinsamen 
Unterricht beobachten konnte. 
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4 Wertorientierungen bei Akteuren von Integration 
und Nicht-Integration 
Dass die zögerliche Ausbreitung schulischer Integration im Zusammenhang 
mit Milieustrukturen zu sehen ist, darauf weist auch die in der Fachliteratur 
immer wieder auftauchende Beobachtung hin, dass „die politisch folgenrei- 
che Artikulation und Durchsetzung“ schulischer Integration „an Bedingungen 
geknüpft ist, die im gesellschaftlichen Feld ungleich verteilt sind: Zugang zur 
Öffentlichkeit, Argumentationswissen, Beziehungen, Zeit und Geld ... Aka- 
demikereltem mit behinderten Kindern vereinigen potentiell ein verstärktes 
Interesse an Integration mit den Einflussmöglichkeiten, die ihnen ihr Bil- 
dungsprivileg eröffnet“ (HöHN in ROEBKE/ HüWE/ ROSENBERGER 2000, 
36/37). In diesem Zusammenhang sei auch darauf verwiesen, dass die An- 
fänge der Integrationsbewegung in der Bundesrepublik in Großstädten bzw. 
in Stadtstaaten zu verorten sind: Hier fanden sich die Akteure schulischer 
Integration - engagierte Eltern, Pädagogen, Wissenschaftler und Angehörige 
der einschlägigen Verwaltungen, also Mitglieder bestimmter Milieus - in 
dichter Nachbarschaft. Diese Nähe und die Zugehörigkeit zu ähnlichen, groß- 
städtisch geprägten Milieus dürfte eine Erklärung dafür sein, warum schuli- 
sche und soziale Integration eben hier und nicht in peripheren ländlichen 
Räumen zustande kam. 
Bei HöHN lassen sich an gleicher Stelle auch Hinweise darauf entnehmen, 
dass das Engagement für Integration nicht nur eine Frage der sozialen Lage 
(des Bildungsstandes und des Einkommens), sondern auch der Milieuzugehö- 
rigkeit ist, wenn er berichtet, dass neben den Elteminitiativen auch „aufge- 
schlossene Schulleitungen sowie... engagierte, an Schuheformen interessier- 
te Lehrerinnen und Lehrer,... Erziehungswissenschaftlerinnen und Wissen- 
schaftler“, ja „selbst... auf der Ebene der Schulaufsichtsbeamtinnen und 
-beamten“ den „Reformen zugängliche Einzelpersonen“ zu finden sind. Die- 
se Feststellung bestätigt implizit die Tatsache, dass es bei all den genannten 
Gruppierungen und Professionen, die fast durchgängig mittleren und gehobe- 
nen Einkommensgruppen zuzuordnen sind, Personengruppen gibt, die - u.a. 
aufgrund ihrer milieugebundenen Wertorientierung - als eher integrations- 
fem zu bezeichnen sind. 
Als ein bedeutsames Element der Milieustrukturen findet sich übrigens 
auch das oben bereits diskutierte Leistungsprinzip wieder; interessanterweise 
in denjenigen Milieus, die nach den hier zugrunde gelegten Kriterien als 
„eher integrationsfem“ zu beschreiben wären (vgl. Tabelle 1/ Tabelle 2). 
Dass diese Leistungsorientierung des Elternhauses auf die schulische Situati- 
on des Kindes durchschlagen kann, bestätigt SCHÖLER (2000,166) wie folgt: 
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„Viele Eltern, die für ihre nichtbehinderten Kinder einen höheren Schulabschluss anstreben, 
haben selbst eine akzeptierende Haltung zur Selektionsfunktion von Schule. Sie setzen ihre 
eigenen Kinder unter individuellen Leistungsdruck“ und verhindern somit indirekt, „dass Vor- 
stellungen entwickelt werden, die unterschiedliche Leistungsfähigkeiten innerhalb der Klasse 
akzeptieren“. 
Hingewiesen sei auch darauf, dass die Milieuzugehörigkeit nicht als fest- 
geschriebener Status, sondern eher als Ausgangsposition gesehen werden 
kann, da die Milieuzugehörigkeit „nicht lebenslang andauem“ muss; „durch 
Umbrüche im privaten oder beruflichen Leben... können sich die Werthaltun- 
gen eines Menschen von einem Milieu zum anderen bewegen“ (HRADIL 
1999, 426). In diese Veränderung der Wertorientierung ist durchaus auch das 
politische Wahlverhalten eingeschlossen, denn zwischen der Milieuzugehö- 
rigkeit und dem Wahlverhalten lassen sich Zusammenhänge aufzeigen (vgl. 
HRADIL 1999, 466ff). So schreibt die o.g. Mutter eines Kindes mit Down- 
Syndrom an den Ministerpräsidenten ihres Bundeslandes: 
„Als die Gnmdschulleiterin ... mir mitteilte, dass bei ihr und ihren Kollegen... keine Bereit- 
schaft mehr bestünde, sich an der Bildung einer Integrationsklasse zu beteiligen, hat meinen 
Mann und mich tiefe Verzweiflung erfasst. Unsere Gefuhlslage lässt sich mit der vergleichen, in 
der wir uns nach der Diagnoseeröffhung nach (der) Geburt befanden.“ Und sie fährt mit Blick 
auf die konservative Bildungspolitik des Bundeslandes in ihrem Brief fort: „Die Eltern müssten 
zustimmen, heißt es. Ich frage Sie, wer hat eigentlich die Eltern Ihrer Mitschüler vor vielen 
Jahrzehnten gefragt, ob sie damit einverstanden waren, dass ein Bernhard Vogel mit in die 
Klasse ihrer Kinder geht ... Solange ich wahlberechtigt bin, habe ich wegen meines Glaubens 
und meiner konservativen Grundhaltung CDU und auch Sie zweimal zum Ministerpräsidenten 
mitgewählt. Wenn ich ... bei der nächsten Landtagswahl bei der CDU das Kreuz machen will, 
wird mir die Hand erstarren, wenn ich dabei an meinen Sohn denken werde. Könnten Sie an 
meiner Stelle dann auch noch CDU wählen?“ 
5 Wertorientierung und Elternwahlrecht 
Nachdem festgestellt werden kann, dass zwischen der „Integrationsnähe“ 
oder „Integrationsfeme“ der Angehörigen verschiedener Milieus und den in 
ihren Herkunftsmilieus verbindlichen Wertorientierungen und Lebensweisen 
offenbar ein Zusammenhang besteht, stellt sich mm die Frage, welche Bedeu- 
tung das Wissen um diesen Zusammenhang für die praktischen Bemühungen 
um schulische Integration haben kann. 
Zunächst ist daraufhinzuweisen, dass „bestimmte... Lebensweisen“, also 
bestimmte Elemente des Milieus, „dazu führen, dass den einzelnen bessere 
oder schlechtere Lebensbedingungen zuteil werden... oder andere Vorteile 
oder Nachteile zwischen Menschen entstehen“ (HRADIL 1999, 399). So sind 
bis heute Eltern mit einer akademischen Ausbildung, die Erfahrungen mit 
öffentlichen Institutionen wie in der Selbstverwaltung ehrenamtlicher Struk- 
turen haben, bei der Durchsetzung der schulischen Integration für ihr Kind 
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offensichtlich im Vorteil (vgl. HÖHN 2000, 36/37) gegenüber Eltern mit nied- 
rigen oder fehlenden Bildungsabschlüssen, die einen angepassten und kon- 
servativen Lebensstil führen, wenig Erfahrungen mit anderen Lebensentwür- 
fen und Biographien als den eigenen haben und skeptisch gegenüber Neue- 
rungen sind. Gerade den Kindern, die in „eher integrationsfemen Milieus“ 
aufwachsen, droht eine besondere Form der Bildungsbenachteiligung - in- 
dem sie auf der Basis der in ihren Herkunftsmilieus tradierten Lebensweisen 
und Wertorientierungen keine Möglichkeit haben, am gemeinsamen Unter- 
richt teilzuhaben. 
Der üblicherweise im Zusammenhang schulischer Integration viel zitierte 
Eltemwunsch greift hier zu kurz. Denn Eltern, denen aufgrund ihrer eigenen 
Lebenssituation die Möglichkeit des gemeinsamen Unterrichts nicht bekannt 
ist, oder denen diese Möglichkeit illusorisch erscheint, weil sie nicht wissen, 
mit welchen Verfahren und in welchen Strukturen sie ihren Wunsch durch- 
setzen können, haben de facto keine Möglichkeit, von ihrem Eltemwahlrecht 
Gebrauch zu machen. Falls die schulische Integration ein Bildungsprivileg 
vorrangig für die Kinder hoch qualifizierter und engagierter Eltern ist, dann 
unterliegt sie genau demjenigen Verteilungsprinzip, das von den „neuen 
sozialen Bewegungen“ so heftig kritisiert wird; dann unterläge sie dem Leis- 
tungsprinzip, nach dem es Jeder in dieser Gesellschaft schaffen (könne), 
wenn er nur leistungsstark und risikofreudig wäre“ (HARTMANN 1995, 16). 
Die Perspektive der Integrationsbewegung ist somit notwendigerweise zu 
präzisieren: Von Interesse ist unter diesen Bedingungen nicht mehr nur, wie 
das gemeinsame Lernen von Kindern mit und ohne Behinderungen realisiert 
werden kann, sondern von Interesse wird in Zukunft verstärkt sein, wie es 
gelingt, auch die Kinder mit und ohne Behinderungen aus „eher integrations- 
femen Milieus“ an dieser Gemeinsamkeit teilhaben zu lassen. 
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Irmtraud Schnell 
Kinder mit Lernproblemen und ihre 
Wahrnehmung durch die Sonder- und die 
Allgemeine Pädagogik 
„Statt zu sehen, dass neoliberale Politik, verbunden mit den Begriffen Ökonomisierung, Deregu- 
lierung und Abbau des Sozialstaates Integration und Enthospitalisierung konterkariert, werden 
nach wie vor ausschließlich Debatten geführt, ob denn Regelschule oder Sonderschule an sich, 
Anstalt oder gemeindeintegriertes Wohnheim an sich der bessere Ort zum Leben und Lernen sei. 
Und je nach Standpunkt wird der je eigene als der wahre humanistische und der andere als 
entsprechend reduziert wahrgenommen. Als ob es hierum noch ginge“ (JANTZEN 2000, 307), 
so WOLFGANG JANTZEN in einer Buchbesprechung. Bedeutsam, ja berechtigt, 
scheint mir mittlerweile JANTZENs Kritik insofern - zu Anfang hat sie mich 
eher wütend gemacht -, als aktuelle bzw. in Planung befindliche Änderungen 
im gesamten Bildungssystem, die sich meines Erachtens für Bildung und 
Erziehung sozial benachteiligter Schülerinnen und Schüler bzw. solcher mit 
Problemen beim Lernen erheblich und zwar nachteilig auswirken werden, 
weder von der Sonderpädagogik noch von der Integrationspädagogik in be- 
merkbarer Weise wahrgenommen werden. Im Folgenden möchte ich Sie auf 
solche Entwicklungen aufmerksam machen. Dabei geht es mir nicht um die 
Erläuterung einzelner bildungspolitischer Maßnahmen wie z.B. die Verab- 
schiedung der Hamburger Landesregierung von den Integrativen Regelklas- 
sen, so sehr uns diese Entscheidung auch missfallen mag; auch die völlig 
unzureichende Bearbeitung der PISA-Ergebnisse zur Chancengleichheit wäre 
es wert, genauer betrachtet zu werden. Ich möchte vielmehr wenigstens holz- 
schnittartig eine Trendwende im Bildungssystem darstellen, die in besonde- 
rem Maße die Kinder und Jugendlichen mit Behinderung, die Migrantenkin- 
der bzw. die in sozial benachteiligenden Lebensverhältnissen und ihr gemein- 
sames Lernen mit anderen in allgemeinen Schulen betreffen werden. 
ARMIN BERNHARD stellt fest, dass Gleichheit und Ungleichheit in mate- 
rieller und gesellschaftsstruktureller Hinsicht für die dominanten allgemein- 
pädagogischen Positionen der Erziehungswissenschaft trotz ihrer Beteiligung 
an Diskursen zur Gerechtigkeit kein zentrales Thema darstelle (BERNHARD 
2001, 275). Ich ergänze: Schon seit Mitte der 80er Jahre ist es auch kein 
Thema der Sonderpädagogik mehr - und auch kein zentrales der Integrati- 
onsbewegung. In der Erziehungswissenschaft wächst allerdings offenbar das 
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Bewusstsein dafür, dass die Umsteuerung im Bildungssystem gerade die in 
Schulen weniger Erfolgreichen benachteiligen und an den Rand stellen wird. 
In der Sonderpädagogik hingegen scheinen diese Bedrohungen noch gar 
nicht wahrgenommen zu werden. Zumindest werden sie nicht artikuliert. 
GüNTER OPP bzw. WENZEL & OPP Z.B. übertragen in Beiträgen in der Zeit- 
schrift für Heilpädagogik 9/2002 und 1/2003 die Debatte um Schulentwick- 
lung und ihre Evaluation verspätet, aber direkt auf den sonderpädagogischen 
Bereich, ohne auch nur im Ansatz die Problematik der aktuellen Autonomie- 
debatte aufzugreifen. Das hat mich schon dazu verleitet, der Sonderpädago- 
gik vorzuwerfen, sie liege im unpolitischen Dornröschenschlaf. 
Zu Beginn sollten Sie wissen, auf welchem Hintergrund ich Stellung 
nehme. Ich bin Sonderpädagogin, als solche in allgemeinbildenden Schulen 
tätig und erlebe dort, wie viel Bereitschaft zur Unterstützung Kolleg(inn)en 
einerseits Kindern mit besonderen Problemen entgegenbringen, wie aber 
auch andererseits neue administrative Vorgaben, z.B. Vergleichsarbeiten, 
einer integrativen Schulkultur schaden können. Von 1995 bis 2000 hatte ich 
das Glück, ALFRED SANDERS Mitarbeiterin zu sein. In den vergangenen Jah- 
ren habe ich mich mit der Geschichte schulischer Integration befasst. Hier 
geht es mir um zukünftige zusätzliche Bedrohungen der Bildung für benach- 
teiligte Kinder und Jugendliche. 
Zu folgenden Zusammenhängen möchte ich Ausführungen machen und 
jeweils darauf eingehen, inwiefern Auswirkungen auf Kinder mit Lemprob- 
lemen, auf sozial benachteiligte bzw. anderweitig im Abseits stehende Kinder 
und Jugendliche zu erwarten sind. Ich kann mich dabei auf Beiträge aus der 
Erziehungswissenschaft stützen. Eine nähere Definition der im Mittelpunkt 
stehenden Bezugsgruppe erübrigt sich hier - ich habe sie an anderer Stelle 
vorgenommen (z.B. SCHNELL 2003). 
1 Zur Autonomie von Schulen und ihrer Umdeutung 
Einer Grafik, die die Zahl der Aufsätze zum Thema Schulautonomie von 
1980-1997 in ausgewählten Zeitschriften zeigt (vgl. MAGOTSru- 
SCHWEIZERHOF 2000, 228), ist zu entnehmen, dass seit Mitte der 90er Jahre 
das Thema Autonomie Hochkonjunktur hat. Seit der Deutsche Bildungsrat 
mehr Selbständigkeit im Sinne von Selbstbestimmung und Partizipation von 
Schulen forderte - durch mehr schulinteme Demokratie sollte auf eine aktive 
Staatsbürgerrolle in der Zivilgesellschaft vorbereitet werden -, und die Schul- 
rechtskommission des Deutschen Juristentages Ende der 70er Jahre die päda- 
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gogische Freiheit begründete, hat das Thema vor allem im Zusammenhang 
des Entwurfs einer guten Schule eine Rolle gespielt. Schulentwicklung, ge- 
meint waren insbesondere interne Kooperationsprozesse, setzte die Orientie- 
rung von einzelnen Schulen voraus, sich selbst im Zentrum von Ent- 
wicklungs- und Veränderungsprozessen zu sehen. An diesem Diskurs betei- 
ligten sich Pädagog(inn)en und Wissenschaftler/innen. Autonomie im heuti- 
gen politischen Sinne spielte vorerst keine bedeutsame Rolle. Danach be- 
mächtigten sich auch Bildungsstrategen des Themas (vgl. z.B. MARITZEN 
1996; RISSE/ SCHMIDT 1999). Jetzt wird vorausgesetzt, dass Schulen selbst- 
verantwortlich Entscheidungen treffen, auch unter anerkannt schwierigen 
Bedingungen bedarfsgerecht und effektiv erziehen. Der Nachweis ihrer Qua- 
lität und Effizienz soll durch externe Evaluation des Bildungsprozesses er- 
bracht werden (vgl. RADTKE 2000, 23). FRANK-OLAF RADTKE bringt die 
aktuelle Autonomie-Debatte in den größeren gesellschaftspolitischen Zu- 
sammenhang, in dem die Leistungen des Wohlfahrtsstaates in Zweifel gezo- 
gen werden: 
„Wo über Investitionen und ihre Rentabilität nachgedacht und nach Abbaumöglichkeiten 
gesucht wird, kommt die Deregulierungsmode im Gewand einer Verwaltungsreform, die Aufga- 
benverlagerung, Verschlankung und Ressourceneffizienz verspricht, gerade recht. Sie könnte 
dem Sozialstaat erlauben, sich nicht nur von der Müllabfuhr und den Schwimmbädern usw. zu 
verabschieden, sondern nun unausgesprochen auch von Garantieverpflichtungen im Bildungsbe- 
reich“ (RADTKE 2000,19). 
Er stellt fest, dass die „alten“ Steuerungstechniken die Aufgabe der Redu- 
zierung sozialer Ungleichheit nicht bewältigt haben; „die ,neuen’ aber haben 
sie erst gar nicht mehr im Blick“ (RADTKE 2000, 28). 
Zu einer „Schulentwicklung zur Ungleichheit“ (VON FRIEDEBURG 2000) 
führe Schulautonomie nach RADTKE unter folgenden Konstellationen: 
• Den Schulen wird die Möglichkeit der pädagogischen Profilbildung und 
die Option privater Finanzierung von Zusatzangeboten eröffnet; 
• den Eltern wird mit der Aufhebung der Schulbezirke gleichzeitig die 
Entscheidung über die Wahl der Schule eingeräumt und 
• den Schulen die Möglichkeit der Ablehnung von Schülern (RADTKE 
2000, 29). 
Alle drei Elemente, das leuchtet immittelbar ein, zögen unweigerlich weitere 
Desintegrationsprozesse nach sich. Sie gehören gleichwohl zur neoliberalisti- 
schen Umsteuerung des öffentlichen Bildungswesens. GlTTA STEINER- 
KHAMSI zeigt auf, dass die 
„marktwirtschaftliche und bildungsreformerische oder pädagogische Argumentation, die heute in 
der .Autonomiediskussion’ nebeneinander bestehen, nicht voneinander zu trennen sind Das 
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Fallbeispiel USA zeigt, dass längerfristig die marktwirtschaftlichen Argumente Überhand neh- 
men. Es gilt deshalb jetzt schon, die pädagogischen Folgen marktwirtschaftlich orientierter 
Schulreform ernst zu nehmen“ (STEINER-KHAMSI 2000,123). 
2 Zum Einzug marktwirtschaftlichen Denkens in die 
Bildungspolitik 
In Niedersachsen sollen demnächst die Ergebnisse von Vergleichsarbeiten in 
einem Ranking der Schulen offengelegt werden. In Bremen werden Kurse für 
Legastheniker und andere Förderkurse „ausgelagert“. In Hamburg werden 
Schulbezirksgrenzen schon für Grundschulkinder aufgehoben. In Mecklen- 
burg-Vorpommern wurden bei der letzten Schuleingangsuntersuchung offen- 
bar 13 % der Kinder nicht zur Schule „zugelassen“. Auch wenn sie schon 
greifen, die Effekte der neuen Steuerungsmechanismen im Bildungssystem 
sind in Bezug auf deutsche Schulen noch wenig ausgewertet. Mehr Erfahrun- 
gen liegen im Bereich von Jugendhilfe, Sozialarbeit und außerschulischer 
Behindertenhilfe vor (vgl. z.B. BECK 1999; DERMIETZEL 2002; HAGEN 1999; 
JANTZEN 1998; PETERANDER/ SPECK 1999; STEINER 1999). Wir müssen un- 
seren Blick nach USA richten und nach Chile, China, Kanada, Neuseeland 
usw. Man erkennt den globalen Druck. 
Privatwirtschaftliche Interessen beherrschen den Bildungssektor in den 
USA schon lange (vgl. STEINER-KHAMSI 2000). GITTA STEINER-KHAMSI 
zeigt drei Entwicklungen auf, die ihres Erachtens großen Einfluss auf Chan- 
cengleichheit und schulische Integration von Minderheiten gehabt haben: 
• Der Übergang von lokaler Schulentwicklung zu einer Bildungsindustrie 
„Wurde in den 80er Jahren noch das Schwergewicht auf den ,input’ und den Prozess' gelegt, 
wird gute Ausbildung heute nur noch am .output’ einer Schule, d.h. an den Resultaten der Schü- 
lerschaft, gemessen. Welche Schule möchte unter diesen neu gesetzten Bedingungen mehrspra- 
chige Schülerinnen und Schüler anwerben, die unter standardisierten Testbedingungen regelmä- 
ßig schlechter abschneiden?“ (STEINER-KHAMSI 2002,141). 
• Der Übergang von einem Allgemeinbildungskonzept zu einem Mini- 
malkonzept 
,Jm Zuge der Deregulierung wurde die Entscheidung darüber, was Allgemeinbildung sein soll, 
plötzlich als völlig irrelevant abgetan, und ist durch ein Minimalbildungskonzept ersetzt worden“ 
(STEINER-KHAMSI 2002,125). 
• Der Übergang von Bedürfhisorientierung zu Leistungsorientienmg 
„Das auf Leistung beruhende Effizienzverständnis hat das vorgängige Verständnis von Bil- 
dungsefftzienz, welche bedürfhisorientierter war, abgelöst. Die Interkulturelle Pädagogik hat 
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verständlicherweise kaum Chancen zur Umsetzung, wenn sie nur an den Schülerleistungen 
gemessen wird und nicht an den Bedürfnissen der multikulturellen Schülerschaft, auf die sie 
einzugehen wünscht“ (STEINER-KHAMSI 2002,142). 
Die Autorin bewertet die pädagogischen Effekte der Umsteuerung. Einer 
der Hauptkritikpunkte bestehe darin, dass die wirkungs- und marktorientierte 
Schulreform eine Managementreform, aber keine Unterrichtsreform beinhalte 
(STEINER-KHAMSI 2002,137). 
In unserem Zusammenhang wichtig sind ihre Aussagen, dass marktwirt- 
schaftlich und somit gewinnorientierte Schulreform nicht minderheitenfähig 
sei und es sui generis nicht werden könne (vgl. STEINER-KHAMSI 2002, 139). 
INGRID LOHMANN berichtet über Erfahrungen mit neoliberalistischer 
Schulpolitik in Chile, wo es seit 1980 Bildungsgutscheine gibt - Bildungs- 
gutscheine sind auch in der BRD immer wieder im Gespräch. Wie in USA 
habe sich nicht die von Marktbefurwortem ins Feld geführte Behauptung 
bestätigt, Kindern aus Familien mit geringem Einkommen erwüchsen daraus 
Vorteile. Im Gegenteil - die Kluft zwischen den Schulen der Privilegierten 
und der Unterprivilegierten habe sich noch einmal erheblich vergrößert. Das 
chilenische Beispiel habe gezeigt, dass die Einführung des Marktmodells die 
Schulleistungen vielfach negativ beeinflusst und die Schüler/innenschaft 
polarisiert habe, ohne dass insgesamt die Qualität der Bildung gesteigert 
worden wäre (LOHMANN 2002, 99). 
In Neuseeland sollten „school choice“ und autonome Schulverwaltung die 
Qualität der städtischen Bildungseinrichtungen heben. Auch hier verstärkte 
sich zum einen die ethnische Polarisierung, zum anderen fanden sich bil- 
dungsschwache Schülerinnen und Schüler an bestimmten Schulen. Die Schu- 
len der ethnischen Minderheiten und der ärmeren Bevölkerung gerieten in 
eine Abwärtsspirale, der die Regierung, unwillig zwar und entgegen den 
Gesetzen des Marktes, durch besondere Maßnahmen Einhalt gebieten musste 
(LOHMANN 2002,99f.). 
Vergleichbare Erfahrungen, so INGRID LOHMANN, liegen aus zahlreichen 
weiteren Ländern und Regionen vor. Drei Effekte habe die weltweite neoli- 
berälistische Umstrukturierung der Bildung in jedem Fall: 
Überall da, wo sie stattfinde, 
• „sinken... die Staatsausgaben für den Bildungssektor 
• verschärft sich... die soziale Ungleichheit im Zugang zum Wissen noch einmal drastisch 
• stellen... Mittelschicht-Eltern fest, dass es ihnen gefallt, wenn ihre Söhne und Töchter nicht 
mehr zusammen mit Krethi und Plethi die Schulbank drücken müssen“ (LOHMANN 2002, 
103). 
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Für ethnische Minoritäten und andere benachteiligte Gruppen, so fasst 
INGRID GOGOLIN Untersuchungsberichte zusanunen, bringen outputorientier- 
te Steuerungsmodelle als solche keine Vorteile. 
„Die Förderung, die diese Schülerinnen und Schüler benötigen, ist in der Regel an höhere 
Investitionen gekoppelt - etwa an die Beschäftigung von Personal mit Zusatzqualifikationen. Mit 
diesen zusätzlichen Investitionen verbindet sich aber kein erhöhtes Gewinnversprechen; allen- 
falls ist mit ihnen ein Ausgleich von Benachteiligungen erreichbar...“ (GOGOLIN 2002,165). 
Spezielle Stütz- und Förderprogramme für sprachlich-ethnische Minoritä- 
ten, das zeigten folgerichtig die Untersuchungen, hatten nur geringe Überle- 
benschancen; denn sie brachten die zusätzlich aufgewendeten Mittel nicht 
wieder ein (a.a.O.). 
Nach der Darstellung ausländischer Erfahrungen bitte ich Sie, jetzt mit 
mir aktuellen Hinweisen auf eine diesbezügliche Trendwende deutscher Bil- 
dungspolitik nachzugehen. Einige Maßnahmen wurden schon genannt. Nun 
geht es mir um die Problematik der so genannten Bildungsstandards, zu de- 
nen sich die KMK verständigt hat. 
3 Bildungsstandards und ihre zu vermutenden 
Auswirkungen auf Erziehungs- und Bildungsprozesse 
Eine der Maßnahmen, zu denen sich die Kultusministerinnen und -minister 
in Auswertung der Ergebnisse von PISA-OECD und PISA-E verstanden, sind 
so genannte nationale Bildungsstandards. Länder, die systematisch Qualitäts- 
sicherung betrieben - sei es durch regelmäßige Schulleistungsstudien, durch 
zentrale Prüfungen oder durch ein dichtes Netz von Schulevaluationen - wie 
die skandinavischen Staaten, die Niederlande und einige angloamerikanische 
Staaten, erreichten höhere Leistungen, so KLIEME (2003,10). 
Jetzt wird daran gearbeitet, diese Bildungsstandards zu entwerfen. ECKHARD 
KLIEME ist der Meinung, dass wir Bildungsstandards brauchen. 
„Vor allem brauchen wir sie auf hohem Niveau, pädagogisch reflektiert, innovativ, fachdidak- 
tisch fundiert und ,messtechnisch’ solide“ (KLIEME 2003,16). 
Aus Ländern mit längerer Erfahrung liegen nach seinen Aussagen gleich- 
wohl keine systematischen Befunde zur unmittelbaren Auswirkung auf die 
Qualität schulischer Ausbildung vor. Er geht davon aus, dass auch in 
Deutschland ein vermehrter Bedarf an Beratung und Unterstützung von 
Lehrkräften bzw. Kollegien entstehe, wolle man Qualität von Schule und 
Unterricht nachhaltig verbessern. Und konkrete Förderhinweise für einzelne 
Schülerinnen und Schüler dürfe man allerdings von großen Schulleistungs- 
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Studien nicht erwarten. Dafür sei eine „effiziente und aussagefahige Verzah- 
nung von großen Studien... und Einzelfalldiagnostik“ notwendig (KLIEME 
2002, 4). Von Standards für Rahmenbedingungen, von Zeit für individuelle 
Förderung z.B. ist im Zusammenhang der so genannten Bildungsstandards 
nämlich nicht die Rede. Es soll der „Output“ verbessert werden, für den „In- 
put“ sollen die Beteiligten, unabhängig von den vorfindlichen, sich zur Zeit 
verschlechternden Gegebenheiten selbst sorgen. 
KLIEME geht nicht darauf ein, dass, im Gegensatz zu den skandinavischen 
Ländern, Vergleichsstudien hierzulande in einem Schulsystem durchgeführt 
werden, das sich der Auslese verschrieben hat und über entsprechende Rege- 
lungsmechanismen verfügt, hingegen in Finnland z.B. Gesamtschulen die 
individuelle Förderung einzelner Schülerinnen und Schüler in den Mittel- 
punkt ihrer Pädagogik stellen und dafür entsprechende Ressourcen vorsehen. 
Evaluation dient dort der Orientierung und Selbstvergewisserung der Schu- 
len, nicht dem Vergleich. Die KMK greift ein Merkmal erfolgreicher Länder 
heraus. Sie wird das Fehlen der beiden anderen Merkmale - gemeinsames 
Lernen und individuelle Förderung - verschärfen. 
Es steht zu befürchten, dass wir in Deutschland eine ähnliche oder 
schlimmere Entwicklung erleben werden, wie sie BRIGITTE SCHUMANN aus 
Kanada berichtet. Dort wurde den Schulen ein Testsystem aufgezwungen, 
das dem Anspruch an einen individuahsierenden Unterricht völlig zuwider 
laufe. Lese- und Rechtschreibtests in Klasse 3 und ein Mathematiktest in 
Klasse 6 werden provinzweit zentral gestellt und ausgewertet. Die Tests 
werden als Diagnosetests ausgegeben, zusätzliche Mittel für individuelle 
Förderung sind jedoch nicht vorgesehen. Die Tests schaffen enormen Leis- 
tungsdruck unter anderem deshalb, weil die Testergebnisse der Schulen von 
den Medien veröffentlicht werden, ohne gleichzeitig über die Rahmenbedin- 
gungen der Schulen zu informieren. Auch in Kanada werden Leistungsver- 
gleiche so zu mehr Separation führen, für ein Einwanderungsland eine be- 
denkliche Entwicklung. 
Bezogen auf deutsche Schulen schließt BRIGITTE SCHUMANN aus ihren 
Beobachtungen in Kanada, dass wir „nichts Besseres als die Verschärfung 
unserer bestehenden sozialen Selektion zu erwarten haben“ (SCHUMANN 
2003). 
Am 18. Februar 2003 haben die Bundesbildungsministerin, die derzeitige 
Präsidentin der KMK und hessische Staatsministerin für Kultus und ECK- 
HARD KLIEME vom Deutschen Institut für Internationale Pädagogische For- 
schung (DIPF) eine Expertise „Zur Entwicklung nationaler Bildungsstan- 
dards“ vorgestellt. Darin erläutert eine Gruppe von Wissenschaftler/innen aus 
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verschiedenen Gebieten der Erziehungswissenschaft, aus dem Bildungsrecht, 
aus der Pädagogischen Psychologie sowie aus Fachdidaktiken (KLIEME u.a. 
2003) ihr Verständnis von Bildungsstandards und ihrer Funktion im deut- 
schen Bildungswesen so: 
„Nationale Bildungsstandards formulieren verbindliche Anforderungen an das Lehren und 
Lernen in der Schule. Sie stellen damit innerhalb der Gesamtheit der Anstrengungen zur Siche- 
rung und Steigerung der Qualität schulischer Arbeit ein zentrales Gelenkstück dar. Bildungs- 
standards benennen präzise, verständlich und fokussiert die wesentlichen Ziele der pädagogi- 
schen Arbeit, ausgedrückt als erwünschte Lernergebnisse der Schülerinnen und Schüler. Damit 
konkretisieren sie den Bildungsauftrag, den Schulen zu erfüllen haben“ (KLEME u.a. 2003, 4 
Hervorhebung durch die Verfasserinnen). 
Bildungsstandards sollen 
• Schulen auf verbindliche Fernziele orientieren, 
• Lernergebnisse erfassen und bewerten (Bildungsmonitoring), 
• den Schulen Rückmeldung über die Ergebnisse ihrer Arbeit geben 
(Schulevaluation). 
Für die Entwicklung von Standards und Tests sowie das (nationale) Bil- 
dungsmonitoring schlagen die Experten und die eine Expertin den Aufbau 
einer nationalen Agentur vor (a.a.O., 5). Die Frage, wer eigentlich von Stan- 
dards, Leistungsvergleichsstudien etc. profitiert, sei hier ganz nebenbei er- 
laubt. Schon jetzt verdienen auch in Deutschland kommerzielle Institute 
daran. Ein eigener Markt entsteht. Womöglich tritt eines Tages das ein, was 
wir aus anderen Zusammenhängen kennen: Weil es Institute zur Evaluation 
gibt, werden Schulen evaluiert. Zurück zu den so genannten Bildungsstan- 
dards, die laut Expertise ein neues Konzept der Steuerung im Bildungssystem 
einfuhren und vor allem Anstöße zur pädagogischen Schulentwicklung geben 
sollen (a.a.O., 11). 
Aber - welche Bildung soll eigentlich in den Standards gemessen werden? 
Oder - was ist das, was die so genannten Bildungsstandards messen? Wird 
die von der Erziehungswissenschaft wiederholt betonte Nichtidentität von 
Bildung und Qualifikation jetzt ausgeliefert? 
4 Fragen zur Bildung 
Hier begebe ich mich auf unsicheres Gelände, dessen bin ich mir bewusst, 
weil einerseits berufene Geister dazu Kluges gesagt haben und andererseits 
die Vorstellung von Bildung vermutlich eng mit der eigenen Sozialisation 
verknüpft ist. Ich sehe aber in den im Gebrauch befindlichen Formulierungen 
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für Ziel und Prozesse von Bildung wiederum eine Engführung zu Ungunsten 
benachteiligter junger Menschen. Und ich meine, dass Erziehung und Bil- 
dung vor allem dann eine Chance für sozial benachteiligte Kinder und Ju- 
gendliche darstellen, wenn sie sich nicht auf Qualifikation im ausschließlich 
ökonomisch orientierten Sinne beschränken. 
• Fit sein 
• Fit werden für die Wissensgesellschaft 
• Sich flexibel bewegen in den Informations- und Kommunikationstech- 
nologien 
• Sich qualifizieren 
• Das Lernen lernen 
Diese wenigen geläufigen Zielbeschreibungen zeigen schon, wie weit Ver- 
marktungs- und Verwertungsaspekte die klassische Bildungsvorstellung 
überlagert haben, die Bildung im Selbstzweck des Menschen, in der Entfal- 
tung und Eigenaufklärung menschlichen Geistes sah. 
Trainieren statt bilden, Wissen als Ware, das Subjekt nur noch als „Ort, 
wo das stets revidierbare und sich verändernde Wissen gewusst werden 
kann“ (WIMMER 2002, 55), geht es darum jetzt? INGRID LOHMANN macht die 
das Bildungswesen verändernden Gesetze des Marktes dafür verantwortlich, 
dass die Metapher der Bildung als hohes sittliches Gut seit längerem ver- 
blasst sei und abgelöst durch die neue informationszeitaltersgemäße vom 
Rohstoff Bildung (LOHMANN 2000). 
Ästhetische, literarische, aber auch politische Bildung spielen in der ge- 
genwärtigen bildungspolitischen Diskussion gar keine Rolle. In der pädago- 
gischen Praxis werden sie, je weniger sich Lehrkräfte dem „teaching to the 
test“ zu entziehen wagen, desto mehr ins Hintertreffen geraten. Werkstattun- 
terricht, Lernen in Projekten und andere freiere Unterrichtsformen könnten 
gefährdet sein. Für viele Schülerinnen und Schüler wäre das nicht schön, aber 
auch nicht weiter tragisch, weil sie im Elternhaus eher zu viel als zu wenig 
Anregung für die Persönlichkeitsentwicklung erfahren. Aber gerade für die 
Kinder mit benachteiligendem Hintergrund und auch für die mit speziellen 
Lemproblemen liegen in diesen Feldern viele Möglichkeiten: Sich frei bewe- 
gen, seinen eigenen Ausdruck finden, etwas in sich aufhehmen, sich darstel- 
len, lauschen und schauen, auftreten, komplexe Gebilde entwirren, selbst 
entwerfen, mit anderen etwas schaffen, was alleine nicht zu Wege zu bringen 
ist - darin liegen Entwicklungsanreize für die ganze Person. In Berlin hat 
sich in einem sechsjährigen Modellversuch, der die Wirkungen erweiterten 
Musikunterrichts untersuchte, nicht nur das soziale Verhalten der beteiligten 
Kinder gegenüber dem der Kontrollgruppe deutlich verändert. In unserem 
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Zusammenhang wichtig ist das Ergebnis, dass sich die Kinder mit den größ- 
ten Konzentrationsschwächen in der Kontrollgruppe fanden und diese erheb- 
lich schlechtere Leistungen zeigten als die Konzentrationsschwächen in der 
Modellgruppe. Außerdem gab es in der Schülergruppe mit Musikbetonung 
überhaupt weniger schwache Leistungen, insbesondere aber wenig extrem 
schwache Leistungen (vgl. BASTIAN 2001, 99). 
Die Integrationsbewegung hat die Anstrengung, ihre Bildungsvorstellung 
zu beschreiben, nach meinem Überblick noch vor sich. Inklusive Pädagogik 
lebt von einer Praxis, die sich - bei aller Wertschätzung grundlegender Kom- 
petenzen, zu denen Schulen natürlich zu fuhren haben - nicht beschränkt aufs 
Trainieren und Qualifizieren, sondern auf die Entfaltung vielfältiger Mög- 
lichkeiten und Kräfte hinarbeitet. Diese Aspekte in die derzeit eher schmal- 
spurige Bildungsdiskussion einzubringen und für ihre Berücksichtigung zu 
streiten, betrachte ich als unseren Auftrag. Und darum geht es, gerade ange- 
sichts der Gefährdungen durch neue Steuerung im Sozialwesen imd jetzt auch 
im Bildungsbereich, eben sehr wohl um die Frage, ob Schülerinnen und 
Schüler separiert voneinander oder gemeinsam lernen. 
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Brigitte Schumann 
Soziale Integration durch stadtteilbezogene Arbeit 
am Beispiel des Ruhrgebiets 
1 Zur sozialen Lage im Ruhrgebiet 
Die Ruhrgebietspolitik ist bis heute bestimmt von der Bewältigung des öko- 
nomischen Strukturwandels. Weg von Kohle und Stahl und hin zu einem 
Standort für moderne Dienstleistungen, neuen Umwelttechnologien und nicht 
zuletzt für Kulturwirtschaft in einer kulturell lebendigen Region, das ist die 
Richtung. In unzähligen Imagekampagnen vom Ruhrgebiet als einem „star- 
ken Stück Deutschland“ liegt die Vorstellung von einem geglückten ökono- 
mischen Wandel zugrunde. 
Dass der Strukturwandel aber auch massive soziale Veränderungen verur- 
sacht, beschleunigt und ungelöste soziale Probleme zurückgelassen hat, tritt 
in den letzten Jahren immer unübersehbarer in den Blick. Die regionale Prob- 
lemkonstellation erfahrt ihre besondere Zuspitzung durch die demografischen 
Bevölkerungsverluste. Den Prognosen zufolge wird die zweitgrößte Stadtre- 
gion Europas in den nächsten 10 Jahren einen Bevölkerungsverlust in der 
Größenordnung von ca 400 000 Einwohnern (-7 %) erfahren. Das entspricht 
ungefähr der Größe einer Ruhrgebietsstadt wie Bochum. Die Abwanderun- 
gen verlaufen sozial-selektiv. Die Menschen, die dem Ruhrgebiet den Rü- 
cken kehren, sind jung und gut ausgebildet. 
Die Erkenntnisse der Bochumer Sozialraumforschung von Prof. STROH- 
MEER, nachzulesen in seiner im Oktober 2002 veröffentlichten Studie mit 
dem Titel Bevölkerungsentwicklung und Sozialraumstruktur im Ruhrge- 
biet“, machen den akuten politischen Handlungsbedarf für die Region über- 
deutlich: 
Die sozialen Disparitäten, die sich insbesondere durch hohe Erwerbslo- 
senquoten und durch Migration herausgebildet haben, verteilen sich nicht 
gleichmäßig, sondern konzentrieren sich sozialräumlich auf bestimmte Stadt- 
teile und Teilregionen des Ruhrgebiets. Stadtteile mit starker altindustrieller 
Montanprägung sind gekennzeichnet von hoher überdurchschnittlicher Ar- 
beitslosigkeit, von einer hohen Sozialhilfedichte, d.h. von Armut. Hier woh- 
nen in der Regel besonders viele ehemalige Arbeitsmigranten, zumeist türki- 
scher Herkunft. Die Menschen leben in ehemaligen Werkssiedlungen oder 
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Großsiedlungen des sozialen Wohnungsbaus. Dagegen haben sich - dem 
Trend zur Suburbanisierung folgend - an den ländlichen westfälischen und 
niederrheinischen Rändern des KVR-Gebiets (s. Kap. 4) die zahlungskräfti- 
gen bürgerlichen Familien zurückgezogen. 
2 Die unterschiedlichen Lebenslagen von Kindern und 
Jugendlichen 
Die nachwachsende Generation im Ruhrgebiet wächst heute in zwei unter- 
schiedlichen Welten auf, die voneinander völlig abgeschottet sind: in den 
prosperierenden Vorstädten der bürgerlichen Mittelschichten und in den 
armen Vierteln der Ballungskeme. Die Mehrzahl der Kinder im Ruhrgebiet 
wächst in den benachteiligten Sozialräumen der Region auf, in den Stadteilen 
mit den höchsten Arbeitslosenquoten, den höchsten Sozialhilfedichten, den 
höchsten Ausländeranteilen und den höchsten Umwelt- und Gesundheitsbe- 
lastungen. 
STROHMEIER hat die Situation so auf den Punkt gebracht: Wir haben zwar 
immer weniger Kinder im Ruhrgebiet, dafür aber immer mehr arme. In der 
Stadt Essen beträgt der Anteil der Haushalte mit Kindern unter 18 Jahren an 
allen Haushalten nur mehr etwa 16 %. Die Mehrzahl der Haushalte mit Kin- 
dern ist arm und nichtdeutscher Herkunft. 
Die Armutsrisiken für Kinder und Jugendliche im Ruhrgebiet sind sehr 
hoch. Etwa 4o % der Sozialhilfebeziehenden im Ruhrgebiet sind Kinder und 
Jugendliche. Junge Migranten haben ein doppelt so hohes Risiko, Sozialhil- 
feempfänger zu werden, wie junge Deutsche. 
Der sozialen Armut entspricht die Bildungsarmut. Im Ruhrgebiet gilt, dass 
von den jungen Erwachsenen, die Sozialhilfe beziehen und damit als arm 
gelten, jeder sechste keinen allgemeinbildenden Abschluss hat. In der Ge- 
samtbevölkerung ist es nur jeder 30. Ein sicherer Weg, arm und ausgegrenzt 
zu werden oder zu bleiben, führt über mangelnde Bildung. 
3 Das Landesprogramnt Stadtteile mit besonderem 
Erneuerungsbedarf 
Eine Antwort der Politik in NRW auf diese Entwicklung der sozialen Polari- 
sierung in dem Ballungsraum ist das schon 1993 begonnene Landespro- 
gramm „Stadtteile mit besonderem Emeuerungsbedarf‘. Mittlerweile sind 33 
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Stadtteile aus 25 Städten in NRW im Programm. Über die Hälfte der Stadttei- 
le gehören dem Ruhrgebiet an. 
Die Philosophie dieses Programms besteht in der Erkenntnis, dass zur 
Verbesserung der Lebenslagen der Menschen in diesen Stadtteilen die ver- 
schiedenen Handlungs- und Politikansätze gebündelt werden und aufeinander 
abgestimmt sein müssen. Die Akteure in den einzelnen Politikfeldem müssen 
miteinander vernetzt werden und kooperieren. Die Potentiale in den Stadttei- 
len müssen aktiviert werden für die Zusammenarbeit, um bestimmte Syner- 
gieeffekte aufzubauen. Der wichtigste Faktor ist die Beteiligung der Men- 
schen an den Programmen und Projekten. 
Zu den Handlungsfeldem gehören: die Aufwertung der städtebaulichen 
Situation (Wohnen, Wohnumfeld, öffentliche Räume), die Verbesserung der 
Versorgung in den Quartieren mit sozialen Einrichtungen und dem Handel, 
Erweiterung des kulturellen Angebots, Erhöhung des Bildungs- und Qualifi- 
kationsniveaus, bessere Ausbildungs- und Beschäftigungschancen, Stärkung 
der lokalen Ökonomie sowie Maßnahmen zur Verbesserung der Integration 
ausgegrenzter Bevölkerungsgruppen, vor allem von Migrantinnen und 
Migranten. 
Das Programm wird im wesentlichen gespeist aus dem Landesetat für 
Städtebauforderung in Verbindung mit Mitteln aus dem EU-Strukturfonds, 
Mitteln für Arbeitsforderung und Eigenmitteln der Kommunen. (Daran ange- 
lehnt hat sich das Bundesprogramm Soziale Stadt von 1999, das die Länder 
bei der Bewältigung der krisenhaften Entwicklung in Ballungsräumen unter- 
stützen will.) 
Bislang gibt es noch kein Evaluationssystem. Es soll aufgebaut werden, 
unterstützt von einem kontinuierlichen Berichtswesen, das Auskunft gibt 
über kleinräumige Daten, die als soziale Indikatoren für die Entwicklung in 
den jeweiligen Stadtteilen dienen. 
4 Bewertung des Handlungsansatzes 
Die Akteure in den Stadtteilen stehen zu diesem Programm. Der integrierte 
Handlungsansatz anstelle des sektoralen Vorgehens wird von niemandem 
ernsthaft in Frage gestellt. Die Kritik von Wissenschaft und Praxis bezieht 
sich auf die Wahrnehmung, dass dieser Ansatz nicht bedarfsgerecht ausge- 
baut wird. STROHMEIER spricht von einer symbolischen Politik, solange nicht 
alle belasteten Stadtteile tatsächlich auch an dem Landesprogramm beteUigt 
werden. Insgesamt hat er in seiner Clusteranalyse 190 belastete Stadtteile in 
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der Region ausgemacht. Darüber hinaus wird kritisiert, dass der Bildungsbe- 
reich in dem Programm zu kurz kommt. Dies wird besonders nach den PISA- 
Ergebnissen als unakzeptabel empfunden. 
Gefordert wird in einem aktuellen Aufruf „Regionale Verantwortung für 
soziale und kulturelle Chancengleichheit“ von 250 Unterzeichnern, darunter 
etliche unserer Ruhrgebietsprofessoren, eine Bildungsoffensive mit folgen- 
den Inhalten: eine Privilegierung der Bildungseinrichtungen in den armen 
Stadtteilen, eine bedarfsgerechte Ausweitung des Landesprogramms mit der 
Integration des Bildungssektors in das integrierte Handlungskonzept und die 
Implementierung bewährter Modelle in die Alltagspraxis. Der Aufruf wird 
übrigens einstimmig von der Verbandsversammlung des Kommunalverbands 
Ruhrgebiet (KVR), der einzigen politischen Klammer der Ruhrgebietsstädte 
und -kreise, mitgetragen. 
Es wird verlangt, dass gute Beispiele endlich strukturell abgesichert wer- 
den, statt sie über kurzatmige Projektforderung zu finanzieren. Ein paar Bei- 
spiele für häufig ungesicherte, aber exzellente Projekte: Eltemcafes an Schu- 
len, speziell an Grundschulen, als niederschwelliges Angebot, um Eltemar- 
beit in Gang zu bringen und Eltemkompetenzen aufzubauen; Zusammenar- 
beit zwischen Kindertagesstätten und Grundschulen zur gemeinsamen kon- 
zeptionellen Erarbeitung von abgestimmten Sprachforderkonzepten und zur 
systematischen Vorbereitung der Eltern auf die Schule; sog. Rucksackprojek- 
te, die eine gemeinsame Sprachforderung von Kindern und Müttern anstre- 
ben; koordmierte Alphabetisierung über Teamteaching von Grundschullehrer 
und Muttersprachenlehrer. 
5 Kommunale Verantwortung für soziale und 
kulturelle Chancengleichheit 
In den Städten des Ruhrgebiets, die lange Zeit die dunklen Schattenseiten der 
sozialen Ungleichheit nicht dokumentieren wollten und zum Teil sich noch 
immer damit schwer tun, wächst das Bewusstsein, dass es völlig unakzepta- 
bel ist, dass die Bildungsbeteiligung so eng an die soziale Herkunft geknüpft 
ist. Dieser Zusammenhang zwischen Kompetenzerwerb und sozioökonomi- 
schen und soziokulturellen Hintergründen wird im Ruhrgebiet besonders 
deutlich, weil er sich dort auch sozialräumlich abbildet: 
• Im privilegierten Essener Süden liegt die Gymnasialquote bei 80,3 %, in 
Essen-Altendorf, einem Stadtteil mit besonderem Emeuerungsbedarf und 
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einer Sozialhilfedichte von 15 %, erreichen nur 7,7 % eines Altersjahrgangs 
das Gymnasium (Nord-Süd-Gefalle). 
• 41 % der deutschen Kinder im KVR-Gebiet besuchen ein Gymnasium, 
aber nur 14 % der nicht-deutschen Schülerinnen. 
• Ca. 20 % der nichtdeutschen Schülerinnen im KVR-Gebiet verlassen die 
Schule heute ohne Schulabschluss. Das ist mehr als doppelt so viel wie bei 
deutschen Schülerinnen. In den besonders benachteiligten Stadtteilen ist der 
Anteil derer ohne Abschluss besonders hoch. 
• Unter den LB-Schülerlnnen (Schülerinnen mit der Diagnose Lembehin- 
derung) sind die Migrantenkinder überproportional vertreten. Die Hälfte der 
LB-Schülerlnnen hat einen Migrationshintergrund. 
Und noch einmal zur Erinnerung: Von jungen Erwachsenen im Ruhrge- 
biet, die Sozialhilfe beziehen, hat jeder sechste keinen allgemeinbildenden 
Abschluss, in der Gesamtbevölkerung ist es nur jeder 30. 
Vor dem Hintergrund wachsender Ausgrenzung von Kindern und Jugend- 
lichen mit sozialer Benachteiligung wird derzeit in einer Kommune ein 
kommunales Konzept zwischen Jugendhilfe und Schule erarbeitet, das den 
Schüleranstieg in den Sonderschulen für Lernbehinderte und Erziehungshilfe 
minimieren soll und den Verbleib der Kinder mit sozialen, emotionalen und/ 
oder kognitiven Problemen anstrebt. 
Zu diesem Zweck sollen zukünftig bestimmte Verfahren verabredet wer- 
den: Bei Auffälligkeiten, die nicht auf der Ebene Schule und Eltern bearbeitet 
werden können, wird ein Fachgespräch einberufen zwischen Vertretern der 
Regelschule, der Sonderschule, des Allgemeinen Sozialen Dienstes (ASD), 
des schulpsychologischen Dienstes und einem Träger für Erziehungshilfe. 
Nach Möglichkeit soll ein individueller Förderplan ohne Verfahren nach VO- 
SF (Verordnung über die Feststellung des sonderpädagogischen Förderbe- 
darfs und die Entscheidung über den schulischen Förderort), also ohne Eti- 
kettierung, zum Verbleib in der Regelschule erstellt werden. Die Fördermaß- 
nahmen sollen präzise benannt werden und zeitlich befristet sein. Dieser 
Hilfeplan wird mit dem Kind und den Eltern vereinbart. Er wird kontinuier- 
lich evaluiert und nach Bedarf fortgeschrieben oder eingestellt. 
6 Die Erneuerung der Schulstrukturen 
Die Schullandschaft im Ruhrgebiet braucht neben all diesen Bemühungen 
auch eine strukturelle Erneuerung. 
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Für sozial benachteiligte Kinder und Jugendliche wirkt sich die schulische 
Aufteilung nach sozioökonomischer Herkunft deutlich benachteiligend im 
Sinne einer doppelten Benachteiligung aus. Das gilt besonders dann, wenn 
ein sozial benachteiligter Schüler auf eine insgesamt benachteiligte Schüler- 
schaft in seiner Schule trifft. Im Ruhrgebiet wie in anderen Ballungsräumen 
ist diese Konstellation normal geworden. Hier gehen räumliche und schuli- 
sche Segregation nach sozioökonomischen Merkmalen Hand in Hand. In 
kleinräumigen Datenerhebungen über Stadtteile des Ruhrgebiets lässt sich 
eine erschreckende Konzentration an materieller, sozialer und kultureller 
Armut dokumentieren. 
Die Hauptschule im Ruhrgebiet ist aufgrund der Zusammensetzung ihrer 
Schülerschaft ein Ort der Benachteiligung mit negativen Auswirkungen für 
den Kompetenzerwerb geworden. Sie hat sich der Sonderschule für Lernbe- 
hinderte strukturell angenähert, die als klassische Schule für arme Kinder seit 
eh und je in Deutschland in einer verborgenen Nische unseres Schulwesens 
besonders diskriminierende und benachteiligende Lemmilieus hervorge- 
bracht hat. Dies können wir im Ruhrgebiet nicht länger hinnehmen. 
Es sind die Kinder mit Migrationshintergrund, die inzwischen in diesen 
Schulen deutlich überrepräsentiert sind und in diesen Schulen zu einem 
wachsenden Teil um ihren Schulabschluss und damit um ihren Bildungser- 
folg gebracht werden. POWELL und WAGNER, Wissenschaftler der selbststän- 
digen Nachwuchsgruppe beim Max-Planck-Institut für Bildungsforschung in 
Berlin, haben ermittelt, dass Anfang der 90er Jahre ca. ein Viertel der 
nicht-deutschen Schulentlassenen ohne Schulabschluss von einer Sonder- 
schule kam. 1998 war es aber schon über ein Drittel. Vor diesem Hintergrund 
kann eine Eingliederung Jugendlicher mit Migrationshintergrund in den Ar- 
beitsmarkt nicht mehr gelingen. 
Das Ruhrgebiet hat im Strukturwandel bewiesen, dass es Mut zur Erneue- 
rung hat. Das Ruhrgebiet ist immer noch die Region, die auf ihren sozialen 
Zusammenhalt und die geleistete gesellschaftliche Integration stolz ist. Das 
Ruhrgebiet muss sich das Recht herausnehmen, in regionaler Verantwortung 
auch die strukturelle Erneuerung des Schulsystems in Deutschland einzufor- 
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Kinder in Unterversorgungslagen: Wie kann Schule 
zu einer Ressource werden? 
1 Was ist Armut? 
In der neueren Debatte über Armut bzw. Unterversorgungslagen von Kindern 
tritt Armut fast ausschließlich als relative Armut in Bezug auf die Lebensbe- 
dingungen innerhalb unserer Gesellschaft auf (vgl. zusammenfassend z.B. 
CHASSE 2000). Absolute Armut, die den physischen Erhalt des Lebens be- 
droht, ist zwar in unserer Gesellschaft ebenfalls vorhanden (beispielsweise 
sind schwer vernachlässigte Kleinkinder absolut arm), zahlenmäßig aber von 
geringer Bedeutung. Innerhalb der relativen Armutsdefinitionen lassen sich 
eindimensionale Ansätze finden, die sich allein auf die materiellen Ressour- 
cen der Herkunftsfamilie von Kindern beziehen. Als Bezugsgröße wird häu- 
fig der Bezug von Hilfe zum Lebensunterhalt oder ein gewichtetes Pro-Kopf- 
Einkommen von weniger als 50% des Durchschnitts-Pro-Kopf-Einkommens 
der Bevölkerung angesehen. 
Neben dem Einkommen der Familie gibt es jedoch weitere Dimensionen 
der Lebenslage, die für die Situation einer Familie von Bedeutung sind und 
die zwar mit dem Vorhandensein materieller Ressourcen Zusammenhängen, 
aber nicht aus ihnen ableitbar sind. Definitionen, die dies berücksichtigen, 
werden als mehrdimensionale Ansätze oder Lebenslagenansätze bezeichnet, 
einer der bekanntesten ist das ,Pentagon der Armut1 von XSCHÜMPERLIN 
(1989, in IBEN 1996, 451), das Arbeit/ Einkommen, Biographie/ Persönlich- 
keit, gesellschaftliche Werthaltungen, Kosten/ Konsum und Soziale Netze als 
wichtige Dimensionen aufführt. 
Das Konzept,Armut als Lebenslage1 von NAHNSEN (1975) betont stärker 
als XSCHÜMPERLIN den Gedanken einer Verengung der Spielräume und damit 
die subjektive Erfahrung und Bewertung, nennt aber ebenfalls Dimensionen 
der Lebenslage (Lebenserhaltung, Arbeit, Bildung, Kommunikation, Regene- 
ration, Partizipation und Kommunikationsbedingungen). Von BöHMISCH/ 
FUNK (1989) wurde die Verzahnung von Lebenslage und subjektiven Wahr- 
nehmungs- und Bewältigungsformen herausgearbeitet. 
Mehrdimensionale Ansätze sind unmittelbar einleuchtend, aber empirisch 
äußerst schwer zu überprüfen, und daher sind sie in den vorliegenden Unter- 
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suchungen zum Thema bisher kaum umgesetzt. Auch Fragen nach Ursache- 
Wirkungs-Zusammenhängen bleiben offen, abgesehen von der vagen Aussa- 
ge einer Wechselwirkung zwischen allen Komponenten. 
Zudem liegt der Fokus der bisher dargestellten Definitionen auf der Situa- 
tion erwachsener Menschen, da Kinder und Kinderreichtum bis in die 80er 
Jahre zwar als Armutsrisiko angesehen wurden, die spezifische Situation der 
Kinder aber kaum gesondert betrachtet wurde. Erst seit dem 10. Kinder- und 
Jugendbericht (1998), der den Begriff ,Infantilisierung der Armut1 prägte, 
wird Armut von Kindern als eigenständiges Phänomen betrachtet. 
Die an der Situation erwachsener Menschen orientierten Definitionen sind 
aus mehreren Gründen nicht ausreichend, um die Situation von Kindern zu 
beschreiben. Zum einen sind die Definitionen, mit denen die Lebenslage 
beschrieben wird, wenig kindzentriert: beispielsweise müsste Bildung einen 
ebenso zentralen Stellenwert einnehmen wie die Dimension ,Arbeit4 im Le- 
ben erwachsener Menschen, außerdem müsste die besondere Infrastruktur 
berücksichtigt werden, die Kinder benötigen (Stichwort: kinderfreundliche 
Kommune)1. Zum anderen sind Kinder nicht selbst die Bezieher der Ein- 
kommen, weshalb die materielle Situation einer Familie nur Anhaltspunkte 
hinsichtlich der Situation des Kindes gibt, aber keine kausalen Schlüsse er- 
laubt. Eine neuere Studie, die im Auftrag der Arbeiterwohlfahrt vom Institut 
für Sozialarbeit und Sozialpädagogik in Frankfurt durchgeführt wurde, for- 
muliert dementsprechend als Leitfrage: „Was kommt (unter Armutsbedin- 
gungen) beim Kind an?“ (HOCK et al. 2000, 28). Schließlich wird in den 
genannten Definitionen die zeitliche Perspektive, d.h. die Dauer des Lebens 
in Armut, nicht berücksichtigt. Es ist von Bedeutung, wie lange und in wel- 
chem Alter Kinder in Armut leben, weil Kinder ein anderes Zeiterleben ha- 
ben als Erwachsene, diese Zeit also möglicherweise anders erleben, und weil 
sie sich in einer Lebensphase befinden, in der wichtige Kompetenzen erwor- 
ben und überdauernde Persönlichkeitsmerkmale ausgebildet werden. 
2 Armut und Unterversorgung von Kindern 
Der bereits genannte Sozialbericht des Bundesverbands der Arbeiterwohlfahrt 
,Gute Kindheit - schlechte Kindheit. Armut und Zukunftschancen von Kin- 
' Bausteine zur Entwicklung einer kinderfreundlichen Kommune enthält das vom Bundesminis- 
terium für Familie, Senioren, Frauen und Jugend in Auftrag gegebene und vom Institut für 
Entwicklungsplanung und Strukturforschung GmbFI an der Universität Flannover (IBS) erarbei- 
tete .JJandbuch der örtlichen und regionalen Familienpolitik“ (1996). 
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dem und Jugendlichen1 (vgl. HOCK et al. 2000; im Folgenden als AWO/ ISS- 
Studie bezeichnet) entwickelt ein kindzentriertes Armutskonzept. Die dreijäh- 
rige Studie, die von Mitarbeiter/innen des Instituts für Sozialarbeit und Sozial- 
pädagogik (ISS) in Frankfurt durchgefuhrt wurde, geht aus von Forschungsde- 
fiziten in Bezug auf Armut von Kindern und Jugendlichen und setzt dement- 
sprechend mehrere Schwerpunkte: ,Armut und Benachteiligung im Vorschul- 
alter1, ,Verfestigung und Überwindung von Armut im Übergang ins Berufsle- 
ben1, , Ausmaß und Wahrnehmung von Armut in den Einrichtungen der Arbei- 
terwohlfahrt4. Ich werde mich im folgenden auf die Operationalisierung des 
Armutskonzepts und die Untersuchung im Vorschulbereich konzentrieren, die 
in 60 Kindertagesstätten und unter Einbeziehung von ca. 900 armen und nicht- 
armen Kindern durchgefuhrt wurde. 
Die AWO/ ISS-Studie unterscheidet die materielle Situation der Familie 
von der materiellen Situation der Kinder, die als ,Grundversorgung der Kin- 
der4 empirisch erfasst wird.2 Außerdem werden die Dimensionen der Versor- 
gung im sozialen Bereich, im kulturellen Bereich und hinsichtlich der Ge- 
sundheit erfasst: 
2 Auf Grund von Nachfragen in der Arbeitsgruppe möchte ich diese Unterteilung kurz erläutern: 
Die Unterscheidung geht davon aus, dass sich die materielle Situation einer Familie nicht 1:1 auf 
die Situation der in dieser Familie lebenden Kinder umrechnen lässt. Es kommt sowohl vor, dass 
Kinder aus nicht-armen Familien materiell schlecht versorgt sind, als auch der umgekehrte Fall, 
dass Kinder trotz familiärer Armut gut oder sehr gut versorgt sind, weil die Eltern, insbesondere 
die Mütter, ihre eigenen Bedürfnisse im Interesse der Kinder stark einschränken. 
Außerdem ist selbst innerhalb einer Familie die Versorgung der einzelnen Kinder häufig unter- 
schiedlich, zum einen auf Grund von Bevorzugung oder Benachteiligung einzelner Kinder, zum 
anderen auf Grund unterschiedlichen Alters und unterschiedlicher Bedürfnisse der Kinder: Sein- 
junge Kinder beispielsweise sind in einer durch schwere Vernachlässigung gekennzeichneten 
Situation wesentlich stärker von Unterernährung bedroht als Kinder, die bereits sprechen und 
Nahrung einfordem können, sich selbst etwas zu essen aus dem Schrank nehmen können oder im 
Flort versorgt werden. 
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Abb. 1: Dimensionen der Lebenslage 
(1) Materielle Situation des Haushalts („familiäre Armut“) 
(2-5) Dimensionen der Lebenslage des Kindes 
(2) Materielle Versorgung des Kindes Grundversorgung, d. h. Wohnen, Nahrung, Klei- 
dung; materielle Partizipationsmöglichkeiten 
(3) .Versorgung' im kulturellen Bereich z.B. kognitive Entwicklung, sprachliche und 
kulturelle Kompetenzen, Bildung 
(4) Situation im sozialen Bereich Soziale Kontakte, soziale Kompetenzen 
(5) Psychische und physische Lage Gesundheitszustand, körperliche Entwicklung 
(HOCK et al. 2000, VI) 
Problematisch ist sicherlich, dass die Studie relativ komplexe Konstrukte 
abfragt, denn die kognitive Entwicklung eines Kindes oder seine sprachlichen 
Kompetenzen (Dimension .Versorgung“ im kulturellen Bereich) sind ja be- 
reits das Ergebnis eines mehrjährigen Wechselwirkungsprozesses, in dem 
nicht nur Merkmale und Eigenschaften der Umgebung, sondern ebenso 
Merkmale und Eigenschaften des Kindes Wirkungen entfaltet haben. 
Immerhin ermöglicht es die Studie, die momentane Lage der einbezoge- 
nen Kinder zu beschreiben und sie zur Einkommenssituation der Familie in 
Beziehung zu setzen. 
Die Studie unterscheidet zwischen einem eindimensionalen Begriff von 
Armut (— Einkommensarmut der Familie) und einem mehrdimensionalen 
Begriff der Unterversorgung in einer oder mehreren Dimensionen der Le- 
benslage. Als arm gelten aber nur die Kinder, die aus armen Familien kom- 
men. Kinder in Unterversorgungslagen, deren Familien nicht arm sind, wer- 
den nicht als arm bezeichnet: „Von ,Armut“ wird immer und nur dann ge- 
sprochen, wenn .familiäre Armut“ vorliegt, das heißt, wenn das Einkommen 
der Familie des Kindes bei maximal 50 Prozent des deutschen Durch- 
schruttseinkommens liegt. Kinder, bei denen zwar Einschränkungen bezie- 
hungsweise eine Unterversorgung in den genannten Lebenslagedimensionen 
festzustellen sind, jedoch keine familiäre Armut vorliegt, sind zwar als ,arm 
dran“ oder als benachteiligt zu bezeichnen, nicht jedoch als ,arm“‘ (a.a.O., 
29). Diese Abgrenzung ist für die sozialpolitisch orientierte Ausrichtung der 
Studie sicherlich sinnvoll, weil sie zwischen dem Vorhandensein von Res- 
sourcen in der Familie — einem gesellschaftlichen Verteilungsproblem — und 
dem individuellen Umgang mit familiären Ressourcen - einem familiären 
Verteilungsproblem - unterscheidet. Für die Arbeit in der Schule ist mögli- 
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cherweise eine Definition sinnvoller, die Unterversorgungslagen gleich wel- 
cher Ursache in den Mittelpunkt stellt. 
Ich möchte in diesem Beitrag ausdrücklich nicht auf sozialpolitische Fra- 
gestellungen eingehen, beispielsweise auf Einkommens- und Vermögensge- 
rechtigkeit, auf einen gerechten Lastenausgleich zwischen den Generationen 
und den Geschlechtern. Ich halte eine konsequente Umsteuerung zugunsten 
der nachwachsenden Generation für dringend notwendig und plädiere nicht 
für einen Rückzug der Sozialpolitik aus diesem Bereich und für ein ,Auffan- 
gen‘ schlimmster Folgen durch Jugendhilfe und Schule, wie man aus der 
Schwerpunktsetzung dieses Beitrags möglicherweise folgern könnte. Die 
vorhandenen Untersuchungen legen aber den Schluss nahe, dass Unterver- 
sorgungslagen von Kindern sich durch sozialpolitische Maßnahmen nie völ- 
lig verhindern lassen. Materielle Unterversorgungslagen von Kindern, deren 
Familien nicht arm sind, können durch sozialpolitische Maßnahmen kaum 
erreicht werden, und auch Unterversorgungslagen in nicht materiellen Di- 
mensionen der Lebenslage sind nur mittelbar erreichbar. Sozialpolitische und 
pädagogische Maßnahmen müssen sich daher ergänzen. 
Die AWO/ ISS-Studie ergab, dass Armut zwar ein Indikator für ein höhe- 
res Risiko der Einschränkung in einer oder mehreren Dimensionen der Le- 
benslage ist, die Ergebnisse lassen aber andererseits keinen direkten Schluss 
zu: Erwartungsgemäß ist der Anteil der armen Kinder, die in keinem Bereich 
Einschränkungen erleben, im Vergleich mit der Gruppe der nicht-armen 
Kinder deutlich geringer, ihr Anteil unter den in mehreren Lebensbereichen 
eingeschränkten Kindern ist höher. Allerdings erlebt auch fast ein Viertel der 
armen Kinder keine Einschränkungen in den abgefragten Dimensionen der 
Lebenslage, was bedeutet, dass die familiäre Armut von den Eltern oder 
weiteren Personen und Institutionen , abgefangen1 wird und die Kinder nicht 
in voller Härte trifft. Auf der anderen Seite sind 14 Prozent der nicht-armen 
Kinder in mehreren Dimensionen der Lebenslage und sogar 40 Prozent - 
ebenso viele wie in der Gruppe der armen Kinder - in einer Dimension ein- 
geschränkt. 
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Abb. 2: Ergebnisse. Lebenslage und Armut 
Lebenslage der Kinder .Arme“ Kinder ,Nicht-arme‘ Kinder 
Keine Einschränkungen 24% 46% 
Einschränkung in einer 
Dimension 40% 40% 
Einschränkung in mehreren 
Dimensionen 36% 14% 
(nach HOCK et al. 2000, 55, leicht verändert) 
Familiäre Armut ist nach den Ergebnissen dieser Studie ein wichtiger Risiko- 
faktor für das Aufwachsen von Kindern im Vorschulalter. Kinder, deren 
Familien von Armut betroffen sind, sind mit höherer Wahrscheinlichkeit 
auch in Bereichen eingeschränkt, die für die Schule hohe Bedeutung haben, 
nämlich in ihren sozialen, kulturellen und sprachlichen Kompetenzen und 
hinsichtlich ihres Gesundheitszustands. Ebenso lässt sich festhalten, dass 
auch Kinder aus nicht-armen Familien von Einschränkungen in diesen Berei- 
chen nicht unerheblich betroffen sind. 
3 Familienpolitische Interpretation der Ergebnisse 
Ausgehend von der Annahme, dass Eltern an sich daran interessiert sind, ihre 
Kinder gut zu versorgen, stellt sich die Frage, welche anderen Faktoren in 
den ,nicht-armen1 Familien, in denen Unterversorgungslagen auftreten, deren 
Auftreten begünstigen. Diese Frage kann im Rahmen dieses Beitrags nicht 
ausreichend beantwortet werden, da sie aber zu einem intensiven Pausenge- 
spräch in der Arbeitsgruppe führte, möchte ich sie wenigstens anreißen: 
Schon der 5. Familienbericht der Bundesregierung sprach von einer „struktu- 
rellen Rücksichtslosigkeit der Gesellschaft gegenüber Familien“ (zit. nach 
DETTLING 2001, 58); DETTLING selbst beschreibt den „leise(n) Exodus der 
Familie aus der Gesellschaft“, in der die Menschen wenig Chancen haben, 
„ihre Wünsche und Vorstellungen vom Leben auch verwirklichen zu können, 
ohne sich an den Verhältnissen wund zu reiben“ (a.a.O., 62 u. 72f). Zu den 
Wünschen und Vorstellungen vom Leben gehören individuelle und familiäre 
Lebenspläne, beispielsweise die Vereinbarkeit von Familie und Beruf sowie 
das Vorhandensein eines gewissen Maßes an Dispositionszeit zur Verwirkli- 
chung eigener Interessen, eine befriedigende Partnerschaft, ein ausreichendes 
Einkommen und eine gewisse Zukunftssicherheit für sich selbst, mehr aber 
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noch für die Kinder, deren (berufliche) Zukunft ungesichert und häufig schon 
im Vorschul- oder Grundschulalter gefährdet erscheint. Die fehlende Verein- 
barkeit dieser Vielzahl von Zielen führt zu erhöhtem familiären Stress, insbe- 
sondere in Phasen des (potentiellen) Scheitems einzelner Pläne, beispielswei- 
se durch Arbeitslosigkeit, bei Schulschwierigkeiten der Kinder, in der Tren- 
nungsphase vom Partner, selbst wenn sie einvemehmlich und gewünscht ist. 
Möglicherweise ist der Druck, der aus dieser Situation entsteht, der „familiä- 
re Stress“, eine geeignete Kategorie zur Beschreibung einer Situation, in der 
Kinder weniger gut versorgt werden können. Armut könnte als ein bedeuten- 
der Stressfaktor angesehen werden, neben dem es aber auch andere gibt. 
Familienpolitik müsste dementsprechend nicht nur als finanzielle Umvertei- 
lungspolitik verstanden werden, sondern als komplexe „Chancenpolitik und 
als Option für eine Gesellschaft nicht der beschränkten, sondern der reichen 
Möglichkeiten für möglichst alle“ (a.a.O., 73, Hervorhebung im Original) 
organisiert werden. Ein Baustein einer so verstandenen Familienpolitik müss- 
te eine Schulpolitik sein, die ebenfalls .reiche Möglichkeiten für möglichst 
alle* zu realisieren sucht und nicht allein von Unterversorgungslagen als einer 
,Sondersituation‘ ausgeht, die es zu kompensieren gilt. 
4 Bewältigungsstrategien von Kindern 
Eine Schule, die .Möglichkeiten eröffnen* und von der Situation aller Kinder 
ausgehen will, muss davon ausgehen, dass Kinder in unterschiedlichem Maß 
Belastungssituationen ausgesetzt sind und schon zum Zeitpunkt der Einschu- 
lung Strategien entwickelt haben, um damit umzugehen. Ausgehend von den 
Bewältigungsstrategien der Kinder können unterstützende Strukturen und 
Inhalte entwickelt werden. Eine solche Schule ist als integrative Schule im 
Sinne REISERS et al. (1986) anzusehen, da sie Integrationsprozesse auf der 
innerpsychischen Ebene, der interaktionalen Ebene und auf der institutionel- 
len Ebene besonders berücksichtigt. 
Bewältigungsstrategien sind im Grundschulalter schon deutlich ausge- 
prägt, können verbalisiert und reflektiert werden. Sie sind aber noch wesent- 
lich weniger starr als bei erwachsenen Menschen, und zu den von der Schule 
zu vermittelnden Schlüsselkompetenzen gehört auch die angemessene Strate- 
giebildung und -modifikation in der Behandlung komplexer Probleme. Eine 
Untersuchung von ANTJE RICHTER (2000) zum Erleben und zur Bewältigung 
von Armut durch Grundschulkinder identifiziert vier Kategorien des Bewälti- 
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gungsverhaltens, von denen RICHTER je zwei als ,problemvermeidend‘ (1, 3) 
und ,problembewältigend1 (2, 4) einschätzt: 
1. Mit sich selbst ausmachen (n=175) 
2. Emotionale Unterstützung suchen bzw. gewähren (n=65) 
3. ,anstatt’-Handlung/ Haltung (n=64) 
4. an die Umwelt weitergeben (n=52) (vgl. 92f).3 
Verhaltensweisen, die der ersten Kategorie (mit sich selbst ausmachen) zuge- 
ordnet wurden, wurden mit überragender Häufigkeit genannt: auf diese Kate- 
gorie entfallen so viele Äußerungen wie auf alle anderen zusammen. In der 
zweiten Kategorie (emotionale Unterstützung suchen bzw. gewähren) zeigt 
sich unterschiedliches Verhalten der Mädchen und Jungen: Mädchen nannten 
diese Kategorie weit häufiger. In einer zweiten, ergänzenden Befragung, in 
der das soziale Netzwerk der Kinder aus ihrer Sicht und der Sicht der Mütter 
erfragt wurde, gaben sie häufiger als die Jungen die Mutter als wichtige Be- 
zugsperson an. Auch die Mütter selbst neigten dazu, ihre Bedeutung für die 
Jungen eher gering einzuschätzen. Jungen und Mädchen in Unterversor- 
gungslagen unterschieden sich von der Kontrollgruppe dahingehend, dass sie 
seltener beide Eltern oder den Vater als wichtige Bezugspersonen nannten. 
Von den vier Bewältigungsstrategien nahmen die Mütter die vierte Kategorie 
(an die Umwelt weitergeben) am stärksten wahr, die erste Kategorie (mit sich 
selbst ausmachen) rückte auf den zweiten Platz, wurde aber weit häufiger den 
Jungen als den Mädchen zugeschrieben, wogegen die zweite Kategorie (emo- 
tionale Unterstützung suchen bzw. gewähren) beiden Geschlechtern in glei- 
chem Maße zugeschrieben wurde. Die Kategorie 3 (,anstatt’-Handlung/ Hal- 
tung) rückte auf den vierten Platz. Im Vergleich mit den Müttern der Kon- 
trollgruppe fallt auf, dass diese die Kategorie 1 wesentlich häufiger nannten, 
die Kategorie 4 dagegen seltener. RICHTER interpretiert das Ergebnis so, dass 
die Mütter, die sich durch die Armut in einer ebenfalls angespannten Lage 
befinden, die ausagierenden Handlungen stärker wahmehmen. 
In einem weiteren Schritt nimmt RICHTER die oben schon genannte Zu- 
sammenfassung jeweils zweier Kategorien als ,problemmeidendes1 und ,ak- 
tiv problemlösendes Bewältigungsverhalten1 vor. Das problemmeidende 
Verhalten (Kategorien 1, 3) wird doppelt so häufig genannt wie das aktiv 
3 Ich halte die Abgrenzung der Kategorien 1 und 3 nicht durchgehend für trennscharf, möchte 
aber aus Gründen des Umfangs dieses Beitrags nicht näher auf die Anlage der Untersuchung 
RICHTERS eingehen. Die Kategorien wurden mit Hilfe der .Grounded Theorie* (STRAUSS/ COR- 
BIN) aus dem Interviewmaterial entwickelt; ergänzend zu den Interviews mit den Kindern wur- 
den Interviews mit Müttern und Beobachtungen im Wohnumfeld durchgefühlt. 
118 
problemlösende Bewältigungsverhalten, was von RICHTER folgendermaßen 
bewertet wird: 
„Die Häufigkeit problenuneidenden Bewältigungsverhaltens von Grundschülem in Unterver- 
sorgungslagen läßt negative Auswirkungen auf die weitere Entwicklung von Bewältigungskom- 
petenzen, auf personale und soziale Ressourcen und die Persönlichkeitsentwicklung der befrag- 
ten Kinder erwarten. Daher werden dem weniger häufig Vorgefundenen aktiv problemlösenden 
Bewältigungsverhalten positive Wirkungen auf diese Persönlichkeitsmerkmale zugesprochen 
(SEIFFGE-KRENKE 1988, RUTTER 1998, KOLIP 1993; 1997, ANTONOVSKY 1997). (...) Möglich 
ist, dass das Alter der befragten Schülerinnen bei der Bevorzugung problemmeidenden Bewälti- 
gungsverhaltens mitbestimmend ist und Grundschulkinder kaum Möglichkeiten sehen, eigene 
Gestaltungs- und Handlungsoptionen zu verwirklichen und Partizipationschancen zu verwirkli- 
chen. Dies entspricht dem von KOLIP (1993, 150) aufgefundenen Zusammenhang zwischen der 
Wahl eines aktiven Bewältigungsverhaltens und der Einschätzung einer Situation als beeinfluss- 
bar und regulierbar. Diese allgemeine potentielle Chancenlosigkeit und Einengung von Hand- 
lungs- und Kommunikationsspielräumen im Grundschulalter scheint die mögliche Gefährdung 
der Entwicklungsverläufe von Kindern in Unterversorgungslagen zu verstärken“ (a.a.O., 106f). 
4.1 Dimensionen der Lebenslage von Schulkindern 
Die folgenden Dimensionen der Lebenslage erscheinen für Schulkinder be- 
sonders bedeutsam: 
• Wohnung und Infrastruktur der eigenständig erreichbaren Wohnumge- 
bung, 
• Bildungs- und Freizeitmöglichkeiten in und außerhalb der Schule, 
• Familie und soziale Netze einschließlich relevanter Erwachsener, 
• materielle Versorgung und Konsum, 
• subjektive Bewertung, 
• Bewältigungs- und Handlungsstrategien einschließlich Sprache/ Kom- 
munikation, 
• ,Kinderhilfen‘ im Sinne erreichbarer Anlaufstellen (offene Jugendarbeit, 
Beratungslehrer, Erziehungsberatungsstelle), 
• Sicherheit und Schutz vor Gewalt. 
Einige dieser Dimensionen sind im Rahmen des Unterrichts und der Schule 
direkt oder indirekt beeinflussbar, andere nicht. Eine zentrale Position neh- 
men die Bewältigungs- und Handlungsstrategien der Kinder ein, da sie als 
vielfältig einsetzbare Ressource der Kinder zur Verbesserung anderer Dimen- 
sionen eingesetzt werden können. Da aktiv problemlösende Bewältigungs- 
strategien mit einer subjektiven Wahrnehmung von ausreichendem Hand- 
lungsspielraum Zusammenhängen, kann die Erweiterung des Handlungsspiel- 
raums der Kinder als eine zentrale Aufgabe der Schule angesehen werden. 
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Die meisten unterstützenden Aufgaben sind daher unspezifische Aufgaben, 
die vielfältig einsetzbare Kompetenzen der Kinder stärken und fördern. 
4.2 Aufgaben der Schule 
Aufgabe der Schule ist die Stärkung unspezifischer Handlungsstrategien und 
ein attraktives Bildungsangebot für alle Kinder. 
• Eine Umsetzung alter Forderungen zur Unterrichtsgestaltung ist metho- 
disch geeignet zur Erfüllung beider Forderungen: handlungsorientierter Un- 
terricht, Wechsel der Sozialformen, innere Differenzierung, projektorientierte 
Unterrichtsblöcke; 
• konsequente Berücksichtigung von Lemanlässen im Bereich des sozia- 
len Lernens: Anwendung des Prinzips ,Störungen haben Vorrang4 in Kon- 
fliktsituationen, zeitnahe Lösung der Alltagssorgen und Erarbeitung von 
Lösungsstrategien (z. B. Ärger auf dem Schulweg), Erarbeitung von Schlich- 
tungsvorschlägen und Verträgen, möglicherweise Mediation; 
• reichhaltige Angebote zum Wissenserwerb und Unterstützung bei der 
Ausbildung von Interessen (auch unabhängig von Lehrplänen) und der Nut- 
zung weiterer Ressourcen (regelmäßiger Stadtbüchereitag mit eigenen Frage- 
stellungen, beaufsichtigtes Intemetcafe in der Grundschule,...). 
Aufgabe der Schule ist die Förderung der Beziehungsgestaltung aller 
Kinder in der Schule. 
• Die Berücksichtigung des sozialen Lernens fördert die Beziehungen 
untereinander (s.o.); 
• gelenkte Gruppierungen bei Gruppen- und Partnerarbeit, gezielte Förde- 
rung gegenseitiger Hilfeleistung der Kinder können Beziehungen unterstüt- 
zen; 
• Unterrichtsthemen wie ,Freundschaft1, die in den Grund- und Förder- 
schullehrplänen im Bereich Sachunterricht und Religionsunterricht verkom- 
men, fördern die Selbstreflexion und den Handlungsspielraum der Kinder. 
Aufgabe der Schule ist die Netzwerkarbeit im Interesse aller Kinder und 
ihrer Familien. 
• Das Kennenlemen der Eltern kann von Beginn an auf Elternabenden 
durch Kennenlemspiele (gegenseitige Vorstellung der Kinder o.a.) gefördert 
werden; 
• eine neuere Aufgabe ist die Netzwerkarbeit im Umfeld der Schule: 
Sportvereine, Jugendzentren, Hausaufgabenhilfen werden von vielen Kindern 
nur genutzt, wenn sie dorthin begleitet werden; Lehrer/innen können hier 
Vemnttlungsaufgaben übernehmen; sie können auch geeignete Angebote oft 
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besser auswählen als die Kinder selbst (beispielsweise eine Sportart, für die 
ein Kind Begabung zeigt) und finanzielle Ressourcen erschließen; 
• die Unterstützung von Eltern- bzw. Mütterselbsthilfe, beispielsweise 
einer Hausaufgabenbetreuung in den Räumen der Schule, hilft nicht nur bei 
den Hausaufgaben, sondern vertieft Kontakte unter den Müttern; 
• Eltemmitarbeit oder Eltembesuchszeiten während der Freiarbeit, im 
Sport o. ä. fördern die Beziehungen aller Beteiligten (Lehrerpersonen/ Eltern/ 
Kinder); 
• Lehrer/innen sind zentrale Personen im Netzwerk von Grundschulkin- 
dem; die Stundenplangestaltung sollte daher Klassenlehrer/innen der unteren 
Klassen generell den Tagesbeginn in ihrer Klasse ermöglichen, damit sie die 
Kinder in Empfang nehmen können, dasselbe gilt für den Wochenabschluss. 
Aufgabe der Schule ist die Identifizierung besonderer Bedarfslagen ein- 
zelner Kinder und eine bedarfsgerechte Veränderung der bisherigen schuli- 
schen Strukturen und Gewohnheiten. Hier werden erstmals Unterversor- 
gungslagen der Kinder relevant, während die bisher beschriebenen Aufgaben 
für alle Kinder gleichermaßen Gültigkeit besitzen. 
• Als besondere Bedarfslagen können eine anregungsarme Wohnumge- 
bung, beengter Raum und mangelnder Rückzugs- und Ruheraum angesehen 
werden. Konsequenzen hieraus sind die Einrichtung von Räumen für Bewe- 
gung und Ruhe, beispielsweise von Mehrzweckräumen, die Nutzung der 
Turnhalle während der Pausen für einzelne Klassen (z.B. bei Dauerregen), 
Ruheräume, Leseecken und Kuschelecken sowie zeitliche Freiräume, die für 
eigene Aktivitäten ebenso wie zum Ausruhen genutzt werden dürfen; letzte- 
res ist m. E. eine noch wenig etablierte Forderung. 
• Als besondere Bedarfslagen können eine mangelnde materielle Versor- 
gung (Schulmaterialien, Frühstück) angesehen werden. Das gemeinsame 
Schulfrühstück sollte über die erste Klasse hinaus für die gesamte Schulzeit 
Bestand haben. In der Regel muss kein Frühstück zentral vorbereitet werden, 
sondern durch die mitgebrachten Frühstücke können meist auch die Kinder 
improblematisch versorgt werden, die keines dabei haben. Eine zentrale Ver- 
sorgung schwächt die Verantwortung der Kinder und der Familien für ihre 
Versorgung. Meist haben wechselnde Kinder - und nicht ausschließlich arme 
Kinder - kein Frühstück dabei, und die anderen teilen gern, da viele Kinder 
zu viel Frühstück bekommen. 
Aufgabe der Schule ist möglicherweise auch die spezifische Behandlung 
des Themas Armut. 
• Ein möglicher Themenschwerpunkt im Grundschulalter ergibt sich aus 
der Frage ,Was brauchen Kinder?1 Diese Frage kann in verschiedenen Fä- 
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ehern und Lernbereichen z. B. im Hinblick auf gesunde Ernährung und ge- 
sundheitsfördernden Lebensstil (Thema zahlreicher Präventionsprojekte im 
Grundschulbereich), Konsum, Bezugspersonen/ Einsamkeit/ Freundschaft 
und weitere behandelt werden. 
• Über das Thema ,Armut in anderen Ländern“ können sich Kinder auch 
mit der eigenen Situation auseinandersetzen, haben aber zugleich die Mög- 
lichkeit, sich innerlich zu distanzieren. 
• Ich halte eine direkte Behandlung des Themas ,Armut“ für problema- 
tisch, da das Bewältigungsverhalten der Kinder sehr häufig ein Verdecken 
der Armut selbst oder zumindest der dadurch entstandenen Verletzungen der 
Kinder zum Ziel hat, eine Thematisierung würde dem zuwiderlaufen; Kinder 
erleben Erwachsene in diesen Fragen leicht als wenig authentisch und ,voll 
peinlich“. 
Aufgabe der Schule ist schließlich auch das Erkennen eigener Grenzen 
und das Kennen der einschlägigen Einrichtungen, an die Lehrer/innen sich 
bei dem Verdacht auf schwere Vernachlässigung oder Misshandlung von 
Kindern und bei eigener Überforderung wenden können. 
Dies ist auf den ersten Blick ein Pensum, das kaum zu schaffen ist, bei 
näherem Hinsehen zeigt es sich aber, dass es sich größtenteils um alte Forde- 
rungen handelt, teilweise mit neuen Akzenten. Grund dafür ist, dass Kinder 
in Unterversorgungslagcn - ebenso wie Kinder mit Behinderung - zunächst 
Kinder wie alle anderen sind. Eine gute Schule für alle Kinder ist immer auch 
eine bessere Schule für diejenigen Kinder, die auch unter schlechteren Be- 
dingungen nicht auffällig werden. Ich möchte daher schließen mit einer Auf- 
zählung der Funktionen von Schule, die HARTMUT VON HENTIG schon vor 
längerer Zeit formuliert hat (vgl. 1993, 186ff): 
1. Schule als Ort, an dem man Wissen und Kenntnisse erwirbt; 
2. Schule als Schutz- und Schonraum; 
3. Schule als Fortsetzung und Ergänzung familiärer Erziehung;4 
4. Verwaltende, berechtigende Schule; 
5. Schule als Lebens- und Erfahrungsraum; Schule als Ort, an dem man 
gebraucht wird. 
4 VON HENTIG nennt eine dritte Funktion, die ich weggelassen habe, da sie in einer demokrati- 
schen Gesellschaft nicht konsensfahig ist: die Formung des Menschen nach einem bestimmten 
Bild. In meiner Aufzählung ergeben sich daher insgesamt nur fünf Funktionen, während VON 
FIENTIG zunächst fünf in der Geschichte der Schule erkennbare Funktionen aufzählt, um dann 
die Funktion von Schule als Lebens- und Erfahrungsraum als sechste Funktion in einem eigenen 
Kapitel (vgl. 189ö) zu behandeln. 
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Im Umgang mit Unterversorgungslagen von Kindern zeigt sich, dass die 
Schule eine divergente Aufgabe hat: Die Lebenslage dieser Kinder weder zu 
bagatellisieren (dadurch, dass den Kindern abverlangt wird, generell und 
immer ohne zusätzliche Unterstützung zurecht zu kommen) noch zu exotisie- 
ren (dadurch, dass sie als besonders gefährdete Gruppe stigmatisiert werden); 
besondere Unterstützung zur Verfügung zu stellen, wenn nötig; aber auch 
und zuerst durch Schul- und Unterrichtsentwicklung die Unterstützungsmög- 
lichkeiten auszuschöpfen, die die Schule für alle Kinder bieten kann. 
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Sabine Lingenauber 
Lernbehinderung und Behinderung als Kategorien 
des integrationspädagogischen Diskurses 
1 Einleitung 
In der folgenden Publikation werde ich die Ergebnisse meiner Dissertation 
mit dem Titel „Integration, Normalität und Behinderung. Eine normalis- 
mustheoretische Analyse der Werke (1970-2000) von Hans EBERWEIN und 
Georg FEUSER“ darstellen. Diese normalismustheoretische Analyse umfasst 
die Zeit vom Beginn des integrationspädagogischen Wissenschaftsdiskurses 
Anfang der 1970er Jahre bis zum Jahr 2000. Die Diskursgeschichte wurde 
dabei diachron am Beispiel von EBERWEINS 134 Publikationen (vgl. LINGE- 
NAUBER 2001a) und FEUSERS 288 Publikationen (vgl. LINGENAUBER 2001b) 
aus den Jahren 1970 bis 2000 untersucht. Im Zentrum meiner Dissertation 
steht die Forschungsfrage: Welche sichtbaren und verborgenen Konzepte von 
Normalität gibt es im integrationspädagogischen Diskurs1? Im Kontext dieser 
Frage lassen sich folgende Hypothesen aufstellen: 
1. Es gibt kein einheitliches Normalitätskonzept im integrationspädagogi- 
schen Diskurs. Vielmehr lassen sich beispielhaft aus den Werken von EBER- 
WEIN und FEUSER durch eine diachrone Analyse der Kategorien Integration, 
Normalität und Behinderung und ihrer Verhältnisse zueinander unterschiedli- 
che Konzepte erschließen. 
2. Die Kategorie Integration wird in den Normalitätskonzepten u.a. als 
neue Normalität definiert. Diese Strategie führt zu einer diskursiven Über- 
windung der Behinderungskategorie. 
Das Fundament meiner Analyse ist die diskursanalytische Normalis- 
mustheorie, die JÜRGEN LINK (1998a) entwickelt und mit einer spezifischen 
Terminologie ausgestattet hat. Diese Theorie und ihre Terminologie wird nun 
zunächst kurz erläutert. Daran anschließend werden die Normalitätskonzepte 
von EBERWEIN und FEUSER vorgestellt. Als Normalitätskonzept bezeichne 
ich im Rahmen meiner Forschungsarbeit theoretisch fundierte und sich wech- 
selseitig beeinflussende Vorstellungsensembles von Integration, Normalität 
und Behinderung, die von Subjekten diskursiv produziert werden. 
1 Der Untersuchungsgegenstand ist jedoch nicht der gesamte integrationspädagogische Diskurs, 
sondern er wurde exemplarisch auf die Werke von EBERWEIN und FEUSER eingegrenzt. 
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In modernen Gesellschaften gibt es nicht die Normalität, sondern eine Viel- 
zahl von Normalitäten. Normalismus wird als der gesamte Diskurskomplex 
bestimmt, der Normalitäten produziert (vgl. LINK 2002). Ich unterscheide 
nachfolgend drei Subjektstrategien im Umgang mit Normalität, und zwar: die 
protonormalistische, die flexibel-normalistische und die transnormalistische 
Subjektstrategie. Die protonormalistische Strategie arbeitet mit einer starren 
Trennung von Normalität auf der einen und Behinderung bzw. Anormalität 
auf der anderen Seite. Die Zone der Normalität ist durch eine „fixe Normali- 
tätsgrenze“ (vgl. LINK 1998b, 266) von der Zone der Behinderung bzw. der 
Anormalität getrennt. In der Normalitätsmitte befinden sich die als „normal“ 
klassifizierten Subjekte und jenseits der Normalitätsgrenze die als behindert 
bzw. als anormal klassifizierten Subjekte. 
Anders als die protonormalistische Strategie tendiert die flexibel- 
normalistische Strategie dazu, die Normalitätsspektren maximal auszudehnen 
(vgl. LINK 1998C, 96) und in die Normalitätsmitte bisher als behindert bzw. 
als anormal klassifizierte Subjekte aufzunehmen. Im flexiblen Normalismus 
ist die Grenze zwischen Normalität und Behinderung bzw. Anormalität also 
durchlässig. Als transnormalistische Strategie bezeichne ich in Anlehnung an 
Link (vgl. 1998a, 33) den Versuch, die Grenze zwischen Normalität und 
Behinderung gänzlich aufzulösen und die Vorstellung einer individuellen 
Normalität jedes einzelnen Subjektes zu etablieren. 
So wird beispielsweise im gegenwärtigen integrationspädagogischen Dis- 
kurs häufig die These vertreten: „Es ist normal, verschieden zu sein“ (z.B. 
FEYERER 2000). Diese transnormalistische Normalitätsvorstellung geht selbst 
über den flexiblen Normalismus hinaus. Denn der Flexibilitäts-Normalismus 
arbeitet - wenn auch mit einer flexiblen - aber dennoch mit einer Normali- 
tätsgrenze. Der Transnormalismus unterscheidet sich somit vom Protonorma- 
lismus und vom flexiblen Normalismus. Denn sowohl dem protonormalisti- 
schen als auch dem flexibel-normalistischen Normalfeld2 liegt die Vorstel- 
lung einer Normalverteilung zugrunde, mit einer Normalitätsmitte sowie 
einer Normalitätsgrenze. Im Folgenden werden diese theoretischen Überle- 
gungen anhand der Analyseergebnisse von EBERWEINS und FEUSERS Werk 
konkretisiert. 
2 Der Terminus Normalfeld wird in Anlehnung an LINK benutzt (vgl. LINK 1998a, 320f). 
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2 Analyse des Werkes (1970-2000) von Hans Ebenvein 
Von seiner ersten Publikation im Jahr 1970 an kritisiert EBERWEIN die vor- 
herrschende Definition von Behinderung als Abweichung von Normalität 
(vgl. EBERWEIN 1970, 316) und er weist einige Jahre später auf die Bestäti- 
gung dieser Definition durch die Sonderpädagogik hin (vgl. EBERWEIN 1973, 
136). Seine Kritik am protonormalistischen Behinderungsbegriff beinhaltet 
damit gleichzeitig auch eine Normalitätskritik. Auf der abstrakten Ebene 
bezieht sich EBERWEINS Integrationsforderung bereits seit seiner ersten Pub- 
likation auf „alle Kinder“. Auf der konkreten institutionsorientierten Ebene 
hält er zunächst nur die Integration „lembehinderter, Verhaltens- und sprach- 
gestörter Kinder“ für möglich (vgl. EBERWEIN 1975a, 89). Die Analyse zeigt, 
dass sich in EBERWEINS Frühwerk eine flexibel-normalistische Strategie 
ausmachen lässt. Bereits in seiner ersten Publikation spricht er von der Mög- 
lichkeit, dem gehinderten“ mit seinen besonderen Verhaltensweisen in der 
Gesellschaft „Raum zu geben“ (vgl. EBERWEIN 1970, 316). Normalismusthe- 
oretisch ausgedrückt, erweitert er im Jahr 1975 die Mitte des Normalfeldes 
Allgemeine Pädagogik durch die „Abschaffung“ von Lembehinderung (vgl. 
EBERWEIN 1975b, 74). Er dehnt so die Normalitätsgrenze für „Lernbehinder- 
te“ diskursiv aus. Sie verlassen bildlich gesprochen ihre „Randposition“ und 
ihnen wird als „Normalschülem“ im ausgedehnten Bereich der Normalitäts- 
mitte „Raum“ gegeben. Im Jahr 1977 kritisiert Eberwein die Isolation und 
Abkapselung von Sonderschule und „Normalschule“ (vgl. EBERWEIN 1977, 
135). Im Sinne der Normalismustheorie entgrenzt er zu dieser Zeit diskursiv 
die beiden Normalfelder und dehnt die Sonderpädagogik in den ,Normal- 
schulbereich“ aus. 
Für die 1980er Jahre ist eine Expansion der Entgrenzungsstrategie von 
EBERWEIN ZU konstatieren. Im Jahr 1987 erweitert er seine institutionsorien- 
tierte Definition von Integration, indem er nun seine Überlegungen zu einer 
„Schule für alle Kinder“ auf den gesamten Primarbereich ausdehnt. Gleich- 
zeitig postuliert er die Auflösung bestehender sonderpädagogischer und all- 
gemeinpädagogischer Ausbildungsfelder (vgl. EBERWEIN 1987, 64). Das Jahr 
1988 kennzeichnet den Beginn einer neuen Epoche im Werk von EBERWEIN: 
Erstens kommt es in diesem Jahr zu einer Erweiterung seiner Diskursstrate- 
gie. Eberwein postuliert nun Verschiedenheit als neue Normalität (vgl. 
EBERWEIN 1988a, 48). Er weitet sein neues subjektbezogenes und instituti- 
onsorientiertes Normalitätskonzept auf sämtliche Bildungsnormalfelder aus 
und skizziert so diskursiv eine neue Pädagogik bzw. ein neues generalisiertes 
Basisnormalfeld. Zweitens führt EBERWEIN ebenfalls in diesem Jahr den 
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Terminus Integrationspädagogik in den Diskurs ein (vgl. EBERWEIN 1988b). 
Er überträgt dem separierten Bildungsnormalfeld Integration die Aufgabe der 
Überwindung des medizinischen Behinderungsbegriffs (vgl. EBERWEIN 
1988a, 48) und schlägt gleichzeitig einen Perspektivenwechsel hinsichtlich 
der Kategorie Normalität vor. Er löst damit diskursiv für die Integrationspä- 
dagogik den bisherigen Maßstab für Normalität auf und setzt an seine Stelle 
ein neues subjektbezogenes Normalitätsverständnis: „die Normalität des 
Kindes“ (vgl. BELUSA/EBERWEIN 1988, 215). Dieses Normalitätskonzept für 
das Normalfeld Integration reicht weit über seine bisherigen Strategien hin- 
aus. 
EBERWEINS Werk der Jahre von 1990 bis 2000 enthält einige bedeutsame 
Ausdifferenzierungen, Präzisierungen und Erweiterungen der Kategorien 
Integration, Normalität und Behinderung. Diese stehen aber in einem konti- 
nuierlichen Zusammenhang mit seinen früheren Diskurspositionen. Damit 
steht EBERWEINS Normalitätskonzept der Jahre von 1990 bis 2000 also einer- 
seits in einer Kontinuität mit den in seinem Werk vertretenen Normalitätsvor- 
stellungen, andererseits sind aber auch besonders für die Kategorien Integra- 
tion und Behinderung Erweiterungen zu konstatieren. 
Es ist darüber hinaus festzuhalten, dass EBERWEIN die Forderung nach 
einer Verschmelzung von Sonderpädagogik und Allgemeiner Pädagogik 
präzisiert, indem er noch deutlicher als in den 1980er Jahren den Auftrag der 
Integrationspädagogik als zeitlich begrenzt beschreibt (vgl. EBERWEIN 1998b, 
359). Er äußert in seinem Werk die Vorstellung, dass Integrationspädagogik 
zu einer „Systemtranszendenz“ führen soll (vgl. EBERWEIN 1994, 300). Die 
Auflösung der bestehenden integrationspädagogischen Praxis ist in dem von 
ihm angedachten Verschmelzungsprozess der bislang separierten Bildungs- 
normalfelder eingeschlossen. Integrationspädagogik wird von ihm diskursiv 
eben nicht als neue Teildisziplin der Pädagogik bzw. als neues separiertes 
Normalfeld, sondern als „pädagogisches Prinzip“ konstituiert (vgl. EBERWEIN 
1996, 269). Damit zielt eine Strategie EBERWEINS in dieser Zeit auf ein neues 
generelles, transnormalistisches Bildungsnormalfeld, in dem Integration nun 
den „Regelfall“ bzw. eine neue Normalität darstellen soll (vgl. EBERWEIN 
1994, 297). Diese transnormalistische Strategie brachte EBERWEIN zwar 
bereits in den 1980er Jahren in den integrationspädagogischen Diskurs ein. 
Ihre inhaltliche Ausdifferenzierung erfolgte aber erst in den 1990er Jahren 
und umfasst u.a. die folgenden Aspekte: 
1. Verzicht auf die Kategorie Behinderung (vgl. EBERWEIN 1995, 10) und 
2. Etablierung einer individuellen Normalität des Subjektes (vgl. EBER- 
WEIN 1998a, 79). 
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Nach dieser Darstellung der Normalitätskonzepte von EBERWEIN werden im 
Folgenden die Forschungsergebnisse in Bezug auf FEUSERS Werk vorgestellt. 
3 Analyse des Werkes (1970-2000) von Georg Feuser 
FEUSER geht es in den 1970er Jahren in Diskurs und Praxis darum, einen 
Beweis für die Erziehungs- und Bildungsfahigkeit des „geistig behinderten 
Kindes“ zu erbringen (vgl. FEUSER 1970, 10). Seine Behinderungsdefinition 
ist in den frühen 1970er Jahren durch VON BRACKEN beeinflusst, auf dessen 
Begriffe „primärer Defekt“ und „konsekutive Verbildungen“ er sich zu dieser 
Zeit auch bezieht (vgl. a.a.O., 3). Er engagiert sich in der Zeit bis zum Jahr 
1978 u.a. in seiner Rolle als Sonderschullehrer bzw. Rektor für den Auf- und 
Ausbau der Geistigbehindertenpädagogik (vgl. BUNDESVEREINIGUNG DER 
LEBENSHILFE 1987, 77). Dementsprechend geht er zu dieser Zeit - norma- 
lismustheoretisch formuliert - davon aus, dass sich das Lernen „geistig be- 
hinderter Kinder“ im separierten Bildungsnormalfeld Sonderpädagogik zu 
vollziehen habe. Seine Diskursstrategie zielt darüber hinaus auf eine Ausdeh- 
nung und Flexibilisierung dieses Normalfeldes, um es z.B. auch für „autisti- 
sche Kinder“ zu öffnen (vgl. a.a.O., 132). Er erweitert im Jahr 1973 seine 
Behinderungsdefinition um ein soziologisches Bedeutungselement: die Ge- 
sellschaft (vgl. FEUSER 1973, 9); und im Jahr 1975 setzt eine „Revision“ der 
Kategorie Behinderung ein (vgl. FEUSER 1975, 462). Die Analyse zeigt, dass 
FEUSER maßgeblich von JANTZENS Behinderungsverständnis beeinflusst 
wurde. Im Jahr 1976 nimmt FEUSER JANTZENS Terminus „soziale Isolation“ 
als Ursachenerklärung für die Entstehung von Behinderung in seine Behinde- 
rungsdefinition auf und verlässt so seinen ursprünglich defektorientierten 
Erklärungsansatz (vgl. FEUSER 1976, 708). FEUSER bezieht sich in seiner 
Dissertation aus dem Jahr 1977 wissenschaftstheoretisch auf die kulturhis- 
torische Schule“ (vgl. FEUSER 1977). Er kommt dadurch zu einem neuen 
Behinderungsverständnis und zu der Annahme, dass der Behinderungsbegriff 
„überflüssig“ sei (vgl. a.a.O„ 129f). 
In den 1980er Jahren vernetzt FEUSER die Kritik an der Kategorie Behin- 
derung mit einer Normalitätskritik. Ausgehend von einer - durch die Aktio- 
nen von FRANZ CHRISTOPH beeinflussten - Normalitätskritik hinterfragt er 
u.a. die gesellschaftliche Vorstellung einer „Anormalität der Behinderten“ 
(vgl. FEUSER 1980, 367 und 1981, 8f). Sein Werk der 1980er Jahre enthält 
ein neues Normalitätskonzept mit neuen Definitionen der Kategorien Integra- 
tion, Normalität sowie Behinderung. So definiert er Behinderung u.a. als ein 
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gesellschaftliches Problem der Unterschreitung von Normalitätstoleranzgren- 
zen (vgl. FEUSER 1982, 57). Nach FEUSER ist die Behinderungskategorie mit 
der Kategorie Normalität interdependent verknüpft: Die Grenzziehung zwi- 
schen Normalität und Behinderung oder anders formuliert die Feststellung 
der Anormalität der Behinderten bedinge deren Ausschluss aus der „allge- 
meinen Pädagogik“. Die mit der Sonderpädagogik verbundene Isolation der 
betroffenen Subjekte von der Aneignung des gesellschaftlichen Erbes bedeu- 
te nicht allein den Ausschluss aus der Einheit der Menschheit, sondern die 
damit eingeschränkten Aneignungsprozesse führten zu Behinderung (vgl. 
ebd.). 
FEUSERS Diskursstrategie zielt dementsprechend auf eine Überwindung 
der bisherigen Behinderungskategorie durch Integration in Praxis und Dis- 
kurs. Beeinflusst durch die positiven Erfahrungen während seiner wissen- 
schaftlichen Forschungstätigkeit in der integrativen Praxis fordert er Mitte 
der 1980er Jahre, Integration als neue Normalität für „a//e“ Kinder zu reali- 
sieren. Er entwickelt dazu eine „kindgemäße basale allgemeine Pädagogik“, 
in der die bisherige „allgemeine Pädagogik“ und die Sonderpädagogik eine 
Synthese bilden (vgl. FEUSER 1987, 8). Damit soll es auf der institutionsbe- 
zogenen Ebene zu einer Aufhebung des bisherigen gegliederten Schulsystems 
durch eine einheitliche integrative Schulform kommen. Er fordert in den 
späten 1980er Jahren, die Leistungsmessung am Durchschnitt zugunsten 
einer Messung der individuellen Lemfortschritte zu ersetzen (vgl. a.a.O„ 9). 
Als Normalitätsmaßstab setzt FEUSER für die Subjekte die individuellen 
Normalitäten, die sich jedoch nur in der Gemeinschaft behinderter und nicht- 
behinderter Menschen entwickeln können. Das soziale Kollektiv, oder nor- 
malismustheoretisch gesprochen das transnormalistisch grenzenlose Normal- 
feld, ist für FEUSER eine Voraussetzung zur Herstellung einer neuen Normali- 
tät, die Behinderung diskursiv aufhebt (vgl. FEUSER 1989, 38). 
In den 1990er Jahren kommt es zu einer Ausweitung der Integrationskate- 
gorie. FEUSER fordert nicht nur, wie in den 1980er Jahren, Integration für 
sämtliche Kinder und Jugendliche im Erziehungs-, Bildungs- und Unter- 
richtssystem zu realisieren, sondern seine Forderung umfasst mm sämtliche 
Lebensbereiche (vgl. FEUSER 1991, 439). Damit wird der Kategorie Integra- 
tion jegliche Grenze genommen. Die Untersuchungsergebnisse zeigen dar- 
über hinaus, dass FEUSER Anfang der 1990er Jahre eine „Revision“ der Be- 
hinderungskategorie - oder anders formuliert der gesellschaftlichen Vorstel- 
lungen von Abweichung und Normalität - fordert (vgl. a.a.O., 425). Wie 
bereits in den 1980er Jahren ist die Kategorie Behinderung auch in dieser 
Zeit mit der Normalitätskategorie vernetzt, sodass auch hier kategoriale Ver- 
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änderungen deutlich auszumachen sind: FEUSER benutzt zum einen den Beg- 
riff gesellschaftliche Normalität“ (vgl. a.a.O., 427) und fuhrt zum anderen 
die „gattungsspezifische Normalität“ (vgl. a.a.O., 431) als Kategorie in den 
Diskurs ein. Er bezeichnet das Subjekt als „System“, das sich durch einen 
gemeinsamen Lernprozess mit anderen „Systemen“ seine Normalität aneig- 
net. Jedes System ist ein gattungsspezifisch normales (vgl. a.a.O„ 433) und 
damit gibt es in diesem Normalitätskonzept keine Normalitätsgrenze und 
somit auch keine Anormalität bzw. Behinderung. Es gehören also zwei ver- 
schiedene Begriffe zu FEUSERs Normalitätskategorie: Der Begriff „gesell- 
schaftliche Normalität“ wird von ihm zur Kritik an generellen und separierten 
Normalitätsvorstellungen der „allgemeinen Pädagogik“ sowie der Heil- und 
Sonderpädagogik benutzt. Der Begriff „gattungsspezifische Normalität“ 
gehört demgegenüber aus normalismustheoretischer Sicht zu FEUSERS trans- 
normalistischem Normalitätskonzept. Er definiert im Jahr 1994 Behinderung 
als „gattungsspezifische Normalität“ und konstituiert damit auch diese Kate- 
gorie ohne Grenze (vgl. FEUSER 1994,158). 
Im Jahr 1995 erfolgt mit der Konzeption der „Allgemeinen Pädagogik“ 
eine inhaltliche Ausgestaltung des Normalitätskonzeptes. Im Sinne der Nor- 
malismustheorie generiert FEUSER ein einheitliches Bildungsnormalfeld, das 
die bisherige Trennung sämtlicher bestehender Normalfelder überwinden soll 
(vgl. FEUSER 1995, 228): FEUSERS neues pädagogisches Konzept zielt lang- 
fristig auf die Überwindung der Kategorie Integration und damit auf die Ü- 
berwindung des bestehenden Praxisnormalfeldes Integration. Diese Forde- 
rung belegt die Interdependenz der Kategorien Integration, Normalität und 
Behinderung: Es geht FEUSER um die Überwindung gesellschaftlicher Behin- 
derungs- und Normalitätskategorien. Diese Kategorien seien nur durch die 
„Allgemeine Pädagogik“ und damit eben nicht durch das bestehende Praxis- 
normalfeld Integration überwindbar. FEUSERs Strategie zielt in Diskurs und 
Praxis darauf ab, auf jedweden statistischen Subjektvergleich zu verzichten, 
um so jegliche Form des Ausschlusses zu vermeiden (vgl. a.a.O., 193). Da- 
durch soll die Kategorie Behinderung zunächst als „gattungsspezifische 
Normalität“ etabliert und gleichzeitig die bisherige Behinderungskategorie 
als Abweichung von gesellschaftlicher Normalität“ im Diskurs überwunden 
werden. Diese Forderung kann nach FEUSER nur durch ein zukünftiges „ein- 
heitliches Erziehungs- und Schulsystem“, das auch eine einheitliche Leh- 
rerausbildung einschließt (vgl. a.a.O., 212), in die Praxis umgesetzt werden. 
Normalismustheoretisch ist festzuhalten, dass die Negation der gesell- 
schaftlichen Normalitätskategorie im Jahr 1985 und die Negation der Behin- 
derungskategorie in den 1990er Jahren miteinander vernetzt sind und beide 
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letztendlich die Forderung nach einer Überwindung der Integrationskategorie 
bedingen. Als langfristige Perspektive enthält FEUSERS Normalitätskonzept 
also die Konstitution eines einzigen, einheitlichen und grenzenlosen Nonnal- 
feldes, das ohne die Kategorien Behinderung sowie Integration konstituiert 
ist. Es basiert also lediglich auf der Kategorie „gattungsspezifische Normali- 
tät“. Zur Herstellung dieser individuellen „gattungsspezifischen Normalität“ 
bedarf es aber unbedingt der als Kollektiv verstandenen Gemeinschaft sämt- 
licher Subjekte. Erst in den jeweiligen kollektiven Gemeinschaften können 
nach FEUSER die Subjekte in einem gemeinsamen Lernprozess ihre Normali- 
tät erwerben. Die Gemeinschaft bzw. das Kollektiv ist also die unabdingbare 
Voraussetzung, um die anvisierte, transnormalistische Normalität herzustel- 
len. 
4 Zusammenfassung 
Es ist abschließend festzuhalten, dass auf der Basis der Normalismustheorie 
eine systematische empirische Analyse der Normalitätskonzepte von EBER- 
WEIN und FEUSER erfolgen konnte. Sie erbrachte als Ergebnis den Nachweis, 
dass Normalität von den 1980er Jahren an bis in den gegenwärtigen integra- 
tionspädagogischen Diskurs hinein eine diskurstragende Kategorie ist, die 
interdependent mit den Kategorien Behinderung und Integration vernetzt ist. 
Die analysierten Normalitätskonzepte zeigen auf eindrucksvolle Weise, dass 
EBERWEIN und FEUSER eine neue, transnormalistische Normalität produzie- 
ren und damit diskursiv die Behinderungskategorie überwinden. 
Behinderung als neue Normalität zu definieren ist aber nicht allein Ziel 
des gegenwärtigen integrationspädagogischen Diskurses, sondern diese trans- 
normalistische Strategie lässt sich auch in anderen Diskursen deutlich ausma- 
chen, wie das folgende Beispiel abschließend zeigt. In einem Monatsmagazin 
der Gewerkschaft IG Metall aus dem Jahr 2002 findet sich unter der Rubrik 
„Betriebsreport“ ein Erfahrungsbericht über die berufliche Integration 
„schwerbehinderter Männer und Frauen“ in eine Tübinger Herstellerfirma für 
Hartmetallwerkzeuge. Der Titel des Artikels fasst die Integrationserfahrun- 
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Katrin Düring und Jutta Schäler 
Vom Schulversuch zum Regelfall - die integrativ- 
kooperativen Schulen in Birkenwerder als eine 
Perspektive für die sonderpädagogische Förderung 
im Land Brandenburg 
Stellen Sie sich einen Ort im Bundesland Brandenburg kurz nach der politi- 
schen Wende vor. Der Ort liegt nördlich von Berlin im Landkreis Oberhavel, 
heißt Birkenwerder und hat vier Schulen: Eine Grundschule mit Klassen von 
1 bis 6, eine Gesamtschule mit Klassen von 7 bis 10 sowie eine Förderschule 
für Körperbehinderte Primarstufe und eine Förderschule für Körperbehinder- 
te Sekundarstufen 1/ II. Wenn Sie heute im Jahr 2003 in diesen Ort fahren, 
werden Sie keine dieser vier Schulen wiederfinden. Was ist geschehen? 
1 Wie man aus einem Problem eine Chance macht 
Die erdrutschartigen Veränderungen wurden durch Entwicklungen auf unter- 
schiedlichen Systemebenen ausgelöst. Im Makrosystem - um mit ALFRED 
SANDER ZU sprechen1 - wurde bereits im ersten Schulreformgesetz des Lan- 
des Brandenburg dem gemeinsamen Unterricht von Blindem und Jugendli- 
chen mit und ohne Behinderungen Vorrang eingeräumt.2 
Abb. 1: Das Ökosystem der integrativ-kooperativen Grundschule und Gesamtschule in Bir- 
kenwerder - Makrosystem 
Makrosystem, z.B. 
• Schulgesetz des Landes Brandenburg: § 29 „vorrangig gemeinsam“ 
• historisch: Aufbruchstimmung nach der Wende 
• demographisch: Einbrüche in den Schülerzahlen 
1 Zum ökosystemischen Ansatz in der Integrationspädagogik siehe SANDER 1991 und HIL- 
DESCHMIDT; SANDER 1999 
2 Vgl. HEYER; PREUSS-LAUSITZ; SCHöLER 1997,15-31 
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Dazu kam mit der politischen Wende eine für deutsche Verhältnisse histo- 
risch wohl einmalige Situation mit einer Aufbruchstimmung, in der wir Vie- 
les für möglich hielten. Die bildungspolitische Entscheidung für den gemein- 
samen Unterricht und der Nachwende-Geburtenknick mit demografischen 
Einbrüchen um bis zu 50 % der Schülerzahlen blieben nicht ohne Folgen für 
die Schulen in Birkenwerder. 
Der Landkreis als Träger beider Förderschulen hatte dies früh erkannt und 
sah sich auf der exosystemischen Ebene vor eine Entscheidung gestellt. 
Abb. 2: Das Ökosystem der integrativ-kooperativen Grundschule und Gesamtschule in Bir- 
kenwerder - Exosystem 
Makrosystem 
Exosystem, z.B. 
• Unterstützung der beiden Schulträger Gemeinde und Landkreis 
• Entscheidungen im Schulamt 
• Unterstützung durch die Schulöffentlichkeit, Kirche. Musikschule. Sportverein,... 
Man diskutierte über Schulschließungen und über die Zusammenlegung mit 
einer Förderschule für Geistigbehinderte. Schulentwicklungsplanerisch war 
allerdings auch ein gemeinsames Konzept mit den beiden allgemeinen Schu- 
len im Ort interessant. Die Schulaufsicht setzte auf ein Modell, das - bil- 
dungspolitisch korrekt - gemeinsame Bildung und Erziehung möglich macht. 
In Birkenwerder gab es viel Zuspruch in der Öffentlichkeit. Der Bürgermeis- 
ter und die Kommunalpolitiker und -Politikerinnen sahen die Chancen zur 
inhaltlichen und baulichen Neugestaltung der alten Grundschule und Gesamt- 
schule. 
Im Mesosystem, also in den Schulen selbst, war ein deutlicher Wunsch 
nach Veränderungen spürbar. Die Aufnahme von einzelnen nichtbehinderten 
Schülerinnen und Schülern in die Klassen der Förderschule Sekundarstufe 1/ 
II hatte erste Erfolge gezeigt. Die Eltern der behinderten Schülerinnen und 
Schüler waren angetan von den neuen Möglichkeiten des gemeinsamen Ler- 
nens und engagierten sich für ein integratives Schulkonzept. Und die Schüle- 
rinnen und Schüler der Klassen 7 bis 13 waren bereit, alles daran zu setzen, 
dass gemeinsamer Unterricht weiterhin möglich sein kann. 
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Abb. 3: Das Ökosystem der integrativ-kooperativen Gnmdschule und Gesamtschule in Bir- 
kenwerder - Mesosystem 
Makrosystem  
  Exosystem  
Mesosystem, z.B. 
• Integrative Prozesse in dem neuen Kollegium: Zusammenwachsen von Förder- 
schule und allgemeiner Schule 
• Bewusstseinsänderungen: Gemeinsame Verantwortung für alle Kinder und Ju- 
gendlichen 
• Steuerung der pädagogischen Schulentwicklung 
• neue Schulleiter   
Sie können sich sicherlich vorstellen, dass mm eine spannungsgeladene 
Zeit begann, in der die verschiedensten Perspektiven diskutiert wurden und 
unterschiedlichste Interessen eine Rolle spielten. In der bewährten Form 
eines „runden Tisches“, der seit der Wende als ostdeutsches Symbol für de- 
mokratischen Dialog gilt, setzten sich dann Lehrerinnen und Lehrer, die 
Schulträger und die Schulaufsicht zusammen. Es kristallisierte sich die Idee 
heraus, aus den vier Schulen zwei neue zu bilden. 
Nachdem das Modell der integrativ-kooperativen Schulen auf dem Papier 
stand, sollten alle vier Schulkonferenzen zustimmen. 
Abb. 4: Das Ökosystem der integrativ-kooperativen Grundschule und Gesamtschule in Bir- 
kenwerder - Mikrosystem 
 Makrosystem  
Exosystem  j 
 Mesosystem  
Mikrosystem, z.B. 
• Das Mädchen, der Junge mit und ohne Behinderungen sowie ihre Familien: 
subjektives Erleben von Verschiedenheit und Stärkung in der individuellen 
Selbstbestimmung 
• Die Lehrerin, der Lehrer: subjektives Erleben veränderter Schulrealität, von 
Lemhindemissen und -ressourcen 
• Stärkung des subjektiven Selbstverständnisses: alle Kinder aus Birkenwerder 
gehen in eine Schule   
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integrativ-kooperative Gesamtschule mit 
gymnasialer Oberstufe sowie sportorien- 
tiertem und bewegungsfördemdem 
Schulprofil 
Damit begann ein komplizierter Aushandlungsprozess, der von mehr oder 
weniger offen ausgesprochenen Interessenkonflikten, von Zeiten der Stagna- 
tion und Momenten des Scheitems und vor allem von dem Wunsch geprägt 
war, diese Krisensituation als einmalige Chance zu nutzen und Schule (im 
Sinne von HARTMUT VON HENTIG) neu zu denken. 
Schulentwicklung braucht allerdings ihre Zeit: Entscheidungs- und Be- 
denkenträger gewinnen, die Kritiker und Zweifler anhören, über das Machba- 
re und Unmögliche diskutieren und den gemeinsamen Konsens herausfinden 
- das hat immerhin mehrere Jahre gebraucht. Im Ergebnis dieses komplizier- 
ten Prozesses standen die Beschlüsse der Schulträger Landkreis Oberhavel 
und Gemeinde Birkenwerder, ihre Schulen zu schließen und eine integrativ- 
kooperative Grundschule von Klasse 1 bis 6 und eine integrativ-kooperative 
Gesamtschule mit gymnasialer Oberstufe von Klasse 7 bis 13 zu errichten. - 
Heute haben alle Kinder in der Gemeinde Birkenwerder die Möglichkeit, die 
gemeinsame Grundschule (die in den beiden Bundesländern Berlin und 
Brandenburg sechs Jahre umfasst) zu besuchen und daran anschließend die 
integrativ-kooperative Gesamtschule bis zur 10. Klasse, daran wiederum 
anschließend ist der Besuch der dreijährigen Oberstufe möglich, wenn die 
Leistungen den Ansprüchen der gymnasialen Oberstufe genügen. - In Bir- 
kenwerder gibt es neben diesem Grund- und Gesamtschulangebot kein Gym- 
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nasium, keine Realschule, keine andere Sonderschule - im Land Branden- 
burg gibt es auch keine Hauptschulen.3 
2 Wie man institutioneile Grenzen auflösen und eine 
Zukunftsperspektive für mehr sonderpädagogische 
Kompetenz in allgemeinen Schulen entwickeln kann 
Sehr bald hatte sich das Ministerium für Bildung, Jugend und Sport unter- 
stützend und steuernd eingebracht. Die Idee einer integrativ-kooperativen 
Schule sollte in Birkenwerder zu einem Bildungsangebot entwickelt werden, 
das für Schülerinnen und Schüler mit Körperbehinderungen überregional zur 
Verfügung steht und gleichzeitig wohnortnahen gemeinsamen Unterricht 
möglich macht. 
Mit dem Schulversuch verfolgt das Land Brandenburg zwei Ziele: 
• Es soll erprobt werden, wie innerschulisch flexibel gemeinsamer und 
kooperativer Unterricht umgesetzt werden kann. Die Frage ist also, wie weit- 
gehend es gelingt, Klassengrenzen aufzulösen und neue Lemgruppen entste- 
hen zu lassen. 
• Mit dem Modell der Schulen in Birkenwerder sollen positive Zukunfts- 
bilder für die Schulentwicklungsplanungen im größtenteils ländlich struktu- 
rierten Raum unseres Bundeslandes vermittelt werden. Es geht also perspek- 
tivisch um nachhaltige Beeinflussung von Schulstrukturen aller Förderschu- 
len und aller Regelschulen. 
Spätestens jetzt sollten wir Ihnen das schulorganisatorische Modell näher 
vorstellen: Der Schulversuch startete 1998 mit den neu einzuschulenden 
Kindern in den Klassen 1 der Grundschule und 7 der Gesamtschule. Es wur- 
den die la und 7a mit ausschließlich schwer körperbehinderten und mehr- 
fachbehinderten Kindern gebildet. Wegen der Auflösung der beiden alten 
Förderschulen für Körperbehinderte gab es für bereits bestehende Klassen 
eine Art ,3estandsschutz“, d.h. die Klassen wurden den jeweils anderen 
Klassenstufen der Grundschule und der Gesamtschule zugeordnet. 
Mit jedem neuen Jahrgang kann nun also in der Grundschule und in der 
Gesamtschule eine Kooperationsklasse oder -gruppe (auch mit weniger als 6 
Schülerinnen und Schülern mit Körperbehinderungen) gebildet werden. Alle 
anderen Klassen der Schule sind grundsätzlich für den gemeinsamen Unter- 
3 Zur Illustration: in der Gemeinde Birkenwerder leben aktuell ca. 6.500 Menschen (Tendenz 
aufgrund der Nähe zu Berlin und anderer wohn- und lebensfreundlicher Faktoren steigend). 
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rieht offen, wobei der bekannte Vorbehalt der personellen und räumlich- 
sächlichen Möglichkeiten gilt. In der Gesamtschule sieht es mittlerweile so 
aus, dass in allen Klassen auch Schülerinnen und Schüler mit sonderpädago- 
gischem Förderbedarf unterrichtet werden. Auf die grundsätzliche Problema- 
tik, vor der Aufnahme eines Kindes in die Grund- oder in die Gesamtschule 
entscheiden zu müssen, ob dieses Kind einen Platz in einer der Integrations- 
klassen oder in der Kooperationsklasse erhält, gehen wir etwas später noch 
ein. 
Im Schulversuch besteht der Anspruch, dass die Klassenleiterinnen und 
Klassenleiter, die Fachlehrerinnen und Fachlehrer sowie die Sonderpädago- 
ginnen und Sonderpädagogen ihre Verantwortung für die Jahrgangsstufe 
gemeinsam wahmehmen. In beiden Schulen sollen veränderte Formen der 
Leistungsbewertung erprobt werden. Der Schultag wurde in der Grundschule 
mit einem flexiblen Anfang und 90minütigen Lernzeiten neu rhythmisiert. Im 
sogenannten Vormittagsband lösen sich die Klassen der Jahrgangsstufe auf 
und die Kinder finden sich wahlweise obligatorisch in Gruppen zum projekt- 
orientierten Arbeiten, zum „Lernen und Üben“ zusammen oder gehen zur 
sonderpädagogischen Förderung, zur Physiotherapie oder zur Psychomotorik. 
Die Gesamtschule wird nach dem Modell einer Ganztagsschule organisiert. 
In Bezug auf die tatsächlich praktizierte gemeinsame Verantwortung aller 
Lehrerinnen und Lehrer für eine Jahrgangsstufe und die Erprobung von For- 
men der Leistungsbewertung, welche stärker als bisher die individuelle Lem- 
entwicklung der Schülerinnen und Schüler berücksichtigt, besteht noch deut- 
licher Entwicklungsbedarf. 
3 Kooperation als Weg und Integration als Ziel 
Nun steht natürlich die Frage im Raum, welchen Sinn die Kooperationsklas- 
sen machen. Wir verstehen die Kooperationsklassen als innerschulischen 
Weg hin zum gemeinsamen Unterricht und als niederschwelliges Angebot für 
integrationsskeptische Eltern, damit sie zunächst eine Entscheidung für die 
allgemeine Schule treffen können. Wir halten es für einen großen Erfolg, 
dass die Auflösung von Förderschulen und die konzeptionelle Neugestaltung 
der allgemeinen Schulen möglich waren. Und wir sehen die Chancen für die 
Kinder und Jugendlichen, die innerhalb der Schule dauerhaft von der Koope- 
rationsklasse in eine Klasse mit gemeinsamem Unterricht wechseln. 
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Die bisherige Grundstruktur mit Kooperationsklassen und Klassen mit 
gemeinsamem Unterricht stellt uns allerdings auch vor einige Herausforde- 
rungen und Probleme. 
Koope- 2 weitere Kl. mit u. 
rations- ohne gemeinsamen 
klassen Unterricht Koope- 3-4 weitere Kl. mit 
rations- gemeinsamem Unter- 
klassen rieht 
Lösungsorientiert würden wir so formulieren: 
• Die Bildung der Kooperationsklasse sollte neu überdacht werden. Die 
Aufnahme in die Kooperationsklassen ist - derzeit leider noch - selektiv, 
denn sie orientiert sich als erstes an den vergleichsweise geringeren Leis- 
tungsmöglichkeiten der Kinder und Jugendlichen. Ein Unterricht, der sich 
konsequent an den Bedürfnissen der Lernenden orientiert, ist nach wie vor 
das wichtigste Entwicklungsziel. 
• Soziale Kontakte werden nach gemeinsamen Kooperationsstunden wie- 
der abgebrochen. Echtes Zugehörigkeitsgefuhl entsteht nur durch dauerhafte 
gemeinsame Kontakte und verbindliche und verlässliche Lemarrangements, 
auf die die Schülerinnen und Schüler Einfluss nehmen können. 
• Dem Grundsatz „Alle sind zunächst Schülerinnen und Schüler einer 
Jahrgangsstufe“ steht der Wunsch nach Klassengemeinschaften und indivi- 
dueller Einflusssphäre gegenüber. Anzahl und Anspruch in der unterrichtli- 
chen Zusammenarbeit sind von der Fähigkeit zur Teamarbeit der Lehrenden 
abhängig. Das pädagogische Management kann noch stärker Verantwortung 
in die Jahrgangsstufen abgeben (Verteilung des Fachunterrichts und der 
Stunden für den gemeinsamen Unterricht,...) und im Rahmen von Personal- 
entwicklung Teamfahigkeit als Schlüsselqualifikation befördern. 
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• Raumprobleme und Zwänge im Personaleinsatz können schnell als Ar- 
gumente gegen kooperativen Unterricht verwandt werden. Für die Planungen 
müssen die konzeptionellen Grundsätze klar und unverrückbar sein. 
• Die Sonderpädagoginnen und -pädagogen stehen einmal mehr vor der 
Aufgabe, ihre professionelle Rolle zu überdenken. Langjährige Erfahrungen 
und eigene Kompetenzen können am besten in synergetischer Zusammenar- 
beit genutzt werden. 
Einige der angesprochenen Probleme werden sich in dem Grundmodell 
von Kooperations- und Integrationsklassen nicht auflösen lassen. So lange 
die Kooperationsklassen - als Sonderklassen ausschließlich für Kinder mit 
Behinderungen - neben den Integrationsklassen oder gar den „Regelklassen“ 
(für Kinder ohne Behinderungen) existieren, besteht die Gefahr, dass sich ein 
falsches Bewusstsein bei allen Beteiligten, auf allen Systemebenen verfestigt, 
man könne unterscheiden zwischen den „integrationsfähigen“ und den nicht 
„integrationsfahigen“ Kindern. 
Auch wir fragen uns oft, wenn wir in einer konkreten Klasse sind, warum 
dieses Kind nicht in seiner Schule am Wohnort unterrichtet wird oder warum 
jenes Kind überwiegend in der Gruppe der Kinder mit Behinderungen lernt 
und nicht in der Parallelklasse. Deshalb ist unser Zukunftsbild für die Weiter- 
entwicklung des Schulversuchs der gemeinsame Unterricht für alle Kinder. 
Abb. 7: Zukunftsbild für die weitere Entwicklung des Schulversuchs 
• Die Kooperationsklassen sind eine Zwischenlösung auf dem Weg hin zum gemeinsamen 
Unterricht. 
• Sie sind eine „Brücke“, über die das Land Brandenburg bei der Auflösung von Förderschu- 
len gehen will. 
• Es braucht eine klare zeitliche Orientierung für die einzelnen Schulen, wie lange Kooperati- 
onsklassen als Zwischenlösung akzeptiert werden und von welchem Schuljahr an wirklich 
alle gemeinsam lernen werden. 
Die Kooperationsklassen verstehen wir als eine Zwischenlösung, die vieles 
an Entwicklungen möglich macht. Pragmatisch gesehen erscheinen die Ko- 
operationsklassen als eine Brücke, über die wir im Land Brandenburg bei der 
Auflösung von Förderschulen in den nächsten Jahren gehen werden. Wir 
wollen keine additive Lösungen, bei der Förderklassen lediglich allgemeinen 
Schulen zugeordnet werden, sondern inhaltliche Konzepte, die zur Verände- 
rung der allgemeinen Schule führen. Und wir wollen als Erfahrung aus dem 
Schulversuch in Birkenwerder vermitteln, dass es eine klare zeitliche Orien- 
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tierung braucht, wie lange Kooperationsklassen als eine Zwischenlösung 
akzeptiert werden und von welchem Schuljahr an wirklich alle gemeinsam 
lernen. 
Die Anmeldezahlen an der Gesamtschule und die Nachfragen zur Grund- 
schule geben uns Recht: Eine integrativ-kooperative Schule kann zu einem 
Erfolgsmodell werden, wenn sich alle gemeinsam für eine Schule einsetzen, 
die an den individuellen Bedürfnissen der Kinder und Jugendlichen orientiert 
ist. Wir nehmen allerdings wahr, dass sich andere Schulen mit dem Verweis 
auf Birkenwerder schneller ihrer Verantwortung entziehen und Eltern mit 
ihrem Wahlverhalten eher Birkenwerder favorisieren als die Auseinanderset- 
zung vor Ort zu führen. Eltern nennen uns immer wieder zwei wichtige 
Gründe für ihre Schulwahl: 
1. das soziale Klima der Schule sowie 
2. ihre Wertschätzung für ein Kollegium, das sich bewusst mit der Quali- 
tät von Unterricht und Schule auseinandersetzt. 
Also dürfte die sonderpädagogische Förderung in allgemeinen Schulen 
auch für Bildungspolitikerinnen und -politiker ein attraktives Modell in der 
Diskussion um Qualität von Schule sein. Für den Schulversuch in Birken- 
werder können wir sagen, dass das pädagogische Innovationspotential des 
gemeinsamen und kooperativen Unterrichts zu einer grundsätzlichen Verän- 
derung von Schulqualität geführt hat und wir längst nicht am Ende der Mög- 
lichkeiten angekommen sind. Schule ist kein Problem-, sondern ein Ressour- 
censystem. Wir verstehen gemeinsamen und kooperativen Unterricht als 
einen Entwicklungsauftrag für die ganze Schule und haben deshalb von An- 
fang an auf einen bewusst gestalteten Prozess pädagogischer Schulentwick- 
lung gesetzt. 
Abb. 8: Königsweg Schulentwicklung 
• Wir verstehen gemeinsamen und kooperativen Unterricht als einen Entwicklungsauftrag 
für die ganze Schule und haben deshalb von Anfang an auf einen bewusst gestalteten 
Prozess pädagogischer Schulentwicklung und deren Evaluation gesetzt.  
• Damit meinen wir vor allem Unterrichtsentwicklung, aber auch Personalentwicklung und 
Organisationsentwicklung ganz im Sinne der „Trias“ pädagogischer Schulentwicklung 
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4 Warum wir pädagogische Schulentwicklung für den 
Königsweg halten 
Lange Zeit gab es in den Konferenzen eine klare Sitzordnung: Auf der einen 
Seite saßen die Lehrerinnen und Lehrer der alten Förderschule zusammen 
und auf der anderen Seite die Lehrerinnen der Grundschule bzw. Gesamt- 
schule. Vorurteile und Ängste zwischen Förderschule und allgemeiner Schule 
wurden im wahrsten Sinne des Wortes sichtbar. Zusammengebracht haben 
beide „Fraktionen“ die konkrete Zusammenarbeit und die Chance, voneinan- 
der zu lernen. Erst mit der konkreten Erfahrung, wie gewinnbringend die 
Zusammenarbeit sein kann, löste sich das Denken in Kategorien wie „unsere 
Kinder - eure Kinder“ auf. 
Veränderungen im Denken wurden möglich, weil wir von Anfang an auf 
Dialog setzten. Das Ergebnis von manchmal nicht ganz einfachen Rollen- 
und Kompetenzklärungsprozessen drückt sich z.B. in den gemeinsamen Leit- 
bildern der Kollegien aus. 
Abb. 9: Felder der Veränderung 
Damit ist noch längst nicht alles gut und zur Zufriedenheit gelöst, aber mit 
einem bewussten Prozess von pädagogischer Schulentwicklung, d.h. 
• mit Gruppen, die themenbezogen arbeiten und Prozesse steuern, und 
• mit regelmäßiger Rückversicherung über interne und externe Evaluation 
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ist es zu schaffen, dass aus Lehrerkollegien Lernkollegien werden. Das Herz- 
stück von Schulentwicklung ist die Unterrichtsentwicklung. 
5 Vom Schulversuch zum Regelfall 
Damit wären wir also wieder beim Makro-System: die brandenburgische 
Bildungspolitik steuert klar weiter in Richtung wohnortnaher gemeinsamer 
Unterricht. Die verschiedenen Projekte sind im einzelnen im Länderbericht 
nachzulesen4. Hervorheben wollen wir allerdings das Modell der flexiblen 
Eingangsstufe (FLEX)5, in dem ab dem Schuljahr 2003/04 ca. 100 Grund- 
schulen arbeiten. Schülerinnen und Schüler im Bereich der Förderschwer- 
punkte Lernen, Sprache und Verhalten sollen in den Grundschulen gefordert 
werden. 
Die Einrichtung von FLEX-Klassen für die Jahrgangsstufen 1 bis 3 der 
Grundschule ist dafür ein richtiger Ansatz. HANS WOCKEN hat ganz im Sinne 
des FLEX-Konzeptes darauf hingewiesen, dass man Lembehinderungen 
nicht am ersten Schultag erkennt. Die Lernzeiten von Kindern können mit 
flexibler Verweildauer individueller gestaltet werden. Das heißt, dass Kinder 
nach ein, zwei oder drei Schuljahren den Anfangsunterricht der Grundschule 
abgeschlossen haben können und in die Klassenstufe 3 wechseln. Alle Kinder 
des Schulbezirkes werden gemeinsam in die Schule aufgenommen. Förder- 
diagnostik findet in der Grundschule statt und Aussonderung ist ausgeschlos- 
sen. Dass das Auswirkungen auf die Klassenstufen 1 bis 3 der Allgemeinen 
Förderschulen hat, liegt auf der Hand. 
Die Chancen für die Modellwirkung des Schulversuchs in Birkenwerder 
sind gut. Bei zurückgehenden Schülerzahlen und einem größtenteils ländlich 
strukturierten Raum stellt sich unweigerlich die Frage nach der Perspektive 
von Förderschulen. Gegenwärtig wird im Ministerium für Bildung daran 
gearbeitet, Verbindungen zwischen Schulen herzustellen, die in ähnlichen 
Ausgangssituationen sind wie ehemals die Schulen in Birkenwerder. Die 
Versuchsschulen werden zukünftig zu Modellschulen in einem Netzwerk 
integrativ-kooperativer Schulen im Land Brandenburg. 
4 http://www2.uibk.ac.at/bidok/library/itagung/obenaus-laenderbericht_03.htm oder: OSENAUS, 
HARALD & DüRJNG, KATRIN: Länderbericht Brandenburg. In: Gemeinsam leben 11(2003) 3, 
125-128 (Anmerkung der Hrsg.) 
5 Vgl. zu den pädagogischen Standards im Schulversuch FLEX unter www.plib.brandenburg.de 
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6 Aufgaben der wissenschaftlichen Begleitung 
Wir haben Dinen das Modell und die Ziele der integrativ-kooperativen Schu- 
len in Brandenburg vorgestellt und sind bisher nicht auf die Inhalte und die 
Methoden der wissenschaftlichen Begleitung eingegangen. - Dazu an dieser 
Stelle nur wenige Hinweise; ausführlicher werden diese vorgestellt, wenn wir 
in zwei oder drei Jahren etwas weiter sind; der Schulversuch ist bis zum 
Schuljahr 2004/ 05 befristet. 
Ich, JUTTA SCHÜLER, habe bisher meine wesentliche Aufgabe darin gese- 
hen, als „Begleitforscherin“ bei der Weiterentwicklung dieser beiden Schulen 
auf allen angesprochenen Systemebenen in zahlreichen Gesprächen die täg- 
lich vor Ort Handelnden zu beraten und zu unterstützen, d.h. die zuständige 
Schulrätin, die Schulleiter, die Lehrerinnen und Lehrer, die Pädagogischen 
Unterrichtshilfen und die Schülerinnen und Schüler - sowie gemeinsam mit 
KATRIN DüRING über die weitere Konzeptentwicklung und die Lösung aktu- 
eller Konflikte zu beraten. 
Meine Aufgabe als Schulversuchsleiterin (KATRIN DüRING) ist es, die 
Kommunikation zwischen allen Beteiligten und den Auftraggebern des 
Schulversuchs zu befördern, dafür Sorge zu tragen, dass der Qualitätsan- 
spruch „Schulversuch“ eingelöst wird und dass die Geschäfte des Projektes 
am Laufen gehalten werden. Ich unterstütze im Besonderem Prozesse päda- 
gogischer Schulentwicklung, denn „Schule für alle“ zu sein impliziert genau 
genommen einen hohen Anspruch an Schule als „lernende Organisation“. 
Daneben haben wir weitere Kolleginnen und Kollegen für wissenschaftli- 
che Evaluationen und Fortbildung der Lehrerinnen und Lehrer hinzugezogen: 
• PETRA GEHRMANN z.B. vom Institut für Rehabilitationswissenschaften 
der Universität Dortmund mit dem Schwerpunkt „Werteverständnis und 
Lehrerhandeln im gemeinsamen und kooperativen Unterricht“.6 
• CLAUS BüHREN vom Institut für Schulentwicklungsforschung der Uni 
Dortmund zum Thema „Steuergruppenarbeit, Leitbildentwicklung und schul- 
inteme Evaluation“.7 
Auf der Basis von Werkverträgen sind etliche Teilfragen durch Interviews 
mit Eltern, Lehrerinnen und Lehrern sowie Schülerinnen und Schülern erho- 
ben worden. Hierzu liegen bisher drei ausführliche Zwischenberichte vor. 
6 PETRA GEHRMANN hat mit den Lehrerinnen und Lehrern der Grund- und der Gesamtschule 
Gruppendiskussionsverfahren durchgeführt und ausgewertet (vgl. GEHRMANN 2001). 
7 CLAUS BüHREN berät die Steuergruppen und Evaluationsgruppen beider Schulen mit Akzep- 
tanz und Erfolg bei der Gestaltung des Prozesses pädagogischer Schulentwicklung. 
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Es ist unser Ziel, dass in der kleinen Stadt Birkenwerder bei Berlin in 
absehbarer Zeit eine gesellschaftliche Realität Wirklichkeit wird, die ALFRED 
SANDER Anfang der 80er Jahre in Volterra kennengelemt hat8: Jedes Kind hat 
das Recht, in der Sicherheit seines Kind-Umfeld-Systems gemeinsam mit 
allen anderen Kindern des Wohnortes den Kindergarten, die gemeinsame 
Grundschule und die gemeinsame Gesamtschule zu besuchen, und es hat 
auch die Sicherheit, nach der Schulzeit einen anerkannten Platz im Arbeits-, 
Wohn- und Freizeitbereich zu finden. - Von diesem gesellschaftlichen Ziel 
sind wir in Deutschland noch weit entfernt; andererseits müssen wir auch 
nicht mehr unbedingt nach Italien reisen, um uns selber Mut zu machen, dass 
wir trotz aller Hindernisse und Erschwernisse auf dem richtigen Weg sind. 
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Ines Boban & Andreas Hinz 
Gute Schulen und der Index für Inklusion 
„Inclusion will succeed to the extent that it links itself with other ongoing restructuring efforts: 
with the detracking movement, authentic assessment, site-based management, and so on. 
Restructuring means looking at not just what kind of classrooms we want, 
but what kind of world we want, and how we prepare children 
to be members of that broader community" 
(SAPON-SHEVIN in O'NEILL 1994-1995,11). 
Auf einer Tagung in Manchester lernten wir im Sommer 2000 den Index for 
Inclusion kennen, ein Selbstevaluationsmaterial für Schulen, die den An- 
spruch haben, eine Schule für alle Kinder zu sein. Und wir hörten - und 
staunten darüber -, dass diese Materialsammlung, die alle an der Schulge- 
meinschaft Beteiligten in den Evaluationsprozess einbezieht, bereits in vielen 
Ländern zum Einsatz kommt: Mittlerweile gibt es den Index for Inclusion 
auch auf Ungarisch, Rumänisch, Urdu und Hindi. Wir erwarben die Rechte 
für den deutschsprachigen Raum und machten uns an die Übersetzung und 
die Adaption des Textes, unterstützt durch Studierende der Universität Halle 
und kommentiert durch kritische Leserinnen in Deutschland, Österreich und 
der Schweiz (vgl. BOOTH & AlNSCOW 2002, zum Konzept vgl. BOBAN & 
HINZ 2003). 
1 Inhaltliche Dimensionen des Index 
Der Index für Inklusion beinhaltet drei Dimensionen: 
„Dimension A - Inklusive Kulturen schaffen“: Es geht um den Aufbau 
einer sicheren, akzeptierenden, zusammenarbeitenden und anregenden 
Gemeinschaft, in der jede(r) geschätzt wird, so dass alle Schülerinnen und 
Mitarbeiterinnen ihre individuell bestmöglichen Leistungen erzielen können; 
Entwicklung dieser inklusiven Werte, die im ganzen Kollegium, von den 
Schülerinnen, Mitgliedern der schulischen Gremien und Eltern geteilt und 
allen neuen Mitgliedern der Schule vermittelt werden; diese Werte sind 
leitend für Entscheidungen über Strukturen und Alltagspraktiken, so dass das 
Lernen für alle durch einen kontinuierlichen Prozess der Schulentwicklung 
unterstützt wird; getragen von dem Vertrauen in die Entwicklungskräfte aller 
Beteiligter und dem Wunsch, niemanden je zu beschämen. 
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„Dimension B - Inklusive Strukturen etablieren“: Inklusion als zentraler 
Aspekt sichert Schulentwicklung ab und durchdringt alle Strukturen, so dass 
sie das Lernen und die Partizipationsmöglichkeiten aller Schülerinnen 
erhöhen; Unterstützung der Aktivitäten, die zur Fähigkeit einer Schule 
beitragen, auf die Vielfalt der Schülerinnen einzugehen; alle Arten der 
Unterstützung werden in diesen einen Bezugsrahmen gebracht und von der 
Perspektive der Schülerinnen und ihrer Entwicklung aus betrachtet - nicht 
von den Verwaltungsstrukturen einer Schule oder eines Schulamtes aus. 
„Dimension c - Inklusive Praktiken entwickeln“: Gestaltung der 
jeweiligen Praktiken so, dass sie die inklusiven Kulturen und Strukturen der 
Schule wiederspiegeln; Sicherstellung, dass Aktivitäten innerhalb und 
außerhalb des Klassenraumes die Partizipation aller Schülerinnen anregen 
und ihre Stärken, ihre Talente, ihr Wissen und ihre außerschulischen 
Erfahrungen einbeziehen; statt die meisten Schülerinnen zu unterrichten und 
wenige individuell zu unterstützen, werden Lernprozesse so arrangiert, dass 
sie Lern- und Partizipationsbarrieren überwinden helfen und so für alle 
gemeinsames Lernen an gemeinsamen Lemgegenständen ermöglicht wird; 
Mobilisierung von Ressourcen innerhalb der Schule und in der örtlichen 
Gemeinde, um ein solches aktives Lernen für alle zu fordern. 
Jede der Dimensionen gliedert sich in zwei Abschnitte, zu denen es je ca. 
zwölf Indikatoren gibt, die wiederum über eine ganze Reihe von Fragen 
ausdifferenziert werden. So ergibt sich ein Raster von Aspekten, das eine 
detaillierte Karte der Schule ergibt und Ansatzpunkte für die Entwicklung 
nächster Schritte bieten kann. Als Anregung sind Fragebögen für Grund- und 
Sekundarstufenschülerinnen, Eltern und Kolleginnen enthalten. 
2 Der Index und die gute Schule 
Hier möchten wir aufzeigen, welchem gedanklichen Rahmen und (Zeit-) 
Geist dieser Index entspringt und entspricht. Der Index für Inklusion unter- 
stützt Schulen darin, alle Kinder, Jugendlichen und Eltern in der Schulge- 
meinschaft willkommen zu heißen und für deren bestmögliche Entfaltung 
(Mit-)Sorge zu tragen, um so das Prädikat „gute Schule“ zu verdienen. 
PREUSS-LAUSITZ (2001, 47) nennt in Anlehnung an FEND (1998) für gute 
Schulen folgende neun Merkmale: 
„1. Gute Schulen stellen guten Unterricht in den Mittelpunkt. 
2. Gute Schulen lassen Vielfalt in den Lemvoraussetzungen und Leminteressen zu (auch im 
Sinne zieldifferenter Integration). 
3. Gute Schulen öffnen sich zur Gemeinde, zur lokalen Kultur, zu den Vereinen usw. 
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4. Gute Schulen erörtern schulöffentlich regelmäßig, was gelernt wird, wie gelernt wird und 
wie welche Leistungen gemessen werden. 
5. Gute Schulen foimulieren klare Erwartungen an die Schüler und schaffen ein Wir-Gefuhl 
der Schulgemeinde. 
6. Gute Schulen sind selbstreflektiv, sie überprüfen ihr Profil, ihre Ziele und ihre Methoden 
ständig selbst. 
7. Gute Schulen haben ein eigenes Konzept für Fortbildung für das gesamte Schulpersonal. 
8. Gute Schulen beziehen Eltern aktiv ein. 
9. Gute Schulen vermitteln ein Gefühl der Sicherheit und Klarheit der gemeinsam verabrede- 
ten Regeln.“ 
Hiermit steht der Index für Inklusion in hohem Maß in Übereinstimmung: 
1. Er stellt guten Unterricht in den Mittelpunkt der Evaluation bzw. er regt 
Schulen dazu an, die eigene Unterrichtspraxis kritisch zu reflektieren und 
Qualitätskriterien hierfür so zu formulieren, dass alle Beteiligten die Maßstä- 
be für guten Unterricht an der eigenen Schule bestimmen können. 
2. Der Index sieht die Vielfalt in Lemvoraussetzungen und -interessen als 
inspirierende Grundvoraussetzung für das individuelle Wachsen in und an 
der Gemeinschaft, selbstverständlich mit zieldifferentem Unterricht. 
3. Der Index sorgt für eine Selbstbefragung von Schulen nach ihren Kon- 
takten zur Gemeinde, zur lokalen Kultur, zu den Vereinen usw. und bekräf- 
tigt sie, mehr Öffhungs- und Kooperationsmöglichkeiten zu suchen. 
4. Der Index hilft Schulen dabei, schulöffentlich zu erörtern, was gelernt 
wird, wie gelernt wird und wie welche Leistungen gemessen werden. 
5. Der Index inspiriert alle an diesem Reflexionsprozess Beteiligten, klare 
Erwartungen an die Schülerinnen, aber auch an die Pädagoglnnen und die 
Elternschaft zu formulieren, und kann so dazu beitragen, ein Wir-Gefühl der 
Schulgemeinde zu schaffen. 
6. Der Index unterstützt Schulen darin, selbstreflexiv zu sein, ihr Profil, 
ihre Ziele und ihre Methoden - auch kontinuierlich - zu überprüfen. 
7. Der Index kann so einerseits dazu führen, ein eigenes Konzept für Fort- 
bildung für das gesamte Schulpersonal zu entwickeln und er besitzt anderer- 
seits bereits selbst fortbildenden Charakter. 
8. Der Index bezieht explizit Eltern und die Schülerschaft sowie „kritische 
Freunde“ der Schule aus dem Umfeld in diesen Reflexionsprozess ein. 
9. Schließlich kann der durchlaufene Prozess zu einem Gefühl der Sicher- 
heit und Klarheit der gemeinsam verabredeten Regeln, aber auch zu gemein- 
sam entwickelten Visionen, Zielen und Zukunftsperspektiven der Schulge- 
meinschaft führen. 
Damit ist der Index für Inklusion ein Mittel der Qualitätsentwicklung in 
solchen Schulen, die den Anspruch der Integration aller Schülerinnen, Eltern 
und Pädagoglnnen in ihren Schulentwicklungsprozess als Ausdruck eines 
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demokratischen Mikrokosmos realisieren möchten - und er intendiert 
zugleich die Weiterentwicklung zur Inklusion (vgl. HINZ 2002 und in diesem 
Band). Er bietet - über viele Modelle der guten Schule hinaus - eine inhaltli- 
che, zielorientierte Systematik an, die die Qualitätskriterien der guten Schule 
operationalisiert; so unterstützt der Index Schulen bei ihrer Aufgabe der in- 
ternen Diskussion um Schritte ihrer Weiterentwicklung und erleichtert die 
Aufgabe gleichzeitig. 
3 Gute Schule und demokratische Gesellschaft 
Bei der Auseinandersetzung mit der Frage nach dem Bezug zwischen Schule 
und zukünftiger Gesellschaft betonen LIPSKY & GARTNER: 
„Schooling in a democracy must be more than mere preparation for a fixed or forecasted future, 
. Schooling must play a role in shaping that future, a future that is only in part economic“ 
(1999,251). 
Schulemachen bedeutet also in Demokratien mehr als eine Vorbereitung auf 
eine absehbare Zukunft, nämlich selbst gestaltend mitzuwirken an einer ge- 
meinsam zu entwerfenden Zukunft, die nur in Teilen unter ökonomischen 
Aspekten zu sehen ist. In diesem Sinne ist der Index für Inklusion als aktiver, 
auf Konsens angelegter demokratischer Prozess zu sehen, der bewusstseins- 
bildend und strukturbeeinflussend zugleich wirken kann. Um gesellschaftli- 
che Bedarfe an Schule zu verdeutlichen, stellen LIPSKY & GARTNER die Cha- 
rakteristika der Epochen des Industrie- und des Informationszeitalters gegen- 
über (vgl. Tab. 1). 
Tab. 1: Characteristics of Education in the Industrial and Information Ages 
Characteristics Industrial Age Information Age 
Pedagogy Knowledge transmission Knowledge building 
Prime mode of learning Individual Collaborative 
Educational goals Conceptual grasp for the few; 
basic skills for the many 
Conceptual grasp and intentional 
knowledge building for all 
Nature of diversity Inherent, categorical Transactional, historical 
Dealing with diversity Selection of elites, 
basics for broad population 
Developmental model of lifelong 
learning for broad population 
Anticipated workplaces Factory, vertical bureaucracies Collaborative learning organiza- 
tions 
(LIPSKY & GARTNER 1999,251, nach KEATING 1996) 
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Pädagogik im Industriezeitalter ist auf Wissensvermittlung angelegt, wäh- 
rend sie im Informationszeitalter der Auf- und Ausbaufähigkeit von Wissen 
dienen soll. Der bevorzugte Lemmodus ist im ersten individuelles Lernen, im 
zweiten gemeinsames Lernen in Kooperation. Erziehungsziele des Industrie- 
zeitalters sind besondere Förderung für Wenige und lediglich basale Fertig- 
keiten für die Masse. Im Informationszeitalter dagegen gilt es, allen je beson- 
dere Förderung und intentionales Aufbauen von Wissen zu ermöglichen. Das 
Faktum der Verschiedenheit wird in der ersten Epoche als notwendige Kate- 
gorisierungsdimension für die Allokationsfunktion - die Zuweisung späterer 
gesellschaftlicher Positionen - in Industriegesellschaften hingenommen, nun 
aber als Heterogenität angesehen, die aus historischen und gesellschaftlichen 
Entwicklungen heraus definierbar und damit veränderbar ist. So ist der Auf- 
trag der Industriegesellschaft an ihr Bildungssystem, mit der Heterogenität 
der Schülerschaft so umzugehen, dass eine Elite herausgefiltert und selektiv 
erhalten wird und allen Übrigen lediglich Basisfahigkeiten ermöglicht wer- 
den sollen, während die Gesellschaft des Informationszeitalters auf ein Ent- 
wicklungsmodell des lebenslangen Lernens all ihrer Mitglieder setzt. Vorge- 
sehene Arbeitsplätze der Industriegesellschaft liegen für den Großteil der 
Auszubildenden innerhalb der Fabrikarbeit und hierarchischer Bürokratie. 
Um teamstrukturierte, kollaborativ lernende Organisationen geht es hingegen 
in der Informationsgesellschaft. 
Gesellschaften, Bildungspolitikerinnen, aber auch eine jede - gute - Schu- 
le haben die Aufgabe zu klären und sich zu entscheiden, im Sinne welchen 
Zeitalters sie ihren gesellschaftlichen Auftrag sehen und mit welchen Zielen, 
Konzepten, Methoden und Aktivitäten sie sich wie auf welchen Weg machen. 
Der Direktor der schwedischen Schulbehörde MATS EKHOLM kommentiert in 
einem Film über die PISA-Sieger seine Wahrnehmung deutscher Schulwirk- 
lichkeit: 
,Jn Deutschland sehe ich den Befehl führenden Lehrer. Da bin ich erstaunt. Wie versucht man in 
Deutschland die Zukunft vorzubereiten? Ja, ich sehe, dass man in Deutschland mehr für eine alte 
Zeit arbeitet mit seiner Schule. Aber das waren meine schwedischen Augen“ (KAHL 2002). 
Wie MARA SAPON-SHEVIN im Zitat am Anfang dieses Beitrags betont, 
wird Inklusion 
„erfolgreich sein in dem Maße, wie sie verbunden ist mit anderen Anstrengungen für Verände- 
rungen: mit der Dekategorisierungsbewegung, Leistungsbewertung durch Portfolios und Präsen- 
tationen, autonomer Schule usw. Umstrukturierung bedeutet nicht nur, darauf zu achten, welche 
Art Klassengemeinschaften wir uns wünschen, sondern welche Art von Welt wir uns wünschen 
und wie wir Kinder darauf vorbereiten wollen, Mitglieder dieser großen Gemeinschaft zu sein“ 
(O'NEILL 1994-1995,11). 
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„Das englische Wortspiel mit Efficiency und Efficacy, also mit Effizienz und Wirksamkeit, 
signalisiert, was die Stunde geschlagen hat. Das Ideal des Industriezeitalters, demnach Menschen 
effizient wie Maschinen zu funktionieren hatten, wird der Wissensgesellschaft nicht den Weg 
weisen. Jeder muss etwas wollen und Ideen haben, um wirksam zu werden. Positive Selbstbilder 
liefern den Urstrom dafür. Selbstverwirklichung und Weltverwirklichung werden sich künftig 
immer mehr bedingen. Demokratie und Leistung haben eine Schnittstelle: selbstbewusste Men- 
schen“ (KAHL 2003a, 37). 
Kritisch bleibt allerdings bei aller positiven Veränderung vom Industrie- 
zum Informationszeitalter zu hinterffagen, ob denn die benannten Chancen 
tatsächlich für alle Mitglieder der Informationsgesellschaft in dieser pädago- 
gisch gewünschten Weise bestehen und wie es mit dem Anteil der heran- 
wachsenden Bevölkerung steht, der in Situationen sozialer Benachteiligung 
aufwächst und dessen Perspektive eher auf Leben ohne Arbeit und mit nied- 
rigem Finanzvolumen zuzulaufen scheint. 
Wie auch immer - mit seinem Vorgehen wie mit seiner konzeptionellen 
Rahmung ist der Index für Inklusion ein Instrument, in lernenden Gemein- 
schaften des Informationszeitalters solche Visionen zu entwickeln und kon- 
krete Schritte dafür zu planen. Schulen, die sich weiterhin dem Industriezeit- 
alter verpflichtet sehen, werden sich dagegen mit dem im Index vorgeschla- 
genen Vorgehen und den zu reflektierenden Qualitätsmerkmalen schwer tun 
oder gar nichts damit anfangen können. 
4 Gute Schule in guten Schulsystemen 
hi Deutschland kommt es nun dringlichst darauf an, das - der Ständezeit 
entstammende - Schulsystem aus seiner Selektionssackgasse, wie sie seit 
PISA hinreichend dramatisch belegt ist, herauszuführen: „Das dreigliedrige 
Schulsystem macht es zu einfach, Verantwortung abzuschieben“, konstatiert 
PISA-Koordinator ANDREAS SCHLEICHER (zit. in Eis SELB, 2003, 66) und 
lässt dabei noch die Abschiebepraxis in das vierte Glied, den Sonderschulbe- 
reich, außer Acht. Es fehle eine klare Vorstellung davon, wie das deutsche 
Schulsystem in zwanzig Jahren aussehen solle, aber „ohne diese Vision bleibt 
alles andere Stückwerk“ (ebd.). Auch im Zuge dieses Diskussionsprozesses 
liefert der Index für Inklusion einen Orientierungsrahmen. 
Dass die Probleme der deutschen Schülerschaft mit Schule erst mit ihrer 
systematischen Aufteilung und dem Übergang in unterschiedliche „Qualitäts- 
stufen“ so richtig beginnen, zeigen die relativ guten Befunde bei Leistungs- 
messungen in der Grundschule (bei IGLU) im Vergleich zu den schlechten in 
der Sekundarstufe (bei TDVfSS und PISA). Deshalb analysiert REINHARD 
KAHL (2003b, 57 f.): 
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,Jn den Schulen kaum eines anderen Landes ist die Anerkennung von unterschiedlichen Persön- 
lichkeiten so wenig selbstverständlich wie in Deutschland. Die Aufteilung in Hauptschule, 
Realschule und Gymnasium entlässt den Lehrer aus der Verantwortung, sich um schwierige und 
eigensinnige Schüler zu kümmern. Kommt es zu Problemen, stellt der Lehrer nicht den Unter- 
richt in Frage, sondern die Schüler. Und diese werden bei schlechten Leistungen vom Gymnasi- 
um in die Realschule und von dort in die Hauptschule exportiert, wo manche Pädagogen davon 
überzeugt sind, eigentlich Sonderschüler vor sich zu haben. Die falschen Schüler in der Klasse 
zu wähnen, ist geradezu eine Obsession deutscher Lehrer.“ 
Und er zitiert zur Bekräftigung JÜRGEN BAUMERT mit der Aussage, wonach 
es in keinem anderen Land so homogene Lemgruppen gebe und zugleich von 
Pädagoglnnen so viel über die Heterogenität ihrer Lemgruppe geklagt würde 
(zit. ebd.). 
Zwar resümiert KAHL (2003b, 61), dass der Leistungsstand der Schülerin- 
nen „nicht vorrangig von der Klassengröße oder der Systemfrage Gesamt- 
schule oder Gymnasium abhängig“ und dass „das Klima, der Geist, ja der 
Eigensinn der jeweiligen Schule“ viel wichtiger sei. Jedoch sind es Schüler- 
innen einer Gesamtschule, die auf internationalem Niveau mithalten können: 
die der Laborschule in Bielefeld, mit Gemeinsamem Unterricht. 
5 Gute Schule und gute Lehrerinnen 
Aber auch ohne obigen soziologischen Überbau und ohne die Klärung der 
Systemfrage gibt es Anlass genug, Schulen - zumal Grund- und Gesamtschu- 
len - dazu zu ermutigen, sich auf den inklusiven Weg zu machen und alle 
Kinder in ihrem Einzugsbereich als Schülerinnen ihrer Schulgemeinschaft 
willkommen zu heißen und als Teil dieser Gemeinschaft Wert zu schätzen. 
Dass die notwendigen Qualifikationen eigentlich vorhanden sind, verdeut- 
licht GlANGRECO: „Teachers who successfiilly teach students without disabi- 
lities have the skills to successfully teach students with disabilities“ (1996, 
56) - Lehrerinnen, die erfolgreich Schülerinnen ohne Behinderungen unter- 
richten, haben alle Fähigkeiten, Schülerinnen mit Behinderungen erfolgreich 
zu unterrichten. Die Kriterien für erfolgreiches Unterrichten erschließen sich 
aus den folgenden zehn Strategien für Schulpädagoglnnen: 
„1. Get a little help from your friends. 
2. Welcome the student in your classroom. 
3 . Be the teacher of all students. 
4. Make sure everyone belongs to the classroom community. 
5. Clarify shared expectations with team members. 
6. Adapt activities to the student's needs. 
7. Provide active and participatory learning experiences. 
8. Adapt classroom arrangements, materials, and strategies. 
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9. Make sure support services help. 
10. Evaluate your teaching“ (GIANGRECO 1996, zit. in: LIPSKY & GARTNER 1999,137). 
GIANGRECO empfiehlt also, sich Hilfe von Freunden zu holen; alle Schü- 
lerinnen im eigenen Klassenraum zu begrüßen; bewusst Lehrerin aller Schü- 
lerinnen zu sein; sicherzustellen, dass alle zur Klassengemeinschaft gehören; 
mit allen Teammitgliedem Erwartungen zu klären; Aktivitäten an die Be- 
dürfnisse der Schülerinnen zu adaptieren; aktive und partizipative gemeinsa- 
me Lemerfahrungen zu ermöglichen; Klassenraumgestaltung, Materialien 
und Strategien der Lemgruppe anzupassen; sicherzustellen, dass Assistenz- 
dienste helfen; und schließlich den eigenen Unterricht zu evaluieren. Der 
Index bietet an, dies - zumal in Hinblick auf alle voranstehenden Empfeh- 
lungen - gemeinsam mit Schülerinnen, Eltern, Kolleginnen und weiterem 
Personal zu leisten - stets eingebunden in den Gesamtprozess einer 
Schul(konzept)entwicklung mit einer Verortung in einer Gesamtperspektive. 
Gleichzeitig bleibt richtig, was GINOTT (1972; zit. in LIPSKY & GARTNER 
1999) beschreibt - und worin weiterhin ein großes Potential für Probleme 
wie für Chancen im Mikrokosmos eines jeden Klassenraumlebens liegt, rela- 
tiv unabhängig vom „Mesokosmos“ seiner Schule und gar vom Makrokos- 
mos des jeweiligen gesellschaftlichen Kontextes: 
,J've come to a frightening conclusion that I am the decisive element in the classroom. It is 
my personal approach that creates the climate. It is my daily mood that makes the weather. As a 
teacher, I possess a tremendous power to make a child's life miserable or joyous. I can be a tool 
of torture or an instrument of inspiration. I can humiliate or heal. In all situations, it is my res- 
ponse that decides whether a crisis will be escalated or de-escalated, and a student humanized or 
de-humanized.“ - Also: „Ich bin zu dem beängstigenden Ergebnis gekommen, dass ich das 
bestimmende Element im Klassenraum bin. Es ist mein persönlicher Zugang, der das Klima 
bestimmt. Es ist meine tägliche Stimmung, die das Wetter macht. Als Lehrer besitze ich eine 
enorme Macht, das Leben eines Kindes elend oder freudvoll zu machen. Ich kann ein Werkzeug 
des Schmerzes oder ein Instrument der Anregung sein. Ich kann demütigen oder heilen. In allen 
Situationen hängt es von meiner Reaktion ab, ob eine Krise eskaliert oder deeskaliert und ein 
Schüler gebildeter oder ungebildeter wird.“ 
Die PISA-Ergebnisse lassen gerade in Deutschland nachfragen, warum 
hier „Demütigung“, „Beschämung“, „Erpressung“,,Misstrauensverhältnisse“ 
und „Feindschaft“ (KAHL 2003b, 52f.) offenbar vertraute Erziehungsmittel 
sind. Um so notwendiger erscheint uns die Offensive zur Klima- und Hal- 
tungsveränderung in deutschen Schulen, die der Index nahe legt und zu initi- 
ieren in der Lage sein kann. 
„Ein guter Lehrer begreift jedes Kind als eigenen Schatz, mit dem er sehr 
sorgsam umgeht“, wird der Göttinger Neurobiologe GERALD HÜTHER von 
INGRID EISSELE im , STERN’ (2003, 62) zitiert, damit gelänge, was als Kö- 
nigsweg für das Lernen gelten kann: „Kinder lernen über Beziehung, durch 
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Bindung an andere Menschen.“ Es sei „fast egal, was der Lehrer macht, 
Hauptsache, ,er ist selbst mit Begeisterung dabei’ und stimuliert die angebo- 
rene Lust der Kinder auf Weltentdeckung“ (ebd.). Hier wird NEIL POSTMAN 
(1995) bestätigt, der ja behauptet, dass die Unterrichtsmethoden sekundär 
sind, wenn wir nur wissen, welche Werte und Grundorientierungen wir denn 
insgesamt leben und anstreben wollen. Wie Pädagoglnnen zu positiven sinn- 
und orientierungsanregenden Lemfaktoren ihrer Schülerschaft werden und 
solche bleiben können, hilft der Index für Inklusion in den Blick zu nehmen. 
6 Gute Schule und gute Schulleitung 
Zentrale Bedeutung im Prozess der Schulentwicklung hat natürlich die Schul- 
leitung, so findet sich bei LIPSKY & GARTNER auch eine Zusammenstellung 
von 16 Möglichkeiten, wie diese insbesondere den Weg zur Inklusion unter- 
stützen kann und sollte: 
1. „Organize a team of parents and staff members, including yourself, to help plan inclusive 
school strategies and practices. 
2. Make sure teachers, paraprofessionals, substitute teachers, related services personnel, 
other building suppoit staff, and parents get the ongoing training and support they need. 
3. Make sure that teachers and other staff get the planning time they need. 
4. Arrange visits for teachers and other staff to inclusive schools. 
5. Explore co-teaching with your staff. 
6. Know the rights of students with disabilities and their families and the responsibilities of 
school personnel. 
7. Use the same report card for all students. 
8. Make sure all parents are full partners in your school. 
9. Have a clear understandable policy on discipline so that every adult knows what is ex- 
pected. 
10. Establish a school-wide behavior management plan so that the staff can be assured that 
support will be provided at critical times. 
11. Make sure that the focus is always on what each child needs. 
12. Provide teachers with a list of resources. 
13. Monitor and assess constantly. 
14. Engage the outside community in the work of the school. 
15. Remember that not everything will work. Be willing to fail, regroup, and try a different 
approach. Let your staff know that failure is something to be leamt from, not something 
to be punished for. 
16. Empower and support your staff“ (zit. in LIPSKY & GARTNER 1999,135f ). 
Führen wir uns nur einige dieser Aufforderungen vor Augen, sehen wir, wel- 
che Unterstützung der Indexprozess gerade für Schulleitungen auf dem Wege 
zu einer inklusiven Schule darstellen kann: 
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• Es gilt, ein Team aus Eltern, Mitarbeiterinnen des Kollegiums und der 
Schulleitung zu organisieren, um bei der Planung inklusiver Vorgehenswei- 
sen und Entwicklungsschritte zu helfen. Der Index für Inklusion kann diesem 
Team - einschließlich Schülerinnen - als Steuerungsgruppe gute Dienste bei 
seiner Arbeit mit der gesamten Schulgemeinschaft leisten. 
• Schulleitungen sollten für kontinuierliche Fortbildungsmöglichkeiten für 
Lehrerinnen, pädagogische Mitarbeiterinnen, Unterstützerinnen und Eltern 
sorgen. Diese Funktion erfüllt der Indexprozess immanent. 
• Der Fokus sollte dabei immer darauf ruhen, was jedes Kind braucht - 
jedes Kind. Der Index für Inklusion fragt alle Beteiligten danach, ob jede 
Person in ihrer Individualität wahrgenommen und wertgeschätzt wird. 
• Zu bedenken ist dabei, dass nicht alles glatt gehen kann. Alle sollten 
bereit sein, Fehler zu machen, neu zu beraten und einen anderen Ansatz zu 
probieren. Schulleitungen sollten aktiv vertreten, dass Misserfolge und Fehler 
etwas sind, aus dem man lernt - und nicht etwas, für das man bestraft wird. - 
Eine solche Haltung kennzeichnet den Austausch- und Erkenntnisprozess, 
der im Index angestrebt wird und angelegt ist. 
Im Leitbild für Schulleiterinnen des Vereins zur Förderung von Commu- 
nity Education (vgl. HERZ & LOHMANN 1999), das in allen Punkten höchst 
kompatibel mit den Intentionen des Index für Inklusion ist, heißt es u.a.: 
„Schule ist die gemeinsame Aufgabe der Kinder und Jugendlichen, der Eltern, der Mitarbei- 
terinnen und Mitarbeiter in der Schule, der pädagogischen Professionellen, der Partner von 
Schule. Alle sind in ihrer Weise Expertinnen und Experten für das Aufspüren erfolgreicher 
Wege ihres Lernens. Alle sind darum auch Experten für die Entwicklung ihrer Schule. Vertrete- 
rinnen und Vertreter der verschiedenen Gruppen sollen daher in gleichwertiger Weise an der 
Schulentwicklung mitwirken“ (Punkt 3.2). Der Index für Inklusion ist quasi eine Handreichung 
zu einem solchen Handeln und bietet Orientierung für ein konkretes Vorgehen im folgenden 
Geist: „Wir machen uns und anderen nichts vor. Gute Absichten sind keine Gewähr dafür, dass 
Gewolltes auch eintritt. Evaluationen unserer Traditionen und unserer Innovationen sind daher 
fester Bestandteil unseres Schulprogramms. Über die Art der Evaluation verständigen wir uns 
innerhalb der Schulgemeinde, mit unseren Beratern, den critical friends und der scientific com- 
munity“ (ebd., Punkt 3.10). 
7 Gute Schule und gutes Klassenklima in gutem 
Unterricht 
LAURI PEPE BOUSQUET fasst in einer Zusammenschau und Gegenüberstellung 
Aspekte des Klassenklimas und dessen Strategien zusammen (vgl. Tab. 2). 
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Tab. 2: Klassenklima in Vergangenheit, Gegenwart und Zukunft 
Bereich Klassenklima in der 
Vergangenheit 
Klassenklima in der 
Gegenwart 
Klassenklima in der 
Zukunft 
Sport Jungen wetteifern, 
Mädchen ermutigen 
Jungen und Mädchen 
wetteifern, Mädchen 
ermutigen 
Alle kooperieren bei 
gemeinsamem Sport 
und Spiel 
Disziplin Schlafmütze, zur Schul- 
leitung 
Punktesystem an der 
Tafel 
Mitgliedschaft in der 
Gruppe 
Differenz Segregation, Freund- 
schaften unter Gleichen 
Integration, Freund- 
schaften unter Gleichen 




Gruppierung Langzeitzüge Mischung aus heteroge- 
nen Grappen und „pull- 
out“-Sonderangeboten 
Heterogene Lemgruppe 
als Standard, volle 
Inklusion 


















vergleichend individuell kooperativ 
Betonte Werte Gehorsam Selbstverantwortlichkeit Verantwortung für 
Person und Gruppe 
Auszeichnung 
von Leistung 






















Isolation Teams Vielfalt von Unterstüt- 
zungsmethoden zwi- 
schen Schülerinnen 
(LAURIPEPE BOUSQUET, zit. in SAPON-SHEVIN 2000,119) 
Hier wird erkennbar, welche Schultraditionen aus der Vergangenheit für 
das Klassenklima heute belastend sind, was oft das gegenwärtige Klima prägt 
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und worauf Schulentwicklungsprozesse zukünftig abzielen. So kann diese 
Zusanunenschau bei entsprechender Reflexion helfen einzuschätzen, wie der 
jeweilige Praxisstand ist und wohingehend Veränderungen angestrebt wer- 
den. Interessant ist hier die aufgezeigte Entwicklungslinie von der Segregati- 
on der Vergangenheit über Integrationsbestrebungen der Gegenwart zur In- 
klusion als zukünftige Zielperspektive, wie sie auch von SANDER (2003) und 
HINZ (2002 und in diesem Band) diskutiert wird. Die oft feinen und doch so 
entscheidenden Unterschiede dieser Praxen werden oben herausgearbeitet; 
einige wesentliche Merkmale stellen verdichtet markante Prüfsteine für Schu- 
len dar: 
• Wetteifern und Konkurrenz werden abgelöst durch Kooperation in ge- 
meinsamen Aktivitäten. 
• Fragen der Disziplin werden innerhalb der Gruppen selbstverantwortlich 
geregelt und nicht mehr durch Beschämung, Bloßstellen, Sanktionen durch 
Autoritätspersonen oder verhaltenstherapeutische Maßnahmen. 
• Der Umgang mit Differenz ist nicht länger ein Umgehen der Differenz 
durch Separation und Segregation der Eigentlichen“ von den „Anderen“ und 
damit ein Einander-Entfremden oder wenigstens der Versuch der Einpassung 
der „Uneigentlichen“ in einen Kreis der Eigentlichen“, wie es in der bisheri- 
gen Integrationspraxis nicht selten der Fall zu sein scheint - das Eingehen auf 
Heterogenität ermöglicht Ergänzungserfahrungen und die Entwicklung echter 
Freundschaftsbeziehungen. 
• Im häufig anzutreffenden ffagend-entwickelnden Unterricht liegt die 
Kontrolle beim (befehls-)fuhrenden oder immerhin Impuls gebenden Lehrer, 
das gehorsame und aufmerksame Folgen oder „wenigstens so tun als ob“ ist 
den Schülerinnen aufgegeben, ebenso wie Bluff und gelungene Selbstdarstel- 
lung, bestmögliche individuelle Selbstinszenierung und -entfaltung (auf „bei- 
den Seiten“) und ledigliche Verantwortung für das eigene Lernen und Han- 
deln. All dies wird abgelöst von einer Unterrichtssituation, in der Verantwor- 
tung für die eigene Person und die Gruppe übernommen werden kann. 
• Vom früheren einsamen Sieger an der einsamen Spitze über die domi- 
nierende Spitzenmannschaft, die andere schlägt, führt der Weg zu einer Ge- 
meinschaft, in der alle ihren Leistungsmöglichkeiten gemäß gewinnen. 
• Während in der Vergangenheit Lehrerinnen als Einzelkämpferinnen 
hinter verschlossenen Klassenzimmertüren isoliert von den Kolleginnen 
arbeiten und Lehrerkooperation damit auf außerunterrichtliche Aktivitäten 
beschrankt bleibt, ist es aktuell — insbesondere im Hinblick auf integrierte 
Strukturen - wichtig, in Teams zusammenzuarbeiten, zukünftig wird dabei 
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aber die Zusammenarbeit in Schülerinnenteams, Problem- und Aufgabenlö- 
sung innerhalb von Gruppen von zentraler Bedeutung sein. 
Die innere Logik, die der jeweiligen Praxis zugrunde liegt, hat - oft als 
heimlicher Lehrplan - weitreichende Auswirkungen auf das Klima in den 
Klassen und Schulen, mancherorts im unterrichtsstündlichen (Fachlehrer-) 
Wechsel. Schulgemeinschaften tun deshalb gut daran, sich ihre Klimaprä- 
gungen bewusst zu machen und an einem guten Klima in den Klassen zu 
arbeiten oder besser: für eine deutliche Klimaverbesserung tragende Gesamt- 
strukturen zu entwickeln. Alle Elemente des Klassenklimas der Zukunft fin- 
den ihre Entsprechung in den nahegelegten Praxismerkmalen einer „Schule 
für alle“ im Index für Inklusion. 
8 Gute Schulen und Inklusion 
Im ,STERN’ werden anlässlich der Ergebnisse der IGLU-Studie Überlegun- 
gen darüber angestellt, was „moderne Schulen“ (ElSSELE 2003, 60) sind; u.a. 
wird die Hamburger Clara-Grunwald-Schule als klassenlose Gesellschaft“ 
vorgestellt, da in dieser Grundschule das Jahrgangsklassenprinzip aufgelöst 
wird und bewusst Kinder mit Behinderungen aufgenommen werden: 
,£>16 Schulleiterin vertraute darauf, dass die Starken den Schwachen helfen würden. Womit sie 
allerdings nicht gerechnet hatte: wie sehr auch die Starken von diesem Unterricht profitieren 
würden“ (ebd., 60). 
Damit bestätigt sie nicht nur die Effekte des eben beschriebenen Klassen- 
klimas der Zukunft, sondern ein ganzes Schulklima der Zukunft, das als 
, Ausweg in acht Schritten“ aus der aktuellen Krise führen und eine machbare 
Reform der Schule in Deutschland einleiten soll (EISSELE 2003, 66): 
„1. Unterricht - Lernen muss wieder Spaß machen!... 
2. Atmosphäre - mehr Respekt, bitte!... 
3. Verantwortung - mehr Freiheit für Schulen!... 
4. Lehrerzimmer - Teamarbeit statt Bunkermentalität!... 
5. Ausbildung - neue Lehrer braucht das Land! ... 
6. Zensuren - eine sechs fürs Notensystem! ... 
7. Eltern - mitmachen statt meckern! 
8. Zukunft - eine Schule für alle?“ 
Zu ergänzen bleibt, dass die Clara-Grunwald-Schule eine der Integrativen 
Grundschulen des Hamburger Schulversuchs war, der bundesweit konzeptio- 
nell die größte Nähe zur Inklusion aufweist (vgl. HINZ u.a. 1998). Und es 
bleibt anzumerken, dass zu all diesen Punkten — soweit sie auf schulinterner 
Ebene bearbeitbar sind - der Index für Inklusion klare Fragestellungen und 
Orientierungen für Schulgemeinden liefert. 
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Es ist ein Grundbedürfhis aller Menschen zu einer Gruppe zu gehören und 
in ihr Sinn und Anerkennung zu finden - gute Schulen können dies bieten; 
sie haben die Chance, das Leben in seiner ganzen Vielfalt zu repräsentieren. 
Ursprung und zugleich Anspruch des Index für Inklusion ist es also, gute 
Schulen, solche, die auf dem Weg zu einer Schule für alle sind und endlich 
wirklich Schulen der (Konsens- und nicht Mehrheits-)Demokratie werden 
möchten, bei diesem Prozess zu unterstützen. 
„Nur so können demokratische Gesellschaften Bestand haben: indem sie die wahren Bedürfnisse 
von Menschen erkennen und ernst nehmen, indem sie Kindern die Möglichkeit zu einer wahren 
Kindheit bieten, die sich an eigenen empathischen Wahrnehmungen und Bedürfnissen orientiert. 
Das ist die Rettung für die Menschheit. Die Zeit drängt. All jene, die dem Leben zugewandt sind, 
müssen zusammenstehen und es sich zur Aufgabe machen, allen Menschen eine würdige Exis- 
tenz zu sichern, damit das innere Opfer zurückgedrängt wird. Zum anderen müssen wir das Wohl 
unserer Kinder festigen. Es würde soviel weniger kosten, in das Leben zu investieren, anstatt 
Aufrüstung und Kriege zu finanzieren. Wir haben keinen andern Weg als den des Lebens“ 
(GRUEN 2002, 180f). 
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Alle Kinder alles lehren! Aber wie? — Maßnahmen 
der Inneren Differenzierung und Individualisierung 
als Aufgabe für Sonderpädagogik und Allgemeine 
(Integrations-)Pädagogik auf dem Weg zu einer 
inklusiven Didaktik 
1 Vorbemerkungen und Problemskizze 
Integrativer Unterricht wird axiomatisch mit gutem Unterricht gleichgesetzt. 
Das impliziert, dass die Integrationspädagogik eine Pädagogik sein muss, die 
in kompetenter Weise die Heterogenität der Schülerinnen und Schüler im 
Unterricht auch didaktisch bewältigen kann. In der integrationspädago- 
gischen Literatur lassen sich allerdings nur relativ wenige Beiträge finden, 
die sich mit der Didaktik des Gemeinsamen Unterrichts gehaltvoll beschäfti- 
gen. WOCKEN (1998, 37) beklagt zurecht, dass innerhalb der integrativen 
Pädagogik die Frage nach einer speziellen integrativen Didaktik nie richtig 
gestellt wurde. Vielmehr lassen die theoretischen Vorstellungen über eine 
integrative Didaktik (vgl. z.B. FEUSER 1989, 1995; 1998, 2002; HEYER 1998, 
2002; KNAUF 1995; PRENGEL 1995; WOCKEN 1998) erkennen, dass um Zu- 
ordnungen wie Zuständigkeiten einer Didaktik des Gemeinsamen Unterrichts 
noch genauso gerungen wird wie um essentielle Ziele, Inhalte, Planungsdi- 
mensionen und konkrete Vorgehensweisen. Eine inklusive Pädagogik soUte 
deshalb die Didaktik als „pulsierende Herzkammer der Pädagogik“ (KLAFKI 
1964, 82) wieder entdecken! 
Die didaktische Diskussion und grundlegende Erörterungen von Fragen 
des integrativen Unterrichts sind deshalb so schwer, weil die wissenschaftli- 
chen Annahmen darüber, ab wann Unterricht integrativ ist und wirkt, weit 
auseinander klaffen. Aufgrund der Kulturhoheit der Länder finden wir die 
Empfehlungen der KULTUSMINISTERKONFERENZ (1994) in einer Vielfalt an 
Organisationsformen umgesetzt vor (vgl. SANDER 1998, 56). Losgelöst da- 
von, ob wir als Integrationswissenschaftler in Kenntnis und Befürwortung 
eines modernen, europäischen Inklusionsverständnisses (vgl. HINZ 2002; 
SANDER 2002) die heutige schulische Landschaft als richtige oder falsche 
Integration ausweisen oder viele der integrativen Förderorte und -wege für 
167 
Kinder und Jugendliche mit Behinderungen als Etikettenschwindel bezeich- 
nen, sollten wir als Schulpädagoginnen und Schulpädagogen diesem Markt 
der Möglichkeiten zu schulischen Kontakten und Gemeinsamer Unterrich- 
tung in seiner Pluralität theoretisch begegnen und uns an der Lösung der 
jeweils spezifischen didaktischen Probleme des pädagogischen Alltags kon- 
struktiv beteiligen. Die vollständige Metamorphose des selektiv-exlusiven 
Bildungswesens in ein inklusives ist ein epochal-prozessuales Geschehen mit 
Brüchen und Kontinuitäten, das sich pädagogisch in Gestalt vieler uneinheit- 
licher Förderformen und -wege entpuppt, die sich nachdrücklich unter dem 
enzymatischen Einfluss der Didaktik aber holometabolisch differenzieren 
und so umstrukturieren lassen, dass sich daraus eine Adultform inklusiver 
Pädagogik und Didaktik entfalten kann. 
Das in Baden-Württemberg praktizierte Modell der Außenklassen stellt 
einen solchen konsequent weiter zu entwickelnden Förderweg für Kinder und 
Jugendliche mit sonderpädagogischem Förderbedarf an allgemeinen Schulen 
dar. In vielerlei Hinsicht kann das Modell dem Verständnis von schulischer 
Inklusion nicht entsprechen. Aus schulpädagogischer Sicht bündelt der ko- 
operative Unterricht allerdings eine interessante Vielzahl an sowohl individu- 
ell-exklusiven als auch gemeinsamen-inklusiven Spiel- und Lemsituationen 
zu einem Katalog pädagogischer Realitäten, die als solche didaktisch erkannt, 
bewältigt und in ihren Grundfiguren immer wieder auf das Neue didaktisch 
herzustellen sind. 
Eine Pädagogik, die nicht apodiktisch fixiert, sondern wissenschaftlich 
noch zu klären hat, wieviel Gemeinsamkeit und wieviel Individualität in 
welchen unterrichtlichen Darbietungs- und Organisationsformen der Gleich- 
heit und Verschiedenheit ihrer Subjekte (vgl. REISER 1991, 15f.) gerecht wird 
und eine solidarische Kultur (vgl. BEGEMANN 1993) entfaltet, könnte deshalb 
im schulischen Alltag des kooperativen Unterrichts diesbezüglich durchaus 
Hinweise finden, die für die Entwicklung einer inklusiven Pädagogik und 
Didaktik in Theorie und Praxis wertvoll sein könnten. Kooperativer wie inte- 
grativer Unterricht definiert sich als Gemeinsamer Unterricht und beruft sich 
auf Innere Differenzierung und Individualisierung als Wesensmomente des 
Integrativen. Entscheidender Unterschied ist die Gewichtung des dialekti- 
schen Spannungsverhältnisses von Individualität und Gemeinsamkeit, die 
durch entsprechende Maßnahmen in exklusive, von der Lemgruppe isolie- 
rende oder inklusive, in die Lemgruppe einbeziehende Situationen führen. In 
didaktischer Perspektive stellt sich die Frage nach der Herstellbarkeit von 
dynamisch-flexibler Ausgewogenheit individueller und gemeinsamer Se- 
quenzen in einem Unterricht, der didaktisch soviel Gemeinsamkeit wie mög- 
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lieh schafft und soviel Individualität wie nötig einräumt. Die folgenden Aus- 
führungen verstehen sich als Anregungen zum Nachdenken über das Lehren 
und Lernen im Gemeinsamen Unterricht und sollen für den Entwurf einer 
inklusiondidaktischen Konzeption hilfreich sein. 
2 Gemeinsamer Unterricht als individualisierter 
(exklusiver) und kooperativer (inklusiver) Unterricht 
2.1 Innere Differenzierung und Individualisierung: Verständnis, 
Definitionsrahmen, Komplementarität und Interdependenz 
Die alten und neuen Studien zur Bildungstheorie und Didaktik von KLAFKI 
(1964, 1996) beeinflussen sehr nachhaltig die Positionen und Strukturen der 
gegenwärtigen Pädagogik und Didaktik. Sowohl die Sonderpädagogik als 
auch die Allgemeine Pädagogik und die Integrationspädagogik rekurrieren 
auf die „Theorie der kategorialen Bildung“ (KLAFKI 1965) und bedienen sich 
vollständig oder fragmentarisch seiner kritisch-konstruktiven Didaktik. Ge- 
meinsam mit STöCKER (1976) thematisierte KLAFKI sehr früh die Innere 
Differenzierung des Unterrichts als didaktische Aufgabe. In der Erziehungs- 
wissenschaft hat der Begriff bis heute Gültigkeit. Er taucht in nahezu allen 
didaktischen Modellen, Ansätzen und Unterrichtskonzepten auf (vgl. z.B. 
MEYER/ JANK 2002) und suggeriert Unverzichtbarkeit bei der Umsetzung 
von Schulreformen und der systemischen Weiterentwicklung des Unterrichts 
(Mikrobereich) sowie über den Komplementärbegrifif der ,Äußeren Differen- 
zierung’ die Erneuerung des gesamten Schulwesens (Makrobereich). Inklusi- 
on wie Integration fordern bildungspolitisch die vollständige Überwindung 
des stark gegliederten Bildungswesens und damit die Aufgabe der Differen- 
zierung nach Leistung als Selektionskriterium und Prüfstein der Schulzuwei- 
sung, diskutieren im Kern ihrer didaktischen Überlegungen aber vorrangig 
das Problem der Differenzierung nach Interessen (Binnendifferenzierung). 
Für die Herleitung und Fixierung eines interdependenten Verständnisses 
von Innerer Differenzierung und Individualisierung erweisen sich die folgen- 
den Aussagen von BÖNSCH (1995, 2Iff; Hervorhebungen R.M.) als brauch- 
bar: 
„Unter Differenzierung wird einmal das variierende Vorgehen in der Darbietung und Bearbei- 
tung von Leminhalten verstanden, zum anderen die Einteilung bzw. Zugehörigkeit von Lernen- 
den zu Lemgruppen nach bestimmten Kriterien. Es geht um die Einlösung des Anspruchs, jedem 
Lernenden auf optimale Weise Lemchancen zu bieten, dabei die Ansprüche und Standards in 
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fachlicher, institutioneller und gesellschaftlicher Hinsicht zu sichern und gleichzeitig lernorien- 
tiert aufzuarbeiten.“ 
„Differenzierung stellt sich für die Organisation von Lernprozessen als Bündelung von Maßnah- 
men dar, Lernen in fachlichem, organisatorischem, institutionellem wie individuellem und 
sozialem Bezug zu optimieren.“ 
„Unter Binnendifferenzierung wird eine gruppeninteme Differenzierung verstanden. Die zugrun- 
deliegenden Differenzierungskriterien können unterschiedlich sein: Lemgeschwindigkeit, Ar- 
beitsmenge, Leistungshöhe, Lemschwierigkeiten, Arbeitsweisen, Kooperation, Interessen usw. 
Die Gruppe kann unterschiedlich groß sein: Klasse, Großgruppe, Kleingruppe. 
Binnendifferenzierung strebt keine Dauerlösung an; sie bleibt in der Regel situations- und lem- 
zdelgebunden. Im Extremfall bedeutet Binnendifferenzierung Individualisierung.“ 
Dieser Definitionsrahmen zeigt zugleich auf, dass sich Maßnahmen der 
Inneren Differenzierung am lernenden Subjekt zu orientieren und auszurich- 
ten haben. PARADIES/ LINSER (2001, 9; Hervorhebungen R.M.) bringen in 
ihrer Definition von Differenzierung sehr deutlich zum Ausdruck, dass Diffe- 
renzierung ohne Individualisierung nicht gedacht werden kann: Differenzie- 
rung in der Schule und im Unterricht begreift Individualisierung als konstitu- 
tive Basis und verfolgt nur ein einziges Ziel: Jeder einzelne Schüler soll indi- 
viduell maximal gefordert und damit optimal gefordert werden. Das individu- 
elle Leistungsvermögen und das Lernverhalten sind Grundlage für differen- 
zierende Maßnahmen auf der inhaltlichen, didaktischen, methodischen, sozia- 
len und organisatorischen Ebene.“ Durch Maßnahmen der Individualisierung 
sollen „ganz besonders auch die Fähigkeit zur Selbständigkeit, zur Kreativität 
und zur Teamfahigkeit“ (ebd., 15) gefordert werden, die sich nicht im 
Gleichschritt erlernen lassen, sondern auf der Individualität aufbauen. 
Eine Didaktik der Differenzierung des Unterrichts im mikrostrukturellen 
Schulalltag sucht in Anerkennung der Vielfalt individueller Seinsmöglichkei- 
ten als Regelfall menschlicher Existenz also geradezu den einzelnen Schüler 
mit seinen Attributen, um dann in Schule und Unterricht auf seine Besonder- 
heiten intensiv eingehen und diesen umfassend gerecht werden zu können. 
Das klingt nach unendlicher pädagogischer Zuwendung, einem Höchstmaß 
an Feinabstimmung aller schulisch zu vermittelnden Bildungsgüter auf die 
jeweils spezifischen Lembedürfhisse und -kompetenzen eines jeden einzel- 
nen Subjektes der Lemgruppe, und setzt sehr gute Kenntnisse über seine 
spezielle Lern- und Entwicklungsausgangslage voraus. Angesichts der Klas- 
sengrößen und mit etwas Ehrlichkeit im Umgang mit diesem pädagogischen 
Ethos ist eine uneingeschränkte Subjektorientierung allerdings schwer vor- 
stellbar und wohl kaum konsequent unterrichtsdidaktisch einlösbar. Solche 
Stemstunden einer kindzentrierten, allgemeinen Pädagogik lassen sich zu- 
mindest in unserem gegenwärtigen Schulsystem, das kritisch gesehen Mas- 
senlemprozesse zu organisieren hat, nicht beliebig und durchgängig herstel- 
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len. Deshalb wird Schülerinnen und Schülern mit normabweichenden Bega- 
bungen ein besonders intensiver Zuwendungsbedarf zugeschrieben, der dann 
an besonderen Förderorten (z.B. in einem Elite-Gymnasium oder einer Son- 
derschule für praktisch Bildbare) seine Berücksichtigung finden soll. Eine 
Schule, die dauerhaft den Eigenheiten eines Individuums nicht mehr pädago- 
gisch begegnen und didaktisch entsprechen kann, ruft ein individualpädago- 
gisches Handeln in (heilpädagogischen) Kleinklassen in Gestalt eines beson- 
ders intensiven Dialogs zwischen Schülern und Lehrern auf den Plan. Aus- 
maß und Intensität einzuleitender Maßnahmen der Individualisierung bedeu- 
ten also Aussonderung, und der Blick auf das Individuelle erweist sich als 
Selektionskriterium. KRAWITZ (1992, 339ff.) fordert deshalb die Individual- 
pädagogik als allgemein verbindliche (Integrations-)Pädagogik und eine für 
alle Kinder gemeinsame, integrierte und integrierende pädagogische Praxis. 
In ihrer Kritik an der Unterrichtspraxis einer Allgemeinen Pädagogik, die den 
Blick nicht scharf genug auf jeden einzelnen Schüler in seiner Ganzheit rich- 
tet und deshalb zu verlieren droht, betonen Sonder- wie Integrationspädago- 
gik die Beachtung des Prinzips der Individualisierung und konzeptualisieren 
Maßnahmen der Individualisierung als unverzichtbaren Bestandteil von Di- 
daktik (vgl. z.B. SPECK 1999, 256; HEYER 2002, 193). Um dem Ent- 
wicklungs- und Lemniveau eines Individuums im Kontext schulischer Bil- 
dung in optimaler Weise gerecht zu werden, müsste es folgerichtig an und 
nach seinem individuellen Curriculum arbeiten. In letzter Konsequenz würde 
dies aber zu einer starken Vereinzelung des lernenden Subjekts führen, die 
ein gemeinsames Lernen mit den Mitschülerinnen und -schülem und auch 
mit der ganzen Klasse kaum noch zulassen dürfte. Ein Höchstmaß an Indivi- 
dualisierung gerät in Gefahr Formen des sozialen Ausschlusses herzustellen 
und inhaltlich zu isolieren. 
Das im Kontext von Unterrichtsentwicklung als Kern von Schulentwick- 
lung von PARADIES/ LEMSER (2001, 17ff.) zum Ausdruck gebrachte Ver- 
ständnis von Individualität und das explizierte Modell zur Unterrichtsdiffe- 
renzierung bestätigen dies zunächst. Die vorgeschlagene Einteilung des Un- 
terrichts in drei Grundformen (ebd., 29) betont den individualisierten Unter- 
richt mit seinen vielfältigen Variationen als Einzelarbeit (ebd., 51), verweist 
aber zugleich auf die Notwendigkeit, solche solitär-exklusiven Lemsituatio- 
nen durch kooperativen Unterricht“ und „gemeinsamen Unterricht“ (ebd., 
31) wieder aufzuheben. Maßnahmen der Individualisierung und Maßnahmen 
der Kollektivierung bedingen sich gegenseitig und müssen bei der Unter- 
richtsplanung verantwortungsvoll didaktisch balanciert werden. Zu lange und 
einseitig gestaltete Maßnahmen der Individualisierung hängen in gewisser 
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Weise das Subjekt von der Gruppe und vom Gemeinsamen Lemgegenstand 
ab. Außerhalb der Klasse stehende und lernende Subjekte rechtfertigen - so 
merkwürdig das klingen mag - Maßnahmen der Äußeren Differenzierung, 
die sie zunächst wieder in Kontakt mit ihren Mitschülerinnen bringen und in 
sozialintegrative Lemsituationen einbinden. Genau dieser soziale Aggregats- 
zustand symbolisiert Gemeinsames Lernen und wird gerne als Idealfall ge- 
lebter schulischer Integration verstanden. Und dort setzt wohl auch FEUSERS 
Theorem der Kooperation am Gemeinsamen Gegenstand und sein Vorschlag 
für die Lösung des Problems an, dass die einzelne Person vom Sog aller mit- 
gerissen wird und im Strom des Allgemeinen unterzugehen droht. 
Losgelöst von dieser speziellen didaktischen Theorie wird in Maßnahmen 
der Inneren Differenzierung der Königsweg aus diesem Dilemma gesehen. 
Gemeinsamer Unterricht, der allen daran beteiligten Schülerinnen und Schü- 
lern Sach-, Sinn- und Problemzusammenhänge als Bildungsgüter unserer 
Kultur vermitteln möchte, muss sich an ihren Lemvoraussetzungen und Ent- 
wicklungsausgangslagen orientieren. Maßnahmen der Inneren Differenzie- 
rung richten sich deshalb am Individuum aus und repräsentieren eine am 
Lemgegenstand entlang didaktisch realisierbare Form der Individualisierung, 
die wiederum in Einzelarbeit, individualpädagogische Zuwendung oder Ein- 
zelforderung fuhren kann und den inklusiv angedachten Unterricht didaktisch 
in exklusive Lemsituationen parzelliert. Die Gefahr der Isolierung einzelner 
Schülerinnen und Schüler im Gemeinsamen Unterricht ist in der Tat beson- 
ders groß, wenn es didaktisch durch Maßnahmen der Inneren Differenzierung 
und Individualisierung nicht gelingt den unmittelbaren Anschluss an den 
Lemgegenstand zu halten. Kann man an die ihn repräsentierenden Inhalte 
(Kem des Lemgegenstandes) kaum noch (mehrere Schalen als Hülle um den 
Kern) oder gar nicht mehr erkennbar (umgebende Wolken) anknüpfen, wer- 
den Ersatzstoffe angeboten, die in Form individualisierter, hochexklusiver 
Unterrichtssequenzen die mangelhafte oder nicht mögliche Beteiligung am 
Gemeinsamen Unterricht überbrücken sollen. Im Fall von Schülerinnen und 
Schülern mit geistiger oder mehrfacher Behinderung hat die Vorstellung von 
Comenius „alle Kindern alles lehren“ zu können ohnehin so wenig Kraft, 
dass bisweilen erst gar nicht mehr der Versuch der Inneren Differenzierung 
des gemeinsamen Lemgegenstandes unternommen wird, sondern statt dessen 
ein individuelles Sonderprogramm bestenfalls parallel im Gemeinsamen 
Unterricht, in der Regel aber völlig abgekoppelt und räumlich getrennt davon 
gefahren wird. Es stellt sich deshalb die Frage, ob die Innere Differenzierung 
durch Individualisierung der richtige Weg zum Ziel ist oder ob, gerade weil 
die gemeinsame Tätigkeit am gemeinsamen Gegenstand bislang noch keine 
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„didaktische Idealfigur als alltägliche Minimalnorm eines integrativen Unter- 
richts“ (WOCKEN 1998, 50) darstellt, bis auf weiteres Maßnahmen der Inne- 
ren Differenzierung und Individualisierung als Aufgaben zu sehen und zu 
leisten sind. 
Vor der Auseinandersetzung mit diesem Problem bleibt zunächst zusam- 
menfassend festzuhalten, dass Maßnahmen der Inneren Differenzierung und 
Individualisierung darauf abzielen, der Gleichheit und Verschiedenheit der 
lernenden Subjekte innerhalb einer heterogenen Gruppe im Gemeinsamen 
Unterricht als Prozess schulischer Bildung, Individuation und Sozialisation 
gerecht zu werden, in ihrer Komplementarität und Interdependenz mit Maß- 
nahmen der Äußeren Differenzierung und Kollektivierung aber inklusive und 
exklusive Lemsituationen hervorbringen, die dialektisch in eine Pädagogik 
für alle zu integrieren und didaktisch in Balance zu halten sind. 
2.2 Innere Differenzierung und Individualisierung versus Innere 
Differenzierung durch Individualisierung - Plädoyer für die 
Triangulation theoretischer Sichtweisen über integrativ 
wirksame Momente im Gemeinsamen Unterricht 
In einer Schule für alle fordert FEUSER eine durchgängige Integration aller 
Fördermaßnahmen in den individualisierten und differenzierten Klassenun- 
terricht, der nach dem Prinzip des Lernens am gemeinsamen Lemgegenstand 
(vgl. FEUSER 1989, 1995, 1998, 1999, 2002) strukturiert ist. Maßnahmen der 
Individualisierung dürfen unter keinen Umständen zum inhaltlichen und 
sozialen Ausschluss und zur Abspeisung mit anderen, vom Gemeinsamen 
Lemgegenstand völlig abgekoppelten, fremden aber individuellen Inhalten 
führen. Selbst additive Förder- und Therapiemaßnahmen müssen sich auf den 
von der ganzen Klasse gemeinsam zu bearbeitenden Gegenstand beziehen. 
Alle Schülerinnen und Schüler sollen deshalb auf ihrem jeweiligen Entwick- 
lungsniveau durchgängig miteinander kooperieren und an einem gemeinsa- 
men Gegenstand spielen, lernen und arbeiten (vgl. FEUSER 1995, 168). Nur 
so kann Selektion vermieden und garantiert werden, dass im Unterricht zu 
behandelnde Themen für Schülerinnen und Schüler mit einer Behinderung 
nicht unzulässig reduktionistisch verengt, Bildungsangebote parzelliert und 
vorenthalten werden. Diese fundamentale Vorstellung von Gemeinsamem 
Unterricht verbietet Maßnahmen der stofflich-inhaltlichen Individualisierung 
(didaktische Reduktion bzw. didaktische Abweisung von Inhalten) und for- 
dert kompromisslos Maßnahmen der Inneren Differenzierung aller Inhalte 
durch entwicklungsbezogene Individualisierung ein. Andere Maßnahmen 
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werden für obsolet erklärt und verworfen, da sie entweder keine Gemeinsam- 
keit herstellen oder nur partielle Scheingemeinsamkeit zulassen. Dieser kom- 
promisslose Ansatz verdient Respekt und personifiziert eine theoretisch be- 
gründete Vorstellung, wie Gemeinsamer Unterricht didaktisch herzustellen 
ist. 
Grundsätzlich ist die Kooperation am Gemeinsamen Gegenstand nicht 
abzulehnen. Gerade, weil sie eine didaktische Hochform von Unterricht her- 
vorbringt, die in Projektform an dem jeweils spezifischen Erfahrungshorizont 
und der Bedürfhislage aller Schüler anknüpft und in offenen, kooperativen 
Lern- und Unterrichtseinheiten so zusammenfuhrt, dass gemeinsame Lemer- 
fahrungen und solidarische Erlebnisse entstehen, die nachhaltig prägen und 
entstigmatisierend wirken, ist aus didaktischer Perspektive die Kooperation 
und das Lernen aller an einem gemeinsamen Lemgegenstand imverzichtbarer 
Bestandteil inklusiver Didaktik. Solche Stemstunden sind zweifelsfrei wich- 
tig, können aber didaktisch weder dauerhaft produziert noch durchgängig 
geleistet werden. Und das ist gut so, denn die meisterlich praktizierte Lehr- 
kunst würde in einen außerordentlich stark von den Lehrkräften vorstruktu- 
rierten, didaktisch engmaschig gestrickten und lehrerzentrierten Unterricht 
münden, der, in letzter Konsequenz gedacht, ein selbstbestimmtes Lernen im 
Offenen Unterricht stark einschränken oder sogar verhindern würde. Die 
ausschließliche Orientierung am Primat der Kooperation an gleichen Inhalten 
und die im Unterrichtsalltag in der Dichte nicht zu leistende, aber notwendige 
Präzision bei der didaktischen Realisation könnten leicht dazu fuhren, dass 
sowohl die individuellen Interessen als auch die persönlichen Förder-, Un- 
terstützungs- und Therapiebedürfhisse aller Kinder zu kurz kommen. Hinzu 
kommt, dass dieser Ansatz andere sich „von selbst“ ergebende Momente und 
sowohl von Schülerinnen und Schülern als auch von Lehrerinnen und Leh- 
rern eingeleitete Maßnahmen im Gemeinsamen Unterricht hinsichtlich ihrer 
Kraft, Gemeinsamkeit herstellen zu können, abwertet und ihnen keinen Platz 
einräumt. Die vorgebrachte Kritik versteht sich demnach keinesfalls als Ab- 
lehnung des Theorems, sondern anerkennt, dass gerade der Gemeinsame 
Unterricht mehr ist als die Kooperation am Gemeinsamen Gegenstand und 
aus systemisch-konstruktivistischer Sicht heterogene Gruppen mit oder ohne 
Hilfe ihrer Lehrkräfte durchaus in der Lage sind, sich selbst zu organisieren 
und Dinge zu Inhalten zu erheben, die didaktisch weder antizipier- noch 
vorstrukturierbar sind, aber dennoch eine integrative und Gemeinsamkeit 
stiftende Kraft beinhalten. 
WOCKEN (1998) formuliert deshalb als Alternative und Synthese seine 
Theorie der gemeinsamen Lemsituationen, die im Gemeinsamen Unterricht 
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individuelle Lemangebote und gemeinsame Lemsituationen explizit vorsieht. 
Auf didaktischer Ebene regulieren Maßnahmen der Inneren Differenzierung 
und Maßnahmen der Individualisierung das Recht auf Gleichheit und das 
Recht auf Differenz (vgl. LENZEN/ TILLMANN 1996, 7). Ausgangspunkt ist 
die Annahme, dass Gemeinsamer Unterricht eine Vielzahl von gemeinsamen 
Situationen beinhaltet und die Lern- und Lebenssituation des schulischen 
Alltags „durch eine schier unendliche Vielfalt gekennzeichnet“ ist (WOCKEN 
1998, 40). Das Theorem des Lernens am gemeinsamen Gegenstand als eine 
didaktisch planbare Möglichkeit vieler gemeinsamer Lemsituationen kann 
diese pädagogische Wirklichkeit weder negieren noch ihre Komplexität auf 
eine spezielle Situation reduzieren. Der exemplarisch diskutierte Katalog 
gemeinsamer Lemsituationen (ebd., 41-50) bildet in der Tat pädagogische 
Wirklichkeiten ab, wie sie sich im Gemeinsamen Unterricht von Integrati- 
onsklassen, aber auch im kooperativen Unterricht nach dem Außenklassen- 
modell ergeben. Solche Situationen werden zunächst im Unterricht pragma- 
tisch, oft nicht trennscharf und diffus in verschiedenen Sozial- und Interakti- 
onsformen erlebt. Die didaktische Einflussnahme bleibt begrenzt. Erst detail- 
lierte Vorstellungen darüber, ob und warum die eine oder andere Lemsituati- 
on integrativ ist und Gemeinsamkeit repräsentiert, konfigurieren Modelle, die 
das wechselseitige Gefüge der Inhalts- und Beziehungsaspektes im Unterricht 
als prägnante Muster beschreiben. Die von WOCKEN skizzierten Grundfor- 
men dürften deshalb die didaktische Analyse, Planung und Reflexion des 
Gemeinsamen Unterricht und die didaktischen Überlegungen darüber, welche 
Maßnahmen der Inneren Differenzierung und Individualisierung für Schüle- 
rinnen und Schüler mit einer Behinderung zu treffen sind, um an gemeinsame 
Lemsituationen zu partizipieren, enorm erleichtern und anleiten. 
Von Bedeutung ist, dass Gemeinsamkeit nicht länger an der Quahtät fest 
zu machen ist, die über die Kooperation am gemeinsamen Gegenstand in 
Gestalt einer kooperativen, solidarischen Lemsituation“ als ein didaktisches 
Design innerhalb des Spektrums möglicher Lemsituationen im Gemeinsamen 
Unterricht erreicht werden muss. Die Aufhebung des normativen Anspruchs 
von FEUSER bedeutet aber nicht den Verzicht der Kooperation von behinder- 
ten und nichtbehinderten Kindern, sondern eine Lockerung, die es allen Kin- 
dern ermöglicht den Inhalts- und Beziehungsaspekt ihres Unterrichts als 
Schulzeit mit individuellen und gemeinsamen Lemsituationen und damit 
auch Art und Umfang der Kooperation mitzubestimmen. Mit oder ohne Hilfe 
der Lehrkräfte dürfen deshalb ausdrücklich beide Aspekte des Unterrichts in 
ihrer Vielfalt an Kombinationen integriert und balanciert werden. Bei allen 
didaktischen Überlegungen der Lehrerinnen und Lehrer ist unter Einbezug 
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der Schülerinnen und Schüler dynamisch-prozessual immer wieder neu über 
Art und Umfang der Kooperation zu entscheiden. Lemsituationen, die sich 
besser oder schlechter für Inklusion und für die schulische Integration didak- 
tisch als wirksamer erweisen, gibt es demnach nicht. Selbst „koexistente 
Lemsituationen“, bei denen die „sozialen Austauschprozesse (Beziehungsas- 
pekt) eher Beiwerk sind“ (WOCKEN 1998, 41), dürfen deshalb ohne schlech- 
tes Gewissen als eine Grundform im Gemeinsamen Unterricht verstanden 
werden. 
Koexistente Lemsituationen verweisen allerdings auf ein didaktisch bis- 
lang unzureichend gelöstes und unter Integrationsbefurwortem nicht gern 
diskutiertes Problem im Gemeinsamen Unterricht. Insbesondere Kinder mit 
geistiger und schwer-mehrfacher Behinderung sind bisweilen so mit sich 
selbst und der Umsetzung ihrer eigenen Handlungspläne beschäftigt, dass 
ihre kooperative Beteiligung im Gemeinsamen Unterricht eigentlich von den 
Lehrkräften kaum für möglich gehalten, aber dennoch um jeden Preis zu 
organisieren versucht wird. Solche Maßnahmen befördern eine pädagogische 
Scheinintegration, die auf Dauer weder dem Anspruch auf Bildung gerecht 
werden noch dem (sonder-)pädagogischen Förder- und Therapiebedarf ent- 
sprechen kann. Behindertensoziologisch sind solche Pseudokontingenzen 
abzulehnen, da sie soziale Distanz und neue Formen der Stigmatisierung 
hervorbringen (vgl. CLOERKES/ MARKOWETZ 1999, 2003). Nur durch eine 
sorgfältig geförderte und didaktisch verantwortbare soziale Integration lässt 
sich die soziale Reaktion auf Behinderte verändern und die These ,Entstig- 
matisierung durch Integration’ aulfechterhalten (vgl. CLOERKES 2001, 160IF.; 
CLOERKES/ MARKOWETZ 1999, 2003; MARKOWETZ 1998; 2000a, b; 2003a, 
b). Letztlich ist die Gefahr nicht von der Hand zu weisen, dass solche Model- 
le falsch verstandener und praktizierter Gemeinsamkeit im Unterricht Schüle- 
rinnen und Schüler mit Behinderung rasch in bildbar-integrationsfahige und 
nicht bildbar-integrationsunfahige auseinander dividieren und über ein unter- 
richtsdidaktisches Kriterium, dem der ,Fähigkeit, überwiegend an gemeinsa- 
men Lemsituationen teilnehmen und diesen auch folgen zu können’, die 
Integration regeln und die Aussonderung maßgeblich steuern. 
Eine inklusive Pädagogik und Didaktik, die sich vorbehaltlos dem Prinzip 
der Unteilbarkeit (vgl. MUTH 1991, 2) verpflichtet weiß, muss deshalb dem 
Problem der Pseudokooperation von behinderten und nichtbehinderten Schü- 
lerinnen und Schülern entschieden entgegenwirken und es didaktisch lösen. 
Auf dem Weg dorthin wird sie nicht umhin können, ihr Verständnis von einer 
Schule für alle noch um eine entscheidende Lemsituation im Gemeinsamen 
Unterricht zu erweitern. Die Anerkennung und das Einbezogensein als voll- 
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wertiges Mitglied in einer Schulklasse, unabhängig von Fähigkeiten und 
Unfähigkeiten, braucht zwingend und notwendigerweise die Anerkennung 
exklusiv-individueller Lemsituationen als Grundform des Gemeinsamen 
Unterrichts. Exklusiv-individuell meint und akzeptiert ein passageres, nicht 
durchgängig akzeptables unterrichtliches Vorgehen, das frei von Kooperati- 
onszwängen ist und bei dem sich Schüler mit und ohne Behinderung in wei- 
testgehender Selbstbestimmung innerhalb oder außerhalb des Klassenzim- 
mers mit pädagogisch-erzieherischer Begleitung oder ohne persönliche As- 
sistenz so verhalten dürfen, dass dies den individuellen Fähigkeiten und 
Lembedürfhissen in hohem Maß gerecht wird. Als exklusive und individuelle 
Lemsituationen sind durchaus auch jene unterrichtlichen Sequenzen zu ver- 
stehen, die Lehrkräfte fremd- und vorherbestimmen, aber didaktisch so vor- 
strukturieren und persönlich begleiten, dass ein entwicklungsfordemdes Spie- 
len, Lernen, Arbeiten an einem individuellen Curriculum möglich wird und 
der individuellen Förderung und speziellen Therapie für die Entfaltung von 
persönlichen Kompetenzen und lebensweltlich bedeutsamen Fähigkeiten 
sowie individuell spezifischen lebenspraktischen Fertigkeiten Raum und Zeit 
gegeben wird. Exklusiv-individuelle Lemsituationen sind also Situationen, in 
denen die meisten Kinder in gemeinsamen Lemsituationen nahezu das Glei- 
che tim, während eines oder auch mehrere Kinder parallel das Ihrige tun 
dürfen. Nicht auszuschließen ist, dass sie sich dabei zusammenschließen und 
ein Stück gemeinsam vergehen. 
Das klingt zunächst nach einer Notlösung, weil das „Unmögliche“, näm- 
lich weder die Kooperation am Gemeinsamen Gegenstand (FEUSER) noch das 
gemeinsame Lernen in seiner Vielfalt an möglichen Lemsituationen (Wo- 
CKEN), didaktisch gelingt, ist aber keine. Exklusiv-individulle Lemsituatio- 
nen können durchaus im Gemeinsamen Unterricht der Differenz der Kinder 
gerecht werden. Maßnahmen, die solche Situationen zulassen und fruchtbar 
machen, können und dürfen keine „Integrationssünde“ sein. Integrations- 
schädlich und gründlich missverstanden wäre allerdings die Ableitung und 
der stille Aufruf, dass Kinder mit oder ohne Behinderung, die schwer an 
gemeinsamen Lemsituationen zu beteiligen sind, statt sie gemeinsam zu 
unterrichten mehr und mehr und schließlich dauerhaft individualpädagogisch 
an den Leminhalten der Klasse und an den Kindern vorbei unterrichtet, ge- 
fordert und therapiert werden dürfen und dieses Handwerk möglicherweise 
als ausschließliche Aufgabe der Sonderpädagogik im Handlungsfeld Integra- 
tion zugewiesen wird. Integration heißt sozialen und inhaltlichen Ausschluss 
vermeiden! Dies erfordert ein professionelles Zusammenwirken von Sonder-, 
Sozial- und Schulpädagogik, die ihre je spezifischen Kompetenzen uneinge- 
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schränkt in die Praxis der Inklusion einbringen. Um das Lehren und Lernen 
in heterogenen Gruppen in einer Schule für alle didaktisch zu bewältigen, 
müssen die theoretischen Sichtweisen über gemeinsamen Unterricht zusam- 
mengedacht werden. Die Triangulation der Theorie des Lernens am Gemein- 
samen Lemgegenstand, der Theorie des Lernens in Gemeinsamen Lemsitua- 
tionen und die des Lernens in exklusiv-individuellen Lernsituationen defi- 
niert sich deshalb auf dem Weg zu einer inklusiven Pädagogik und Didaktik 
als Integrations- und Balanceleistung bislang diskrepanter Vorstellungen über 
einen integrativ wirksamen und gemeinsamkeitstiftenden Gemeinsamen 
Unterricht. 
Dieses Plädoyer, aus inklusionistischer Sicht Gemeinsamen Unterricht 
,neu zu denken und zu machen’, provoziert mit der Annahme, dass die Aner- 
kennung der Gleichheit und Verschiedenheit der lernenden Subjekte die 
Gleichberechtigung inklusiver wie exklusiver Lemsituationen im Gemeinsa- 
men Unterricht als Ausdruck didaktischer Bewältigung von Einsamkeit wie 
Gemeinsamkeit im Unterricht einer Schule für alle einfordert. Maßnahmen 
der Inneren Differenzierung und Individualisierung könnten in der weiter 
oben skizzierten Interdependenz und Komplementarität dabei helfen, die 
Balance zwischen inklusiven und exklusiven Lemsituationen zu halten und 
sichern, dass das Wesensmoment des Integrativen erhalten bleibt und trotz 
der didaktisch zugelassenen Nähe und Distanz zueinander soziale Kohäsion 
entsteht. Sollte sich herausstellen, dass nicht die durchgängige Kooperation 
zwischen behinderten und nichtbehinderten Schülerinnen und Schülern und die 
Häufigkeit der sich dabei ergebenden Kontakte über die Wirksamkeit und Halb- 
wertszeit der Integration entscheiden, sondern das qualitative Erleben von inklusi- 
ven wie exklusiven Situationen innerhalb des Gemeinsamen Unterrichts, dann 
bedarf es mit Blick auf das Verständnis von Integration als Entstigmatisierungs- 
prozess einer Neubewertung der Kooperation und damit auch des Außenklassen- 
modells. 
2.3 Passung der Bildungspläne als didaktische Aufgabe von Sonder- 
und Allgemeiner (Integrations-)Pädagogik und als 
Ausgangspunkt didaktischer Entscheidungen über Maßnahmen 
der Inneren Differenzierung und Individualisierung 
Der kooperative Unterricht nach dem Außenklassenmodell könnte mit Blick 
auf die Einschätzung der integrativen und gemeinsamkeitsstiftenden Wirk- 
samkeit schulischer Inklusion interessant sein, weil er - wie kaum ein anderer 
Unterricht, der ,noch’ als „eine Form integrativen Unterrichts“ (BERGES 
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2000, 2) verstanden werden will - das dialektische Spannungsfeld zwischen 
inklusiven und exklusiven Lemsituationen abbildet. Ein inklusive Schule, die 
unteilbar für alle Schülerinnen und Schüler offen ist und vorbehaltlos die 
Gleichheit und Differenz dort lernender Subjekte respektiert, wird aus Sicht 
der Soziologie der Behinderten als Wissenschaft vom Zusammenleben und 
Zusammenhandeln der Menschen (vgl. CLOERKES 2001, 2; MARKOWETZ 
2002, 269ff.) das Verständnis von Gemeinsamem Unterricht relativieren 
müssen. Folgen wir den Grundannahmen der Kontakthypothese (vgl. 
CLOERKES 2001, 114) und der These ,Entstigmatisierung durch Integration’ 
(CLOERKES/ MARKOWETZ 1999, 2003) unter Einbezug der Ergebnisse der 
Vorurteilsforschung als dem zentralen Arbeitsbereich der Behindertensozio- 
logie (vgl. CLOERKES 1985, 2001, 73ff.), erscheint in der Tat zweifelhaft, ob 
ausschließlich und durchgängig die Kooperation zwischen behinderten und 
nichtbehindertem Schülerinnen und Schülern in gemeinsamen Lemsituatio- 
nen als Bedingung zwingend erfüllt sein muss, damit sich die soziale Reakti- 
on auf behinderte Menschen sowie die Einstellungen und das Verhalten ge- 
genüber Menschen mit Behinderung dauerhaft und nachhaltig verbessern. 
Inklusion als Konzept und Bürgerrechtsansatz fordert zunächst nichts 
anderes, als dass Menschen mit Behinderungen bedingungslos und unabhän- 
gig von Art und Schweregrad ihrer Behinderung als vollwertig anerkannte 
Mitglieder unserer Gemeinschaft in allen Lebensbereichen die gleichen Zu- 
tritts- und Teilhabechancen wie alle Menschen haben und in alle gesellschaft- 
lichen Einrichtungen einzubeziehen sind, damit sie nicht länger in isolieren- 
den Formen institutionalisiert, sozialisiert und rehabilitiert werden müssen, 
um dann integriert zu werden. Im Vergleich zur schulischen Integration, die 
sich selbst als reformpädagogische Bewegung versteht und grundlegende 
Veränderung des Bildungswesens zu leisten gelobt, damit das alles möglich 
wird, dürfte der Inklusion primär gerade nicht daran gelegen sein, gesell- 
schaftliche Systeme so tiefgreifend als Voraussetzung zu verändern, bis darin 
Platz für Behinderte ist. Dies nämlich käme einer Übervorteilung behinderter 
Menschen gleich, die zwar auf anderem Niveau, aber dennoch unmissver- 
ständlich zum Ausdruck bringt, dass Behinderte eben doch anders, besonders 
und verschieden sind. So schwer das fallen mag, aber wenn wir Menschen 
mit Behinderungen als gleich- und vollwertige Menschen akzeptieren wollen, 
dann müssen wir auch ihnen das abverlangen, was die Gesellschaft nichtbe- 
hinderten Menschen zumutet, und erst in einem zweiten Schritt die Zumu- 
tung so korrigieren, dass alle umfassend von den Veränderungen profitieren, 
die Entfaltung einer solidarischen Kultur eine Chance hat und Integration als 
„dynamische Balance von Gleichheit und Verschiedenheit“ (REISER 1991, 
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15f.) einen Prozess von Einigungen zwischen widersprüchlichen Polen auf 
unterschiedlichen Ebenen (vgl. Hmz 1993, 53; MARKOWETZ 2001a, 185ff.) 
möglich macht. Schulische Inklusion will das Leben und Lernen für alle 
Kinder in der Allgemeinen Schule hier und jetzt und zu den Bedingungen, 
die alle vorfinden, und einen Unterricht der Vielfalt, in dem sich die Theorie 
und Praxis aller Pädagogiken wiederfinden und in ihren Kompetenzen sinn- 
voll und synergetisch ergänzen. Die Gestaltung von Gemeinsamem Unter- 
richt ist deshalb Aufgabe von Sonder- und Allgemeiner (üitegrati- 
ons-)Pädagogik. 
In einem Unterricht der Vielfalt muss folglich Gleichheit und Differenz 
spürbar werden und ihren Ausdruck gerade auch in verschiedenen unterricht- 
lichen Sozial- und Interaktionsformen finden. Im Gemeinsamen Unterricht 
darf deshalb ein intensiv-kooperativer Unterricht im Sinne des Theorems des 
gemeinsamen Lernens an einem gemeinsamen Gegenstand genauso möglich 
sein wie ein kooperativer Unterricht im Sinne des Theorems des Lernens in 
gemeinsamen Lemsituationen und ein individualisierter Unterricht in exklu- 
siv-individuellen Lemsituationen. Didaktisch sind Unterrichtsphasen zu pla- 
nen, die allen Schülerinnen und Schülern ein individuelles, privatisiertes 
Lernen und ein soziales, kollektiviertes Lernen entlang von Zielen, Themen 
und Inhalten ermöglichen, wie sie in den entsprechenden Bildungsplänen 
ausgewiesen sind. Maßnahmen der Inneren Differenzierung und Individuali- 
sierung sollen das nicht nur ermöglichen, sondern sie entscheiden über das 
Design der Kooperation und steuern dabei ganz wesentlich die Intensität der 
kooperativen Tätigkeit zwischen den Schülerinnen und Schülern beider Klas- 
sen (die der Sonderschule und der Grundschule) in gemeinsamen Lemsituati- 
onen genauso wie das Vorgehen der Operationen einzelner Schülerinnen und 
Schüler aus diesen Klassen in exklusiv-individuellen Lemsituationen. In 
einem inklusiven Haus des Lehrens und Lernens ist die Aneignung tradierter 
Bildungsgüter nicht ausschließlich eine kollektive Angelegenheit, sondern 
darf gerade auch in sozial isolierenden selbstbestimmten und ffemdgesteuer- 
ten Settings außerhalb gemeinsamer Lemsituationen stattfinden. Gemeinsa- 
mer Unterricht, wie er im Kontext schulischer Kooperation nach dem Au- 
ßenklassenmodell stattfindet, ist deshalb eine Synthese aus differenzierten 
und theoretisch begründeten Vorstellungen über allgemeinen Unterricht (z.B. 
den regulären Unterricht der Grundschule) und speziellen Unterricht (den 
besonderen Unterricht an Sonderschulen, z.B. an der Schule für Geistigbe- 
hinderte), wie sie die entsprechenden Bildungspläne unserer Schullandschaft 
festhalten. Bei der didaktischen Planung gemeinsamen Unterrichts in der 
Primarstufe eines Teams aus Grundschul- und Sonderpädagoginnen sind 
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deshalb solche konkreten Vorstellungen, insbesondere aber die verschiedenen 
Bildungspläne, als unverzichtbare Bezugspunkte für eine Vielzahl an zu 
treffenden didaktischen Entscheidungen zur Passung zu bringen, bevor Maß- 
nahmen der Inneren Differenzierung und Individualisierung entworfen wer- 
den können. 
Grundsätzlich denkbar wäre die Verwendung nur eines Bildungsplanes, 
von dem aus alle didaktischen Entscheidungen und Maßnahmen zu treffen 
sind. Für die Unterrichtsplanung des Gemeinsamen Unterrichts im Primarbe- 
reich bietet sich hier natürlich der Bildungsplan der Grundschule an, aus dem 
sich Maßnahmen der Differenzierung und Individualisierung zweifelsfrei 
ableiten und sicher auch praktisch umsetzen lassen. Kritisch betrachtet be- 
deutet dies aber eine einseitige und unzulässige Anverwandlung an die Er- 
wartungen und Einverleibung in die Verhältnisse der Grundschule, die den 
behinderten Schülerinnen und Schülern Positionen und Funktionen zuweisen 
und sie an den institutionalisierten pädagogisch-erzieherischen Takt der auf- 
nehmenden Schule heranführen. Gerade an Grundschulen ausgelagerte Klas- 
sen von Sonderschulen sind vermehrt solchen systemischen Zwängen ausge- 
setzt und bedingen, dass der Bildungsplan der gastgebenden Schule oft Vor- 
fahrt hat. Gemeinsamer Unterricht, der die Einmaligkeit jedes Menschen 
respektiert und seinen Subjekten keine einseitigen Anpassungsleistungen 
abverlangt, braucht deshalb den Tausch der Rollen von Integranden und 
Integratoren (vgl. KOBI 1999, 76) genauso wie den Tausch der Bildungsplä- 
ne. 
Aus didaktischer Sicht ist der Bildungsplan für die Schule für Geistigbe- 
hinderte nicht minder geeignet, um ausgehend vom basalsten Entwicklungs- 
niveau eines geistig schwer und mehrfachbehinderten Schülers den Gemein- 
samen Unterricht „von unten nach oben“ zu planen und über Maßnahmen der 
Inneren Differenzierung und Individualisierung ein Lernen auf höheren Ni- 
veaustufen sowie die Aneignung von Bildung im Sinne der Theorie der kate- 
gorialen Bildung (vgl. KLAFKI 1965, 1996) zu ermöglichen. In dialektischer 
Erweiterung der Forderung FEUSERS (vgl. 2002, 290), Unterricht didaktisch 
nach seinem Baummodell von den Wurzeln über die Stämme und Äste mit 
ihren Astansätzen bis hin zu den Astspitzen von außen (vom Groben, Leich- 
ten, sinnlich-konkret Erfahrbaren) nach innen (zum Feinen, Schweren, Abs- 
trakt-Logischen) zu planen (vgl. FEUSER 1995, 179ff.), wäre von einer inklu- 
siven Pädagogik, die in jeglicher Hinsicht eine gegenseitige Anverwandlung 
von behinderten und nichtbehinderten Schülerinnen und Schülern als Aus- 
druck inklusiver Verhältnisse anstrebt, einzufordem, dass Gemeinsamer Un- 
terricht - ausgehend von Schülern mit dem höchsten Entwicklungsniveau - 
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von ,oben nach unten’ und genauso - ausgehend von Schülern mit dem ba- 
salsten Entwicklungsniveau - ,von unten nach oben’ plan- und durchführbar 
ist. Letztlich könnte eine verantwortungsbewusste und wohlüberlegte Pas- 
sung der Bildungspläne verhindern helfen, dass nach dem Modell der Unter- 
richtsplanung ,von oben nach unten’ Schülerinnen und Schüler mit besonde- 
ren Förderbedürfhissen lediglich die Krümel der angebotenen Bildung vor- 
finden („Brosamen-Didaktik“), während die Schülerinnen und Schüler mit 
besonderen Begabungen sich die Rosinen herauspicken können („Rosinen- 
Didaktik“). Die „Bottom-up“-Planung gemeinsamen Unterrichts hingegen 
hat sicherzustellen, dass die Rosinen nicht ausschließlich das Studentenfutter 
der behinderten Schülerinnen und Schüler bestimmen und die Schülerinnen 
und Schüler der Grundschule auf Dauer unzufrieden machen. 
Unterrichtsinhalte, wie sie ausgehend vom Grundschullehrplan zum Lem- 
gegenstand im Gemeinsamen Unterricht werden sollen, müssen deshalb sehr 
sorgfältig und schrittweise didaktisch reduziert und so elementarisiert wer- 
den, dass die Ergebnisse keine Abfallprodukte darstellen, sondern ein qualita- 
tiv wertvolles Lemniveau bestimmen, auf dem Schülerinnen und Schüler 
aufgrund ihrer spezifisch-individuellen Lern- und Entwicklungsausgangsla- 
gen allein und in Kooperation mit anderen lernen können. Bei der Planung 
des Gemeinsamen Unterrichts, die vom Bildungsplan der Schule für Geistig- 
behinderte ausgeht, hat folgerichtig der umgekehrte Vorgang stattzufinden, 
den ich der begrifflichen Komplementarität wegen als didaktische Oxidation 
des Fundamentalen und Molekularisierung des Elementaren bezeichne. Aus- 
drücklich ist zu betonen, dass das Lernen auf immer höherem Lemniveau 
weder eine Aufwertung der Subjekte bedeutet, die das zu leisten vermögen, 
noch eine Abwertung jener Schülerinnen und Schüler, die daran scheitern. 
Die Passung beider Bildungspläne versteht sich in diesem Sinne als ein 
wechselseitig sich bedingender und voneinander abhängiger Prozess der 
didaktischen Reduktion und Oxidation von Bildungsinhalten, der das Lernen 
in inklusiv-gemeinsamen Lemsituationen und das Lernen in exklusiv- 
individuellen Lemsituationen bestimmt und entscheidende Hinweise für 
einzuleitende Maßnahmen der Inneren Differenzierung und Individualisie- 
rung liefert, die der Gleichheit und Differenz der daran beteiligten Subjekte 
entsprechen und darüber die pädagogische Wirklichkeit des Gemeinsamen 
Unterrichts bestimmen. Durch die Passung der Bildungspläne und die dabei 
stattfindenden didaktischen Red-Ox-Reaktionen können prinzipiell jedem 
Kind auf seinem Niveau schulische Bildungsinhalte in einer ansprechenden 
Weise angeboten werden. Individualisiertes Lernen zu ermöglichen scheint 
nicht das Problem. Vielmehr stellt sich die Frage, wie es möglich wird, dass 
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Schülerinnen und Schüler, die auf sehr unterschiedlichen Lemniveaus spie- 
len, lernen und arbeiten, in gemeinsamen Lemsituationen miteinander koope- 
rieren. An dieser Stelle spielen Instrumente der Inneren Differenzierung so- 
wohl als Zugang zu Bildungsinhalten als auch als didaktische Strategie, das 
unterrichtliche Lernen in gemeinsamen Lemsituationen zu ermöglichen und 
zu optimieren, eine wichtige Rolle. Sie eröffnen Schülerinnen und Schülern 
mit Behinderung Perspektiven für das Lernen in sozialintegrativen Bezügen. 
Um über die richtigen Maßnahmen der Inneren Differenzierung zu entschei- 
den, muss bei der didaktischen Planung von Gemeinsamem Unterricht be- 
sonders intensiv darüber nachgedacht und entschieden werden, welches Ko- 
operationsdesign welchem Kind wie lange und wie intensiv das Lernen in 
gemeinsamen Lemsituationen ermöglichen könnte. 
Es wäre vermessen zu behaupten, dass didaktische Maßnahmen der Inne- 
ren Differenzierung die Kooperation zwischen behinderten und nichtbehin- 
derten Schülerinnen und damit das Lernen in gemeinsamen Lemsituationen 
dauerhaft und transsituativ durch den gesamten Unterricht sicherstellen. 
Auch solche Differenzierungsmaßnahmen haben didaktische Grenzen. Ge- 
lingt keine Innere Differenzierung, bleiben Lemsituationen, innerhalb derer 
z.B. Schülerinnen und Schüler mit schwerer und mehrfacher Behinderung 
nur noch koexistent, allenfalls subsidiär, aber entwicklungslogisch in einem 
hohen Maß individuell lernen können. Kooperative Lemsituationen, in denen 
die unterrichtlichen Aufgaben und Ziele aufeinander bezogen, die zu bewäl- 
tigenden Tätigkeiten und Arbeitsprozesse koordiniert und wechselseitig ab- 
gestimmt sind und die Teilnehmerinnen und Teilnehmer der Lemgrappe 
nicht neben-, sondern miteinander an einem gemeinsamen Lemgegenstand 
spielen, lernen und arbeiten, um in konzertierten Aktionen im Unterricht ein 
gemeinsames Ziel zu erreichen, sind dann nicht mehr möglich. Solche Situa- 
tionen charakterisieren einen didaktischen Wendepunkt, der den Übergang 
vom inklusiven zum exklusiven Lernen und vom gemeinsamen Untemcht 
zum individualisierten Unterricht markiert, Maßnahmen der Inneren Diffe- 
renzierung durch Maßnahmen der Individualisierung abgelöst und im Sinne 
der diskutierten Interdependenz und Komplementarität sinnvoll ersetzt wer- 
den. 
Auf die Frage, wie eine inklusive Pädagogik und Didaktik der Aufforde- 
rung von COMENTUS (1985,11), „alle Menschen alles zu lehren“, im Gemein- 
samen Unterricht nachkommt, könnte zum gegenwärtigen Zeitpunkt die 
Antwort lauten: Indem wir Schülerinnen und Schülern mit und ohne Behin- 
derung in einer Schule für alle das Lernen am gemeinsamen Lemgegenstand 
genauso wie das Lernen in gemeinsamen (inklusiven) Lemsituationen und 
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das Lernen in individuellen (exklusiven) Lemsituationen ermöglichen, die 
vielen Bildungspläne als Bezugspunkte allseitig für alle erschließbarer Bil- 
dung zur Passung bringen und die darüber erhobenen Ziele und Inhalte durch 
Maßnahmen der Inneren Differenzierung und Individualisierung methodisch 
lebendig und medial aufbereitet im Gemeinsamen Unterricht umsetzen. Ge- 
lingt das, sind Sonderpädagogik und Allgemeine (Integrations-)Pädagogik 
gemeinsam auf dem Weg zu einer inklusiven Didaktik. 
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Aktuelle Entwicklungen im Rahmen der European 
Agency for Development in Special Needs 
Education 
Seit 1998 gehört ein Input über die Europäische Agentur „European Agency 
for Development in Special Needs Education“ zum jährlichen Programm der 
Integrationsforscher/forscherinnen-Tagung. In diesem Jahr besteht der Input 
aus drei Themenbereichen: 
1. Aktuelle Entwicklungen im Rahmen der Europäischen Agentur, wie 
zum Beispiel die Projektarbeit oder die Nutzungsmöglichkeiten der neuen 
Web-Portale. 
2. Sonderpädagogische Lehrerausbildung in den europäischen Mitglieds- 
ländern. Im Zusammenhang mit einer vds-Tagung (Verband Deutscher Son- 
derschulen) zum Thema Ausbildung im Februar 2003 wird dieser Teil euro- 
päischer Entwicklungen veröffentlicht werden. Eine kurze Zusammenfassung 
soll einen Einblick in diese Entwicklung geben. 
3. Im Zusammenhang mit der Proklamation des Jahres 2003 als das Euro- 
päische Jahr von Menschen mit Behinderungen kamen im März 2002 auf 
dem Europäischen Behindertenkongress in Madrid über 600 Menschen zu- 
sammen, um für die öffentlichen Rechte von mehr als 50 Millionen Europä- 
ern mit Behinderungen einzutreten. Als Resultat ist die Deklaration von 
Madrid entstanden. In Kapitel 3 des nachfolgenden Beitrags wurden die 
wesentliche Punkte zusammengefasst. 
1 Aktuelle Entwicklungen im Rahmen der 
Europäischen Agentur 
Die Europäische Agentur für Entwicklungen in der Sonderpädagogischen 
Förderung (EA) ist eine imabhängige, sich selbst verwaltende Organisation, 
getragen von den Unterrichtsministerien der 18 Teilnehmerländer - 15 ge- 
genwärtigen EU-Mitgliedsländem, Island, Norwegen und der Schweiz - 
sowie der Europäischen Kommission. Litauen, Lettland, Estland und die 
Tschechische Republik haben einen Beobachterstatus, sie werden ab Sommer 
2003 aktive Mitglieder (vgl. HAUSOTTER/ BOPPEL/ MESCHENMOSER 2002, 
29-44). 
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Die wesentlichen Ziele gelten der Qualitätsverbesserung im Bereich son- 
derpädagogischer Förderung und der Schaffung einer langfristigen Rahmen- 
regelung für eine ausgedehnte europäische Zusammenarbeit in diesem Be- 
reich. In diesem Kontext entscheiden die Bildungsministerien der europäi- 
schen Länder, vertreten durch die Repräsentanten und die Working-Partner, 
über die Inhalte der Projektarbeit. 
1.1 Aktuelle Projektarbeit der EA: 
1. EUROPÄISCHES JAHR FÜR MENSCHEN MIT BEHINDERUN- 
GEN: Die EA ermöglicht im November 2003 jungen Menschen mit sonder- 
pädagogischem Förderbedarf, an einem eintägigen Hearing im Europäischen 
Parlament in Brüssel aktiv teilzunehmen. Alle Mitgliedsländer haben zuge- 
sagt, bis zu fünf Jugendliche zu entsenden. 
2. TRANSITION - ITP (Individual Transition Plan; individuelle Förder- 
pläne/ Lemprofile für den Übergang Schule-Beruf): Experten und Expertin- 
nen aus mindestens 16 europäischen Ländern werden zu diesem Themenbe- 
reich in den Austausch treten und gemeinsam Perspektiven entwickeln. Eine 
erste Vorbereitungssitzung dieser Gruppe tagt im Juni 2003 in Brüssel. Eine 
Experten-Arbeitstagung findet in Kombination mit einer europäischen Ta- 
gung zum Thema „Übergänge innovativ gestalten! Chancen benachteiligter 
und behinderter Jugendlicher beim Übergang in Ausbildung und Beschäfti- 
gung durch Kooperation von Schule und Wirtschaft verbessern“ im Novem- 
ber 2003 in Berlin statt. Eine öffentliche Abschlussveranstaltung wird im 
Herbst 2004 in Brüssel stattfmden. 
3. EARLY INTERVENTION/ FRÜHFÖRDERUNG ist ein Kurzprojekt 
mit einjähriger Laufzeit. Hintergrund ist der immer frühere Bildungsbeginn 
in einigen Ländern. Der Aspekt der interdisziplinären Zusammenarbeit zwi- 
schen den Unterstützungssystemen und den jeweiligen Bildungssystemen, die 
Vorbereitung und Gestaltung von Übergängen sowie die Art der Evaluation 
stehen im Fokus. 18 Länder beteiligen sich an diesem Projekt, eine interdis- 
ziplinäre und multiprofessionelle Expertengruppe aus den Bereichen Bildung, 
Gesundheit und Soziales. Verantwortlich für Deutschland steht Prof. Dr. 
Franz Peterander, Universität München. Eine öffentliche Abschlussveranstal- 
tung ist für das Frühjahr 2004 in Paris geplant. 
4. CLASSROOM-PRACTICE II: Die Phase des Literaturüberblicks und 
der Erstellung von Fallstudien ist abgeschlossen. Für Deutschland haben 
Kollegen aus Sachsen-Anhalt und Schleswig-Holstein Fallstudien zur Integ- 
ration in der Sekundarstufe I beigetragen. Diese haben die Möglichkeit, mit 
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europäischen Kollegen und Kolleginnen in einen Erfahrungsaustausch zu 
treten. Sie werden förderliche Bedingungen für gute integrative Unterrichts- 
praxis herausarbeiten, die Ergebnisse werden in eine Art Leitfaden münden. 
Gastgebende Länder sind Schweden, Luxemburg, Spanien, Norwegen, Groß- 
britannien, jede Lehrkraft kann sich für einen Austauschbesuch entscheiden. 
5. CLASSROOM-PRACTICE I: Für die Bereiche Inklusive Bildung und 
Classroom Practice I ist jetzt ein öffentliches Web-Portal der EA nutzbar. 
Hier können alle Länderinformationen, Ergebnisse der Austauschbesuche, 
ein internationaler Literatureinblick sowie der Abschlussbericht abgerufen 
werden. Die Ergebnisberichte können herunter geladen werden. Sie sind mit 
Hyperlinks versehen, um entsprechende Seiten schneller nutzen zu können. 
6. DIAGNOSTIK: Für das Jahr 2004 haben sich die EU-Länder für den 
Themenbereich Assessment and SEN (Special Educational Needs) - „Dia- 
gnostik bei sonderpädagogischem Förderbedarf“ - entschieden. Im Zusam- 
menhang mit der Diskussion über Qualitätssicherung und der Entwicklung 
von Standards gewinnt dieser Komplex an Bedeutung, wenn der Gedanke 
von Inklusion weiter verfolgt werden soll. 
1.2 Aktuelle Entwicklungen im Bereich der Datenbanken 
1. HEAG (Higher Education Accessibility Guide): eine öffentliche Da- 
tenbank, die über Möglichkeiten, Bedingungen, Assistenz- und Beratungsan- 
gebote u.ä. für behinderte Studierende an den einzelnen Universitäten und 
Hochschulen informiert. Sie enthält ca. 500 Universitäten und Hochschulen 
und wird weiter aktualisiert. Sie ist jeweils in Englisch und der nationalen 
Sprache verfügbar. Eine Suchmaschine dient der schnellen Informationser- 
fassung, so zum Beispiel „Hochschulen mit Unterstützung bei Dyslexic“. 
Alle Hochschulen, die in diesem Bereich Unterstützung für Studierende an- 
bieten, werden in den angeforderten Sprachen aufgelistet. Hochschulen, die 
in diese Datenbank mit aufgenommen werden wollen, sollten sich an die 
Ansprechpartnerin für Deutschland, Renate Langweg, Deutsches Studenten- 
werk, Beratungsstelle für behinderte Studierende, wenden oder an die deut- 
sche Working-Partnerin1. 
2. IST/ ICT/ SEN (Information Society Technologies/ Information and 
Communication Technology/ Special Educational Needs; Technologien, 
Gesellschaft und sonderpädagogischer Förderbedarf). Das Portal ist nutzbar, 
folgende Informationen können abgerufen werden: Projektinformationen, 
' Anette Hausotter (Amn. der Hrsg.) 
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Informationen aus Politik, Praxis, nationale Themenschwerpunkte, Publikati- 
onen. Die virtuelle Bibliothek und der Ressourcenfuhrer werden im Laufe 
des Jahres ins Netz gestellt. Deutschland hat 200 Ressourcen zu den Berei- 
chen Frühforderung (Early Intervention), Integration/ Inklusion, Unterstüt- 
zung für Lehrkräfte (Teacher Support), Übergang Schule-Beruf (Transition), 
IKT und SPF (Informations- und Kommunikationstechnologien und sonder- 
pädagogischer Förderbedarf) zusammengestellt. Die Daten werden jeweils in 
Englisch und der Landessprache abrufbar sein. 
3. In Zusammenarbeit mit EURYDICE werden aktuell thematische Über- 
blicke als zusätzliche Informationen über die neuen Partnerländer (Lettland, 
Litauen, Estland, Tschechische Republik...) angeboten. 
4. SOCRATES - Der Bericht der SOCRATES-Analyse enthält nützliche 
Informationen und Anregungen für Personen, die beabsichtigen, einen Pro- 
jektantrag zu stellen. 
5. TRANSITION - Die neue Internet-Datenbank der Europäischen Agen- 
tur enthält vergleichende nationale sowie europäische und internationale 
Informationen. Im Rahmen der nationalen Informationen bieten die 16 teil- 
nehmenden Länder einen Überblick über den Übergang von der Schule in die 
berufliche Orientierung und das Erwerbsleben in ihrem jeweiligen Land, und 
zwar bezogen auf fünf Kembereiche: 
• Zugang zu Bildungsmöglichkeiten für junge Menschen mit sonderpäda- 
gogischem Förderbedarf nach der Pflichtschule 
• Vorhandene Übergangsprogramme, die Durchführung dieser Program- 
me und die damit befassten Fachkräfte 
• Beschäftigung und Arbeitslosigkeit unter jungen Menschen mit beson- 
derem Förderbedarf 
• Rechtsvorschriften zum Übergang oder beschäftigungsfordemde Maß- 
nahmen 
• Positive und negative Elemente der nationalen Situationen. 
Alle Datenbanken können unter: www.european-agency.org abgerufen wer- 
den. 
2 Sonderpädagogische Lehrerausbildung in den 
europäischen Mitgliedsländern 
Im Rahmen der Lehrerausbildung zeichnet sich folgendes Bild ab: 
Der Begriff der Sonderschullehrerausbildung existiert außer in Deutschland, 
Österreich und den Niederlanden in keinem der Mitgliedsländer der EA. 
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Ausgebildet wird als Spezial-, Stütz- oder Förderlehrer bzw. -lehrerin oder 
als Lehrkraft mit sonderpädagogischer Qualifikation. 
Lehrkräfte werden in den meisten europäischen Ländern als die Fachkräfte 
im Kontext von Erziehung und Unterricht von Schülerinnen und Schülern mit 
und ohne sonderpädagogischen Förderbedarf gesehen. Aus diesem Grunde 
wird eine sonderpädagogische Grundausbildung für alle Lehrkräfte favori- 
siert. Europäische Experten und Bildungspolitiker wollen auf diese Weise 
eine Basis an Grundwissen über die Vielfältigkeit sonderpädagogischen För- 
derbedarfs schaffen, dem zukünftige Lehrkräfte in ihrem Schulalltag begeg- 
nen werden. Diese Ausbildung allein ist nicht ausreichend, um den speziellen 
individuellen Bedürfnissen der Kinder mit unterschiedlichsten Behinderun- 
gen gerecht zu werden. Vor allem für spezielle Kategorien von Behinderun- 
gen, wie schwerste Mehrfachbehinderungen oder schwere Seh- und Hörschä- 
digungen, werden spezielle Zusatzqualifikationen im Rahmen der Ausbil- 
dung angeboten oder sind gar verpflichtend. Diese werden durch Aufbaustu- 
diengänge, spezielle Lehrgänge und Kurse oder in Form von In-Service- 
Training, also auf der Ebene Fortbildung, gewährleistet. 
Die sonderpädagogische Pflichtausbildung variiert in Dauer, Inhalt und 
Organisation und zeichnet sich in drei Formen ab: 
• die Einbettung allgemeiner sonderpädagogischer Inhalte in die Grund- 
ausbildung aller Lehrkräfte als integraler Bestandteil 
• sonderpädagogische Förderung als zusätzliches Ausbildungsangebot 
• In-Service-Training. 
Tab. 1: Erstausbildung in Sondeipädagogik für Lehrkräfte im Primär- und Sekundarbereich 
1997/98 
Art der Erstausbildung Länder 
Ausbildung in Sonderpädagogik für alle 
Lehrkräfte 
Belgien, Dänemark, Finnland, Frankreich, 
Griechenland, Großbritannien, Irland, Island, 
Lettland, Luxemburg, Niederlande, Norwe- 
gen, Polen, Portugal, Schweden, Zypern 
Nur spezialisierte Ausbildung Bulgarien, Deutschland, Österreich, Rumä- 
nien, Slowakei, Spanien, Ungarn 
Ausbildung in Sonderpädagogik für alle 
Lehrkräfte und spezialisierte Ausbildung 
Estland, Italien, Litauen, Slowenien, Tsche- 
chien 
Quelle: Europäische Agentur für Entwicklung in der Sonderpädagogischen Förderung (EURY- 
DICE 1999/00,141) 
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3 Die Erklärung von Madrid 
Auf der 17. Integrationsforschertagung in Kirkel wurde mehrfach nach der 
Deklaration von Madrid gefragt. Die wesentlichen Punkte werden im Fol- 
genden zusammengefasst. Die Überschrift der Deklaration lautet: „Nicht- 
Diskriminierung plus positive Handlung(en) bewirken soziale Integration 
(Non discrimination plus positive action results in social inclusion)“. 
Rund 600 Teilnehmer und Teilnehmerinnen haben im Rahmen eines eu- 
ropäischen Behindertenkongresses, der im März 2002 in Madrid stattfand, 
eine Proklamation für das Europäische Jahr von Menschen mit Behinderun- 
gen 2003 erstellt. Zielsetzung ist die Steigerung des öffentlichen Bewussteins 
über die Rechte von mehr als 50 Millionen Europäern mit Behinderungen. 
Diese Deklaration soll den konzeptionellen Rahmen für Aas Europäische 
Jahr für Menschen mit Behinderungen der Europäischen Gemeinschaft auf 
nationaler, regionaler und örtlicher Ebene darstellen. 
Folgende sechs Bereiche waren ausschlaggebend für die Entwicklung der 
Vision, die in der Erklärung von Madrid zum Ausdruck kommt: 
1. Behinderung ist ein Menschenrechtsthema. 
Behinderte Menschen haben dieselben Menschenrechte wie alle anderen 
Bürger. Der erste Artikel der Menschenrechtsdeklaration legt fest: Alle Men- 
schen sind frei und gleich in ihrer Würde und in ihren Rechten. 
2. Behinderte Menschen wollen Chancengleichheit und nicht Wohltätig- 
keit. 
„Behinderte Menschen fordern gleiche Möglichkeiten und Zugang zu allen 
gesellschaftlichen Ressourcen, d.h. integrative Bildung, neue Technologien, 
Gesundheits- und soziale Dienste, Sport- und Freizeitaktivitäten, Konsumgü- 
ter und Dienstleistungen.“ 
3. Barrieren in der Gesellschaft führen zu Diskriminierung und sozialem 
Ausschluss. 
„... Statistische Daten belegen, dass behinderte Menschen unakzeptabel nied- 
rige Bildungs- und Beschäftigungsniveaus haben. Daraus resultiert auch, dass 
verglichen mit nicht behinderten Bürgern eine größere Anzahl von behinder- 
ten Menschen in tatsächlicher Armut lebt.“ 
4. Behinderte Menschen: Die unsichtbaren Bürger. 
Durch Diskriminierung werden Menschen mit Behinderungen häufig verges- 
sen und ignoriert und somit daran gehindert, an der Gesellschaft teilzuhaben. 
5. Behinderte Menschen bilden eine verschiedenartige Gruppe. 
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„Wie in allen Gebieten der Gesellschaft bilden behinderte Menschen eine 
sehr unterschiedliche Gruppe von Menschen und nur eine Politik, die diese 
Unterschiedlichkeit respektiert, wird funktionieren.“ 
6. Nicht-Diskriminierung plus positive Handlung(en) bewirken soziale 
Integration. 
Folgende Gegensätze gilt es zu überwinden, um diese Vision zu verwirkli- 
chen und eine Gesellschaft für Alle zu entwickeln: 
,,a) Weg von behinderten Menschen als Objekte der Wohltätigkeit... und hin zu behinderten 
Menschen als Inhaber von Rechten. 
b) Weg von Menschen mit Behinderungen als Patienten... und hin zu Menschen mit Behinde- 
rungen als unabhängige Bürger und Verbraucher. 
c) Weg davon, dass Professionelle Entscheidungen für behinderte Menschen treffen ... und 
hin zu unabhängiger Entscheidungsfindung und Übernahme von Verantwortung durch behinder- 
te Menschen und ihre Verbände bei Themen, die sie betreffen. 
d) Weg von der Konzentration nur auf individuelle Beeinträchtigungen... und hin zur Beseiti- 
gung von Barrieren, Änderung von sozialen Normen, Politiken, Kulturen und zur Förderung 
einer unterstützenden und zugänglichen Umwelt. 
e) Weg von der Abstemplung von Menschen als Abhängige oder nicht zu Beschäftigende ... 
und hin zur Betonung der Fähigkeit und der Bereitstellung von aktiven Unterstützungsmaßnah- 
men. 
f) Weg von der Gestaltung wirtschaftlicher und sozialer Prozesse für die Wenigen ... und hin 
zur Gestaltung einer flexiblen Welt für die Vielen. 
g) Weg von unnötiger Trennung in Bildung, Beschäftigung und anderen Bereichen des Le- 
bens ... und hin zur Integration behinderter Menschen in alle Bereiche des Lebens. 
h) Weg von einer Behindertenpolitik als einer Angelegenheit, die nur spezielle Ministerien 
betrifft ... und hin zu Einbeziehung der Behindertenpolitik als einer generellen Regierungsver- 
antwortung.“ (DIE DEKLARATION 2002,3) 
Die wesentlichen Punkte zur Verwirklichung dieser Vision beinhalten: 
• Gesetzliche Maßnahmen 
• Einstellungsverändenmgen 
• Dienstleistungen, die ein unabhängiges Leben fördern 
• Unterstützung der Familien 
• Spezielle Aufmerksamkeit für behinderte Frauen 
• Integration Behinderter in alle gesellschaftlichen Bereiche 
• Beschäftigung als ein Schlüssel für soziale Integration 
• Nichts über behinderte Menschen [sagen, schreiben, tun] ohne behinder- 
te Menschen [einzubeziehen]. 
In diesem Kontext werden konkrete Anregungen für Aktionen im Europä- 
ischen Jahr von Menschen mit Behinderungen 2003 gegeben und eine aktive 
Unterstützung durch die EU-Behörden und nationalen Behörden in EU- und 
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Beitrittsländem, die örtlichen Behörden, die Behindertenverbände, die Ar- 
beitgeber, die Gewerkschaften, die Medien und das Bildungssystem ange- 
fragt. 
„Schulen sollten eine führende Rolle einnehmen in der Verbreitung der Botschaft des Verstehens 
und der Akzeptanz der Rechte von behinderten Menschen, sie sollten helfen, Ängste, Mythen 
und Missverständnisse zu zerstreuen, und die Anstrengungen der Gesellschaft unterstützen. 
Pädagogische Mittel, um Schülern zu helfen ein Gefühl von Individualität in Zusammenhang mit 
eigener oder anderer Behinderung zu entwickeln, und ihnen zu helfen, Unterschiede positiver zu 
sehen, sollten entwickelt und weit verbreitet werden. 
Es ist notwendig, eine Bildung für alle zur erreichen, die auf den Prinzipien der vollen Teil- 
habe und Gleichberechtigung basiert. Bildung spielt eine Schlüsselrolle für die Zukunft eines 
jeden Menschen, sowohl aus persönlicher als auch aus sozialer und beruflicher Sicht. Das Bil- 
dungssystem muss daher die Hauptrolle spielen, um eine persönliche Entwicklung und soziale 
Einbeziehung zu sichern, die Kindern und Jugendlichen erlauben wird so unabhängig wie mög- 
lich zu sein. Das Bildungssystem ist der erste Schritt zu einer einbeziehenden Gesellschaft. 
Schulen, Hochschulen und Universitäten sollten in Zusammenarbeit mit Fachleuten für 
Behinderung Vorträge und Workshops für Journalisten, Werbeagenturen, Architekten, Arbeitge- 
ber, soziale und gesundheitliche Fürsorgedienste, familiäre Pflegepersonen, Freiwillige und 
Mitglieder der örtlichen Verwaltung mit dem Ziel der Bewusstseinsbildung für Behinderungs- 
ffagen initiieren" (Dm DEKLARATION 2002, 8). 
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Nina Homberg 
Inklusive Pädagogik — zwei Studien: 
Förderung von Schüler(inne)n mit schweren 
Sprech- und Kommunikationsbeeinträchtigungen 
und ihren natürlich sprechenden Peers in 
inklusiven Spiel- und Lernsituationen 
In Integrationsklassen steht das Lernen nach individuellen Förderplänen 
mittlerweile hoch im Kurs. Den unterschiedlichen Lembedürfhissen der 
Schüler/innen gerecht zu werden, einer Beliebigkeit bei den Lemangeboten 
vorzubeugen und Lernerfolge überprüfen zu können, ist unbestritten ein 
wichtiges Anliegen. Förderpläne können zweifellos die Qualität individueller 
Förderung sichern - über die Qualität inklusiver Pädagogik ist damit nichts 
ausgesagt. 
Das Lernen nach individuellen Förderplänen knüpft vielmehr unmittelbar an 
sonderpädagogische Modelle an, bei denen ein Förderbedarf analysiert und 
begründet wird, der schließlich in eine spezielle Fördermaßnahme mündet. 
Diese enge Führung einer Förderung durch Experten entlang der Defizite - 
oder auch entlang der Talente - widerspricht der Idee von inklusivem Lernen. 
Wenn gemeinsamer Unterricht zum additiven Konzept gerät und spezielle 
Förderpläne zu Planerfüllung und vereinzeltem Lernen fuhren, dann lässt sich 
zumindest ein erklärtes Ziel inklusiven Unterrichts nicht nutzen. Gemeint ist 
die Chance in heterogenen Lemgruppen Erfahrungen zu sammeln und Anre- 
gungen zu bekommen, die über die eigenen Möglichkeiten hinausgehen. Von 
der Vision einer Schule als „einem Ort der Bekehrung und Belehrung durch 
Wissende zu einem Forum der Begegnung von Generationen und Kulturen“ 
(BRÜGELMANN 2002, 37) sind solche Förderkonzepte weit entfernt. 
Die folgenden Studien beschäftigen sich mit Fragen der Kommunikations- 
entwicklung bei Schüler/innen mit schweren Sprech- und Kommunikations- 
beeinträchtigungen und ihren natürlich sprechenden Peers. Beide Studien 
bieten aber auch ein gutes Beispiel dafür, wie sich exklusive Förderung zu 
inklusivem Lernen erweitern lässt. 
Zur Ausgangslage: Inklusion stellt für Schüler/innen mit schweren 
Sprech- und Kommunikationsbeeinträchtigungen eine wesentliche Voraus- 
setzung zur Sprach- und Persönlichkeitsentwicklung dar (vgl. DOWNING 
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1998; HOMBERG 1995; MüLLER 1994; WEIß 1996). „Nicht sprechende“ Kin- 
der und Jugendliche brauchen ein gut sprechendes Umfeld, das ihre Mimik 
und Gestik, die grafischen Zeichen auf einer Kommunikationstafel oder die 
kargen Worte einer elektronischen Sprechhilfe verstehen, richtig deuten und 
in Lautsprache „übersetzen“ kann. Nur so erleben sie sich sprechend und 
verstanden. 
In integrativen Klassen1 können diese Aufgabe auch Mitschüler/innen 
übernehmen. Es sind die Erfolge bei der Verständigung mit Gleichaltrigen, 
die in so besonderer Weise zur Förderung der Sprachentwicklung beitragen. 
In integrativen Klassen hören und lernen Schüler/innen mit Sprech- und 
Kommunikationsbeeinträchtigungen die Sprache ihrer Generation und erfah- 
ren sich als Teil einer Kinder- und Jugendkultur, die sich besonders typisch 
in der Sprache ausdrückt. 
Anspruchsvolle Kontakte zwischen Schüler/innen gelingen aber auch in 
integrativen Situationen nicht immer. Manchmal geht die Verständigung 
nicht über die Klärung einfacher Sachverhalte hinaus oder die Kinder und 
Jugendlichen vermeiden Gespräche, weil sie frustrierende Kommunikations- 
einbrüche erlebt haben. 
Beide Studien finden in Lemumgebungen statt, die manchmal eher als 
integrativ, manchmal schon als inklusiv zu beschreiben sind. Beide Studien 
gehen der Frage nach, ob ein Kommunikationstraining der natürlich spre- 
chenden Peers nachweisbare Auswirkungen auf die individuelle Sprachent- 
wicklung der Schüler/innen mit Sprech- und Kommunikationsbeeinträchti- 
gungen und auf die Interaktion in der Gruppe hat. Förderung erfahren hier 
also ausschließlich die nicht behinderten Kinder oder alle Kinder gemeinsam 
in ihrer Lemgruppe. Sprachentwicklung und unbefriedigende Kontakte zwi- 
schen natürlich sprechenden und unterstützt kommunizierenden2 Kindern 
werden hier nicht als „Problem“ der Kinder mit Behinderungen, sondern als 
gemeinsames Anliegen betrachtet. Dieser Ansatz unterscheidet solche Lem- 
und Förderangebote vom klassischen Vorgehen in der Sonderpädagogik. 
Die Studie von LIGHT et al. an der Pennsylvania State University (vgl. 
LIGHT 1998; HOMBERG 1998) beschränkt sich auf drei Interaktionspaare im 
Vorschul- und Schulalter. Die unterstützt kommunizierenden Kinder verstän- 
digen sich mit persönlichen Ausdrucksmitteln, Gebärden, Kommunikations- 
1 Nach einer Untersuchung der Freien Universität Berlin (1992) sind an West-Berliner Sonder- 
schulen für Geistigbehinderte 57 % der Schüler/innen .nicht sprechend“ (vgl. COON/ KREMER 
1994). Gute sprachliche Kontakte unter Kindern sind daher erheblich erschwert. Die Verständi- 
gung wird dort überwiegend durch Pädagogen/innen und Therapeuten/innen organisiert. 
2 unterstützt kommunizierend = sich mit Kommunikationshilfen verständigend 
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tafeln und elektronischen Sprechhilfen. Im Verlauf des Trainings üben die 
natürlich sprechenden Kinder zunächst mit einer Versuchsleiterin Strategien 
und Techniken Unterstützter Kommunikation. Im gemeinsamen Spiel erpro- 
ben die Kinder dann ihre Kenntnisse und lernen, wie sich die Aufinerksam- 
keit ihrer Spielpartner/innen erhalten lässt, wie man offene Fragen stellt oder 
genügend Zeit zum Antworten lässt. In natürlich verlaufenden Spielsituatio- 
nen werden anschließend bei den unterstützt kommunizierenden Proban- 
den/innen zwei Faktoren gemessen: die Häufigkeit der an die natürlich spre- 
chenden Kinder gerichteten Kontaktaufhahmen und die Anzahl der linguisti- 
schen Konzepte, die sich in diesen Kontaktaufhahmen ausdrücken. 
Die Ergebnisse sind überraschend eindeutig. Obwohl das Kommunikati- 
onstraining ausdrücklich nur die natürlich sprechenden Kinder gefordert hat, 
lässt sich eine signifikante Steigerung der Quantität und der Qualität der 
kommunikativen Kontakte bei den unterstützt kommunizierenden Kindern 
nachweisen. 
Wie haben diese schwer behinderten Kinder, die doch selbst nur mittelbar 
von dem Training profitiert haben, so schnell gelernt? Immerhin sind dem 
Kommunikationstraining ihrer Peers nur wenige gemeinsame Spielstunden 
gefolgt. Es liegt die Vermutung nahe, dass die unterstützt kommunizierenden 
Kinder nur die Chance gebraucht haben ihre Fähigkeiten zu zeigen - und das 
ist ihnen erst in einem verstehenden Umfeld möglich. 
Neben der Sprachentwicklung bei den unterstützt kommunizierenden 
Kindern haben sich LIGHT et al. für das Andauem der Trainingsergebnisse 
interessiert, für die Ausweitung auf neue Spielsituationen und schließlich für 
die Übertragbarkeit der Lernerfolge auf ungeschulte Gleichaltrige. Die erwei- 
terte Untersuchung bestätigt die Vermutung von der Bedeutsamkeit eines gut 
geförderten Umfelds: Bei den Kinderpaaren, die gelernt haben sich zu ver- 
ständigen, bleiben auch in neuen Spielsituationen die guten Kontakte erhalten 
- bei ungeübten Gleichaltrigen können die unterstützt kommunizierenden 
Kinder ihre kommunikativen Kompetenzen nach wie vor nicht zeigen. 
In den Schlussfolgerungen weist die Studie u.a. nachdrücklich auf die 
Notwendigkeit der Unterweisung größerer Gruppen hin und schlägt in einem 
Ausblick weitere Untersuchungen z.B. zu geeigneten Methoden und Techni- 
ken für Peer-Trainings vor. 
Die Berliner Nachfolgestudie (1998-1999) findet im Rahmen der wissen- 
schaftlichen Begleitung des „Schulversuchs zur Integration von Kindern mit 
geistiger Behinderung und Kindern mit schweren Mehrfachbehinderungen in 
allgemeinen Schulen“ statt (vgl. HÖMBERG 2002). 
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Zu einem Peer-Training entschließen sich Pädagogen/innen3 in fünf Klas- 
sen unterschiedlicher Jahrgangsstufen, die sich eine Verbesserung der Ver- 
ständigung in ihrer Klasse wünschen. Ausgangspunkt des Peer-Trainings ist 
immer die Situation des unterstützt kommunizierenden Kindes, allerdings 
wollen die Pädagogen/innen in diesem Zusammenhang allen Kindern die 
Gelegenheit geben, mehr über Sprache und Kommunikation, besonders aber 
zu ihren Beziehungen untereinander zu erfahren. Sie erwarten auch eine 
höhere Akzeptanz für die Situation der Kinder anderer Muttersprachen. Die 
andere Gewichtung entspricht der Realität dieser Integrationsklassen und der 
Überzeugung der Pädagogen/innen, die erfolgreiche Förderung ganz über- 
wiegend im Kontext gemeinsamer Lern- und Entwicklungsinteressen sehen. 
Alle Pädagogen/innen kennen die Light-Studie und hoffen auf die be- 
schriebenen Effekte. Sie wollen aber für ihre Projekte eigene Formen der 
Durchführung entwickeln, die den spezifischen Bedürfnissen der jeweiligen 
Klassensituation entsprechen. Die Berliner Studie ist daher eher als Doku- 
mentation in einem gemeinsamen Forschungsprozess anzusehen - nicht als 
eine Untersuchung nach strengen Kriterien. Umfang und Ergebnisse berech- 
tigen aber durchaus dazu die Erkenntnisse zu verallgemeinern. 
Insgesamt sind 100 Schüler/innen beteiligt, davon verständigen sich 9 
Schüler/innen mit eingeschränkter Lautsprache bzw. ohne Lautsprache. Etwa 
25 % aller Kinder in diesen fünf Klassen sind Kinder anderer Herkunftslän- 
der, die Deutsch oft erst in der Schule gelernt haben. 
Das Feststellen der Ausgangslage im Vorfeld des Peer-Trainings umfasst 
Gespräche mit den Pädagogen/innen und den Eltern zur Gesprächskultur in 
der Klasse und zur besonderen Situation des unterstützt kommunizierenden 
Kindes. Die Schüler/innen werden im Rahmen von Interviews nach ihrer 
eigenen Einschätzung gefragt. Diese Interviews dienen zugleich ihrer Ein- 
stimmung auf das Projekt. 
Die Ergebnisse des Peer-Trainings werden in Gesprächen mit den Päda- 
gogen/innen, einigen Eltern und den Kindern ca. ein bis drei Wochen später 
festgestellt. Dabei wird wieder nach einer persönlichen Einschätzung zur 
Qualität und Quantität der kommunikativen Kontakte sowohl bei den unter- 
stützt kommunizierenden Schüler/innen als auch für die gesamte Klasse ge- 
fragt. 
3 Als Pädagogen/innen werden hier alle Lehrpersonen bezeichnet, die zu diesem Zeitpunkt in den 
Klassen gearbeitet haben, z.B.: Grund- und Sonderschullehrer/innen, Erzieher/innen und Sozial- 
pädagogen/innen. 
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Bezüglich der Vorgehensweise entschließen sich die Pädagogen/innen zur 
Implementierung eines Peer-Trainings in den gemeinsamen Unterricht. Es 
soll entweder im Rahmen eines Unterrichtsblocks oder in Form eines ganzen 
Projekttages stattfinden. Alle Kinder einer Klasse sind beteiligt - besonders 
auch das unterstützt kommunizierende Kind als Teil seiner Lemgruppe. 
Anders als bei der Light-Studie setzen die Berliner Pädagogen/innen nicht 
auf Instruktion, sondern auf die Öffnung eines Lemfelds zum Thema „Spra- 
che und Kommunikation“, um den Kindern Raum zum Erforschen und Ent- 
wickeln geeigneter Strategien zur besseren Verständigung zu bieten. 
Wie intensiv die Schüler/innen bei einem solchen Projekttag ihren eigenen 
Fragen und Interessen nachgehen ohne das eigentliche Thema - die individu- 
elle und die gemeinsame Verständigung - aus dem Blick zu verheren, zeigt 
das Beispiel einer 4. Klasse im Berliner Schulversuch: 
Zu den 21 Schüler/innen der Klasse gehören 5 Kinder aus Migrantenfami- 
lien und 3 Kinder mit besonderem Förderbedarf. Nora ist ein Kind mit 
schwerer Mehrfachbehinderung. Sie verständigt sich mit unterschiedlichen 
Lauten, einzelnen Worten und mit (überwiegend selbst entwickelten) Gebär- 
den. In der Schule hat sie gelernt Kommunikationstafeln, ein Tagebuch und 
eine einfache elektronische Sprechhilfe zur Verständigung einzusetzen. 
Alle Schüler/innen haben vor dem Projekttag an einem Interview teilge- 
nommen. Die meisten Kinder sind der Ansicht, dass Nora sich im Kontext 
einer bestimmten Situation mit vertrauten Personen und ihren Hilfsmitteln 
gut verständigen kann, aber wenig Chancen hat, wenn die Gesprächspart- 
ner/innen ungeübt sind. Sie meinen daher, dass auch andere wissen sollten, 
wie sich Nora verständigt. Nora selbst ist der Ansicht, dass ihre Freundinnen 
sie gut verstehen. Sie möchte aber mehr von zu Hause erzählen können. Nora 
fehlen hier offenbar sowohl die passenden Symbole zur Verständigung als 
auch ein interessiertes Publikum. 
Der Projekttag beginnt mit einer Partnerübung, bei der die Kinder einan- 
der eine Botschaft übermitteln ohne dabei zu sprechen. In der anschließenden 
Diskussion entwickeln sich Arbeitsgruppen zu unterschiedlichen Interessen- 
bereichen. Es entsteht ein Theaterstück und ein Video zur Verständigung mit 
Nora. Die Kinder gestalten Kommunikationstafeln, die ein „zu Hause“- 
Vokabular anbieten, und eine Fotowand zur Gebärdenkommunikation. Sie 
entdecken dabei, wie variantenreich Nora sich verständigt und wie gut sich 
solche Strategien in anderen Zusammenhängen einsetzen lassen. 
Alle Gruppen beschäftigen sich bei ihren unterschiedlichen Aktivitäten 
mit Themen wie: eigene Sprache, andere Sprachen, gedachte(!) und gespro- 
chene Sprache, Alternativen zur Lautsprache, Verständigung mit Kindern, 
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Erwachsenen und Tieren(!). Alle Kinder sprechen über Verständigungskon- 
flikte und Möglichkeiten der Konfliktlösung. Den Schwerpunkt haben die 
Schüler/innen aber - ohne dass dies besonders gefordert war - auf eine besse- 
re Verständigung mit Nora gelegt. Dabei erleben die Schüler/innen sich 
selbst als kompetent. Sie sind eher bemüht dem weiteren Umfeld zu zeigen, 
wie sich Gespräche mit Nora organisieren lassen. Schüler/innen, Pädago- 
gen/innen und Eltern stimmen darin überein, dass sich die Verständigung in 
der Klasse sowohl mit Nora als auch untereinander deutlich verbessert hat. 
Das Selbstwertgefühl und der soziale Zusammenhalt der Kinder wird vor 
allem durch das Erreichen ihres persönlichen Ziels gestärkt. Die ganze Schu- 
le interessiert sich für ihre Informationsmaterialien zur Unterstützten Kom- 
munikation und für das Theaterstück. Die Verständigung mit Nora entwickelt 
sich weit über den Klassenzusammenhang hinaus - über mangelnde Zuhörer- 
schaft braucht sich Nora in der nächsten Zeit nicht zu beklagen. Letztlich 
haben hier die Peers ein Peer-Training entwickelt und ganz nebenbei gelernt, 
wie befriedigend solidarische Prozesse sein können. 
Insgesamt werden in allen Klassenstufen auch dann gute Ergebnisse er- 
zielt, wenn das Peer-Training weniger umfangreich und kreativ angelegt ist 
als in dieser vierten Klasse. Die bewusste Beschäftigung mit Kommunikation 
auf unterschiedlichen Ebenen, z.B. auch mit anderen Sprachen und Kulturen, 
wirkt sich in allen Klassenstufen positiv aus. Gelegentliche Zusammenbrüche 
der Kommunikation lassen sich nach wie vor nicht vermeiden. Die meisten 
Schüler/innen sehen darin aber nun eher eine Herausforderung als einen An- 
lass das Gespräch abzubrechen. 
Damit ist die Frage zu einem erfolgreichen Peer-Training in größeren 
Gruppen beantwortet. 
Ein wichtiges Ergebnis für die Pädagogen/innen ist die Bestätigung ihres 
Planungskonzepts. Eine umfangreiche und integrierte Kommunikationsforde- 
rung ist in allen fünf Klassen nicht durch Unterweisung gelungen, sondern im 
Rahmen selbstbestimmter Lernprozesse. CARLE bezeichnet solche Fähigkei- 
ten bei den Pädagogen/innen als „Diversity-Kompetenz“. Sie nennt dabei 
auch die Möglichkeit, Kinder in solchen Lemsituationen beobachten zu kön- 
nen und einen Einblick zu gewinnen, „wie Kinder von sich aus an Inhalte 
herangehen“ (CARLE 2002, 90). Eingeengt in ein Korsett individueller För- 
derpläne hätten die Schüler/innen solche gemeinschaftlichen Entdeckungsrei- 
sen in unbekannte Wissensgebiete, die Chance unterschiedliche Perspektiven 
emzunehmen und das Vergnügen eigene Lern- und Erkenntniswege zu gehen 
sicher nicht so unkompliziert wahmehmen können. 
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Förderschwerpunkt emotionaler und sozialer 
Bereich. Eine empirische Begleitstudie zur 
Qualitätsüberprüfung 
1 Das Projekt „Qualitätsentwicklung in der Förderung 
von Kindern mit emotionalem und sozialem 
Förderbedarf“ (Projekt em-soz) 
In diesem Artikel möchte ich ein Evaluationsprojekt vorstellen, das derzeit 
am Institut für Erziehungswissenschaft der Technischen Univerität (TU) 
Berlin in Zusammenarbeit mit der Berliner Bildungsverwaltung und mit der 
beteiligten Schulaufsicht durchgefuhrt wird. Geleitet wird es von Prof. Dr. 
Ulf Preuss-Lausitz (TU Berlin) und Prof. Dr. Karl-Heinz Arnold (Universität 
Hildesheim). Ziel dieses Projektes ist, der Frage nachzugehen, welches die 
optimalen unterrichtlichen, schulischen und außerschulischen Wege sind, mit 
denen ,Schülerinnen und Schüler mit Förderbedarf im Bereich emotionale 
und soziale Entwicklung1 gefordert werden1. 
1.1 Untersuchungsmerkmale 
Entsprechend dieser Fragestellung lassen sich die zu untersuchenden Merk- 
male in drei Kategorien einteilen: 
1. Merkmale der Schülerinnen und Schüler mit Förderbedarf em-soz: 
Es wird gefragt, was Lehrerinnen und Lehrer empirisch unter „Schülerinnen 
und Schüler mit Förderbedarf em-soz“ verstehen und welchen Belastungen 
diese Kinder ausgesetzt sind, aber auch, auf welche Ressourcen sie zurück- 
greifen können. In diesem Sinne wird sowohl nach dem Fremdbild (Lehrkräf- 
te, Eltern) als auch nach dem Selbstbild der betroffenen Kinder gefragt. 
2. Merkmale der Klassen-, Unterrichts- und Schulsituation: 
Dies umschließt sowohl das Unterrichtsgeschehen und das Schulleben als 
auch die Entwicklung der sozialen Situation der Kinder mit Förderbedarf em- 
soz in den jeweiligen Klassen. 
1,,Förderbedarf im emotionalen und sozialen Bereich“ wird im Folgenden mit ..F örderbedarf em- 
soz“ abgekürzt. 
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3. Merkmale der Förderung: 
Unter diesen Aspekt werden Planung, Realisierung und Effektivität der schu- 
lischen Fördermaßnahmen ebenso gefasst wie die Kooperation mit den Eltern 
und mit außerschulischen Hilfeeinrichtungen. 
1.2 Stichprobe 
Untersucht werden Schüler/innen mit offiziellem Förderstatus em-soz aus 
zwei Berliner Innenstadt-Teilbezirken, die dort im Schuljahr 2001/02 die 
erste oder vierte Klasse einer Grundschule besuchten, sowie die Schü- 
ler/innen mit offiziellem Förderstatus, die im Laufe des Projekts in den ent- 
sprechenden Jahrgangsstufen hinzukommen. 
Formal stehen diesen Schüler/innen in Berlin vier Stunden sonderpädago- 
gische Förderung pro Woche für individuelle Förderung zu (vgl. HEYER 
1998, 165), real sind es meistens eher drei Stunden, die primär in Form von 
Doppelbesetzungsstunden, aber auch zur Beratung der Klassenlehrerin bzw. 
des Klassenlehrers durch eine Ambulanzlehrerin, zur Beobachtung des Schü- 
lers bzw. der Schülerin oder zur Einzel- oder Kleingruppenförderung etc. 
genutzt werden können. 
Für einige Fragestellungen, beispielsweise für soziometrische Daten, wer- 
den nicht nur die em-soz Kinder, sondern auch ihre Mitschülerinnen und 
Mitschüler befragt. Diese dienen dann als Vergleichsstichprobe. In der Stich- 
probe der Kinder mit Förderbedarf em-soz befinden sich, gemessen an der 
Vergleichsstichprobe, überdurchschnittlich viele Jungen, aber ähnlich viele 
Kinder mit Migrationshintergrund (vgl. Tabelle 1). 
Tab. 1: Verteilung nach Geschlecht und Migrationshintergrund in Untersuchungsstichprobe 
und Vergleichsstichprobe (Schuljahr 2001/02) 
Geschlecht 
Junge Mädchen 
Sprachen in der Familie 
nur deutsch deutsch und andere 
bzw. nur andere 
Gesamt 
(n = 389) 
50,6 % 49,4 % 45,0 % 55,0 % 
nicht em-soz 
(n = 360) 
48,1 % 51,9% 44,4 % 55,6 % 
em-soz 
(n = 29) 
82,8 % 17,2% 51,7% 48,2 % 
Unterschiede hoch signifikant 
(p = .000) 
kein signifikanter Unterschied 
(P = .321) 
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Die Mobilität in der Stichprobe ist ebenfalls Gegenstand der Dokumentation. 
Bisher ist sie hoch: Die Untersuchung wurde mit 33 Schülerinnen und Schü- 
lern mit Förderbedarf em-soz begonnen, nach einem Jahr waren zehn Schüle- 
rinnen und Schüler durch Wegzug, durch Wegfall bzw. Änderung des För- 
derstatus oder durch Überweisung in eine Sondereinrichtung ausgeschieden. 
14 Kinder sind - sämtlich in den zweiten Klassen - hinzugekommen. 
1.3 Design 
Das Forschungsprojekt ist insgesamt auf drei Jahre angelegt; damit werden 
die Schüler/innen von der ersten bis zur dritten sowie von der vierten bis zur 
sechsten Klasse begleitet. Betrachtet man die Ergebnisse im Querschnitt, 
erhält man auf diese Weise Daten zur gesamten Berliner Grundschulzeit; im 
Längsschnitt können zumindest mittelfristige Entwicklungen über drei Jahre 
verfolgt werden. Während dieser Zeit wird die Aktenlage analysiert, die un- 
terschiedlichen Beteiligten werden mit halbstandardisierten Interviews und 
mit standardisierten Fragebögen befragt, außerdem wird der Unterricht beob- 
achtet (vgl. Tabelle 2). 
Tab. 2: Zeitlicher Ablauf des Projekts 
Schuljahr 2001/02 Schuljahr 2002/03 Schuljahr 2003/04 
Analyse der Fördergutachten, 
Förderpläne und -berichte 
Analyse der Förderpläne und 
-berichte 







Förder- und Klassenlehrern 
Befragung der Klassen, 
Soziogramme 
Befragung der Klassen, 
Soziogramme 
Befragung der Klassen, 
Soziogramme 
Befragung von 








• em-soz Schülern 
• Klassenlehrer/in 
• Förderlehrer/in 
2 Die Unterrichtsbeobachtung 
Im Folgenden soll die Unterrichtsbeobachtung als ein Teil des Projektes 
herausgegriffen und näher erläutert werden. Zwei Aspekte werden in diesem 
Rahmen betrachtet: 
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• die didaktischen Entscheidungen der Lehrerinnen und Lehrer und 
• ihr Konfliktmanagement. 
2.1 Fragestellung und Hypothesen 
2.1.1 Didaktische Aspekte 
Mit der Frage nach den didaktischen Entscheidungen der Lehrerinnen und 
Lehrer, die Kinder mit Förderbedarf im emotionalen und sozialen Bereich 
unterrichten, soll nicht nur herausgefunden werden, welche Unterrichtsansät- 
ze für den integrativen Unterricht tatsächlich angewendet werden (vgl. bei- 
spielsweise SÖRENSEN 1997), sondern vor allem soll herausgefunden werden, 
ob und wie diese Ansätze modifiziert werden. Daher wird neben der Anwen- 
dung von gängigen Methoden auch protokolliert, ob und wonach differenziert 
wird, welche Wahlmöglichkeiten den Kindern gegeben werden (vgl. NAUCK 
1993, 185ff) und ggf. wie die Arbeitsteilung mit der Doppelbesetzung orga- 
nisiert ist. 
Es wird vermutet, dass ein Unterricht, in dem leistungsdifferenziert gear- 
beitet wird und in dem den em-soz Schülern dosiert Wahlmöglichkeiten und 
(ggf. begleitete) Partner- bzw. Gruppenarbeit angeboten werden, sich auf das 
Sozialverhalten der em-soz Kinder positiv auswirkt, da auf diese Weise 
Frustrationen durch Überforderungen vorgebeugt werden kann und soziale 
Arbeitsformen eingeübt werden können. 
2.1.2 Konfliktmanagement 
Unter diesen Aspekt werden sowohl präventive als auch interventive Strate- 
gien des Umgangs mit Konflikten gefasst. Hier werden verschiedene Elemen- 
te der Klassenfuhrung wie z.B. Dabeisein, Klarheit, Zügigkeit der Interventi- 
onen und Strukturiertheit beobachtet, die sich bereits in anderen Untersu- 
chungen als wirksam für das Aufmerksamkeitsverhalten der Schülerinnen 
und Schüler herausgestellt haben (vgl. RHEINBERG & Hoss 1979 sowie 
HELMKE & RENKL 1993). Außerdem wird der Umgangsstil der Lehrerin bzw. 
des Lehrers mit den Kindern protokolliert. 
Vermutet wird, dass ein freundlicher, akzeptierender und eindeutiger Um- 
gangsstil ebenso wie eine strukturierte, gut organisierte und für die Schü- 
ler/innen transparente Klassenfuhrung nicht nur Disziplinprobleme reduzie- 
ren kann (vgl. JÜRGENS 2000, 45fl), sondern dass ein solches Konfliktmana- 
gement gerade im Unterricht mit em-soz Schüler/innen positive Auswirkun- 
206 
gen sowohl auf das gesamte Klassenklima als auch auf das Sozial- und Auf- 
merksamkeitsverhalten der einzelnen Schüler/innen hat, da mittels eindeuti- 
ger Anforderungen an jede/n Schüler/in - auch im sozialen Bereich - und 
durch die Modellfunktion des/der Lehrer/in auf diese Weise ein positives 
Sozialklima in der Klasse gefördert werden kann. 
Kriterium für eine gelungene Förderung ist letztlich eine längerfristige 
positive emotionale und soziale Entwicklung der Schüler/innen mit Förder- 
bedarf em-soz. Da eine solche Entwicklung in einzelnen Unterrichtsstunden 
nicht beobachtbar ist, wird zur Überprüfung der Hypothesen zunächst das 
direkte Aufinerksamkeits- und Störverhalten der em-soz Schülerinnen und 
Schüler sowie das auf diese Kinder bezogene Verhalten der übrigen Schüle- 
rinnen und Schüler als Indikator herangezogen. Darüber hinaus soll überprüft 
werden, ob sich Zusammenhänge finden lassen zwischen der Methodik bzw. 
dem Konfliktmanagement und der mittelfristigen sozialen Entwicklung in 
den Klassen (Soziogramme); wegen des punktuellen Charakters der Unter- 
richtsbeobachtungen werden diese Ergebnisse aber mit Vorsicht zu interpre- 
tieren sein. 
2.2 Vorgehen 
Jede Klasse wird an zwei verschiedenen Vormittagen je zwei Stunden lang 
beobachtet. Dabei sollen möglichst unterschiedliche Fächer bzw. Lemberei- 
che berücksichtigt werden und, wenn möglich, sollte eine der beiden Stunden 
eine Doppelbesetzungsstunde sein. In den fünften Klassen sollte außerdem 
nach Möglichkeit nicht nur bei dem/der Klassenlehrer/in, sondern auch bei 
einer/einem Fachlehrer/in hospitiert werden. 
Es werden jeweils zwei, in Klassen mit mehr als zwei em-soz Kindern 
drei Beobachter/innen eingesetzt. Alle Beobachter/innen sind zuvor u.a. mit 
einem Diskriminationstraining zur Unterscheidung von aggressivem, siche- 
rem (d.h. freundlichem, aber klarem) und unsicherem bzw. unklaren Verhal- 
ten geschult warten (nach HlNSCH 1998, 98f.). Während der Schulstunden 
beobachten beide Beobachter/innen die Methodik und ggf. den Einsatz der 
Doppelbesetzung, eine beobachtet schwerpunktmäßig die Lehrkraft, die an- 
dere beobachtet schwerpunktmäßig das em-soz Kind bzw. die em-soz Kin- 
der. Auf diese Weise können die Protokollbögen der beiden Beobach- 
ter/innen miteinander verglichen werden, damit bei Widersprüchen zwischen 
den Protokollen oder bei Inkonsistenz in einem Protokoll Rücksprache gehal- 
ten werden kann. 
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2.3 Instrumente 
Zur Beobachtung werden Protokollbögen eingesetzt, die in einem Fünf- 
Minuten-Raster sowohl geschlossene Kategorien vorgeben als auch Platz für 
freie Aufzeichnungen lassen. Inhaltlich enthalten die Bögen folgende Kate- 
gorien, die den oben genannten Merkmalen entsprechen: 
• Didaktische Entscheidungen: 
a) Methoden (z.B. gelenktes Unterrichtsgespräch, Wochenplanarbeit) 
b) Sozialformen (z.B. Einzelarbeit, Gruppenarbeit) 
c) Differenzierung (z.B. nach Lemgeschwindigkeit, nach Anschauungs- 
material) 
d) Wahlmöglichkeiten für das em-soz Kind (z.B. Reihenfolge der Aufga- 
ben, Sozialform) 
• Einsatz der Doppelbesetzung: 
a) im Unterrichtsgespräch (z.B. gleichberechtigte Gesprächsführung, 
Doppelbesetzung beobachtet) 
b) in Arbeitsphasen (z.B. Doppelbesetzung hilft em-soz Kind(em), Dop- 
pelbesetzung steht allen Kindern zur Verfügung) 
• Schülerverhalten: 
a) Reaktionen des em-soz Kindes auf Arbeitsanweisungen (z.B. zügig, 
verzögert) 
b) Reaktionen des em-soz Kindes auf Hilfestellungen (z.B. Annahme, 
Verweigerung) 
c) Reaktionen des em-soz Kindes auf Interventionen (z.B. verhält sich ent- 
sprechend, widerspricht) 
d) auf das em-soz Kind bezogene Aktionen der Mitschüler/innen (z.B. sti- 
cheln, ignorieren, kooperieren) 
• Klassenmanagement der Lehrerin: 
a) Klarheit, Strukturiertheit (z.B. Arbeitsanweisungen von allen verstan- 
den) 
b) Dabeisein (z.B. Interventionen treffen den Richtigen) 
c) Störungskontrolle, Sanktionen (z.B. interveniert sofort, interveniert ver- 
zögert) 
d) Zeitnutzung (für Organisatorisches, Störungen, Unterrichtsinhalte) 
e) Umgangsstil (aggressiv, sicher-freundlich-klar, unsicher-unklar). 
Weiterhin füllen die Beobachter am Ende der beiden Stunden die Beobach- 
terversion des SDQ (Fragebogen zu Stärken und Schwächen, vgl. WOERNER 
u.a. 2002) aus; da dieser aber zu den unter 1.3 genannten standardisierten 
Instrumenten gehört, wird er im Folgenden nicht näher erläutert. 
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Zur Erhebung der mittelfristigen Entwicklung der sozialen Beziehungen 
der Schülerinnen und Schüler einer Klasse untereinander, insbesondere bezo- 
gen auf die em-soz Kinder, werden außerdem soziometrische Fragebögen 
verwendet, mit denen alle Schülerinnen und Schüler der untersuchten Klas- 
sen befragt werden. Mit ihnen werden neben soziometrischen Daten wie 
beispielsweise Geschlecht, Alter, Anzahl der Geschwister und Wahl bzw. 
gegebenenfalls Ablehnung von Mitschülern auch die psychosoziale Situation 
(Wohlfuhlen, Streit etc. in der Klasse) sowie Fächerpräferenzen erfragt. 
Schließlich ist ein Fragebogen geplant, mit dem die Klassenlehrerinnen und 
-lehrer danach befragt werden sollen, welche Methoden sie wie oft im Unter- 
richt anwenden. Auch wenn man berücksichtigt, dass es hier Verzerrungen in 
der Eigenwahmehmung gibt, so wird doch erwartet, dass auf diese Weise 
Unterschiede in methodischen Präferenzen der Lehrkräfte deutlich werden. 
3 Darstellung der Instrumente anhand eines 
Fallbeispiels 
Hendrik (Name geändert) ist ein mittlerweile elfjähriger Junge, der die 5. 
Klasse einer Grundschule mit Ganztagsangebot besucht. Er stammt aus ein- 
fachen Verhältnissen mit eher niedrigem Einkommen. Im schulpsychologi- 
schen Gutachten, das bereits in der Vorklasse erstellt wurde, wird ein Auf- 
merksamkeits-Defizit-Syndrom diagnostiziert, außerdem sei er leicht ablenk- 
bar, ängstlich und aggressiv. Seine Eltern sind geschieden, als einziger von 
drei Brüdern lebt Hendrik bei seinem Vater und dessen Freundin, da seine 
Mutter ihn laut Aussage des Vaters nicht erträgt. Mit seinen Brüdern sowie 
mit dem Sohn der Freundin seines Vaters versteht er sich laut eigenen Anga- 
ben gut. 
3.1 Soziogrammfragebogen 
Bereits aus der ersten Klasse wird berichtet, dass Hendrik von den anderen 
Kindern abgelehnt wird und dass deren Eltern sich wegen seiner plötzlichen 
und heftigen Aggressionen über Hendrik beschweren: Ihre Kinder würden 
nicht mehr gerne zur Schule gehen, da Hendrik häufig aggressiv sei. 
Als in der vierten Klasse die Soziogramme erhoben werden, wird deutlich, 
dass Hendrik von fast allen Kindern abgelehnt und von keinem gewählt wird 
mit der Begründung, er verursache Unterrichtsstörungen und sei aggressiv. 
Hendrik nennt 5 Kinder, die er wählt, und 6 Kinder, die er ablehnt. Auch er 
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begründet seine Ablehnungen damit, dass die anderen Kinder ihm gegenüber 
aggressiv seien. Er erklärt, dass er oft geärgert wird und dass andere Kinder 
öfter mal böse seien auf ihn, ohne dass er weiß, warum. Nachmittags spielt 
Hendrik laut eigener Auskunft nicht mit anderen Kindern aus der Klasse, 
sondern mit Kindern aus anderen Klassen und seinen Brüdern bzw. seinem 
Stiefbruder. 
Obwohl Hendrik im Schreiben laut Auskunft der Förderlehrerin bessere 
Leistungen zeigt als in anderen Bereichen, ist Schreiben die einzige Tätigkeit, 
die er weniger gerne mag - alle anderen Tätigkeiten mag er gerne oder sehr 
gerne. 
3.2 Beobachtungsprotokoll 
Die Protokolle der Unterrichtsstunden, die in dieser Klasse bereits beobachtet 
wurden - es handelt sich um eine 5. Stunde (Deutsch) und eine 6. Stunde 
(Mathematik) - bestätigen im Wesentlichen die Einschätzung des Förderbe- 
richtes, dass Hendrik im Unterricht mittlerweile gut mitarbeitet. Beide Stun- 
den wurden von der Klassenlehrerin durchgeführt, und in beiden Stunden war 
eine Lehreranwärterin, in der 6. Stunde außerdem die Förderlehrerin anwe- 
send. 
Methodisch ähnelten sich beide Stunden sehr: Es wurde jeweils nach ei- 
nem einführenden Unterrichtsgespräch an vorgegebenen Aufgaben gearbei- 
tet, die Arbeitsanweisungen wurden dabei von allen verstanden. Die Stunden 
schlossen mit einem Unterrichtsgespräch ab. In beiden Stunden wurde für 
einige Kinder differenziert - allerdings nicht für Hendrik, der dieselben Auf- 
gaben bearbeitete wie der Großteil der Klasse - und die Schülerinnen und 
Schüler durften in beiden Stunden die Reihenfolge der Aufgaben selbst wäh- 
len. In der Deutschstunde durften sie zusätzlich die Sozialform, in der Ma- 
thematikstunde den Arbeitsplatz (z.B. auf dem Flur) wählen. Diese Wahl- 
möglichkeiten galten auch für die beiden Kinder mit Förderbedarf em-soz. 
Unterrichtsstörungen gab es nur in der fünften Stunde, insbesondere zu 
Beginn. Die Klassenlehrerin ermahnte die betreffenden Kinder jedes Mal 
unverzüglich, dabei sprach sie zuverlässig die Richtigen an. Hendrik wurde 
für erwünschtes Verhalten unmittelbar und regelmäßig verstärkt. Insgesamt 
erschienen der Unterrichtsablauf stringent und die Unterrichtsinhalte gut 
strukturiert, jeweils 40 Minuten konnte die Klasse am Unterrichtsgegenstand 
arbeiten, die restliche Zeit wurde für Organisatorisches bzw. in der 5. Stunde 
für die Bewältigung von Störungen genutzt. 
Die Doppelbesetzung stand größtenteils den em-soz Kindern zur Verfü- 
gung, teilweise kümmerte sie sich auch um andere Kinder. In der Mathema- 
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tikstunde fiel den Beobachterinnen auf, dass die Doppelbesetzung, während 
sie mit Hendrik arbeitete, ständig Körperkontakt hielt. Auffällig war außer- 
dem, dass Hendrik jeweils zu Beginn der Arbeitsphasen individuelle struktu- 
rierende Hilfestellung durch die Klassenlehrerin bzw. Doppelbesetzung be- 
kam (z.B. „Was sollt ihr zuerst machen?“, Hilfe beim Aufschreiben der Re- 
chenaufgaben etc). 
Diese klare, strukturierte und zugewandte Unterrichtsfuhrung zeigte Er- 
folg: Nachdem die Deutschstunde mit einer längeren Ermahnung beginnen 
musste - Hendrik hatte in der Pause ein anderes Kind gewürgt - arbeiteten 
alle Schüler während der Arbeitsphase sehr konzentriert, lediglich in der 
Deutschstunde wurden einzelne Kinder, darunter auch Hendrik, kurz er- 
mahnt. Insgesamt stuften die Beobachterinnen die Arbeitsatmosphäre in 
beiden Stunden als sehr ruhig und angenehm ein. 
4 Erfahrungen und Ausblick 
In diesem Artikel wurde das Projekt em-soz vorgestellt und ein Teil, die 
Unterrichtsbeobachtung, näher erläutert und anhand eines Fallbeispiels illust- 
riert. 
Bisher haben wir die Erfahrung gemacht, dass die meisten Klassenlehre- 
rinnen und Klassenlehrer durchaus interessiert an den Ergebnissen aus ihrer 
Klasse sind. Beispielsweise haben wir die Soziogramme der Klassen den 
Lehrkräften zurückgemeldet, dies stieß auf große positive Resonanz. Auch 
die Kooperation der Lehrkräfte mit den Projektmitarbeiter/innen war bisher 
fast immer sehr gut. 
Weiterhin hat es sich bewährt, neben den geschlossenen Kategorien Platz 
für freie Aufzeichnungen auszuweisen, denn teilweise fallt es den Beobachte- 
rinnen schwer, unkonventionelle und innovative Unterrichtsmethoden oder 
auch extremes Schülerverhalten in das Schema des Protokollbogens einzu- 
ordnen. In diesen Fällen zeichnen sie die Informationen in freier Form auf 
und die Kategorisierung oder ggf. die Einführung neuer Kategorien wird im 
Nachhinein vorgenommen. Bei Bedarf wird möglichst zeitnah Rücksprache 
gehalten, um den Informationsverlust möglichst gering zu halten. In der Ein- 
schätzung der Methodik, die jeweils von beiden Beobachterinnen vorge- 
nommen wurde, war die Übereinstimmung der Protokolle bei der ersten Sich- 
tung bisher zufriedenstellend. 
Allerdings gab es auch Probleme. So ist es aufgrund der Rahmenbedin- 
gungen nicht immer möglich, eine Doppelbesetzungsstunde oder - in den 
fünften Klassen - den Unterricht bei einer Fachlehrerin bzw. einem Fachleh- 
rer zu beobachten, da die Doppelbesetzungsstunden für andere Zwecke ver- 
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wendet werden oder weil die Fachlehrer/innen nicht kooperieren. Es gab sehr 
vereinzelt auch Klassenlehrer/innen, die nicht kooperieren wollten, in diesen 
Fällen konnte aber bisher immer eine für alle Seiten akzeptable Lösung ge- 
funden werden. 
Schließlich arbeiten mehrere Beobachterinnen selbst als Ambulanzlehrerin 
in den untersuchten Bezirken; dies hat den Nachteil, dass sie teilweise in 
Rollenkonflikte kommen, etwa, wenn sie Ereignisse protokollieren müssen, 
die den betreffenden Lehrern unangenehm sind. Andererseits hat es aber auch 
den nicht zu unterschätzenden Vorteil, dass sie bereits einen Zugang zu den 
Schulen und den Lehrkräften haben bzw. sich diesen relativ leicht verschaf- 
fen können, da sie im Bezirk bekannt sind. 
Wenn alle Beobachtungsprotokolle gesammelt sind, voraussichtlich im 
Juni 2003, steht als nächster Schritt die quantitative Auswertung der Proto- 
kollbögen an. Um die Zuverlässigkeit der Ergebnisse abschätzen zu können, 
soll zunächst noch einmal genauer geprüft werden, wie hoch die Überein- 
stimmung zwischen den beiden Beobachterinnen ist (Inter-Rater-Reliabilität). 
Beabsichtigt wird dann, nicht nur Häufigkeiten festzustellen, sondern darüber 
hinaus anhand von Gruppierungen der Unterrichtsstunden die in Kapitel 2 
genannten Hypothesen zu überprüfen. So wäre beispielsweise denkbar, die 
beobachteten Lehrkräfte nach den verschiedenen Umgangsstilen zu gruppie- 
ren und zu prüfen, ob sich diese Gruppen auch hinsichtlich des beobachteten 
Schülerverhaltens unterscheiden. Die Ergebnisse des gesamten Projektes 
werden voraussichtlich 2005 in Form eines Buches präsentiert. 
Literatur 
HELMKE, ANDREAS & RENKL, ALEXANDER: Unaufmerksamkeit in Grundschulklassen: Problem 
der Klasse oder des Lehrers? In: Zeitschrift für Entwicklungspsychologie und Pädagogische 
Psychologie 25 (1993) 185-205 
HEYER, PETER: Berlin. In: ROSENBERGER, MANFRED (Hrsg ): Schule ohne Aussonderung - 
Idee, Konzepte, Zukunftschancen. Pädagogische Förderung behinderter und von Behinde- 
rung bedrohter Kinder und Jugendlicher. Neuwied, Kriftel, Berlin 1998,162 -176 
HINSCH, RüDIGER: Durchführung des GSK. In: HINSCH, RüDIGER & PFINGSTEN, ULRICH: 
Gruppentraining sozialer Kompetenzen (GSK). Grundlagen, Durchführung, Materialien. 3., 
überarb. Auflage Weinheim 1998 
JüRGENS, BARBARA: Schwierige Schüler? Disziplinkonflikte in der Schule. Hohengehren 2000 
JüRGENS, Enco: Die „neue“ Reformpädagogik und die Bewegung Offener Unterricht. Theorie, 
Praxis und Forschungslage. Sankt Augustin 1994 
NAUCK, JOACHIM: Offener Unterricht. Eine analytische Betrachtung. In: NAUCK, JOACHIM 
(Hg ): Offener Unterricht. Ziele, Praxis, Wirkungen. Braunschweig 1993 
OPP, GüNTHER/ HELBIG, PAUL/ SPECK-HAMDAN, ANGELIKA u.a.: Problemkinder in der Grund- 
schule. Bad Heilbrunn 1999 
212 
PETERMANN, FRANZ u.a.: Sozialtraining in der Schule. Weinheim 1999 
RHEINBERG, FALKO & Hoss, JOCHEN: Störungen und Mitarbeit im Unterricht. Eine Erkun- 
dungsstudie zu Kounin’s Kategorisierung des Lehrerverhaltens. Zeitschrift für Entwick- 
lungspsychologie und Pädagogische Psychologie 11 (1979) 244-249 
SöRENSEN, BERND: Integration von Kindern mit Behinderungen erfordert eine Öffnung des 
Unterrichts und der Schule. In: GÖHLICH, MICHAEL (Hrsg ): Offener Unterricht - Commu- 
nity Education - Altemativschulpädagogik - Reggiopädagogik. Die neuen Reformpädago- 
giken. Geschichte, Konzeption, Praxis. Weinheim und Basel 1997, 78-89 
STEIN, ROLAND & FAAS, ALEXANDRA: Unterricht bei Verhaltensstörungen. Ein integratives 
didaktisches Modell. Neuwied, Kriftel, Berlin 1999 
WOERNER, WOLFGANG/ BECKER, ANDREAS/ FRIEDRICH, CAROLINE/ ROTHENBERGER, ARI- 
BERT/ KLASEN, HENRHOE/ GODMAN, ROBERT: Normierung und Evaluation der deutschen 
Eltemversion des Strength and Difficulties Questionnaire (SDQ): Ergebnisse einer repräsen- 





Forschungslücke Inklusive Fachdidaktik- 
ein Problemaufriss 
Dieser Beitrag hat zum Ziel, auf eine bedeutende Forschungslücke aufinerk- 
sam zu machen: die Bearbeitung fachdidaktischer Fragestellungen innerhalb 
der Integrations-/ Inklusionsforschung. Welche Bedeutung diesem Versäum- 
nis für die Unterrichtsforschung und für die Unterrichtspraxis zukommt, ist 
Gegenstand der folgenden Ausführungen. Mit Bezug auf grundlegende Indi- 
katoren einer inklusiven Didaktik wird dies anhand des Sachunterrichts in der 
inklusiven Grundschule problematisiert. 
1 Leitideen einer inklusiven Didaktik 
Einführend werden drei Postulate benannt, die als konstitutive Indikatoren 
einer inklusiven Didaktik für eine „Grundschule für alle Kinder“ gelten kön- 
nen. Diese lassen sich wie folgt skizzieren (vgl. FEUSER 1995; HINZ 2002; 
SEITZ 2003; ERZMANN 2003):1 
• Erziehung und Bildung ohne Ausschluss: Inklusive Pädagogik und Di- 
daktik bezieht in ihre Überlegungen konsequent alle Kinder ein. „Integration 
ist unteilbar!“ (FEUSER 1995, 17). Die inklusive Grundschule muss sich als 
„inklusionsfahig“ beweisen und nicht einzelne Kinder als „integrationsfahig“ 
(vgl. HINZ 2002). 
• Inklusive Bildung für alle Kinder: Die inklusive Schule geht von einem 
noch zu entwickelnden Kemcurriculum für alle Kinder aus, das für jede 
Lemgruppe konkretisiert und für jedes Kind individualisiert werden muss 
(vgl. Hinz 2002). Die hierarchischen Reduzierungen der schulformbezogenen 
Curricula (je „lemschwächer“ die Kinder, desto reduzierter das Curriculum), 
werden aufgegeben. Nach einem inklusiven Curriculum lernen alle Kinder 
1 Der Begriff „Inklusion“, mit dem hier gearbeitet wird, schafft eine sprachliche Annäherung an 
den internationalen Diskurs (.Inclusion“/ .Inclusive education“) und benennt eine qualitative 
Weiterentwicklung der praktizierten .Integration“ (zu weiteren Indikatoren vgl. HINZ 2002; 
SEITZ 2003). Zentrale Aspekte der Inklusion werden aber auch in der weniger aktuellen Literatur 
unter dem Schlagwort der Integration formuliert. Das Anliegen der Inklusion greift somit lang- 
jährige Postulate einiger Vertreter/innen der Integrationsforschung auf platziert sie allerdings als 
Gegenbegriff zur gegenwärtigen Praxis der Integration, die von deutlichen administrativen 
Einschränkungen geprägt ist. 
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auf ihre Weise an gesellschaftlich und persönlich bedeutungsvollen Lemge- 
genständen. „Egal, wie ein Kind beschaffen ist, es hat das Recht, alles Wich- 
tige über die Welt zu erfahren, weil es in dieser Welt lebt“ (FEUSER 1998, 
19). 
• Eine Didaktik für alle Kinder: Das artifizielle Nebeneinander einer ,Re- 
geldidaktik’ und vieler ,Sonderdidaktiken’ wird aufgegeben. An diese Stelle 
setzt Inklusion die Prämisse, dass sich in jeder Lemgruppe eine große Viel- 
falt an Lemvoraussetzungen und -weisen finden lässt, der im Unterricht me- 
thodisch-didaktisch entsprochen werden muss („Theorie der Vielfalt“; PREN- 
GEL 1995). 
Mit diesen drei Postulaten lässt sich der gedankliche Bezugsrahmen einer 
inklusiven Didaktik abstecken. Die Frage, die sich nun stellt, ist, in welcher 
Weise sich dies mit den administrativen Vorgaben für Gemeinsamen Unter- 
richt in der Grundschule in Verbindung bringen lässt. Wie zeigt sich das 
Verhältnis, so ist mit Bezug auf fachliches Lernen zu fragen, zwischen diesen 
Postulaten und den geltenden Lehrplänen und wie wirkt sich beides auf die 
Unterrichtspraxis aus? Dieser Frage wird im folgenden nachgegangen. 
2 Geltende Lehrpläne im Lichte inklusionsdidaktischer Anliegen 
Gemeinsamer Unterricht ist nach administrativen Vorgaben entweder „ziel- 
gleich“ oder „zieldifferent“ angelegt. Im „zielgleichen“ Unterricht sollen alle 
Kinder nach den Leminhalten und -zielen der Grundschule unterrichtet wer- 
den, wenn auch einige mit kompensatorisch ausgerichteten „Fördermaßnah- 
men“. In der „zieldifferenten“ Form sollen die Kinder mit „sonderpädagogi- 
schem Förderbedarf1 nach den Richtlinien der im segregativen Schulsystem 
für diese Schüler/innen zuständigen „Sonderschule“ unterrichtet werden. 
Dies fuhrt u.a. dazu, dass Referendar/innen ihr didaktisches Vorgehen 
weiterhin nach den geltenden vertikal strukturierten Richtlinien mit den dem- 
entsprechenden inhaltlichen Reduzierungen begründen müssen, obwohl dies 
im Widerspruch zu den Postulaten inklusiver Didaktik steht (s.o.) und sich 
Klassen im Gemeinsamen Unterricht in der realen Situation wohl kaum in 
„richtlinienkonforme“ Gruppen kategorisieren lassen. Es entstehen Rechtfer- 
tigungsproblematiken, die in der Forschung bislang kaum benannt werden. 
Viele Lemgegenstände, bei denen Kinder des Förderbereichs „Geistige Ent- 
wicklung“ in einer inklusiven Klasse ganz selbstverständlich lernen, sind 
beispielsweise in den Richtlinien der „Schule für Geistigbehinderte“ gar nicht 
vorgesehen. Pädagogisch-didaktisches Handeln muss also nach Vorgaben 
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begründet werden, die völlig unverbunden den theoretischen Anliegen und 
didaktischen Möglichkeiten gegenüber stehen. 
Über Erschwernisse in der Qualifikationsphase hinaus wirken diese Dis- 
krepanzen, so lässt sich vermuten, auch in die didaktische Qualität der tägli- 
chen Unterrichtspraxis hinein. Denn die vorgegebene Struktur „zieldifferen- 
ten“ Unterrichts legt es nahe, bei der didaktischen Strukturierung von Lem- 
gegenständen für Gemeinsamen Unterricht von den curricularen Vorgaben 
der Grundschule auszugehen und erst in zweiter Linie Reduzierungen des 
Lemgegenstands für die Kinder mit „sonderpädagogischem Förderbedarf4 
vorzunehmen. Dem aber steht das Postulat gegenüber: 
„Eine integrativ kompetente Pädagogik erfordert einen Unterricht, in dem nicht von oben nach 
unten, sondern - ausgehend von Schülern mit dem basalsten Entwicklungsniveau - von unten 
nach oben geplant wird“ (FEUSER 2002,290; Hervorh. im Orig.). 
Die Schwierigkeiten, die durch diese Diskrepanzen für die Unterrichtspla- 
nung entstehen, werden im Folgenden anhand des Sachunterrichtsthemas 
„Zeit“ konkretisiert. 
Fast alle geltenden Lehrpläne rekurrieren in ihren Vorschlägen zum The- 
menbereich „Zeit“ auf entwicklungspsychologische Stufentheorien älteren 
Datums. Entsprechend den Untersuchungen von PlAGET („Die Entwicklung 
des Zeitbegriffs beim Kinde“, 1955) und ROTH („Kind und Geschichte“, 
1965) wurde hier Kindesentwicklung als stufige Abfolge generalisierter Ent- 
wicklungsstufen in invariater Reihenfolge verstanden.2 Dabei wurde das 
Zeitbewusstsein einer früheren Entwicklungsstufe als das Geschichtsbe- 
wusstein zugeordnet (vgl. ROTH 1965, 44). In der Folge dieser Festlegungen 
lag es für die Konzeption von Richtlinien nahe, Zeitbewusstsein als Voraus- 
setzung für Geschichtsbewusstsein zu behandeln und die getrennte Bearbei- 
tung der entsprechenden Unterrichtsinhalte zu empfehlen (zur Kritik s.u.). 
Neuere Entwicklungstheorien stellen die Vorstellung von generalisierten 
Entwicklungsstufen bereits seit längerer Zeit in Frage (vgl. MONTAüA 2002). 
Sie vertreten eine Vorstellung von domänenspezifischen Fortschritten der 
kindlichen Lern- und Wissensentwicklung, die mit intra- sowie interpersonel- 
len Dissonanzen und Inkongruenzen verbunden sein können (vgl. SOD1AN 
1995; BEGEMANN 1998; MüSSEN u.a. 1999). Kindesentwicklung wird dabei 
als sozialer Prozess betrachtet, der durch biografische Einflussfaktoren wie 
Kultur, Milieu und Familie individuell geprägt ist (vgl. OERTER 2002; 
HILDESCHMIDT/ SANDER 2002). Eine strenge Übertragung von spezifischen 
2 PIAGETS Untersuchungen erschienen 1946 im französischsprachigen Original. Die Erstauflage 
von ROTHS Untersuchungen erschien bereits 1955. 
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Entwicklungsschritten auf feste Altersstufen in der Schule ist denmach aus 
heutiger Sicht nicht mehr zulässig.3 Auch eine stufige Trennung der Leman- 
gebote „Zeit“ und „historischer Sachunterricht“ in Orientierung an generali- 
sierten Entwicklungsstufen insgesamt ist damit obsolet (vgl. SCHAUB 1999).4 
Dennoch werden Aspekte von „Zeit“ und „historischem Sachunterricht“ 
bis heute in fast allen geltenden Grundschullehrplänen stufig getrennt behan- 
delt (zur Kritik vgl. SCHAUB 1999). Die Richtlinien für die Grundschule in 
Nordrhein-Westfalen etwa legen den Bereich „Zeit“ für das 1./ 2. Schuljahr 
und das Rahmenthema „Früher und heute“ für das 3./ 4. Schuljahr fest.5 Da- 
bei werden für das 1./ 2. Schuljahr die Aspekte „Zeiteinteilungen“ (Wochen- 
tage etc.), „Jahreszeiten“ und „Familiengenerationen“ als Inhalte anempfoh- 
len (vgl. KULTUSMINISTERIUM DES LANDES NORDRHEIN-WESTFALEN 1985, 28). 
ln den Richtlinien für die „Schule für Lernbehinderte“ (heute meist „För- 
derschule“ oder „Schule für Lernhilfe“) werden ebenfalls für die Lemstufen 
1-2 Aspekte zeitlicher Kompetenzen empfohlen (vgl. KULTUSMINISTERIUM DES 
LANDES NORDRHEIN-WESTFALEN 1977, 23). Der Themenbereich des historischen 
Wandels hingegen ist erst ab der 7. Lemstufe „an ausgewählten geschichtli- 
chen Ereignissen“ zu unterrichten (vgl. ebd., 25). Die problematische Tren- 
nung von „Zeit“ und historischen Inhalten wird demnach aus den Grund- 
schulrichtlinien übernommen und noch weiter zerdehnt, sodass sich insge- 
samt eine starke Reduzierung, Zerstückelung und zeitliche Streckung des 
Themas ergibt. 
In den Richtlinien für die „Schule für Geistigbehinderte“ in Nordrhein- 
Westfalen schließlich werden zum Themenkomplex insgesamt nur drei 
Schwerpunkte empfohlen: das Erfassen elementarer Zeitabläufe („Vorher- 
Nachher-Beziehungen“), der Tages-, Wochen- und Jahresablauf und schließ- 
lich der Umgang mit Uhren und Kalendern (vgl. KULTUSMINISTERIUM DES 
LANDES NORDRHEIN-WESTFALEN 1980,87 ff.).6 Dort heißt es: 
3 Zudem ist zu bedenken, dass ROTH und PIAGET - wie im übrigen auch aktuelle Untersuchun- 
gen aus der Entwicklungspsychologie - ausschließlich mit ausgewählten „nichtbehinderten“ 
Kindern arbeiteten, die nur sehr entfernt mit der Unterrichtswirklichkeit inklusiver Klassen in 
Verbindung gebracht werden können (auch nur schwer mit exklusiven Grundschulklassen). 
4 Zudem haben Kinder in Nachuntersuchungen zu PIAGETS Forschung weitaus früher entschei- 
dende Entwicklungsschritte erreicht, sodass seine Altersangaben korrigiert werden mussten (vgl. 
ZUR OEVESTE 1987; BISCHOF-KöHLER 2000). 
5 Auch im aktuellen Neuentwurf der Richtlinien wird diese problematische Trennung repetiert 
(vgl. LANDESINSTITUT FüR SCHULE 2003a). 
6 Mittlerweile liegen aktuelle Entwürfe für die Neufassung der Richtlinien für den „Förder- 
schwerpunkt geistige Entwicklung“ vor. Darin finden sich aber nur allgemeine Rahmenvorga- 
ben, keine inhaltlichen Vorschläge (vgl. LANDESINSTITUT FüR SCHULE 2003b, 8). 
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„Die objektive Messung der Zeit als Abfolge von Abschnitten verschiedener Dauer setzt die 
Verfügbarkeit über logische Zahl- und Zeitbegriffe voraus. Diese Voraussetzung haben Geistig- 
behinderte nicht“ (ebd, 90). 
Aspekte des geschichtlichen Wandels werden gar nicht erst benannt. Da- 
mit zeigt sich fachlich eine Reduzierung des Lemgegenstands „Zeit“ auf die 
kognitiv bestimmten Zugänge. Ausgehend von der impliziten Prämisse, den 
Schüler/innen fehlten entscheidende kognitive Voraussetzungen hierfür, 
werden diese Lemzugänge noch stärker reduziert, sodass von einem negati- 
ven Wirkzusammenhang der Sichtweisen auf den Lemgegenstand und auf 
die Schüler/innen gesprochen werden kann (vgl. SEITZ im Druck b). Insge- 
samt werden so in der vertikalen Strukturierung des Lemgegenstands „nach 
unten hin“ für die Schüler/innen mit Lemschwierigkeiten gerade die Aspekte 
von „Zeit“ ausgewählt, die die höchsten Karrieren“ aufweisen. 
Am Lemgegenstand „Zeit“ wird somit zum einen erkennbar, dass die 
veraltete Auffassung von Kindesentwicklung als generalisiertem Stufenpro- 
zess den Schüler/innen, die dem „Förderbereich Geistige Entwicklung“ zu- 
geordnet werden, keinen Zugang zu historischen Leminhalten erlaubt, da 
diese Inhalte „höheren“ Entwicklungsstufen zugedacht werden. Zum anderen 
behindern die vorgenommenen Reduzierungen des Lemgegenstands „Zeit“ 
auf die kognitiv bestimmten Zugänge die Lernmöglichkeiten dieser Schü- 
ler/innen massiv. Die Lehrpläne repetieren an diesem Punkt die Sichtweisen 
entwicklungspsychologischer Untersuchungen, die ebenfalls ausschließlich 
die Entwicklung zeitlicher Kompetenzen als kognitiver Kompetenzen fokus- 
sieren (vgl. ROTH 1965; PlAGET 1955; BISCHOF-KÖHLER 2000). Zeitbewusst- 
sein umfasst sachunterrichtsdidaktisch aber weitaus mehr als nur kognitive 
Lemziele (vgl. SCHAUB 2002; SEITZ im Druck b). Dieser zweite Aspekt, der 
Umgang mit Lemgegenständen in Lehrplänen und die fachliche Qualität der 
dort vorgenommenen Reduzierungen bleibt sonderpädagogisch wie integrati- 
ons-/ inklusionspädagogisch bislang fast unbeachtet. 
An diesem Punkt ergeben sich nun mehrere Anschlussfragen: Zunächst ist 
zu fragen, wie sich diese problematischen Vorgaben der Lehrpläne auf die 
Planung von Gemeinsamem Unterricht und die durchgeflihrte Praxis in 
Grundschulen auswirken. Darüber hinaus ist aber auch zu fragen, in welcher 
Weise sich das Verhältnis zwischen den Vorgaben und dem Lemgegenstand 
aus der Sicht verschiedener Kinder zeigt. Beides wird im folgenden ange- 
dacht. 
In der Praxis des Gemeinsamen Unterrichts halten sich Lehrer/innen si- 
cherlich schon aus Gründen der Praktikabilität nicht streng an die Reduzie- 
rungen und zeitlichen Dehnungen der Lehrpläne. Eine Lehrerin im Gemein- 
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samen Unterricht wird es einem Schüler des „Förderbereichs Lernen“ wohl 
kaum vermitteln können, dass er an den vorgesehenen Inhalten des histori- 
schen Sachunterrichts nicht teilnehmen dürfe und ihm diese erst im 7. Schul- 
jahr angeboten würden.7 Es ist also nahe liegend, sich im Gemeinsamen Un- 
terricht didaktisch von einer strengen Anbindung an die bestehenden Lehr- 
pläne zu lösen. Damit aber ist nur ein erster Schritt in die Richtung einer 
fachdidaktisch reflektierten inklusiven Qualität des Unterrichts erreicht. Denn 
erst in der detaillierten fachlichen Planung solcher Inhalte für alle Schü- 
ler/innen und damit einer dem Lemgegenstand angemessenen Überwindung 
der Reduzierungen besteht die besondere Herausforderung einer inklusiven 
Didaktik. Im Beispiel wäre demnach zu fragen, welche individuellen Zugän- 
ge zum Lemgegenstand „Zeit“ allen Schüler/innen ein sinnvolles Lernen zum 
Lemgegenstand ermöglichen. Denn erst durch die Vielfalt der Perspektiven 
auf den Lemgegenstand wird dieser in seinem vollen Reichtum ausgeschöpft 
(vgl. KAISER 2000b). 
Es genügt somit beim Lemgegenstand „Zeit“ nicht, alle Kinder zum Cur- 
riculum der Grundschule lernen zu lassen und in diesem gedanklichen Rah- 
men nach den Reduzierungen zu fragen, die Kindern mit Lemschwierigkeiten 
Lernmöglichkeiten hierzu eröflhen (indem beispielsweise das Ablesen der 
Uhrzeit in der Form einer inneren Differenzierung kleinschrittig strukturiert 
angeboten wird). Denn auch in den Vorgaben für die Grundschule sind bezo- 
gen auf den Lemgegenstand bereits bedeutungsvolle Vorentscheidungen und 
teilweise auch Verzerrrungen enthalten. Auch diese behandeln Zeitkompe- 
tenzen als kognitive Kompetenzen. Sie übersehen dabei emotionale Bezüge 
der Kinder zum Lemgegenstand. Es entgeht ihnen aber vor allem ein nahe 
liegender, elementarer Zugang zum Thema, nämlich die zeitliche Existenz 
der Kinder. Alle Schüler/innen, egal ob sie nach gängigen Kriterien als 
„schwerbehindert“ oder „nichtbehindert“ eingeschätzt werden, kommen mit 
einer zeitlich gestalteten Lebensgeschichte in die Schule und gestalten mit 
jeder Lebensäußerung beständig - bewusst oder unbewusst - Lebenszeit. Das 
Erleben und das Verstehen von Zeit sind wesentliche Bestandteile unseres 
Selbst (vgl. HINZ 2000). In eigens durchgeführten Untersuchungen hierzu 
zeichnet sich als vorläufiges Ergebnis die Tendenz ab, dass Kinder mit unter- 
7 Auch war es mir in meiner eigenen Unterrichtspraxis eine Selbstverständlichkeit, dass alle 
Kinder meiner Klasse zum Themenbereich „Mittelalter“ erfolgreich lernen können. Dabei war 
mir allerdings sehr wohl bewusst, dass die Schülerin des „Förderbereichs Geistige Entwicklung“ 
in einer „Schule für Geistigbehinderte“ wohl kaum mit diesem Thema konfrontiert worden wäre, 
schon gar nicht im 4. Schuljahr. Dieses spezifische Potential des Gemeinsamen Unterrichts aber 
wird in wissenschaftlichen Texten kaum benannt. 
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schiedlichsten Lemvoraussetzungen und Lemweisen einen solchen umfas- 
senden Begriff von „Zeit“ in den Unterricht mitbringen und motiviert zu 
dementsprechenden Aspekten von „Zeit“ (Zeiterleben, Kinderbiografie) 
arbeiten und lernen können (vgl. SEITZ im Druck b). 
Zugänge dieser Art aber tauchen in den Richtlinien fiir die Sonderschulen 
gar nicht auf und finden in den Grundschulrichtlinien nur sehr selten Beach- 
tung (vgl. STEINHERR 1997, 32 ff.). In den didaktischen Materialien aus dem 
sonderpädagogischen Kontext sind sie ebenfalls bislang nicht vorgesehen 
(vgl. DANK 1989; LANZINGER 1997). Lediglich in vereinzelten neueren An- 
regungen für die Grundschule werden sie einbezogen, allerdings dort immer 
unter Ausblendung von Kindern mit Lemproblemen (STEINHERR 1997; 
SCHAUB 2002). In solcherart eingeengter Sicht auf den Lemgegenstand aber 
bleibt die elementare Bedeutung von „Zeit“ für das Selbst ebenso wie die 
Komplexität des Phänomens für die Schüler/innen völlig unsichtbar. 
Die didaktische Analyse zur Strukturierung des Lemgegenstands muss 
also früher ansetzen und zunächst nach den biografisch geprägten Lemvor- 
aussetzungen, also der Perspektive verschiedenster Kinder auf „Zeit“ fragen, 
um dies mit einer fachwissenschaftlichen Reflexion zu der grundlegenden 
Bedeutung von „Zeit“ zusammenbringen zu können. Dabei wird vorausge- 
setzt, dass Lemgegenstände nicht bereits „fertig“ vorhanden sind, sondern 
jeweils neu didaktisch (re-)konstruiert werden. Erst in einer engen Verzah- 
nung der Sichtweisen verschiedenster Schüler/innen auf den Lemgegenstand 
und einer Analyse des Lemgegenstands, die unfachliche Reduzierungen der 
Lehrpläne überwindet, zeigt sich demnach die volle Qualität inklusiver Di- 
daktik (vgl. SEITZ 2003).8 So kann es gelingen, „einen differenzierten Sach- 
unterricht zu entwickeln, in dem verschiedene subjektive Zugangsweisen und 
Deutungen möglich sind sowie generell ziel-, inhalts- und methodendifferent 
verfahren wird, um die Verschiedenheit der Kinder produktiv in den gemein- 
samen Unterricht einzubringen“ (KAISER 1998,145). 
Wenn dies erfolgreich bewältigt werden soll, braucht Unterrichtspraxis 
allerdings fachdidaktische Forschung als Komplement. Damit ist der gedank- 
liche Weg vom Problemfeld zwischen den Vorgaben der Lehrpläne und der 
Unterrichtspraxis sowie der Kinderperspektive auf die Ebene der Forschung 
für die inklusive Grundschule geführt worden. Die Forschungslandschaft zu 
diesem Bereich wird im Folgenden einer genaueren Betrachtung unterzogen. 
8 Hier können in jüngster Zeit entwickelte Verfahren der fachdidaktischen Forschung, wie das 
Modell der Didaktischen Rekonstruktion, in modifizierter Form sinnvoll Anwendung finden 
(vgl. JANK/ MEYER 2002, 338 ff., KATTMANN 2003; SEITZ 2003). 
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3 Inklusive Didaktik - Fachdidaktik - 
Sachunterrichtsdidaktik 
Der regelschuldidaktische Diskurs verläuft gegenwärtig noch weitgehend in 
sich geschlossen. Kinder mit Lemschwierigkeiten bleiben hier in der Regel 
unbeachtet.9 Allerdings finden sich innerhalb der Grundschuldidaktik in 
jüngster Zeit zunehmend - besonders in den Beiträgen zur „Pädagogik der 
Vielfalt“ (PRENGEL 1995) - Anliegen der Integrations-/ Inklusionspädagogik 
wieder. Diese werden aber zumeist verengt auf Kinder der Förderbereiche 
Lernen, Sprache und Emotionale/ Soziale Entwicklung (vgl. GRAUMANN 
2002; HEINZEL/ PRENGEL 2002). 
Die verschiedenen fachdidaktischen Diskurse hingegen beziehen sich 
konsequent auf die Regelschule und werden nahezu durchgehend geführt 
ohne sonderpädagogische oder gar inklusionspädagogische Fragestellungen 
wahrzunehmen.10 Forschungsfragen der Fachdidaktiken werden in den aller- 
meisten Fällen ausschließlich auf Regelschüler/innen bezogen. Das fachliche 
Lernen von Kindern mit Lemschwierigkeiten in der Schule bleibt damit un- 
sichtbar. 
Für den Sachunterricht hat bislang allein KAISER Vorschläge für das Ler- 
nen von Kindern mit „sonderpädagogischem Förderbedarf4 in Grund- und 
Sonderschulen entwickelt (vgl. Kaiser 2000a; 2000b; 2003).11 In KAISERS 
Ansatz des Kommunikativen Sachunterrichts ist die Vielfalt der Lemvoraus- 
setzungen konstitutiv für die Vielfalt des Lemgegenstands. Hier liegen ge- 
eignete Anknüpfungspunkte zum Lernen in inklusiven Grundschulklassen 
vor, die aber bislang nicht mit Beiträgen aus der Integrations-/ Inklusionsfor- 
schung verbunden sind. In allen anderen vorliegenden Sachunterrichtskon- 
zepten werden Kinder mit Lemschwierigkeiten ausgeblendet, obwohl der 
Anteil dieser Kinder in Grundschulen wächst.12 Folglich sind Lehrer/innen in 
9 Im Anschluss an die Leistungsvergleichsstudien der letzten Jahre (TIMSS, PISA IGLU) wird 
aktuell verstärkt auf die Wertschätzung von Heterogenität und die Notwendigkeit zur Individua- 
lisierung im Unterricht hingewiesen, allerdings in der Regel unter Ausschluss von Kindern mit 
„besonderem Förderbedarf‘ (vgl. KIPER 2002; HELMKE 2003). 
10 Dieser Umstand erschwert eine fachlich fundierte Ausbildung von Lehrer/innen in der inklusi- 
ven Schule bzw. Lehrer/irmen für Sonderpädagogik ganz erheblich. Die Ausbildungsfelder 
Sonder-/ Integrations-/ Inklusionspädagogik werden in der Regel gänzlich unverbunden mit der 
fachlichen Ausbildung angeboten. 
11 Davon unabhängig liegen zahlreiche Praxisbeschreibungen aus den .Sonderschulen’ vor. 
12 So finden sich in den vier jüngsten Jahresbänden der GESELLSCHAFT DER DIDAKTIK DES 
SACHUNTERRICHTS (GDSU), die als Spiegel für aktuelle Forschungsaktivitäten des Fachs be- 
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der Praxis des Gemeinsamen Unterrichts bislang gezwungen, sachunterricht- 
liche Leminhalte nach selbst konzipierten Entwürfen didaktisch zu strukturie- 
ren (vgl. SEITZ im Druck c). 
Es ist als nächstes zu fragen, in welcher Weise sich die Sonderpädagogik 
den Fragen fachlichen Lernens von Schüler/innen mit Lemschwierigkeiten 
stellt. Dies wird für den Sachunterricht im Folgenden anhand der Pädagogik 
und Didaktik des Förderbereichs Geistige Entwicklung erläutert. 
Für diesen Bereich muss allgemein konstatiert werden, dass fachliches 
Lernen hier wenig Beachtung findet.13 Sachunterrichtliches Lernen stellt in 
diesem Rahmen einen kaum beachteten Randbereich dar. Die Vorschläge, die 
bislang in überfachlich angelegten didaktischen Konzepten für die „Schule 
für Geistigbehinderte“ zu einzelnen Lemgegenständen des Sachunterrichts 
vorliegen, sind in der Regel nicht fachdidaktisch reflektiert und bieten daher 
kaum Anschlussmöglichkeiten für die Genese einer inklusiven Sachunter- 
richtsdidaktik (vgl. PlTSCH 1999). 
SCHURAD (2002) schlägt aktuell vor, das Grundschulcurriculum Sachun- 
terricht in der „Schule für Geistigbehinderte“ zu übernehmen und auf alle 
Schulstufen der Sonderschule auszudehnen. Dabei finden zwar auch Bil- 
dungsinhalte Eingang in die „Schule für Geistigbehinderte“, die dort bislang 
gänzlich unberücksichtigt blieben, wie z.B. historische Leminhalte. Diese 
werden allerdings nur ansatzweise fachwissenschaftlich reflektiert. Darüber 
hinaus ist die im Konzept vorgenommene lineare Ausdehnung des Unter- 
richtsstoffes, der für 6- bis 10jährige Grundschulkinder entworfen wurde, auf 
6- bis 19jährige Schüler/innen einer „Schule für Geistigbehinderte“ proble- 
matisch. Denn darin ist die Auffassung enthalten, alle Kinder dieser Schul- 
form unterschieden sich in ihrer Lern- und Persönlichkeitsentwicklung von 
einer „normalen Entwicklung“ eindimensional durch ein verlangsamtes 
Tempo. Kindesentwicklung ist aber, wie bereits ausgeführt, immer von inter- 
und intrapersonellen Inkongruenzen geprägt. Eine einfache stoffliche Deh- 
nung vom Primarbereich aus wird demnach dem Lebensalter der Jugendli- 
chen wie auch der Komplexität von kindlicher Lern- und Wissensentwick- 
lung kaum gerecht. 
trachtet werden können, lediglich zwei Beiträge von KAISER (2000b; 2003), in denen Kinder mit 
Lemschwierigkeiten einbezogen werden. Alle anderen lassen diese Kinder außen vor (vgl. 
LöFFLER u.a. 2000; KAHLERT/ INCKEMANN 2001; ENGELHARDT/ STOLTENBERG 2002; CECH/ 
SCHWIER 2003). 
13 Es liegen allerdings Konzepte für die weniger „kognitiven“ Lembereiche vor (Religion, Mu- 
sik, Kunst). 
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Zum Lemgegenstand ’Zeit’ liegt aus der „Geistigbehindertenpädagogik“ 
lediglich ein Konzept von DANK (1989) vor, das eng auf den Umgang mit der 
Uhr fokussiert ist. Weiterhin macht LANZINGER (1997) einzelne Vorschläge 
zum gleichen Schwerpunkt, die aber pädagogisch-didaktisch hinterfragt wer- 
den müssen.14 
In der „Schwerbehindertenpädagogik“ wird sachunterrichtliches wie fach- 
liches Lernen insgesamt in der Regel gar nicht benannt, wie LAMERS unter 
Rekurs auf KLAFKIS Verständnis von „kategorialer Bildung“ herausgearbeitet 
hat (vgl. LAMERS 2000). Für KLAFKI erschließt sich kategoriale Bildung erst 
in der dialektischen Verschränkung von formaler Bildung (verstanden als 
„Entfaltung innerer Kräfte“) und materialer Bildung (verstanden als ,Aneig- 
nung von Inhalten und Wissen“). LAMERS (2000, 192) kritisiert nun die Do- 
minanz formaler Bildungsanteile in den Konzepten, die in der schulischen 
Arbeit mit „schwerbehinderten Schüler/innen“ Anwendung finden. Denn in 
diesen werden in der Regel Inhalt und Methode gleichgesetzt. Eine inhaltli- 
che Füllung mit anspruchsvollen altersgemäßen Bildungsinhalten als materia- 
lem Bildungsanteil wird nicht explizit bedacht (vgl. z.B. FORNEFELDS Kon- 
zept der „Elementaren Beziehung“, 1995, sowie FRÖHLlCHs Konzept der 
„Basalen Stimulation“, 1999). Somit fehlt den Konzepten ein entscheidendes 
Moment für Unterricht (vgl. LAMERS 2000). Zudem widerspricht die „stoffli- 
che Enthaltsamkeit“ grundlegenden lernpsychologischen Erkenntnissen zur 
Ausbildung von Motivation (vgl. SEITZ im Druck a). Ein didaktisch- 
methodisches Konzept für das Lernen an sachunterrichtlichen Lemgegen- 
ständen (auch) für Schüler/innen mit „schwerer Behinderung“ liegt bislang 
nicht vor.15 
An diesem Punkt stellt sich nun die Frage, ob die Integrations-/ Inklusi- 
onsforschung Ansätze für das sachunterrichtliche Lernen aller Kinder in 
inklusiven Klassen generiert hat. 
Aus dem Umfeld der integrations-Zinklusionsdidaktischen Forschung 
wären am ehesten Unterrichtsvorschläge für den Sachunterricht zu erwarten, 
die den eingangs genannten Ansprüchen an eine inklusive Didaktik entspre- 
14 LANZINGER kommt bezogen auf den Umgang mit dem Kalender zu dem Schluss: „Ich denke 
hier genügt die Gewohnheit. Wir halten es so: Jeden Tag wird in jeder Klasse bewusst gemacht, 
was für ein Tag heute ist. [...] Wenn darin Angaben sind, die zunächst weit über das Verständnis 
der Kinder hinausgehen, so schadet das nichts. Im Laufe von 12 Schuljahren wird die Einsicht 
wachsen“ (vgl. 1997,22). 
15 Die Autorin entwickelt zurzeit anhand des Lemgegenstands „Zeit“ konkrete didaktisch- 
methodische Vorschläge für das Lernen in inklusiven Klassen auch mit „schwerbehinderten“ 
Schüler/innen (vgl. SEITZ im Druck b). 
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chen. Integrative/ inklusive Didaktik kann mittlerweile auf umfassende Pra- 
xiserfahrungen und wissenschaftliche Begleitforschung zurückgreifen. So 
sind die geeigneten Unterrichtsmethoden und Sozialformen fiir inklusiven 
Unterricht gut reflektiert (DUMKE 1991; SPICHER 1998; WOCKEN 1998; 
FEYERER 2003). Die Lemgegenstandsfrage aber ist bislang allein von FEUSER 
dezidiert bearbeitet worden (FEUSER 1989; 1995; 1998; vgl. auch ERZMANN 
2003).16 Nach FEUSER ist es eine zentrale Anforderung der von ihm entwi- 
ckelten entwicklungslogischen Didaktik, alle Lemgegenstände didaktisch in 
einer Weise zu strukturieren, die allen Kindern ein kooperatives Lernen zum 
gemeinsamen Gegenstand auf ihrem jeweiligen Entwicklungsniveau ermög- 
licht. FEUSER bezieht sich dabei auf KLAFKI, kritisiert aber das Primat der 
Sache, das er in seiner Didaktik erkennt (vgl. FEUSER 1998).17 Dagegen stellt 
er in seinem Konzept die Tätigkeitsstruktur- und Handlungsstrukturanalyse 
auf der Seite der Schüler/innen an erste Stelle, die mit der Sachstrukturanaly- 
se auf der Seite des Lemgegenstands „in doppelseitiger Erschließung“ ver- 
knüpft werden muss (vgl. FEUSER 1995, 176 ff.). Allerdings hat auch FEU- 
SERS Konzeption, die als einzige aus dem Kontext der Integrations-/ Inklusi- 
onsforschung Kind und Lemgegenstand didaktisch zusammenbringt, keine 
ausgereifte fachdidaktische Konkretisierung erfahren.18 Praxisnahe oder pra- 
xisgenerierte Schriften wiederum, die fachliche Beispiele geben, verbleiben 
meist auf der deskriptiven Ebene und finden somit keine Spiegelung in brei- 
ter angelegten theoriegeleiteten Reflektionen (JAUMANN/ RIEDINGER 1996; 
DEMMER-DIECKMANN/ STRUCK 2001). 
Auch die wenigen darüber hinaus vorliegenden didaktischen Veröffentli- 
chungen vermeiden in der Regel lemgegenstandsbezogene Konkretisierungen 
(vgl. FEYERER 2003). WILHELM u.a. beziehen in Anlehnung an das Baum- 
modell FEUSERS (1995, 179) exemplarische Vorschläge zum Sachunterricht 
in ihre didaktischen Vorschläge für die inklusive Schule ein, reflektieren 
16 Ein Blick in das Inhaltsverzeichnis der überarbeiten 6. Auflage des Handbuchs Integrationspä- 
dagogik, das als Standardeinfiihrungswerk bezeichnet werden kann, zeigt die Vernachlässigung 
didaktischer Themen. In dem der Didaktik gewidmeten Teil des Buches fokussiert nur der 
Beitrag von FEUSER didaktische Fragen. Darüber hinaus finden sich lediglich drei weitere Bei- 
träge, die didaktische Aspekte einbeziehen (HEYER; MADCOWSKI; HETZNER/ PODLESCH). Zum 
fachlichen Lernen im Gemeinsamen Unterricht findet sich dort gar kein Beitrag (vgl. EBERWEIN/ 
KNAUER 2002). 
17 Insofern lässt sich LAMERS’ Argumentation in Bezug auf KLAFKI als Komplement zu FEUSERS 
Ansatz lesen. 
18 Sieht man vom Beispiel der „Gemüsesuppe“ ab, anhand derer FEUSER (1989, 32) selber vor- 
schlägt, thermodynamische Prozesse - physikalische Veränderungen durch Wärme - als Ge- 
meinsamen Gegenstand zu bearbeiten. 
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diese aber ebenfalls nicht fachdidaktisch (vgl. WILHELM u.a. 2002, 151f.). 
Die Autor/innen betonen, dass für sie im Sinne BRUNERS auch im abstraktes- 
ten Gegenstand eine körperliche, sinnliche und handlungsorientierte Dimen- 
sion enthalten ist. Sie entwickeln dann eine Sammlung didaktischer Möglich- 
keiten zum Lemgegenstand „Wasser“ auf verschiedenen Handlungsebenen, 
die allerdings inhaltlich nicht miteinander verbunden werden. 
MATT/ PODLESCH (1998) bzw. HETZNER/ PODLESCH (2002) haben spe- 
ziell zum Lernen von Kindern mit „geistiger Behinderung“ und mit „schwe- 
rer Behinderung“ im Gemeinsamen Unterricht Vorschläge entwickelt. Dies 
soll in additivem Bezug auf die verschiedenen bestehenden Richtlinien des 
segregativen Schulsystems erfolgen (MATT/ PODLESCH 1998, 97). HETZNER/ 
PODLESCH (2002, 397) schlagen zur methodisch-didaktischen Gestaltung von 
Lemumgebungen die Implementierung „basaler“ Fördermethoden in den 
Gemeinsamen Unterricht vor. Der Frage, was diese Kinder konkret zu einem 
Lemgegenstand lernen können, wird nicht weiter nachgegangen. Zum Sach- 
unterricht heißt es bei HETZNER/ PODLESCH: 
Jrn Sachunterricht müssen die Gegenstände aufgesucht werden oder in den Klassenraum 
geholt werden: Menschen, Pflanzen, Tiere usw. Es werden Produkte hergestellt, z.B. eine kleine 
Mahlzeit, ein textiler Gegenstand usw.“ (2002, 398). 
Chancen zur Genese inklusiver Unterrichtsqualität durch die individuali- 
sierende Anbindung an die vielfältigen Zugänge aller Kinder zu einem Lem- 
gegenstand werden nicht benannt. 
Für die Praxis sind die Folgen dieses Versäumnisses (fach-)didaktischer 
Forschung eklatant. Denn Lehrer/irmen im Sachunterricht einer inklusiven 
Grundschule müssen so (äquivalent zum vorangegangenen Studium) in der 
Praxis jeweils selbst eine gedankliche und konzeptionelle Verknüpfung der 
didaktischen Ansprüche des Sachunterrichts und des Gemeinsamen Unter- 
richts leisten. Die dabei entstehenden innovativen Ideen werden allerdings 
nicht an die didaktische Forschung rückgekoppelt, sodass sie keinen Eingang 
in den fachwissenschaftlichen Diskurs finden. (Fach-)Didaktische Anliegen 
der inklusiven Grundschule können so nur schwer weiterentwickelt werden. 
Insgesamt zeigt der Blick in die Forschungslandschaft zur inklusiven 
Didaktik somit deutliche Parzellierungen und Disparitäten. Aus der aufge- 
zeigten Forschungslücke zur inklusiven Fachdidaktik am Beispiel des Sach- 
unterrichts ergeben sich insgesamt umfassende Forschungsdesiderata für 
individualisierten, fachlich fundierten Unterricht in einer Grundschule für 
alle Kinder. Ohne die Bearbeitung von eng an der Unterrichtspraxis angeleg- 
ten fachdidaktischen Forschungsfragen aber wird es weiterhin schwierig sein, 
inklusive Unterrichtsqualität, die alle Schüler/innen einbezieht und curricula- 
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re Reduzierungen zu überwinden sucht (s.o.), in bereits bestehenden Formen 
zu erhalten beziehungsweise weitergehend zu implementieren. 
Bezogen auf den Lemgegenstand „Zeit“ bedeutet dies, dass die eingangs 
zitierten theoretischen Postulate zur inklusiven Didaktik nur schwer einzulö- 
sen sind, wenn bei der didaktischen Strukturierung der Blick auf kognitive 
Zugänge zu „Zeit“ verengt wird. Die dahingehend aufgezeigten gegenstands- 
bezogenen Verzerrungen des Lemgegenstands in den Lehrplänen und die 
angedeuteten Widersprüche zu den Sichtweisen verschiedener Kinder auf 
„Zeit“ erschließen sich demnach erst in einer fachdidaktisch reflektierten 
Forschung. Die obigen Ausführungen zum Lemgegenstand „Zeit“ lassen 
vermuten, dass sich eine didaktische Strukturierung, die die Komplexität 
kindlicher Entwicklung verschiedenster Kinder aufhimmt und für inklusiven 
Sachunterricht nutzbar macht, am ehesten erschließen lässt, wenn vielfältige 
Kinderperspektiven in inklusiv angelegten fachdidaktischen Untersuchungen 
erhoben werden und in einer systematischen Analyse mit fachwissenschaftli- 
chen Reflexionen zusammengebracht werden (vgl. SEITZ 2003; KATTMANN 
2003).19 In Weiterführung von FEUSERS Forderung nach entwicklungspsycho- 
logisch fundierten Analysen der Handlungs- und Tätigkeitsstruktur auf Schü- 
ler/innenseite, die mit der Sachstrukturanalyse auf der Gegenstandsseite ver- 
flochten werden muss, könnte somit eine Konkretisierung für fachliches 
Lernen in der inklusiven Schule entwickelt werden. Unter der Prämisse der 
Bereichsspezifität von Lern- und Wissensentwicklung sollte dabei die Forde- 
rung, von „Schülern mit dem basalsten Entwicklungsniveau“ (FEUSER 2002, 
290) auszugehen, eine jeweils individuums-, gegenstands- und situationsbe- 
zogene Ausformung erfahren. Hierfür aber müssen die bislang völlig unver- 
bundenen wissenschaftlichen Diskurse von Integrations-/ Inklusionsfor- 
schung und Fachdidaktiken unbedingt enger miteinander verknüpft werden. 
Abschließend ist demnach zu fragen, wo geeignete Anknüpfungspunkte 
zur Verflechtung dieser Diskurse liegen könnten. Hierzu ist zunächst zu 
konstatieren, dass regelschuldidaktische Ansätze aktuell - offensichtlich in 
der Folge von TIMSS und PISA - ein revidiertes Verständnis von Heteroge- 
nität zu entwickeln scheinen, in dem diese nicht länger als Hindernis, sondern 
als Bereicherung aufgefasst wird (HELMKE 2003, 72 ff; MEYER u.a. o.L, 23 
ff.). 
19 Der Terminus „inklusiv angelegt“ umfasst in diesem Zusammenhang vor allem den Einbezug 
von Kindern mit „schweren Behinderungen“, aber auch die Entwicklung spezifisch „inklusions- 
tauglicher“ Erhebungsmethoden. 
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Auch fachdidaktische Ansätze bemühen sich in jüngster Zeit verstärkt um 
eine neue Rahmung fachlichen Lernens. Im Umfeld der Forschung nach dem 
„Modell der Didaktischen Rekonstruktion“ etwa wird dezidiert angestrebt, 
fachliches Lernen enger an die Denk- und Lemstrukturen der Schüler/innen 
anzubinden (vgl. JANK/ MEYER 2002, 338 ff.; KATTMANN 2003). Damit 
ändern sich auch das Selbstverständnis der Fachdidaktiken und der didakti- 
sche Umgang mit Lemgegenständen: 
„Lemgegenstände sind nicht fachlich vorgegebene Bausteine, die lediglich pädagogisch auf Fuge 
zurechtzuhauen sind, sie sind vielmehr erst für den Unterricht zu konstruieren, so dass sie für den 
Lernenden neue Bedeutungen gewinnen können“ (KATTMANN 2003, 315). 
Für die Integrations-/ Inklusionsforschung, so lässt sich abschließend 
feststellen, bieten sich aktuell bedeutungsvolle Chancen, sich gewinnbrin- 
gend in die fachwissenschaftlichen Diskussionen der „Regelschuldidaktik“ 
um schüler/innenorientierten und individualisierenden Unterricht einzubrin- 
gen und so die Anliegen der Integrations-/ Inklusionsforschung in den Köp- 
fen unterschiedlicher fachlicher Kulturen präsent zu halten. Umgekehrt könn- 
ten die aktuellen fachwissenschaftlichen Erkenntnisse und Arbeitsweisen der 
Fachdidaktiken sicherlich intensiver als bisher zur Weiterentwicklung inklu- 
siver (Fach-)Didaktik für eine Grundschule mit allen Kindern produktiv ge- 
nutzt werden. 
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Pascal Decker & Bernd Weismüller 
Unterrichtserleben in den Köpfen saarländischer 
Integrationslehrerinnen - und was dies für die 
Integrationsentwicklung bedeuten kann 
1 Die Ausgangstage 
Die integrative Unterrichtung von Kindern und Jugendlichen mit Sonderpä- 
dagogischem Förderbedarf hat in der saarländischen Schullandschaft ihren 
festen Platz, was sich auch mit den Zunahmen von Integrationsmaßnahmen 
belegen lässt. Im kollegialen Austausch über den integrativen Unterricht 
wurde immer wieder thematisiert, dass eine erhebliche Diskrepanz besteht 
zwischen der Zielvorstellung eines differenzierenden Unterrichts und den 
tatsächlichen Gegebenheiten in saarländischen Integrationsmaßnahmen. Dar- 
über hinaus scheint es den Verfassern neben der Analyse des quantitativen 
Zuwachses sinnvoll, auch die Frage nach der Qualität des integrativen Unter- 
richts zu stellen. 
Ein möglicher Zugangsweg schien den Verfassern, an den Wahrnehmun- 
gen der Integrationslehrerinnen anzusetzen, um aus ihnen eventuell Folge- 
rungen für die Lehrerfortbildung, für die Schulentwicklung an saarländischen 
Förderzentren und Regelschulen und für die organisatorische Gestaltung des 
Unterrichts zu ziehen. 
2 Der Kontext: Integrationsentwicklung int Saarland 
2.1 Rechtliche Grundlage 
Im Saarland wurden Kinder mit Beeinträchtigungen bis zum Schuljahr 1986/ 
1987 weitestgehend in Schulen für Behinderte unterrichtet. Durch eine Ände- 
rung des Schulordnungsgesetzes (§ 4 Abs. 1) vom 04.06.1986 (zuletzt geän- 
dert am 27.11.1996) wurde die rechtliche Grundlage dafür geschaffen, dass 
Schülerinnen mit speziellem Förderbedarf (unter bestimmten Voraussetzun- 
gen) gemeinsam mit nicht behinderten Schülerinnen an einer Regelschule 
unterrichtet werden können. Eine weitere Rechtsgrundlage dieser schulischen 
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Integration stellt die Integrationsverordnung vom 04.08.1987, geändert durch 
Verordnungen vom 22.5.1993 und vom 21.11.2000, dar. 
Nach 17 Jahren integrativen Unterrichts stehen somit beide Systeme 
(Schulen für Behinderte und Gemeinsamer Unterricht) nebeneinander, ohne 
dass sich ein System gegen das andere hätte durchsetzen können. 
2.2 Sonderpädagogische Förderzentren (SFZ) 
Zur Versorgung der Integrationsmaßnahmen wurden per Erlass vom 
04.06.1998 sechs Sonderpädagogische Förderzentren an Schulen für Lern- 
behinderte eingerichtet. Diese befinden sich in Saarbrücken, Merzig, Neun- 
kirchen, Saarlouis, Blieskastel und St. Wendel. 
„Die Sonderpädagogischen Förderzentren haben die Aufgabe, durch die Bereitstellung und 
Koordination sonderpädagogischer Hilfen und durch interdisziplinäre Zusammenarbeit dazu 
beizutragen, dass Kinder mit sonderpädagogischem Förderbedarf jeglicher Art in bestmöglicher 
Weise in den Schulen der Regelform der jeweiligen Schulregion unterrichtet werden können. Zu 
diesem Zweck weist das Ministerium für Bildung, Kultur und Wissenschaft den o.g. Schulen 
Sonderschullehrerinnen und Sonderschullehrer möglichst aller behinderungsspezifischen Fach- 
richtungen sowie weitere Lehrkräfte und sonstige pädagogische Fachkräfte zu. Diese sollen zur 
Sicherung ihrer förderschwerpunktspezifischen Handlungskompetenz an den Fachkonferenzen 
der entsprechenden Schulen für Behinderte teilnehmen.“ (MBKW 1998, S. 147) 
Große Förderzentren sind nach Regionen in Teams aufgeteilt, innerhalb 
derer Fortbildungen stattfinden. Aber auch regionale Sonderschulen stellen 
Personal, das stundenweise in der Integration eingesetzt wird. 
Die saarländischen Förderzentren sind in widersprüchlicher Weise kon- 
struiert. Unter dem Dach der Schule für Lernbehinderte müssen gleichzeitig 
die Interessen einer separierten Sonderpädagogik vertreten werden, aber mit 
genauso großer Entschiedenheit eine integrative Pädagogik, die letztlich auf 
den Verzicht der separierten Förderung abzielt. 
2.3 Aktuelle Situation 
2.3.1 Zur quantitativen Weiterentwicklung schulischer Integration 
Zunächst werden anhand von statistischem Material Entwicklungen skizziert 
und Interpretationen vorgenommen. 
Die Tabelle 1 zeigt, dass die Zahl der Integrationsschülerinnen deutlich 
angestiegen ist. Im Schuljahr 2002/ 03 besuchten 1169 Schülerinnen mit 
Sonderpädagogischem Förderbedarf saarländische Regelschulen (dabei wur- 
den 52 Schülerinnen in Sprachforderklassen an Grundschulen mitgezählt). 
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Tab. 1: Schülerinnen mit Sonderpädagogischem Förderbedarf 
* ohne die Schülerinnen, die in Kooperation mit Regelschulen gefördert werden (im Schuljahr 
2002/ 03 ist dies ein Schüler einer Schule für Geistigbehinderte) 
Das sind 23,26 % aller Schülerinnen mit Sonderpädagogischem Förderbe- 
darf. 
Eine differenziertere Darstellung zur schulischen Integration im Saarland 
findet sich bei SANDER (2003). 
2.3.2 Integrationsberatung und Lehrerinnenfortbildung 
Eine kontinuierliche, alle Adressaten (Schulleitungen, Kollegien, Eltern) 
ermutigende Information, Begleitung und entsprechende qualifizierende 
Fortbildung existiert nicht. 
Dem quantitativen Anstieg wurde nicht mit dem Aufbau einer adäquaten 
Beratungs- und Fortbildungsstrategie entsprochen. Viel versprechende An- 
sätze hatten keine Chance zur Entfaltung. Offensichtlich war es auch nicht 
der politische Wille der jeweiligen Mehrheit im Landtag, den Gemeinsamen 
Unterricht deutlicher zu qualifizieren und zu professionalisieren (dieser Wille 
fehlt aber auch in Bezug auf die Schulen für Behinderte!). 
Manche „trotz alledem“ durchgefuhrte Integration ist dem starken Enga- 
gement einiger Eltern (vor allem im Verein „Miteinander Leben Lernen“, 
MIT.) und einiger Lehrerinnen zu verdanken. 
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Die Organisation des Gemeinsamen Unterrichts zeigt im Saarland u.a. 
folgende Strukturelemente: 
• Die Stundenzuweisung für die Ambulanzlehrer erfolgt nach der Schüler- 
Lehrer-Relation des jeweiligen Sonderschultyps; der Durchschnitt im Schul- 
jahr 2002/2003 betrug 3,2 Std. pro Integrationsschülerin. Dieser Durch- 
schnittswert ist die Grundlage für die Zuteilung an das Förderzentrum. Die 
Leitung des Förderzentrums berücksichtigt bei der Zuteilung der Stunden die 
Gegebenheiten des einzelnen Falles (z.B. die Möglichkeit der Bündelung). 
• Die Zuordnung der jeweiligen Ambulanzlehrer erfolgt im Prinzip in 
jedem Schuljahr neu. Oft bleibt jedoch die Zuordnung Schüler-Förderlehrer 
einige Schuljahre konstant. In der Sekundarstufe I haben sich einzelne Kolle- 
ginnen über Jahre an einer Schule etabliert. Andere haben in einer Woche 
drei oder vier, manche fünf und mehr Schulen anzufahren: die Arbeitssituati- 
on, die Intensität und Qualität der Kooperation mit den Regelschulen variiert 
demnach stark. 
Verständlicherweise ergibt sich aus dieser beruflichen Situation eines „Integ- 
rationslehrers“ ein hoher Bedarf an qualifizierter Fortbildung und kollegialem 
Austausch - der aber vom landeseigenen Institut für Lehrerfortbildung 
(„Landesinstitut für Pädagogik und Medien“, LPM) nicht abgedeckt wird. 
Welche Angebote gibt es? 
• In den Förderzentren finden Teamsitzungen statt, die sich mit den The- 
matiken des beruflichen Alltags befassen (differenzierende Unterrichtsfor- 
men, Supervision, Gutachtenerstellung, fachlicher Austausch). 
• Pädagogische Tage können mit Unterstützung der Fortbildungsinstitute 
organisiert werden. 
• Einmal im Jahr gibt es einen „Tag der Förderzentren“, veranstaltet vom 
nicht-staatlichen, katholischen Fortbildungsträger („Institut für Lehrerfort- 
und -Weiterbildung“, ILF). 
3 Fragestellung und Methode 
Die Verfasser sind sich bewusst, dass die Konstruktion des SFZ im Saarland 
in sich widerspruchsvoll ist (s. Kap. 2.2). Die Feststellung dieser inneren 
Widersprüchlichkeit muss jedoch nicht den Verzicht auf Organisationsent- 
wicklung bedeuten. Vielmehr sollte eine qualitative Entwicklung im Sinne 
der Organisationsentwicklung bei der Personalentwicklung ansetzen. Ohne 
Personalentwicklung erfolgt keine Unterrichtsentwicklung, ohne Unterrichts- 
entwicklung keine schulische Organisationsentwicklung. Nach ROLFF ist die 
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Personalentwicklung Kemaktivität fur Schulentwicklung (vgl. ROLFF 1993, 
20). Zentrale Fragestellung ist somit die qualitative Weiterentwicklung des 
integrativen Unterrichts, die bei der Selbstwahmehmung der Pädagoglnnen 
ansetzt. 
Aus dieser Notwendigkeit der Personalentwicklung leiten wir den Ansatz 
ab, uns den Wahrnehmungen und Erfahrungen der Integrationslehrerlnnnen 
in Bezug auf ihre berufliche Situation zuzuwenden. Um diese Erfahrungen 
der Lehrerinnen abzurufen, bedienten wir uns der Methode des stummen 
Schreibgesprächs. Bei einem stummen Schreibgespräch erhält jeder Teil- 
nehmer einen Stift und äußert sich auf einem Plakat zu einem vorgegebenen 
Thema. Die Bearbeitungsstruktur orientierte sich dabei an dem Verfahren 
PATH (Planning Alternative Tomorrows with Hope), das BOBAN/ HINZ 
(1998) in ihrem Aufsatz „Diagnostik fur Integrative Pädagogik“ darstellten. 
Aus dem Verfahren wurden zwei Schritte in abgeänderter Form ausgewählt: 
1. Wie soll integrativer Unterricht in einem Jahr angenehmer Weise aus- 
sehen? 
2. Wie sieht er jetzt aus? 
Die Entscheidung, ein Schreibgespräch mit zwei Fragen aus dem Verfah- 
ren PATH durchzuführen, geschah auf dem Hintergrund folgender Überle- 
gungen: Wir sind interessiert an den Eigenwahmehmungen der Pädagogln- 
nen, einschließlich möglicher Widersprüche und Ambivalenzen. Wir interes- 
sierten uns für lebendige, authentische Äußerungen der Teilnehmerinnen, 
wobei keine Wertungen der Äußerungen im Sinne eines „richtigen/ falschen“ 
integrationspädagogischen Handelns erfolgte. Der Ansatz, die Gegenwart im 
Lichte einer besseren Zukunft zu sehen, vermag den Blick auf die gegenwär- 
tige Praxis zu erweitern. Dadurch werden Handlungsperspektiven eröffnet. 
Weitere Impulse sind aus der Dialogform des Schreibgesprächs zu erwarten, 
indem Teilnehmerinnen auf die Äußerungen der anderen Bezug nehmen und 
sich anregen lassen. Von Vorteil ist dabei, dass die Äußerungen der Teilneh- 
mer sofort verschriftet vorliegen. Dabei ist es das Ziel, die erfahrungsbezoge- 
nen, verbalen Daten so zu strukturieren, dass Hinweise für die Weiterent- 
wicklung des integrativen Unterrichts resultieren. 
4 Erhebung 
Um ein Bild über das Empfinden bzw. Wohlbefinden von saarländischen 
Integrationslehrem bezüglich ihres Arbeitsfeldes zu erhalten, wurde von den 
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Verfassern eine Gruppe von insgesamt fünf Integrationslehrerinnen zu der 
Schreibkonferenz gebeten. 
4.1 Datenstrnktur und Datenauswertung 
Die in der Schreibkonferenz gewonnenen Daten wurden drei Rubriken zuge- 
ordnet: 
• Wie soll es nach einem Jahr sein? 
• Ich fühle mich wohl, wenn ... 
• Ich fühle mich unwohl, wenn ... 
Die Auswertung der Äußerungen erfolgte nun durch Auszählung und Zu- 
teilung zu folgenden Auswertungsebenen: 
1. Unterrichtliche Ebene 
2. Zwischenmenschliche Ebene 
2.1 zu Schülerinnen 
2.2 zu Lehrerinnen 
2.3 zu Eltern 
2.4 zu anderen Integrationslehrerinnen 
3. Organisatorische Ebene 
4. Fachliche Ebene (Qualifikation) 
5. Reflexion der Berufsrolle 
Tab. 2: Ausweitung der Integrationslehreräußerungen 
Wie soll es 
nach einem 
Jahr aussehen? 
Ich fühle mich 
wohl, wenn... 











zu anderen Integrations- 
lehrerinnen 
Organisatorische Ebene 11 
Fachliche Ebene (Quah- 
fikation) 
Reflexion der Berufsrol- 
le 
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Die in der Schreibkonferenz gewonnenen Daten sind nicht repräsentativ. Die 
Auszählung der Daten und die Darstellung in Tabelle 2 soll lediglich die 
quantitative Verteilung der Nennungen veranschaulichen. 
4.2 Darstellung einzelner Äußerungen und mögliche Folgerungen 
Nachfolgend werden Beispiele angeführt und einige Schlussfolgerungen 
gezogen. 
4.2.1 Zur Unterrichtlichen Ebene 
Am häufigsten gab es Äußerungen, die der Unterrichtlichen Ebene zugeord- 
net werden konnten. Beispiele: 
,Jch fühle mich wohl, wenn ... 
a) Integrationsschülerinnen auf ihrem Niveau lernen und auch Erfolgserlebnisse haben können - 
und auf der Regelschule bleiben können.“ 
b) es eine Mischung von gemeinsamem Unterricht, Einzelunterricht und Gruppenunterricht 
gibt.“ 
c) die Leistungen der Integratiansschülerlnnen deutlich besser werden.“ 
Jch fühle mich unwohl, wenn ... 
d) ich etwa die Hälft der Stunde dabei sitze, zuhöre, mitschreibe.“ 
e) es eine Mischung von gemeinsamem Unterricht, Einzelunterricht und Gruppenunterricht 
gibt.“ 
f) ich Vertretung madten ,darF.“ 
,Jn einem Jahr ... 
g) wird es Differenzierungsangebote nicht nur wegen der Iritegrationsschüler geben.“ 
h) soll Unterricht situativ, auch ganz anders als geplant sein können, an der aktuellen Situation 
der Kinder orientiert. Ich will mit ihnen arbeiten.“ 
In den Äußerungen a), c), d), g) und h) scheinen uns in besonderer Weise 
einige Konfliktlinien (integrations-)pädagogischer Arbeit abgebildet zu sein: 
• Integrationslehrerinnen sollen das Kind an das Niveau der Klasse anpas- 
sen, damit es langfristig an der Regelschule verbleiben kann. 
• Häufig wird in der Regelschule nicht auf dem Niveau gelernt, das jedem 
Kind gerecht wird. Der Anspruch, dieses für die Integrationsschülerinnen zu 
realisieren, wirkt auf diesem Hintergrund geradezu anmaßend. 
Eine wünschenswerte Lösung wäre es, wenn alle Schülerinnen auf ihrem 
Niveau lernen könnten. Ein Weg zur Realisierung dieses Ansatzes wäre, 
wenn Lehrerinnen sich über Reflexion ihrer Unterrichtsgestaltung und in 
Kooperation die dazu notwendigen Fähigkeiten aneignen. Viele Anregungen 
finden sich im „Konzept eines dialogischen Unterrichts“, das Urs RUF u.a. 
(2002) entworfen haben. 
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• In den Äußerungen wird ein Druck artikuliert, der durch die Existenz 
des Sonderschulwesens und die zunehmende Verknappung der Ressourcen 
verursacht wird. Dadurch ist Problemlösung durch Abschiebung“ ein immer 
gegenwärtiges Thema. 
4.2.2 Zur Zwischenmenschlichen Ebene der Lehrerinnen 
Ein ebenfalls oft genannter Bereich war auf der Zwischenmenschlichen Ebe- 
ne der Kontakt bzw. die Zusammenarbeit mit anderen Lehrerinnen. Beispie- 
le: 
„Ich fühle mich wohl, wenn ... 
a) Absprachen getroffen werden und ich Informationen bekomme.“ 
b) Regelschullehrer bereit sind, Erklärungen über Wechselwirkungen und Ursachen im Verhal- 
ten und Lernen problematischer Schüler/ Lehrer/ Eltern zu hören und zu akzeptieren (bzw. 
überprüfen). Das ändert ihr Verhalten.“ 
„Ich fühle mich unwohl, wenn ... 
c) ich zwar in das Kollegium integriert bin, allerdings von privaten Kontakten fast ausgeschlos- 
sen bin.“ 
d) ich in der Sekundarstufe nur eine Kollegin sehe, die bereit ist, mit mir zu differenzieren.“ 
,Jn einem Jahr ... 
e) soll mein Unterricht von (Regel-)Kolleglnnen anerkannt werden und nicht lapidar abgetan 
werden. Sie sollen zumindest Spuren von Wertigkeit erkennen (und anerkennen).“ 
f) werden bei Wochenplänen abgestimmte Aufgaben für Integrationsschülerinnen gleichwertig 
neben denen des Klassenlehrers stehen.“ 
g) werden die jüngeren Kolleginnen (bis 30 Jahre) weniger Ängste/ Vorbehalte gegenüber 
Integration haben.“ 
Dabei ist festzustellen, dass mehr Nennungen zum Ausblick, wie es in 
einem Jahr sein soll, genannt wurden als zur gegenwärtigen Situation. Dem- 
nach besteht der Wunsch, besonders auf dieser Ebene etwas zu verändern. 
Vor allem in den Äußerungen a), b), c), e) und g) scheint uns der Bezie- 
hungsaspekt der integrationspädagogischen Arbeit hervorzutreten, der sich 
bei positivem Verlauf in gegenseitiger Wertschätzung und Respekt sowie in 
Sympathie ausdrückt. Die Äußerungen drücken aber auch aus, dass dieser 
positive Verlauf in der Realität häufig nicht gegeben ist und “kommunikative 
Fallen“ zum Alltag gehören. 
„Innovationsprozesses mit dem Ziel der Integration sind von der .Lernfähigkeit’ und der Kom- 
munikationsstruktur einzelner Einrichtungen sowie von der Konfliktfahigkeit betroffener Indivi- 
duen abhängig“ (MEISTER/ KRäMER 1994,408). 
Die Konfliktfahigkeit der betroffenen Lehrkräfte kann u.a. durch systemi- 
sche Beratung, externe Supervision und kollegiale Fallbearbeitung gesichert 
werden. 
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4.2.3 Zur Organisatorischen Ebene und zur Schülerlnnen-Ebene 
Etwa gleich viele Äußerungen gab es zur Organisatorischen Ebene und zum 
Bereich Schülerlnnnen auf der Zwischenmenschlichen Ebene. Beispiele 
(Organisatorische Ebene): 
„Ich fühle mich wohl, wenn ... 
a) Beratungsstunden Gelegenheit zu Absprachen und Austausch geben.“ 
b) ich mehr Integrationsschülerinnen in einer Klasse habe (damit kann ich arbeiten).“ 
„Ich fühle mich unwohl, warn ... 
c) wir Schüler mit .schwerer’ Körperbehinderung wegen unzureichender Pflegevoraussetzung 
ablehnen müssen.“ 
d) ich zwar auch regelmäßig sage: „Mal langsam!“, aber eigentlich ja keine Zeit da ist - was 
auch mir am meisten fehlt = paradox!“ 
„In einem Jahr ... 
e) möchte ich erreichen, dass die Anforderungen an mein .Spezialistentum’ durch mehr Zeit 
auch verwirklicht werden können.“ 
f) möchte ich Zeit haben, Anfragen der Regelschulkolleginnen um Auskünfte, Hilfen etc. zu 
beantworten und mit problematischen Kindern präventiv zu arbeiten.“ 
Auf dieser Ebene wird die Ressourcenproblematik mit den bekannten 
Fakten und Forderungen deutlich. Die tägliche Arbeit wird stark durch die 
organisatorischen Rahmenbedingungen beeinflusst und kann sich auf die 
zwischenmenschliche Ebene auswirken. Beispiele zur zwischenmenschlichen 
Ebene bezüglich Schülerinnen: 
„Ich fühle mich wohl, wenn ... 
a) die Integrationsschüler dazu gehören.“ 
„Ich fühle mich unwohl, wenn ... 
b) es Schülerinnen gibt, bei denen ich nur wenig tun kann/ brauche, ich also .überflüssig’ 
bin(?)“ 
, Jh einem Jahr ... 
c) werden meine Schülerinnen nach intensiver Beratung in eine .absehbare’ Zukunft aus Klasse 
9 entlassen.“ 
4.2.4 Zur Reflexion der Berufsrolle 
Die Reflexion der Berufsrolle erhielt nur geringe Nennungen. Von Bedeu- 
tung ist hierbei aber, dass keine Nennung zur Rubrik „Ich fühle mich 
wohl,...“ erfolgte. Beispiele: 
, Jch fühle mich unwohl, wenn ... 
a) ich mich fragen muss, ob ich überhaupt ein .Lehrer’ bin.“ 
b) ich mich meist anpassen muss.“ 
c) eine ideologische Diskussion besteht: Integration vs. Sonderschule (ich bin ,nur’ Integrations- 
lehrer).“ 
,Jn einem Jahr... 
d) bin ich geschickter darin, meine Ziele in der Regelschule zu vertreten.“ 
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In den Äußerungen tritt die Schwierigkeit deutlich hervor, dass der Integrati- 
onslehrer seine Rolle in der Integration für sich selbst gestalten muss. Dies 
lässt einerseits Raum für Gestaltung zu, bewirkt aber auch berufliche Identi- 
tätsprobleme. 
Es scheint uns sinnvoll, einen Vorschlag zu diskutieren, der eine stärkere 
Verankerung von Integrationslehrerinnen im Unterricht der Regelschule 
vorsieht. Dies könnte heißen, dass Integrationspädagoglnnen ein Unterrichts- 
fach verpflichtend übernehmen. Ratsam wäre darüber hinaus, sich in weitere 
schulische Aktivitäten einzubringen. Damit wäre eine größere Zugehörigkeit 
von Integrationspädagoglnnen in das Kollegium der Regelschule möglich. 
Von nur geringer Bedeutung war die Fachliche Ebene sowie auf der Zwi- 
schenmenschlichen Ebene der Kontakt zu anderen Integrationslehrerinnen, 
denen jeweils nur eine Nennung zugeordnet werden konnte. 
5 Schluss 
Wir haben gezielt Bezug genommen auf Themenbereiche der pädagogischen 
Arbeit, die durch das Handeln der einzelnen Lehrkraft aktiv beeinflusst wer- 
den können. Dazu zählen auf der Personalentwicklungsebene die Gestaltung 
des Unterrichts und die Gestaltung der Beziehungsebene. Dies war der von 
uns gewählte Rahmen, um den Ansatz der Organisationsentwicklung durch 
Personalentwicklung zu veranschaulichen. 
Aus den dargestellten Schlussfolgerungen könnten Anregungen für die 
Fortbildung an Sonderpädagogischen Förderzentren und an Regelschulen 
sowie für die Schulentwicklung gewonnen werden. 
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Berufliche Integration oder Inklusion junger 
Menschen nach der Schule 
1 Einleitung 
Die Diskussion und Forschung über den Weg nach der Schule ist von zwei 
Perspektiven bestimmt: erstens von strukturellen Rahmenbedingungen unter- 
schiedlicher Reichweite, d.h. den wechselnden Arbeitsmarktbedingungen, 
den arbeitsmarktpolitischen Anstrengungen auf veränderten Gesetzesgrund- 
lagen, den durch entsprechende Abschlüsse normierten Bedingungen zu 
Berufslaufbahnen, den Vorbereitungs- und Ausbildungsmodalitäten; zweitens 
von der Zentrierung auf das Individuum, seine Lemvoraussetzungen, Fähig- 
keiten, Berufsinteressen, Motivation, seine individuelle Passung zu berufli- 
chen Anforderungen. Hierbei kommen allerdings oft (a) transnationale Per- 
spektiven, (b) zentrale objektive und subjektive Bedeutungen des Übergangs 
an der ersten und zweiten Schwelle ins Berufsleben und (c) qualitative Be- 
wertungen beruflicher Eingliederungsmaßnahmen zu kurz. Dieser und die 
folgenden Beiträge zur beruflichen Integration beschreiben und diskutieren 
unterschiedliche Facetten der Übergangsproblematik von Jugendlichen mit 
"Lemschwierigkeiten". 
Dieser Beitrag beschreibt kritisch wichtige systemische Rahmenbedin- 
gungen, individuelle Bedingungen und transaktionale (Stress-)Bewälti- 
gungsprozesse, die eine beruflichen Eingliederung erschweren bzw. erleich- 
tern (s. auch UTE GEILING, ANTJE GINNOLD in diesem Band). 
Hierbei steht der Anspruch nach beruflicher (Re-)Inklusion statt Integrati- 
on oder gar Separation im Vordergrund (vgl. SANDER 2003 und in diesem 
Band). „Was unterscheidet Inklusion von Integration? - Während im Wort 
Integration eher ein ,Die Mehrheit integriert unter bestimmten Umständen 
eine besondere Minderheit’ steckt, lässt Inklusion die Verschiedenheit im 
Gemeinsamen bestehen... Während der Begriff Integration einen vorausge- 
henden Ausschluss aus den Leistungszusammenhängen der modernen Ge- 
sellschaft impliziert, geht es beim Inklusionsbegriff um die Mitbestimmung 
an der komplexen und differenzierten Gesellschaft“ (Auszüge aus dem Posi- 
tionspapier Inklusive Bildung von Integration: Österreich 2002, 6f.). 
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2 Berufliche Integration bzw. Inklusion auf 
europäischer, deutscher, regionaler Ebene 
2.1 Europäische Anstrengungen zur beruflichen Eingliederung 
behinderter junger Menschen 
Die Zielsetzung der „Gleichbehandlung der Menschen mit Behinderungen in 
Europa“ beinhaltet im Kern auch berufliche Inklusion: „Die Union anerkennt 
und achtet den Anspruch von Menschen mit Behinderungen auf Maßnahmen 
zur Gewährleistung ihrer Eigenständigkeit, ihrer sozialen und beruflichen 
Eingliederung und ihrer Teilnahme am Leben der Gemeinschaft“ (Charta der 
Grundrechte, Artikel 26). Die Relevanz des Anspruchs wird einerseits in 
Fakten deutlich - ungefähr 37 Millionen Menschen in der EU gelten als kör- 
perlich oder geistig behindert, davon stehen zirka die Hälfte im erwerbsfähi- 
gen Alter - und andererseits durch die seit den 70er Jahren stetig wachsende 
„Independent Living“-Bewegung der betroffenen sog. behinderten Menschen 
selbst. 
Betrachten wir die konkreten Anstrengungen der EU zur „Gewährleis- 
tung“ der Ansprüche behinderter Menschen, so fällt jedoch auf, dass behin- 
derte junge Menschen an der Schwelle zum beruflichen Übergang relativ 
weniger gefordert werden als andere benachteiligte Randgruppen. Da liegt 
der Verdacht nahe, dass hierbei die vielfach bestehenden Angebote der 
Werkstätten für behinderte Menschen (WfbM) mit ihrer vermeintlichen be- 
ruflichen Integration auch der EU den Blick verstellen, weil Jugendliche, für 
die nach der Schule der Weg in eine WfbM vorgezeichnet ist, nicht als ar- 
beitslos gelten. 
Stimmt die Vermutung, so kann es nicht verwundern, dass der Europäi- 
sche Sozialfonds1 (ESF), der das wichtigste Instrument der Sozialpolitik der 
EU ist, vor allem Maßnahmen in den Mitgliedstaaten finanziert, die (Jugend)- 
Arbeitslosigkeit verhindern sollen, insbesondere die Programme zu ADAPT 
and EMPLOYMENT (1995 - 2000) mit vier Komponenten zur beruflichen 
Chancengleichheit: Now (für Frauen), Horizon (für Menschen mit Behinde- 
rung), Integra (für sozial ausgegrenzte Menschen, Migranten), Youthstart (für 
Jugendliche). 
Die Initiative EQUAL (2000-2006) baut auf den Erfahrungen der bisheri- 
gen Beschäftigungsprogramme auf und will in der EQUAL-Datenbank einen 
exakten Überblick aus 10.000 Projekten geben. Thematisch widmet sich 
1 Quelle: http://www.goethe.de/m/d/frames/schulen/die/4-6.html 
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EQUAL weiter der Chancengleichheit auf dem Arbeitsmarkt. Dabei soll jede 
Art der Diskriminierung und Benachteiligung verhindert werden. Dies be- 
trifft Frauen, sozial Schwache, Migranten und Behinderte. 
In den Jahren 2000 bis 2006 stehen dem ESF 60,3 Milliarden Euro zur 
Verfügung, in den Jahren 1994 bis 1999 waren es 47 Milliarden Euro. 
Da in den USA seit Ende der 70er Jahre annähernd 100.000 Menschen 
aufgrund der „Supported Employment“-Programme eine reguläre Beschäfti- 
gung erhalten haben, wurden im Programm HORIZON transnationale Pro- 
jekte in der EU, so auch in Deutschland - dem skandinavischen und USA- 
Modell folgend - gefördert. Mit ihrer Hilfe wurden insbesondere die Konzep- 
te des Training on the Job, der Arbeitsassistenz, der Integrationsfachdienste 
entwickelt und inzwischen gesetzlich verankert und umgesetzt. Im Vorder- 
grund standen und stehen hierbei allerdings eher Re-Integrationen von Men- 
schen aus WfbM als die berufliche Inklusion von behinderten Jugendlichen 
am Ende der Schulzeit. Trotz der Dominanz beruflicher Integrations- bzw. 
Nichtaussonderungsprogramme für erwachsene oder ältere Menschen mit 
Behinderungen mangelt es nicht an Anstrengungen aus der schulischen Integ- 
rationsszene, einen Bruch in der inklusiven Biographie zu vermeiden. Hierbei 
handelt es sich im wesentlichen um Projekte zur beruflichen Vorbereitung 
und unterstützten Integration bzw. beruflichen Inklusion von Jugendlichen 
mit Lemschwierigkeiten: z.B. in Hamburg, Baden-Württemberg, Berlin, 
Köln, Saarbrücken und in weiteren punktuellen Programmen mit und ohne 
EU-Mittel der Gemeinschaftsinitiativen BESCHÄFTIGUNG“ (BÜHLER 
1997). 
2.2 Berufliche Eingliederung in Deutschland - 
Ressourcen und Barrieren 
Integrationsbewegung: Im Kontext der sich weiter entwickelnden Integrati- 
onsbewegung haben sich das Selbstverständnis und die Erwartungen behin- 
derter Menschen auch an die deutsche Gesellschaft grundlegend gewandelt. 
„Wir vertreten uns selbst“ ist nicht nur ein viajähriges Bundesprojekt (Be- 
ginn 1997) „zur Unterstützung der Selbstvertretung und Selbstbestimmung 
von Menschen mit Lemschwierigkeiten und Menschen, die geistig behindert 
genannt werden“, sondern ist bereits zur „People First Bewegung“ expan- 
diert, die sich im Internet vorstellt, eine Tagung zum Thema „Unsere Zukunft 
- Selbstbestimmung durch Unterstützung und Assistenz“ im September 2000 
in Frankfurt durchführte, zu der ein Videofilm unter anderem zeigt, wie sich 
„Menschen mit einer sog. geistigen Behinderung zunehmend Wege ebnen, 
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um außerhalb von Werkstätten für Behinderte zu arbeiten und in einer eige- 
nen Wohnung zu leben“ (GOEBEL o.J., www.peoplefirst.de). 
Gesetzesänderungen: Dem Anliegen nach „Normalität“ oder „Inklusion“ 
tragen die kürzlich verabschiedeten Gesetzesvorgaben in besonderem Maße 
Rechnung (s. Beitrag ANDREA BIEHL in diesem Band). 
Barrieren auf dem ersten Arbeitsmarkt: Für behinderte junge Menschen 
sind nach der Schule gleich zwei Barrieren auf dem ersten Arbeitsmarkt 
aufgestellt: erstens der enge Ausbildungs- und Arbeitsmarkt und zweitens die 
Beschäftigungsplätze in der WfbM. Zu erstens: Im Jahr 2003 fehlen mindes- 
tens 80.000 Ausbildungsplätze in der Bundesrepublik. Behindertenbeauftrag- 
te und Beiräte für behinderte Menschen befürchten, „dass immer mehr Men- 
schen mit Behinderungen keine Aussicht auf Teilhabe am Arbeitsleben ha- 
ben, weil sie ohne Förderung bleiben. Waren im Jahr 2001 noch 16.683 be- 
hinderte Menschen in einer betrieblichen Aus- und Weiterbildung, so ist ihre 
Zahl 2002 um 27,6 % auf 12.071 zurückgegangen. Mehr und mehr ziehen 
sich die Betriebe aus der beruflichen Bildung behinderter Menschen zurück!“ 
(PRESSEMITTEILUNG 2003). Zu zweitens: Anstrengungen gegen die Jugend- 
arbeitslosigkeit erfolgen kaum für behinderte Jugendliche mit Lemschwie- 
rigkeiten. Denn sie fallen problemlos aus der Statistik der Jugendarbeitslo- 
sigkeit heraus, weil für sie in Deutschland genügend „Beschäftigungsplätze“ 
in einer WfbM bereitgestellt sind bzw. werden. Alternative Wege werden in 
der Berufsberatung in aller Regel nur erwogen, wenn die Jugendlichen selbst 
bzw. ihre Eltern diesen Anspruch artikulieren. 
Arbeitsmarktpolitisches Engagement: Einer Evaluation der Hans-Böckler- 
Stiftung zufolge bemühen sich alle Landesregierungen, möglichst viele Mit- 
tel der Bundesanstalt für Arbeit in ihrem Land zu binden, die Kommunen 
aktiv in ihren Anstrengungen zur Förderung von Sozialhilfeempfängem im 
Rahmen des Sozialhilfegesetzes (BSHG) zu unterstützen und die Verzahnung 
von Qualifizierung und Beschäftigung sicherzustellen. Neben den Gemein- 
samkeiten stellte das Forscherteam an Hand der schriftlichen Dokumente 
auch Unterschiede heraus: Bei einer Zuordnung zu drei Gruppen wurde das 
Land Rheinland-Pfalz als „Land mit schwacher bis mittlerer Innovationstä- 
tigkeit“ und „niedrigen Ausgaben für aktive Arbeitsmarktpolitik“ (ebd.) ein- 
gestuft und das Saarland als eines von zwei Ländern mit geringen Innovati- 
onstätigkeiten und „relativ hohen Ausgaben im Bereich der konventionellen 
Arbeitsforderung“ (BLANCKE & SCHMID 2000, 58ff.). 
Angesichts der sich verschärfenden Arbeitsmarktsituation wuchs und 
wächst das arbeitsmarktpolitische Engagement verstärkt in den Bereichen 
Jugendarbeitslosigkeit und Langzeitarbeitslosigkeit (NIEHAUS & MONTADA 
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1997), welches jedoch kaum behinderte Jugendliche am Übergang nach der 
Schule erreicht. Selbst das BQF-Programm des Bundesministeriums für Bil- 
dung und Forschung zur beruflichen „Qualifizierung für Zielgruppen mit 
besonderem Förderbedarf1 zielt kaum, wie der Titel vermuten ließe, auf be- 
hinderte, sondern stärker auf ausländische Menschen (SCHULTE 2002). 
Die sich verschärfende Arbeitsmarktsituation wirft ihre Schatten auch auf 
regionale Bedingungen. Ein wesentlicher Teil der Großindustrien - im Saar- 
land die Eisenindustrie und der Bergbau - fallen als Ausbildungsstätten weg. 
Gleichzeitig reduziert sich das Angebot an einfachen Arbeitsplätzen, die von 
jungen Menschen mit Teilqualifikationen bzw. REHA-Ausbildung ausgefüllt 
werden könnten (vgl. HUBER 1998). Ist es angesichts dieser Arbeitsmarktmi- 
sere, so fragen sich manche Kritikerinnen, angebracht, alternative Wege zur 
WfbM zu beschreiten? Einer Antwort will ich mich in den nachstehenden 
Analysen zur Bildungssituation und zu institutionalisierten bzw. in der Erpro- 
bung befindlichen beruflichen Eingliederungswegen nähern. 
3 Institutionelle Bedingungen in Deutschland 
3.1 Das deutsche Sonderschulsystem als entscheidende Barriere zu 
erfolgreichen Schulabschlüssen 
Nicht erst seit den Ergebnissen der PISA-Studie ist bekannt, dass unser deut- 
sches früh selektierendes Bildungssystem die Chancengleichheit für Migrant- 
Innen, sozial benachteiligte und behinderte Kinder und Jugendliche derart 
reduziert, dass die alten Ergebnisse der 60er Jahre - deutliche Zusammen- 
hänge zwischen dem Berufsstatus der Eltern und dem schulischen Erfolg der 
Kinder - selbst in jüngster Zeit bestätigt werden. Für behinderte Schülerin- 
nen kommt erschwerend hinzu, dass bei selektiver Integration in den Ländern 
die Sonderschule ihren Pflichtschulcharakter beibehält. 
Bedenken wir, dass ein entscheidendes Kriterium für die Berufschancen 
der Schulabschluss ist, so lassen sich aus der Schulstatistik die imgleichen 
Chancen für behinderte Schülerinnen (406.578 im Schuljahr 1999/20002) 
deutlich ablesen. Inwieweit der fehlende Einbezug bzw. die fehlende Aus- 
weisung von Integrationsschülerinnen hier die Statistik verzerrt, kann nicht 
geklärt werden. Laut offizieller Bundesstatistik erreichen rund 80 % aller 
Sonderschülerinnen (Ausnahme Nordrhein-Westfalen) nicht einmal den 
niedrigsten Abschluss im deutschen Bildungssystem (35.306 Sonderschüler- 
2 STATISTISCHES BUNDESAMT, 207-209 
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Innen am Ende des Schuljahres 1999/2000 ohne Hauptschulabschluss3, laut 
KMK-Statistik 35.817 ohne Hauptschulabschluss von insgesamt 45.202 Ab- 
solventen aus Sonderschulen). Jugendliche mit sog. geistiger Behinderung 
können in Deutschland weder in Sonder- noch in allgemeinen Schulen einen 
Schulabschluss erhalten. Sog. lembehinderte Schülerinnen verlassen ihre 
Sonderschule in der Regel ebenfalls ohne Abschluss, laut KMK im Jahr 2000 
insgesamt 28.136 (79 % der Schulabgänger aus Sonderschulen). Bezogen auf 
die einzelnen Bundesländer sind deutliche prozentuale Unterschiede ersicht- 
lich (Tab. 1). 
Tab. 1: Sonderschulentlassungen am Ende des Schuljahres 1999/2000 in den Bundesländern 
Bundesland Ohne Haupt- 
schulabschluss 
Gesamt Ohne Abschluss 
in % 
Baden-Württemberg 4.073 5.232 78% 
Bayern 4.850 5.674 85% 
Berlin 1.362 1.748 78% 
Brandenburg 1.694 2.004 84% 
Bremen 197 234 84% 
Hamburg 745 915 81 % 
Hessen 2.222 2.582 86% 
Mecklenburg-V orpommem 1.424 1.611 88% 
Niedersachsen 3.264 4.161 78% 
Nordrhein-Westfalen 5.241 9.125 57% 
Rheinland-Pfalz 1.514 1.883 80% 
Saarland 424 476 89% 
Sachsen 3.086 3.497 88% 
Sachsen-Anhalt 2.163 2.626 82% 
Schleswig-Holstein 1.293 1.338 97% 
Thüringen 1.754 2.041 86% 
Allerdings sind Schulen für Lembehinderte vereinzelt dazu übergegangen, 
in einem 10. Schuljahr bzw. durch Prüfung den Jugendlichen einen nachträg- 
lichen Hauptschulabschluss zu ermöglichen. 
3 STATISTISCHES BUNDESAMT, 207-209 
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Auch für Sonderschülerlnnen ohne Lemschwierigkeiten gelten massive 
länderabhängige Benachteiligungen ohne schulische Integration. In Bremen 
und im Saarland gibt es kein sonderschulisches Angebot für den mittleren 
Bildungsabschluss und nur in fünf der 16 Bundesländer besteht an Sonder- 
schulen die Möglichkeit, die Hochschulreife zu erlangen. Allein diese institu- 
tionellen Beschränkungen auf Landesebene unterstreichen schul strukturelle 
Veränderungsnotwendigkeiten hin zu einer inklusiven Pädagogik, zumal die 
Prozentzahlen erfolgreicher Schulabsolventen mit mittlerem und höherem 
Bildungsabschluss selbst bei entsprechendem sonderschulischem Angebot 
weit unter denen nicht behinderter und ausländischer Schülerinnen liegen: 
Nur 733 (1,6 %) Sonderschülerlnnen erreichen im Jahr 2000 den Realschul- 
abschluss und nur 51 (0,1 %) eine Hochschulreife (KMK, Sonderpädagogi- 
sche Förderung in Schulen 1991 bis 2000). 
Wenn auch die noch überwiegend bestehenden Sonderschulstrukturen die 
Bildungschancen ungleich gestalten, so haben sich durch die in vielen Bun- 
desländern ermöglichten inklusiven Bildungswege die Abschlusschancen für 
behinderte Jugendliche erheblich verbessert. So haben die sog. Integrations- 
schülerinnen zumindest, wenn sie zielgleich unterrichtet werden, in den ent- 
sprechenden Bundesländern die Zugangschance zu allen Schulabschlüssen. 
Dies gilt allerdings nicht für sog. geistig behinderte Schülerinnen und 
auch nur in einem geringeren Maße für sog. lembehinderte Jugendliche. 
Welche Möglichkeiten für diese Jugendlichen mit Lemschwierigkeiten nach 
der Schule mit der Zielperspektive „bemfliche Integration“ eröffnet werden 
können, wird nachstehend beschrieben, wobei eine Zentrierung auf Berufs- 
vorbereitungsmaßnahmen erfolgt. 
3.2 Übergangsmöglichkeiten nach der Schule für Jugendliche mit 
Lernschwierigkeiten 
Angesichts der sich nur über Jahrzehnte wandelnden Schulstrukturen müssen 
wir in Deutschland mit fehlenden Schulabschlüssen bei sozial benachteilig- 
ten, ausländischen, sog. lembehinderten und geistig behinderten Jugendlichen 
am Ende ihrer Schulzeit rechnen. Um uns ein Bild von den Übergängen der 
Schulabgänger aus allgemeinbildenden Schulen in den Jahren 1998-2000 
insgesamt zu machen, nachstehend die Angaben des Statistischen Bundesam- 
tes. 
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Tab. 2: .ßestände der Jugendlichen in und außerhalb von Ausbildung im Jahr 2000“4 
Jahr 2000 Deutschland Saarland 
Schulabgänger aus allgemeinbildenden Schulen 
1998-2000 
2.741.054 32.069 
Betriebliche Azubis 1.547.114 21.571 
Außerbetriebl. Azubis 154.903 1.173 
BGJ-Schüler 41.236 1.282 
BFS-GB Schüler 211.810 4.532 
BVJ-Schüler 72.787 312 
BVM-Teilnehmer 98.614 1.231 
Ausbildungsplatz suchend 2000/2001 28.901 576 
Arbeitslose Jugendliche unter 20 Jahren, De- 
zember 2000 93.973 1.208 
Entsprechende Bundesstatistiken zu den Wegen nach der Schule für behin- 
derte Schülerinnen fehlen. Für das Saarland liegen jedoch im 3. Bericht 
„Menschen mit Behinderungen“ die „Eintritte von Rehabilitandinnen und 
Rehabilitanden unter 25 Jahren nach Maßnahmeart“ für die Jahre 1996-2000 
vor (vgl. Tab. 3; MINISTERIUM 2001, 20). 
Tab 3: Eintritte von Rehabilitandinnen unter 25 Jahren nach Maßnahmeart im Saarland von 
1996-2000 
Maßnahmeart 1996 1997 1998 1999 2000 
Staatlich anerkannter Ausbildungsberuf 207 258 103 159 182 
Reha-Ausbildung § 48 BbiG/ § 42 HwO 94 50 176 207 136 
Berufsfindung 56 61 60 46 59 
Arbeitserprobung 43 45 45 55 52 
Förderlehrgang 348 266 299 362 292 
Eingangsverfahren/ Arbeitstrainings- 
bereich der WfbM 
67 77 114 114 104 
Insgesamt 815 757 797 943 825 
4 Quellen: Statistisches Bundesamt, Bundesanstalt für Arbeit, Angaben der Länder, Bundesinsti- 
tut für Berufsbildung nach BIBB 2.1/ J.G. Ulrich/Stand 24.09.2002 
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4 Der zweijährige Integrative Förderlehrgang im 
Saarland - Chancen und Risiken der 
Berufsvorbereitung 
4.1 Adressaten und Ziele 
In die vorliegenden Statistiken ist auch der im Saarland praktizierte zweijäh- 
rige Integrative Förderlehrgang einzuordnen. Ziel war und ist es, Schulab- 
gängerinnen mit Lemschwierigkeiten (sog. lern- und geistig behinderte Ju- 
gendliche) auf eine berufliche Eingliederung vorzubereiten und alternative 
Wege neben der WfbM nach der Schule aufzuzeigen. Alle Teilnehmerinnen 
der zweijährigen Förderung sind Jugendliche mit Lemschwierigkeiten, „die 
aufgrund der Art und Schwere der Behinderung für eine (reguläre) Be- 
rufsausbildung nicht in Betracht kommen“ (BUNDESANSTALT 1997,168). 
Damit sind die bemflichen Aussichten nach dem Förderlehrgang klar 
eingegrenzt: bestenfalls eine in der Regel außerbetriebliche Reha-Ausbildung 
oder eine Arbeitsstelle auf dem ersten Arbeitsmarkt (als Arbeitserprobung 
oder zunächst befristete, ggf. unbefristete Arbeitsstelle, unterstützt durch den 
berufsbegleitenden Dienst) oder auf dem zweiten Arbeitsmarkt, wobei das 
Arbeitsplatzangebot in Integrationsbetrieben bzw. -projekten im Saarland 
gegenüber WfbM-Beschäftigungsplätzen verschwindend gering ist. Rund 
8.000 WfbM-Plätzen stehen 33 Arbeitsplätze in Integrationsbetrieben gegen- 
über. Da 4 dieser 5 Integrationsbetriebe „Subuntemehmen“ der WfbM im 
Saarland sind, dienen diese Arbeitsplätze den Integrationsbemühungen, zu 
denen die WfbM inzwischen gesetzlich verpflichtet sind. In einem saarländi- 
schen Modellversuch5 zur Reintegration aus den WfbM waren nach drei 
Jahren knapp 1 % der saarländischen WfbM-Beschäftigten auf dem freien 
Arbeitsmarkt integriert. Die Ergebnisse am Ende der Integrativen Förderlehr- 
gänge werden dieses Ziel übertreffen. 
Der zweijährige Integrative Förderlehrgang (IF2) wurde erstmalig in 
Saarbrücken als Modellversuch - finanziert von der Arbeitsverwaltung und 
dem Saarland - von September 1999 bis August 2001 durchgeführt und in 
einem zweiten Lehrgang (September 2001 bis August 2003) fortgesetzt. Eine 
regionale Ausweitung wird aufgrund der Anfragen aus anderen Arbeitsamts- 
bezirken erwogen. 
5 ohne Beteiligung der Universität Saarbrücken (Anmerkung der Hrsg.) 
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An dem Förderlehrgang ist der Einbezug von jeweils 6 schwerbehinderten 
(geistigbehinderten bzw. mehrfachbehinderten) Jugendlichen (GdB 50-100 
%) zusammen mit jeweils 18 Jugendlichen mit Lemschwierigkeiten neu. Die 
meisten Jugendlichen kommen aus Sonderschulen, 2 bzw. 4 als ehemalige 
Integrationsschülerinnen aus allgemeinen Schulen. Jeweils ein Jugendlicher 
hat einen schwachen Hauptschulabschluss erreicht. Insgesamt nahmen also 
bisher 48 Jugendliche an den beiden Förderlehrgängen teil. Abgesehen von 4 
Quereinsteigem im ersten IF2 wechselten alle anderen unmittelbar nach der 
Schule in den integrativen Förderlehrgang. 
4.2 Inhaltliche Konzepte 
Konzeptuell orientiert sich der IF2 an Erfahrungen aus anderen Projekten 
(Hamburg, Berlin, Bielefeld) und hat sich für den Weg entschieden „Erst 
qualifizieren - dann platzieren und qualifizieren in Betriebspraktika - 
schließlich platzieren auf dem Ausbildungs- oder Arbeitsmarkt“. Der Weg 
beinhaltet eine Berufs- und Lebensvorbereitung nach individuellem Förder- 
plan. Vom Grundsatz her entspricht dies den Vorstellungen inklusiver Päda- 
gogik: weg von einer differenzierenden, aussondemden individuellen Förde- 
rung hin zu einer individuellen Entwicklungsforderung im Kontext heteroge- 
ner Lemgruppen und beruflicher Basisanforderungen. Dieses inhaltliche 
Konzept entspricht einer inklusiven Pädagogik, „die in der Heterogenität die 
Chance breit gestreuter Anregungen zu vielfältigen Lernprozessen sieht, die 
ein ,im Miteinander voneinander profitieren’ zulässt und durch Individuali- 
sierung eines gemeinsamen Curriculums entwicklungsadäquate Lemangebote 
setzt“ (lNTEGRATION:ÖSTERREICH 2002, 7). 
Der zweijährige Förderlehrgang unterscheidet sich in seiner räumlichen, 
personellen und zeitlichen Struktur (abgesehen von einer halben zusätzlichen 
Pädagogikstelle) kaum von anderen Förderlehrgängen: 
1. Phase: Orientierungsphase in vier Arbeitsbereichen, Gelegenheit zu inter- 
aktionalen und kooperativen Lernprozessen; räumliche, zeitliche und finan- 
zielle Orientierung zur Alltags- und Berufsbewältigung, 
2. Phase: Betriebspraktika (s. Beitrag JUTTA KRASS in diesem Band), Ent- 
scheidung und (flexible) Vertiefung in einem der Arbeitsbereiche in Lemort- 
kooperation, dort weitere Förderung der Ich-, Sach- und Sozialkompetenz; 
Verzahnung mit Betriebspraktika bei Unterstützung durch ein Pädagogen-/ 
Ausbilder-Team; Reflexion und Planungen in wöchentlichen Gruppengesprä- 
chen zur Berufs- bzw. Zukunftsplanung (BOBAN & HINZ 1998, SCHOLDEI- 
KLIE 2001). 
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Im zweiten Jahr kommt der Lemort Berufsschule hinzu, in den erst am 
Ende des zweiten Förderlehrgangs die Aufnahme sog. geistig behinderter 
Jugendlicher durch den Kultusminister genehmigt wurde (trotz gültiger Integ- 
rationsverordnung im Saarland). 
3. Phase: Übergangsperspektive, Fortsetzung der Betriebspraktika, der Ver- 
tiefung, Reflexion und Planung in den Arbeitsbereichen mit stärkerer Kon- 
zentration auf den Übergang nach dem IF2. 
Das Arbeitsteam bemüht sich, vielfältige Lemangebote zur Berufsvorbe- 
reitung zum Teil in Projekten zu gestalten und den jungen Menschen ein 
Lemklima bereitzustellen, wie es sich in der PISA-Studie als günstige Vor- 
aussetzung für eine individuell bestmögliche Bildung erwiesen hat: Wahr- 
nehmungszentrierung auf Stärken (und Schwächen), Transparenz von Zielen 
(berufliche Basisfahigkeiten, Teilqualifizierung, Ausbildungsmodule) und 
mit Blick auf die Anforderungen auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt, Refle- 
xion und Gestaltung individueller Passung (Berufsplanungskonferenzen in 
der Berufsvorbereitung, Passung in Betriebspraktika, in Ausbildung und an 
Arbeitsplätzen), Erfahrungen von Akzeptanz, Aufstellen/ Begründen von 
Regeln bzw. Begrenzungen, Schaffen eines Berufsvorbereitungsraumes des 
Lernens und Arbeitens, „in dem sich der junge Mensch mit seinen Fähigkei- 
ten angenommen fühlt, in dem er Bestätigung erfahrt und in dem ihm Wei- 
terentwicklung sowie das Erbringen von Leistungen zugetraut wird“ (INTEG- 
RATIONrÖSTERREICH 2002, 7). 
4.3 Bewältigung von Übergängen im menschlichen Lebenslauf - 
ein zentrales Anliegen? 
Entwicklungspsychologisch betrachtet ist die Schulentlassung ein gesell- 
schaftlich normierter Übergang, der zu unterschiedlichen, jedoch in der Regel 
vorhersehbaren Zeiten alle Jugendlichen betrifft. Dies gilt auch für Jugendli- 
che mit Behinderungen. Der Wechsel von der Schule in den Beruf sowie die 
berufliche Integration gelten - wie Übergänge im menschlichen Lebenslauf 
generell - als zu bewältigende Entwicklungsaufgaben auf der Folie persönli- 
cher Lebensplanung. Ob der Übergang von der Schule in den Beruf und eine 
längerfristige berufliche Eingliederung gelingen oder misslingen, hängt unter 
Bezug auf den entwicklungs- und stresstheoretischen Ansatz (LAZARUS 
1981) im wesentlichen von fünf Bedingungs- und Wirkungszusammenhän- 
gen ab (vgl. HILDESCHMIDT 1998,315-316): 
• Von der Bedeutung und Bewertung der Übergangs- und Berufssituation: 
als Verlust, Bedrohung oder Herausforderung, 
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• von der Reflexion objektiver und subjektiver Ereignismerkmale: Valenz, 
Wandelbarkeit, Vorhersagbarkeit, Universalität, Zeitpunkt, Lokalisierung, 
Kontrollierbarkeit (HILDESCHMIDT 1994), 
• von den individuellen Bewältigungsressourcen: z.B. Ich-, Fach- und 
Sozialkompetenz, 
• von den situativen Unterstützungsmöglichkeiten im Umfeld: z.B. El- 
ternhaus, Gleichaltrige, Ausbilder und Pädagogen des IF2, Arbeitsamt, Integ- 
rationsfachdienst, Berufsbegleitender Dienst, 
• von effektiven Bewältigungsversuchen und -ergebnissen: z.B. Prakti- 
kums- und Arbeitsplatzakquise, Bewerbung, Vorstellung, Kennenlemen des 
Weges, der Arbeitszeiten, Anforderungen des kollegialen Umfeldes, Einsatz 
technischer Hilfen bei Problemen (z.B. Handy, PC). 
Wenn auch die Bewältigung des Übergangs in den beiden bisherigen 
Förderlehrgängen immer wieder thematisiert wurde, wäre eine systematische 
Anleitung zu Bewältigungsprozessen beim Übergang wünschenswert (s. 
TEUBER u.a. 2000). Insbesondere ist eine Kumulation kritischer Lebenser- 
eignisse zu vermeiden. Traf es doch in Unkenntnis der stresstheoretischen 
Auseinandersetzungsprozesse eine Teilnehmerin im zweiten IF2 besonders 
hart: Im ersten Jahr des IF2 erlitt die Mutter von H. einen Schlaganfall. 
Gleichzeitig hatten sich die Sonderpädagogin und die zuständige Ausbilderin 
verständigt, H. zu einer schweren Kiefer-Gaumenspalten-Operation zu be- 
wegen, was sie als Thema etwa ein ganzes Jahr begleitete. Im zweiten Jahr 
blieb sie auf Anordnung des Kultusministers vom Berufsschulbesuch ausge- 
schlossen. Schließlich endete auch noch das mindestens halbjährige Be- 
triebspraktikum, in dem H. ein reguläres Arbeitsverhältnis in einer Kranken- 
haus-Küche nach dem IF2 eröffnet wurde, in einem kollegialen Debakel. 
5 Zur Effizienz des Förderlehrgangs 
Nach derzeitigem Kenntnisstand lassen sich die Übergänge nach dem IF2 
folgendermaßen beschreiben. Insgesamt 26 (54 %) Teilnehmerinnen konnten 
sich erfolgreich eingliedem: 11 (23 %) in eine außerbetriebliche Ausbildung 
(nach § 48), 6 (12 %) in befristete bzw. unbefristete Arbeitsverhältnisse, 3 (6 
%) in Hauptschul-Abschluss-Kurse (HSA), um ihnen den Weg in eine regu- 
läre Ausbildung zu ebnen, 5 (10 %) in eine Vollzeit-Berufsschule. 
Für 4 (8 %) Jugendliche des zweiten IF2 laufen noch Bewerbungsverfah- 
ren, 4 (8 %) Jugendliche aus dem ersten IF2 waren neun Monate nach Been- 
digung des Förderlehrgangs arbeitslos. 
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Tab. 4: Übergänge nach dem IF2 (n=48) 














Insgesamt 36 12 48 
Insgesamt 15 (31 %) Teilnehmerinnen konnte im Anschluss an den IF2 
(noch) keine Alternative zur WfbM eröflhet werden. Allerdings werden viele 
der Abgängerinnen seitens der Werkstatt als Zielgruppe zum Übergang auf 
den allgemeinen Arbeitsmarkt angesehen, zumal seit dem 01.01.2002 nicht 
nur Werkstattbeschäftigte aus dem Arbeits-, sondern bereits auch aus dem 
Berufsbildungsbereich eingeghedert werden können (KNAUF 2002, 2). So 
wird zumindest ein Teilnehmer bereits unmittelbar nach dem Wechsel in eine 
WfbM in das „Integrationsprogramm“ aufgenommen. 
Zusammenfassend lässt sich feststellen, dass der Integrative Förderlehr- 
gang neben der Persönlichkeitsentwicklung auch die gesellschaftliche Integ- 
ration fast aller Teilnehmerinnen entscheidend positiv gefordert hat. Sie ha- 
ben gelernt, sich räumlich und zeitlich flexibel auf Anforderungen (öffentli- 
cher Verkehr, Einkäufen, Großstadt, Freizeitgestaltung) einzustellen, Handy 
und Personal Computer für das und im Betriebspraktikum einzusetzen und 
ihre sozialen Kompetenzen (Kommunikation, Mimik, Gestik) in den Arbeits- 
gruppen innerhalb und außerhalb des IF2 zu entfalten. 
Was die berufliche Eingliederung betrifft, haben praktisch alle 48 Teil- 
nehmerinnen mehrwöchige Praktika in Betrieben auf dem ersten Arbeits- 
markt absolviert. Mehr als die Hälfte (58 %) der sozial benachteiligten bzw. 
lembehinderten Jugendlichen hat den weiteren Weg in die Arbeitsgesell- 
schaft gefunden. Von den schwerbehinderten Jugendlichen haben mehr als 40 
% eine Alternative zur WfbM erreicht. Ein Drittel von ihnen erzielte ein 
befristetes Arbeitsverhältnis, welches für 3 geistigbehinderte junge Menschen 
inzwischen in unbefristete Arbeitsverhältnisse geändert ist. Eine chronisch 
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kranke Jugendliche (100 % GdB) wurde nach dem IF2 in ein Berufsgrund- 
bildungsjahr aufgenonunen. 
Gemessen an den Integrationsbemühungen der WfbM im Saarland, wo in 
der Zeit von 1998-2002 von 2.542 Werkstattbeschäftigten 34 erfolgreich in 
den ersten Arbeitsmarkt eingegliedert wurden und 1 % Eingliederungserfolge 
pro Jahr erwartet werden (KNAUF 2002, 3), kann der zweijährige integrative 
Förderlehrgang vor allem für Schulabgängerinnen einen entscheidenden 
alternativen Eingliederungsweg darstellen, vor allem dann, wenn sich die 
Schülerinnen bereits in den Sonder- und Regelschulen nicht nur auf den 
Abgang aus der Schule, sondern auch auf den Übergang psychisch und fak- 
tisch vorbereiten können (vgl. HILDESCHMIDT 1994,1998). 
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Andrea Biehl 
Gesetzlicher Kontext der beruflichen 
Eingliederungshilfen und Konsequenzen für den 
IF 2 Saarbrücken 
Für die dauerhafte Eingliederung von benachteiligten und behinderten Men- 
schen in Arbeit, Beruf und Gesellschaft und somit auch für den Saarbrücker 
Modellversuch „Zweijähriger Integrativer Förderlehrgang“ (IF2), der diese 
Ziele verfolgt, sind besonders das Dritte Sozialgesetzbuch (Arbeitsforde- 
rung), das Neunte Sozialgesetzbuch (Rehabilitation und Teilhabe behinderter 
Menschen) und das Achte Sozialgesetzbuch (Kinder- und Jugendhilfe) rele- 
vant. Die gesetzlichen Bestimmungen gewährleisten zum einen die finanziel- 
le Förderung der drei Träger der Berufsvorbereitenden Bildungsmaßnahme 
(Diakonisches Werk an der Saar, Ausbildungszentrum Burbach gGmbH, 
Eltemverein Miteinander Leben Lernen e.V.) durch das Arbeitsamt Saarbrü- 
cken. Zum anderen regeln sie die Unterstützung der als lern- und geistigbe- 
hindert geltenden Teilnehmer/innen während und nach dem IF2 und nach 
dem Übergang in die Arbeitswelt die finanzielle Unterstützung der Arbeitge- 
ber bzw. Ausbildungsbetriebe und die Leistungen an Träger der Einrichtun- 
gen der beruflichen Aus- oder Weiterbildung oder der beruflichen Rehabilita- 
tion. 
1 Drittes Sozialgesetzbuch (SGB ID) 
Durch die Reform des Arbeitsforderungsrechtes und seine Eingliederung ins 
Sozialgesetzbuch wurde auch das Recht zur Förderung der beruflichen Reha- 
bilitation, auf dem Berufsvorbereitungsmaßnahmen wie der Saarbrücker IF2 
beruhen, umgestaltet. Durch die Leistungen der Arbeitsforderung sollen u.a. 
die Möglichkeiten von benachteiligten Ausbildung- und Arbeitsuchenden für 
eine Erwerbstätigkeit verbessert werden (vgl. § 1 Abs. 1 SGB HI). Sie bein- 
halten Leistungen an den Arbeitnehmer1 (s. § 3 Abs. 1 Nr. 1-11, §§ 45-216 
1 Zur Arbeitsförderung berechtigt sind u.a. Auszubildende, zu denen Teilnehmer an berufsvorbe- 
reitenden BildungsmaBnahmen zählen (s. § 14 SGB III), und Behinderte (s. § 19 SGB HI). Als 
behindert im Sinne des SGB HI gelten .Menschen, deren Aussichten, am Arbeitsleben teilzuha- 
ben oder weiter teilzuhaben, wegen Art oder Schwere ihrer Behinderung im Sinne von § 2 Abs. 
1 des Neunten Buches nicht nur vorübergehend wesentlich gemindert sind und die deshalb 
Hilfen zur Teilhabe am Arbeitsleben benötigen, einschließlich lembehinderter Menschen“ (§ 19 
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SGB HI), Leistungen an den Arbeitgeber (s. § 3 Abs. 2 Nr. 1-4, §§ 217-239 
SGB in) und Leistungen an Träger von Arbeitsförderungsmaßnahmen (s. § 3 
Abs. 3 Nr. 1-5, §§ 240-279 SGB m). 
Bei den Leistungen an Arbeitnehmer wird unterschieden zwischen allge- 
meinen Leistungen, die in gleicher Weise Nichtbehinderten gewährt werden, 
und besonderen Leistungen für behinderte Menschen2. Die allgemeinen Leis- 
tungen umfassen gemäß § 100 SGB in Leistungen zur 
• Unterstützung der Beratung und Vermittlung (§§ 45-47 SGB IO), 
• Verbesserung der Aussichten auf Teilhabe am Arbeitsleben (§§ 48-52 
SGB m), 
• Förderung der Aufnahme einer Beschäftigung (§§ 53-56 SGB HI), 
• Förderung der Aufnahme einer selbständigen Tätigkeit (§§ 57, 58 SGB 
ITI), 
• Förderung der Berufsausbildung (§§ 59-76 SGB DI), 
• Förderung der beruflichen Weiterbildung (§§ 77-96 SGB HI). 
Nach § 59 SGB EI haben Auszubildende, zu denen auch die Teilneh- 
mer/innen an berufsvorbereitenden Maßnahmen zählen, Anspruch auf Be- 
rufsausbildungsbeihilfe. Behinderte Menschen, wie die Teilnehmer/innen des 
IF2, haben während einer solchen Maßnahme Anspruch auf Ausbildungsgeld 
(vgl. § 104 Abs. 1 SGB DI). Der Bedarf ist in § 106 SGB HI festgelegt und 
beträgt 192 Euro monatlich (§ 106 Abs. 1 Nr. 1 SGB EI i.V.m. § 12 Abs. 1 
Nr. 1 BAFöG), dazu kommen Fahrkosten und die Kosten für die Verpfle- 
gung. 
Nach Ende des zweijährigen Förderlehrgangs und dem Übergang in die 
Arbeitswelt sind für die Arbeitgeber bzw. Ausbildungsbetriebe der Teilneh- 
mer/innen des IF2 folgende Leistungen der Arbeitsforderung relevant. Sie 
stellen einen finanziellen Anreiz zur Einstellung eines behinderten Menschen 
dar und verbessern so dessen Chancen auf Eingliederung in die Arbeitswelt: 
• Eingliederungszuschüsse3 (§218 SGB EI), 
Abs. 1). ,gehinderten Menschen stehen Menschen gleich, denen eine Behinderung mit den in 
Absatz 1 genannten Folgen droht“ (§19 Abs. 2). 
2 Die besonderen Leistungen für behinderte Menschen umfassen gemäß § 103 SGB EI 
• das Übergangsgeld nach den §§160 bis 163 SGB III, 
• das Ausbildungsgeld, wenn ein Übergangsgeld nicht erbracht werden kann, und 
• die Übernahme der Teilnahmekosten für eine Maßnahme. 
3 Zuschüsse zu den Arbeitsentgelten, die Arbeitgeber zur Eingliederung von förderungsbedürfti- 
gen Arbeitnehmern zum Ausgleich von Minderleistungen erhalten können (vgl. § 217 S. 1 SGB 
in). Als förderungsbedürftig gelten Arbeitnehmer, „die ohne die Leistung nicht oder nicht 
dauerhaft in den Arbeitsmarkt eingegliedert werden können“ (§ 217 S. 2). Unter anderem können 
solche Eingliederungszuschüsse dann erbracht werden, wenn Arbeitnehmer eine besondere 
Einarbeitung zur Eingliederung benötigen (vgl. § 218 Abs. 1 Nr. 1 SGB HI) oder wenn Arbeit- 
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• Eingliedenmgszuschuss fur besonders betrofifene schwerbehinderte 
Menschen (§ 222 a SGB m i.V.m. § 104 SGB EX), 
• Zuschüsse zur Ausbildungsvergütung (§ 235 SGB DI), 
• Zuschüsse zur Ausbildungsvergütung schwerbehinderter Menschen (§ 
235a SGB BI i.V.m. § 104 SGB EX), 
• Zuschüsse zur Aus- oder Weiterbildung behinderter Menschen 
(§ 236 SGB BE), 
• Arbeitshilfen für behinderte Menschen4 (§ 237 SGB EB), 
• Probebeschäftigung behinderter Menschen5 (§ 238 SGB IB). 
Auch den Trägem von Arbeitsforderungsmaßnahmen werden Leistungen 
nach dem SGB EB gewährt. Zu den Einrichtungen, die Arbeitsförderungs- 
maßnahmen durchfuhren, gehören neben Einrichtungen der beruflichen Aus- 
oder Weiterbildung auch Einrichtungen der bemflichen Rehabilitation, die 
z.B. berufsvorbereitende Maßnahmen durchfuhren. Zu diesen zählt auch der 
Saarbrücker Förderlehrgang EF2. Seine Träger erhalten Leistungen wie Dar- 
lehen und Zuschüsse, z.B. für die Ausstattung der Einrichtungen (vgl. § 248 
SGB EB). 
Die Leistungen zur Förderung der Berufsausbildung erhalten Träger for- 
derungsfahiger Maßnahmen. Als solche gelten ausbildungsbegleitende Hilfen 
(abH) nach § 241 Abs. 1 SGB EB, die Berufsausbildung in einer außerbetrieb- 
Uchen Einrichtung (BaE) nach § 241 Abs. 2 SGB EB, die einige Teilneh- 
mer/innen nach dem IF2 begonnen haben, und Übergangshilfen nach § 241 
Abs. 3 SGB IB. Diese setzen außerhalb einer betrieblichen oder außerbetrieb- 
lichen Ausbildung abH bis zur Aufnahme einer weiteren Ausbildung (nach 
Abbruch) oder zur Begründung bzw. Festigung eines Arbeitsverhältnisses 
fort (vgl. § 241 Abs. 3 SGB EB). Als forderungsbedürftig gelten u.a. „lembe- 
einträchtigte und sozial benachteiligte Auszubildende“, die wegen der in ihrer 
Person liegenden Gründe ohne die Förderung eine Berufsausbildung nicht 
beginnen, fortsetzen, erfolgreich beenden können oder die nach Ausbildungs- 
abbruch eine weitere Ausbildung nicht beginnen oder nach erfolgreicher 
Ausbildung ein Arbeitsverhältnis nicht begründen oder festigen können" (§ 
242 Abs. 1 S. 1 Nr. 1-3 SGB IB). Die Förderung der Träger umfasst gemäß § 
nehmer, .Insbesondere Langzeitarbeitslose, schwerbehinderte oder sonstige behinderte Men- 
schen, wegen in ihrer Person liegender Umstände nur erschwert vermittelt werden können“ (§ 
218 Abs. 1 Nr. 2 SGB ffl). 
4 Zuschüsse für eine behindertengerechte Ausgestaltung von Ausbildungs- oder Arbeitsplätzen 
(vgl. § 237 SGB IB). 
5 Erstattung der Kosten für eine befristete Probebeschäftigung behinderter, schwerbehinderter 
und ihnen gleichgestellter Menschen bis zu einer Dauer von drei Monaten (vgl. § 238 SGB IB). 
263 
243 SGB m Zuschüsse zur Ausbildungsvergütung (s. § 244), Maßnahmekos- 
ten, z.B. für erforderliches Ausbildungs- oder Betreuungspersonal (s. § 245), 
und sonstige Kosten wie die Kosten für Weiterbildungsmaßnahmen des Aus- 
bildungs- und Betreuungspersonals (s. § 246). 
2 Neuntes Sozialgesetzbuch (SGB IX) 
Mit dem Neunten Sozialgesetzbuch (SGB DC) - Rehabilitation und Teilhabe 
behinderter Menschen - hat die Bundesregierung das Recht der Rehabilitati- 
on behinderter Menschen weiter entwickelt und in einem eigenen Sozialge- 
setzbuch zusammen gefasst. Teil 1 enthält die Regelungen für behinderte6 
und von Behinderung bedrohte7 Menschen, Teil 2 das Schwerbehinderten- 
recht8 (Besondere Regelungen zur Teilhabe schwerbehinderter Menschen). 
Im Mittelpunkt des SGB DC steht die Ermöglichung eines selbstbestimmten 
Lebens für behinderte und von Behinderung bedrohte Menschen durch Sozi- 
alleistungen, die deren gleichberechtigte Teilhabe am Leben in der Gesell- 
schaft, insbesondere am Arbeitsleben fördern sollen und Benachteiligungen 
vermeiden oder ihnen entgegenwirken sollen (vgl. § 1 S. 1 SGB DC). 
Für die Teilnehmer/innen des zweijährigen Integrativen Förderlehrgangs 
besonders relevant sind die Leistungen zur Teilhabe am Arbeitsleben (s. § 33 
SGB DC). Ziel dieser ist es, „die Erwerbsfähigkeit behinderter oder von Be- 
hinderung bedrohter Menschen entsprechend ihrer Leistungsfähigkeit zu 
erhalten, zu verbessern, herzustellen oder wiederherzustellen und ihre Teil- 
habe am Arbeitsleben möglichst auf Dauer zu sichern“ (§33 Abs. 1 SGB 
DC). Sie umfassen insbesondere: 
• „Flilfen zur Erhaltung oder Erlangung eines Arbeitsplatzes einschließlich 
Leistungen zur Beratung und Vermittlung, Trainingsmaßnahmen und Mobili- 
tätshilfen, 
• Berufsvorbereitung einschließlich einer wegen der Behinderung erforderli- 
chen Grundausbildung, 
• berufliche Anpassung und Weiterbildung, auch soweit die Leistungen einen 
zur Teilnahme erforderlichen schulischen Abschluss einschließen, 
6 Als behindert im Sinne des SGB IX gelten Menschen, „wenn ihre körperliche Funktion, geisti- 
ge Fähigkeit oder seelische Gesundheit mit hoher Wahrscheinlichkeit länger als sechs Monate 
von dem für das Lebensalter typischen Zustand abweichen und daher ihre Teilhabe am Leben in 
der Gesellschaft beeinträchtigt ist“ (§ 2 Abs. 1 S. 1 SGB IX). 
7 Von Behinderung bedroht sind Menschen, „wenn die Beeinträchtigung zu erwarten ist“ (§ 2 
Abs. 1 S. 2 SGB Dt). 
8 früher: Schwerbehindertengesetz (SchwbG), dann novelliert: Gesetz zur Bekämpfung der 
Arbeitslosigkeit Schwerbehinderter (SchwBAG) 
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• berufliche Ausbildung, auch soweit die Leistungen in einem zeitlich nicht 
überwiegenden Abschnitt schulisch durchgefiihrt werden, 
• Überbrückungsgeld entsprechend § 57 des Dritten Buches durch die Reha- 
bilitationsträger [...], 
• sonstige Hilfen zur Förderung der Teilhabe am Arbeitsleben, um behinder- 
ten Menschen eine angemessene und geeignete Beschäftigung oder eine 
selbständige Tätigkeit zu ermöglichen und zu erhalten“ (§ 33 Abs. 3 Nr. 1-6 
SGB DC). 
Die genannten Leistungen werden auch für Zeiten notwendiger Praktika 
erbracht (vgl. § 33 Abs. 5 SGB DC). Sie umfassen medizinische, psychologi- 
sche und pädagogische Hilfen, insbesondere z.B. die Aktivierung von Selbst- 
hilfepotentialen (§ 33 Abs. 6 Nr. 2 SGB DC) und das Training lebensprakti- 
scher Fähigkeiten (§ 33 Abs. 6 Nr. 6 SGB DC), wenn diese im Einzelfall 
erforderlich sind. 
Leistungen zur Teilhabe am Arbeitsleben können auch den Arbeitgebern 
und Ausbildungsbetrieben gewährt werden, insbesondere als 
• Ausbildungszuschüsse zur betrieblichen Ausführung von Bildungsleis- 
tungen, 
• Eingliederungszuschüsse, 
• Zuschüsse für Arbeitshilfen im Betrieb und 
• teilweise oder volle Kostenerstattung für eine befristete Probebeschäfti- 
gung (§ 34 Abs. 1 S. 1 Nr. 1-4 SGB DC). 
Soweit es die Art und Schwere der Behinderung erforderlich machen, werden 
die Leistungen durch Berufsbildungswerke, Berufsforderungswerke und 
vergleichbare Einrichtungen der beruflichen Rehabilitation durchgeführt (vgl. 
§ 35 SGB DC). 
Für die schwerbehinderten9 Teilnehmer/innen des Förderlehrgangs erge- 
ben sich nach der zweijährigen Maßnahme besondere Möglichkeiten und 
Unterstützungsangebote, die in Teil 2 des SGB DC geregelt sind: 
• Arbeitsassistenz (§102 Abs. 4 SGB DC), 
• Integrationsprojekte (§ 132 SGB DC), 
• Integrationsfachdienste (§ 110 SGB DC). 
Schwerbehinderte Menschen haben einen Rechtsanspruch auf die Über- 
nahme der Kosten einer notwendigen Arbeitsassistenz, als Teil der Beglei- 
tenden Hilfe im Arbeitsleben, durch die Integrationsämter (vgl. § 102 Abs. 4 
SGB DC). Die Arbeitsassistenz unterstützt den behinderten Menschen als 
Auftraggeber nach dessen eigener Anweisung durch die Erledigung von 
9 Schwerbehindert im Sinne von Teil 2 des SGB DC sind Menschen, „wenn bei ihnen ein Grad 
der Behinderung von wenigstens 50 vorliegt [...]“ (§ 2 Abs. 2 SGB DC). 
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Hilfstätigkeiten. Arbeitsassistenz kommt dann in Betracht, wenn eine nicht 
nur gelegentliche, sondern regelmäßige Unterstützung des schwerbehinderten 
Menschen bei der Arbeitsausfuhrung notwendig ist. Für die schwerbehinder- 
ten Teilnehmer/innen des IF2, die einen Arbeitsplatz gefunden haben, kam 
eine Arbeitsassistenz nicht in Frage. 
Integrationsprojekte sind Integrationsuntemehmen, -betriebe und 
-abteilungen zur Beschäftigung schwerbehinderter Menschen auf dem allge- 
meinen Arbeitsmarkt (vgl. § 132 SGB IX). Diese durch das Schwerbehinder- 
tenrecht (Teil 2 SGB IX) neu geregelte Form der Beschäftigung auf dem 
allgemeinen Arbeitsmarkt wird aus Mitteln der Ausgleichsabgabe finanziell 
unterstützt. Die Integrationsprojekte bieten einen Arbeitsplatz und Betreuung, 
Maßnahmen zur beruflichen Weiterbildung, Unterstützung bei der Vermitt- 
lung in eine Beschäftigung in einem sonstigen Betrieb und Maßnahmen zur 
Vorbereitung auf eine Beschäftigung in einem Integrationsprojekt (vgl. § 133 
SGB DC). Sie beschäftigen 25 bis 50 % schwerbehinderte und 50 bis 75 % 
nichtbehinderte Menschen (vgl. § 132 Abs. 3 SGB EX). Im Saarland gibt es 
zur Zeit vier Integrationsprojekte10. Von den Teilnehmer/innen des ersten EF2 
arbeitet nach Ende der Maßnahme im August 2001 keine/r in einem Integra- 
tionsprojekt. 
Integrationsfachdienste sind „Dienste Dritter, die im Auftrag der Bundes- 
anstalt für Arbeit, der Rehabilitationsträger und der Integrationsämter bei der 
Durchführung der Maßnahmen zur Teilhabe schwerbehinderter [oder ihnen 
gleichgestellter"] Menschen am Arbeitsleben beteiligt werden“ (§ 109 Abs. 1 
SGB EX), die also an der „Aufnahme, Ausübung und Sicherung einer mög- 
lichst dauerhaften Beschäftigung“ (§ 110 Abs. 1 SGB IX) eines schwerbe- 
hinderten Menschen mitarbeiten. Sie sollen die schwerbehinderten Menschen 
beraten, unterstützen, auf geeignete Arbeitsplätze vermitteln, geeignete Ar- 
beitsplätze auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt erschließen, auf diese vorbe- 
reiten, am Arbeitsplatz begleiten und nachbetreuen. Darüber hinaus sollen sie 
die Arbeitgeber und Mitarbeiter informieren, beraten und ihnen Hilfe leisten 
(vgl. § 110 Abs. 1 Nr. 1-2 und § 110 Abs. 2 Nr. 1-7 SGB IX). Im Saarland ist 
Träger des Integrationsfachdienstes die Fortbildungsakademie der Wirtschaft 
10 TGOD GmbH (Technisch Gewerbliches Outsourcing und Dienstleistungen) in Saarbrücken- 
Klarenthal mit 10 Plätzen, Neta Reinigungsfirma GmbH in Dillingen mit 10 Plätzen, CEBIS 
Berufliche Integration und Service GmbH in Merzig mit 8 Plätzen, ,Kiosk mit Biss’ in Homburg 
mit 5 Plätzen. 
11 „Schwerbehinderten Menschen gleichgestellt werden sollen behinderte Menschen mit einem 
Grad der Behinderung von weniger als 50, aber wenigstens 30, bei denen die übrigen Vorausset- 
zungen des Absatzes 2 vorliegen, wenn sie infolge ihrer Behinderung ohne die Gleichstellung 
einen geeigneten Arbeitsplatz [...] nicht erlangen oder nicht behalten können (gleichgestellte 
behinderte Menschen)“ (§ 2 Abs. 3 SGB IX). 
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(FAW), die arbeitslosen behinderten Menschen Unterstützung bei der Erlan- 
gung eines Arbeitsplatzes bietet. Ein anderer Teil des Integrationsfachdiens- 
tes ist der berufsbegleitende Dienst, der behinderte und psychisch kranke 
Menschen, die im Arbeitsleben stehen, und deren Arbeitgeber berät und un- 
terstützt (z.B. bei Leistungsproblemen und sozialen Konflikten am Arbeits- 
platz). Auch die drei Teilnehmer/innen des IF2, die einen Arbeitsplatz auf 
dem allgemeinen Arbeitsmarkt gefunden haben, werden vom Berufsbeglei- 
tenden Dienst betreut. 
3 Diskussion 
Den ersten IF2 in Saarbrücken haben Ende August 2001 24 Teilnehmer/innen 
beendet: 18 mit sogenannter Lembehinderung (L) und sechs mit sogenannter 
geistiger Behinderung (G) und Schwerbehindertenstatus. Die jimgen Erwach- 
senen haben nach Ende der zweijährigen Maßnahme unterschiedliche Wege 
auf den Arbeitsmarkt eingeschlagen: 
Tab. 1: Verbleib nach dem ersten IF2 
L-Teilnehmerlnnen 
beim Übergang nach 9 Mon 
G-T eilnehmerlnnen 







Dabei standen den Teilnehmer/innen mit sog. geistiger Behinderung und 
Schwerbehindertenstatus besondere Förderungs- und Unterstützungsmög- 
lichkeiten zur Verfügung, z.B. eine Übergangsbegleitung, erst durch eine 
Pädagogin des Eltemvereins ,Miteinander Leben Lernen’, dann durch den 
Berufsbegleitenden Dienst. Die Teilnehmer/innen mit sogenannter Lembe- 
hinderung waren nach dem Übergang auf den allgemeinen Arbeitsmarkt und 
bei der Fortsetzung der Berufsvorbereitung in der Schule (Berufsgrundbil- 
dungsjahr, Berufsvorbereitungsjahr) ohne sozialpädagogische Unterstützung. 
12 Berufsausbildung in außerbetrieblicher Einrichtung, Reha-Ausbildung 
13 BGJ = Berufsgrundbildungsjahr; BVJ = Berufsvorbereitungsjahr 
14 erneute Maßnahme im Berufsbildungsbereich einer Werkstatt für behinderte Menschen 
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Bei der Nacherhebung der Wissenschaftlichen Begleitung stellte sich aber 
heraus, dass für diese Gruppen eine weitergehende Unterstützung von ebenso 
großer Bedeutung ist. 
Zu erreichen wäre diese Unterstützung für die zwar als behindert, nicht 
aber als schwerbehindert geltenden jungen Erwachsenen über das Achte 
Sozialgesetzbuch ,Kinder- und Jugendhilfe’. Nach § 13 (Jugendsozialarbeit) 
SGB Vm sollen jungen Menschen, die „zum Ausgleich sozialer Benachteili- 
gungen oder zur Überwindung individueller Beeinträchtigungen in erhöhtem 
Maße auf Unterstützung angewiesen sind, [...] im Rahmen der Jugendhilfe 
sozialpädagogische Hilfen angeboten werden, die ihre schulische und beruf- 
liche Ausbildung, Eingliederung in die Arbeitswelt und ihre soziale Integrati- 
on fördern“ (§13 Abs. 1 SGB VIII). Neben berufsvorbereitenden Bildungs- 
maßnahmen zur Förderung der Eingliederung in die Arbeitswelt sind dies 
auch Beratungsdienste und schulische Unterstützungshilfen zur sozialen 
Integration (vgl. MüNDER 2003, § 13 Rn. 11, S. 176). Die Jugendsozialarbeit 
zielt mit ihren Angeboten u.a. auf die Handlungsfelder Schule, Ausbildung 
und Arbeit ab (MÜNDER 2003, § 13 Rn. 2, S. 173). Zielgruppe sind junge 
Menschen, die noch nicht 27 Jahre alt sind15, mit „sozialen Benachteiligungen 
oder individuellen Beeinträchtigungen, die in erhöhtem Maße auf Unterstüt- 
zung angewiesen sind“ (a.a.O., § 13 Rn. 4, S. 174). Zu den individuellen 
Beeinträchtigungen zählt u.a. die Behinderung, insbesondere Lembeeinträch- 
tigungen, Lemstörungen und -schwächen. Es geht also um jene junge Men- 
schen, „die ohne besondere Hilfe keinen angemessenen Zugang zur Arbeits- 
welt finden und ihre berufliche wie gesellschaftliche Eingliederung allein 
nicht schaffen (können)“ (a.a.O., § 13 Rn. 6, S. 175). Dazu gehören auch die 
volljährigen Absolventen des zweijährigen Förderlehrgangs mit sog. Lembe- 
hinderung, die nach dem Übergang auf den allgemeinen Arbeitsmarkt ohne 
Unterstützung sind, und diejenigen, die, mit überwiegend schlechten schuli- 
schen Erfahrungen, die Berufsvorbereitung in der Schule fortsetzen, ebenfalls 
ohne sozialpädagogische Unterstützung. 
Damit der Übergang von der Schule auf den allgemeinen Arbeitsmarkt 
und somit das gesetzlich verankerte Ziel der Eingliederung in die Arbeitswelt 
für alle gleichermaßen gelingen kann, sollte die sozialpädagogische Unter- 
stützung, die während dem zweijährigen Förderlehrgang gewährt wird, nicht 
für Einige abrupt enden, sondern für alle Teilnehmer/innen fortgesetzt wer- 
den. Hierzu sollten die bereits existierenden gesetzlichen Grundlagen ent- 
sprechend genutzt werden. 
15 vgl. § 7 Abs. 1 Nr. 4 SGB VIII 
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Betriebspraktika als Dreh- und Angelpunkt 
beruflicher Qualifizierung - am Beispiel des 
IF 2 Saarbrücken 
1 Der integrative Förderlehrgang (IF 2) Saarbrücken 
Der zweijährige „Integrative Förderlehrgang“ (IF 2) fand erstmalig im Saar- 
land von September 1999 bis August 2001 statt. Eine Folgemaßnahme wurde 
von September 2001 bis August 2003 genehmigt. Beide Maßnahmen wurden 
von der Arbeitseinheit Sonderpädagogik an der Universität des Saarlandes 
wissenschaftlich begleitet (siehe hierzu auch die Beiträge von ANNE HtL- 
DESCHMIDT und von ANDREA BIEHL in diesem Band). 
Die Jugendlichen arbeiten in vier Arbeitsbereichen (Garten- und Land- 
schaftsbau, Hauswirtschaft, Holz und Metall), wobei sie während der Orien- 
tienmgsphase nacheinander alle vier Bereiche kennen lernen, um dann an- 
schließend in der Vertiefimgsphase in einem Bereich bis zum Ende des Lehr- 
gangs intensiv zu arbeiten. Dabei werden sie von einem/r Ausbilderin und 
ihrem/r Sozialpädagogin betreut. 
Für den im Saarland eingerichteten Integrativen Förderlehrgang ist vor 
allem die Zusammensetzung und „ganzheitliche“ Integrationsorientierung 
innerhalb des Lehrgangs neu. Erstmalig nehmen sog. geistigbehinderte/ 
schwerbehinderte Jugendliche (n = 6) zusammen mit sozial benachteiligten/ 
lembehinderten Jugendlichen (n = 18) an einer solchen Maßnahme teil. Ein 
weiteres Merkmal ist die verstärkte Individualisierung zur Erarbeitung von 
Handlungskompetenzen unter Beibehaltung der üblichen Teilnehmerzahl in 
einem Förderlehrgang (n = 24) und die Zentrierung auf intensiv akquirierte 
und begleitete Betriebspraktika, „um Brücken zum allgemeinen Arbeitsmarkt 
zu schlagen“ (BUNDESANSTALT 1997,133). Gerade die Gewichtung auf die 
Betriebspraktika wurde im zweiten IF 2 noch verstärkt und die organisatori- 
sche Struktur des Förderlehrgangs zugunsten eines früheren Praktikumbe- 
ginns, mit Beginn der Vertiefungsphase, leicht verändert. 
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2 Praktika als Chance 
Beginn und Stellenwert der Betriebspraktika verschoben sich vom ersten zum 
zweiten IF 2, da man zum einen bemerkte, dass den Praktika eine Schlüssel- 
rolle zur Arbeitsplatzgewinnung zukam. Zum anderen bieten die Betriebs- 
praktika den Betrieben die Möglichkeit die Leistungsfähigkeiten der Jugend- 
lichen und den Jugendlichen die Möglichkeit die betrieblichen Anforderun- 
gen besser kennen zu lernen und beurteilen zu können. Somit kann die beruf- 
liche Orientierung der Jugendlichen in einem betrieblichen Umfeld stattfin- 
den und sie haben die Möglichkeit sich mit einer Situation mit (annähern- 
dem) „Lm st Charakter“ auseinanderzusetzen. 
Verschiedene Qualifikationen, z.B. Selbständigkeit, Umsetzen von An- 
weisungen etc., können direkt im Arbeitszusammenhang erprobt und geför- 
dert werden. Außerdem bieten die Betriebspraktika den Jugendlichen indivi- 
duelle Möglichkeiten vielfältigere Arbeitsfelder auszuprobieren, als dies im 
Förderlehrgang möglich wäre, der ihnen „nur“ die vier Arbeitsbereiche Gar- 
ten- und Landschaftsbau, Hauswirtschaft, Holz und Metall bietet. Dass ein 
unterschiedliches Angebot an Betrieben zum Einsatz kommt, zeigt Tabelle 1 
mit Praktikumsbetrieben aus 13 Branchen. 
Tab. 1: Anzahl der Praktika nach Branchen 
Branche Anzahl der Praktikantinnen 
Metall/ Produktion/ Kfz 32 
Gärtnerei/ Blumenladen 26 
Holz 
Hotel/ Restaurant 









Sonstiges: Integrationsprojekt, BÜE-Praktikum, WfbM u.a. 25 
n= 130 
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Die Befürchtungen des Arbeitsteams im ersten IF 2, für diese Adressaten- 
gruppe keine Praktikumsbetriebe zu finden, bestätigten sich nicht. Auch 
wenn sich die Akquise von Betrieben zeitweilig schwierig gestaltete, war sie 
doch im Ganzen sehr erfolgreich. Insgesamt konnten - während beider För- 
derlehrgänge - 66 verschiedene Praktikumsbetriebe auf dem allgemeinen 
Arbeitsmarkt akquiriert werden, von denen einige auch mehrere Praktikanten 
aufhahmen. 
Die Teilnehmerinnen der beiden Förderlehrgänge absolvierten insgesamt 
130 Praktika, wovon 60 Praktika während des ersten IF 2 und bisher 
701 Praktika während des zweiten IF 2 stattfanden. Unter diese Praktika fal- 
len auch Arbeiten in der Produktion, in der Autoverwertung oder im Handel. 
Betriebliche Situationen also, die ein Förderlehrgang zur Erprobung nicht 
bereit stellen kann. 
Auf Grund der positiven Erfahrungen im ersten IF 2 - über 3A der Teil- 
nehmerinnen (n = 20) absolvierten mehrere Praktika, es gab wenige Abbrü- 
che (n = 6) und es kamen vier Arbeitsverhältnisse durch Praktika zustande - 
kommt den Betriebspraktika in der Konzeption des zweiten IF 2 eine Schlüs- 
selrolle zu. Das Team beschloss deshalb den Beginn der Praktikumsphase 
vorzuverlegen und den Jugendlichen die Möglichkeit zu geben direkt zu 
Beginn der Vertiefungsphase (also nach sechs Monaten) mit den Praktika zu 
beginnen. 
Tab. 2: Einteilung einfacher Anlem- und Hilfsberufe nach Sparten (vgl. KLICPERA & GASTEI- 
GER-KLICPERA 2002) 
Art der Tätigkeit Anzahl Tn 
Allgemeine Reinigungsarbeiten 12 
9 Arbeiten in der Gemeinde 
Arbeiten im Bereich Produktion und handwerklicher Erzeugung 
Handwerkliche Helferberufe 
Arbeiten im Bereich von Forstwirtschaft, Gartentätigkeiten 
Arbeiten im Gastgewerbe und in Großküchen 
Lagerarbeiten 
Arbeiten im Spitals- und Pflegeheimbereich 
Arbeiten im Bereich Bau und Straßenbau 
Portier- und Platzwarttätigkeiten 
Arbeiten im Hotelgewerbe 
1 Daten bis Ende Juli 2003 
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Während des zweiten IF 2 befragte die Wissenschaftliche Begleitung die 
Ausbilderfrinen, welche einfachen Anlem- und Hilfsberufe (nach SCHAB- 
MANN & KLICPERA 2000) sie den Teilnehmerinnen zutrauten. Tabelle 2 zeigt 
die Zuordnung der Teilnehmerinnen durch ihre Ausbilderlnnen zu unter- 
schiedlichen „Berufssparten“. Hierbei waren Mehrfachnennungen möglich. 
Die Ausbilderlnnen konnten sich dabei für rund die Hälfte aller Teilnehmer- 
innen (des zweiten IF 2) eine Tätigkeit im Bereich „allgemeiner Reinigungs- 
arbeiten“ vorstellen und für z.B. neun Teilnehmerinnen kamen „Arbeiten in 
der Gemeinde“ in Frage. Auch Arbeiten im Bereich Produktion oder hand- 
werkliche Helferberufe sind vorstellbar. 
3 Verlauf der Praktika 
Die Vorbereitung der Praktika geschieht durch die Jugendlichen gemeinsam 
mit dem Arbeitsteam des Förderlehrgangs. Dabei sollten die Teilnehmerin- 
nen möglichst selbständig die Aufgaben bewältigen. Sie werden aber natür- 
lich durch ihre Bezugspädagoglnnen und/ oder Ausbilderlnnen entsprechend 
unterstützt. 
Eine erste kognitive und emotionale Hürde stellt dabei die Akquise eines 
Betriebes und der erste Kontaktaufbau dar. Dies erfolgt meist entweder durch 
persönlichen Kontakt oder durch Kontaktaufhahme per Telefon (vorherige 
Suche im Branchenbuch, Internet usw.). Nach erfolgreichem Vorstellungsge- 
spräch (in Begleitung des/r Bezugspädagogin) werden mit dem Betrieb Ab- 
sprachen bezüglich Arbeitsplatz und -einsatz sowie Fähigkeiten und Mög- 
lichkeiten des/r Praktikantin getroffen. Auch Randbedingungen wie z.B. der 
Weg zum Betrieb werden im Vorfeld mit dem Jugendlichen geklärt. Dies 
reicht vom Zeigen der nächsten Bushaltestelle bei dem Betrieb bis zum 
mehrmaligen Üben des Weges (mit dem/r Bezugspädagogin und/ oder ande- 
ren Jugendlichen) je nach räumlicher Orientierungsfahigkeit des Jugendli- 
chen. Schließlich sind aber alle Jugendlichen in der Lage ihren Praktikumbe- 
trieb allein mit öffentlichen Verkehrsmitteln zu erreichen. 
Während des Praktikums findet eine diagnostische Begleitung durch 
den/die zuständige/n Pädagogin oder auch den/die Ausbilderln statt. Dabei 
sind die Pädagoglnnen (oder Ausbilderlnnen) Ansprechpartner sowohl für 
die Betriebe als auch für die Jugendlichen und es können Veränderungen im 
betrieblichen Umfeld und/ oder beim Jugendlichen zugunsten der Passung 
zwischen Jugendlichem und Betrieb bewirkt werden. 
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Nach Beendigung des Praktikums bewertet der Betrieb die Teilnehmerin- 
nen mit Hilfe eines „Praktikumszeugnisses“ in Bezug auf „spezielle berufli- 
che Grundkenntnisse“, „Arbeitshaltung“, „kognitive Kompetenzen“ und 
„soziale Kompetenzen“ an Hand einer vierstufigen Skala (sehr gut, gut, aus- 
reichend und wenig). Außerdem findet - wenn möglich - ein Abschlussge- 
spräch mit dem/r Praktikantin, Vertretern des Betriebs und des IF 2 statt. 
„Berufsplanungskonferenz“ 
Ein weiteres Instrument zur Vorbereitung und Reflexion der Betriebspraktika 
sind sog. „Berufsplanungskonferenzen“2 3 (nach SCHOLDEI-KLIE 2001), die 
als ,/under Tisch“ z.B. im Wochengespräch in den Arbeitsbereichen zusam- 
men mit den Jugendlichen, dem/r Ausbilderin und dem/r Bezugspädagogin 
stattfinden. Hier werden Strategien und Erfahrungen bezüglich Praktikumssi- 
tuationen besprochen und ausgetauscht. Mögliche Fragen, die zusammen 
bearbeitet werden, können sein: „Wie finde ich einen Betrieb?“, „Wer kann 
mir helfen?“, „Wie nehme ich Kontakt auf?“, „Was waren positive/ negative 
Erfahrungen?“ in Bezug auf die Arbeit, den Umgang mit Kollegen. Aber 
auch Erfahrungen beim Vorstellungsgespräch, besondere Ereignisse oder 
Krisen können Themen sein. 
4 Bewertung der Praktikumszeugnisse1 
Durchschnittliche Bewertung: Bei der durchschnittlichen Bewertung 
schnitten rund V* der Teilnehmerinnen beider Förderlehrgänge mit guter bis 
sehr guter Beurteilung ab (erster IF 2: „sehr gut1- 21 %, „guf - 54 %; zwei- 
ter IF 2: „sehr guf — 7 %, „guf - 73 %). 
Arbeitshaltung-. Besonders positive Ergebnisse im Bereich „Arbeitshal- 
tung“ erhielten die Jugendlichen in den Kategorien „Zuverlässigkeit“ und 
„Pünktlichkeit“. Die „Zuverlässigkeit“ der Teilnehmerinnen wurde in 54 % 
mit „gut“ und in 29 % mit „sehr gut“ bewertet. 43 % der Jugendlichen beka- 
men in der Kategorie Pünktlichkeit“ eine „sehr gute“, 48 % eine „gute“ 
Bewertung. Weiter wurden im Bereich „Arbeitshaltung“ die Kategorien ,/Ar- 
beitstempo“ und ,/Ausdauer“ im mittleren Bereich bewertet. 44 % der Teil- 
nehmerinnen wurden bezüglich des ,/Arbeitstempos“ mit „gut“ und 39 % mit 
2 in Anlehnung an die .Zukunftsplanung“ (nach BOBAN & HINZ 1998) 
3 bis zum Februar 2003, also % der zu absolvierenden Lehrgangszeit des zweiten IF 2 
275 
„befriedigend“ bewertet. Eine gute „Ausdauer“ bekamen 52 % der Jugendli- 
chen bescheinigt, 32 % immerhin eine „befriedigende“. Die „Selbständig- 
keit“ der Jugendlichen wurde in diesem Bereich am schlechtesten beurteilt 
(„befriedigend“ = 55 %, „wenig“ = 28 %). 
„Spezielle berufliche Grundkenntnisse" wurden von den Betrieben im 
mittleren Bereich bewertet. Hier erreichten rund 40 % der Jugendlichen in 
den Kategorien „auskennen im Arbeitsbereich“, „wissen, wie die Arbeit 
gemacht wird“ und „Sorgfalt“ Bewertungen sowohl im „guten“ als auch im 
„befriedigenden“ Bereich. 
Kognitive Kompetenzen: frn kognitiven Bereich schnitten die Teilnehme- 
rinnen am Besten in der Kategorie .Anweisungen umsetzen“ („gut“ = 53 %, 
„befriedigend“ = 29 %) ab. Schlechter wurden ihre ,Aufnahmefähigkeit“ 
(„gut“ = 30 %, „befriedigend“ = 58 %) und ihre „Merkfahigkeit“ („gut“ = 29 
%, „befriedigend“ = 46 %) bewertet. Besser wurde jedoch ihre „Motivation“ 
bewertet („sehr gut“ =16 %, „gut“ = 46 %, „befriedigend“ = 32 %). 
Soziale Kompetenzen: Besonders gut wurden die „sozialen Kompetenzen“ 
der Jugendlichen bewertet. Die „Verhältnisse zu Vorgesetzten“ und „Kolle- 
gen“ wurden nur mit „sehr gut“ (24 % bzw. 27 %) und „gut“ (74 % bzw. 73 
%) bewertet. Auch der „Umgang mit Kunden“ - soweit vorhanden - wurde 
positiv bewertet („sehr gut“ = 34 %, „gut“ = 53 %, „befriedigend“ =13 %). 
Die größten Unterschiede zwischen den Teilnehmerinnen beider Förder- 
lehrgänge fallen in der Kategorie „spezielle berufliche Grundkenntnisse“ auf, 
in der die Teilnehmerinnen des ersten EF 2 besser abschneiden. Zu beachten 
ist jedoch, dass die Zahlen für den zweiten IF 2 eine Momentaufnahme der 
laufenden Maßnahme darstellen, da in die Auswertung der Zeugnisse nur die 
Daten bis zum Februar 2003 eingingen. 
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Nachschulische Perspektiven aus der Sicht von 
Schülerinnen und Schülern und von Lehrerinnen 
und Lehrern der Schule für Lernbehinderte 
Wie schauen Schülerinnen und Schüler mit Lembeeinträchtigungen, die im 
„Schonraum“ einer Sonderschule unterrichtet werden, am Ende ihrer Schul- 
zeit in die Zukunft? Wie sieht ihre individuelle biographische Planung aus, 
welche Wünsche und welche Befürchtungen haben sie? 
Derartige Fragen stehen nicht im Mittelpunkt sonderpädagogischer For- 
schung. Traditionell sind diese Fragestellungen Gegenstand der empirischen 
Jugendforschung. Seit deren Anfängen gehört es zum Standardrepertoire in 
Umfragen, Kinder und Jugendliche nach ihrer Zukunft zu befragen: Ob sie 
eher pessimistisch oder optimistisch in die gesellschaftliche Zukunft sehen; 
welche Pläne sie anstreben; welchen Werten sie dabei folgen und welche 
Ängste sie haben (vgl. ZINNECKER u.a. 2002, 116). Allerdings finden bei all 
diesen großen, repräsentativen Erhebungen Kinder mit sonderpädagogischem 
Förderbedarf kaum Beachtung. Jugendliche mit Lembeeinträchtigungen sind 
in diesen Forschungszusammenhängen nicht präsent. Wir wissen also recht 
wenig darüber, wie Heranwachsende „am Rande der Normalität” (WOCKEN 
1983) ihr Leben nach Beendigung der Schulpflicht antizipieren. 
Vorgestellt werden einige Ergebnisse eines Pilotprojekts, in dessen Ver- 
lauf Schülerinnen und Schüler der Abschlussklassen der Schulen für Lernbe- 
hinderte Sachsen-Anhalts (Klassenstufe 9) zu ihren Wünschen und mittelfris- 
tigen Lebenszielen schriftlich befragt wurden. Die handschriftlichen Antwor- 
ten der Schülerinnen und Schüler wurden transkribiert und, gestützt auf 
WinMax 98, einer qualitativen Inhaltsanalyse unterzogen. Die dabei heraus- 
gearbeiteten Kategoriensysteme wurden im weiteren Verlauf mit Hilfe von 
SPSS verdichtet. Der Auswertung liegen die Angaben von insgesamt 142 
Schülerinnen und Schülern (50 Mädchen, 92 Jungen) zugrunde. Der Untersu- 
chungspopulation gehören Heranwachsende von 10 unterschiedlichen Son- 
derschulen an, die sich über das gesamte Bundesland gut verteilen. Zum 
Erhebungszeitpunkt (Sommer 01) wurden alle Schülerinnen und Schüler des 
zu befragenden Jahrgangs mit dem sonderpädagogischen Förderschwerpunkt 
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Lernen (insgesamt 1919 Mädchen und Jungen) separiert von ihren Peers in 
einer Sonderschule unterrichtet.1 
Die befragten Jugendlichen leben in einem Bundesland mit extrem hoher 
Arbeitslosigkeit (zum Befragungszeitpunkt lag die Arbeitslosenquote bei 
durchschnittlich 20,9 %). Wir können davon ausgehen, dass der Großteil 
genau dieser Jugendlichen mit den Folgen von Langzeitarbeitslosigkeit und 
sozialer Benachteiligung konfrontiert ist. Viele von ihnen waren und sind 
Zeugen erlebter Hoffnungslosigkeit und haben Teil an existenziellen Sorgen 
in ihren Herkunftsfamilien. Als Absolventinnen und Absolventen einer Schu- 
le für Lernbehinderte stehen sie im Vergleich zu denen der Allgemeinen 
Schulen mit deutlich ungünstigeren Startbedingungen vor den Schwellensitu- 
ationen des schrittweisen Einstiegs in ein Leben auf der Basis von Erwerbstä- 
tigkeit. 
In einer ergänzenden Untersuchung wurden Lehrerinnen und Lehrer der 
Sonderschulen für Lernbehinderte Sachsen-Anhalts gebeten, die Lebensper- 
spektiven ihrer Absolventinnen und Absolventen zum aktuellen Zeitpunkt zu 
prognostizieren (schriftliche Befragung). Sowohl Lehrerinnen und Lehrer als 
auch Schülerinnen und Schüler sind im schulischen Kontext bei der Vorbe- 
reitung auf das Leben nach der Schulzeit als Akteure zu betrachten. Zu prü- 
fen ist, ob sich die unterschiedlichen Perspektiven der Befragten überschnei- 
den oder ob Diskrepanzen auftreten. 
1 Wünsche der Schülerinnen und Schüler sowie von 
Lehrerinnen und Lehrern vermutete Wünsche 
„Nenne deine größten Wünsche für Dein Leben als Erwachsener!" Mit die- 
sem Impuls sollten die Schülerinnen und Schüler angeregt werden Oberziele 
ihrer Lebensplanung zu nennen, ohne gleichzeitig ihre Realisierbarkeit zu 
reflektieren. Mit dem Begriff „Wünsche“ sollte die Aufmerksamkeit auf 
Ereignisse oder Situationen gelenkt werden, deren Eintreffen nicht selbstver- 
1 Sachsen-Anhalt hat insgesamt, bezogen auf den Gemeinsamen Unterricht, trotz eines klaren 
prioritären schulgesetzlichen Auftrages zum Gemeinsamen Unterricht eine herausgehobene 
Schlusslichtposition inne. Die Integrationsquote von Schülerinnen und Schülern mit dem son- 
derpädagogischen Förderschwerpunkt Lernen lag im Schuljahr 2001/2002 bei 0,82 %. Der 
Anteü der Kinder und Jugendlichen mit dem Förderschwerpunkt Lernen zur Gesamtschülerzahl 
lag bei 4,54 % (Angaben des Statistischen Landesamtes Sachsen-Anhalts) und liegt damit deut- 
lich über dem Wert aller anderen Bundesländer. 
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ständlich ist und deren Herbeiführung von den Akteuren auch nicht als voll- 
ständig kontrollierbar erlebt wird. 
Nur wenige Schülerinnen und Schüler formulierten Wünsche, die von 
ihrer realen Lebenssituation fern sind: Ein Junge möchte Bundeskanzler 
werden, eine Schülerin sieht sich in der Zukunft als gefeierten Popstar, und 
dann gibt es unter den Befragten zwei fiktive Millionäre und einen „großen 
ChefDie Liste der Wünsche der absoluten Mehrheit der Schülerinnen und 
Schüler wirkt schlicht, auffallend realitätsnah: Arbeit und Ausbildung stehen 
ganz oben auf der Wunschliste. 102 Schülerinnen und Schüler haben ihre 
größten Hoffnungen in diesem Bereich angesiedelt. In der Ranghste der 
Hauptwünsche folgt auf der zweiten Position die angestrebte eigene Familie 
(67 Nennungen). Die Kombination Arbeit und Familie kann als ein wesentli- 
ches Grundmuster betrachtet werden. Von den 67 Schülern, die sich für ihre 
Zukunft eine eigene Familie wünschen, haben 52, also 78 % diesen Wunsch 
mit dem Ziel nach Erwerbstätigkeit kombiniert. Es folgen die Wünsche: Geld 
(49), Haus (48), Gesundheit (26), Auto (23), Lebenspartner (16), Wohnung 
(15). Als typische Wunschkonstellationen stellten sich folgende Dreier- 
Kombinationen heraus: 
• Arbeit/ Beruf und Familie und Geld (16) 
• Arbeit/ Beruf und Familie und Haus (15) 
• Arbeit/ Beruf und Familie und Gesundheit (10). 
Die Abbildung 1 zeigt die Verteilung der inhaltsanalytisch ermittelten 
Wunschkategorien in verdichteter Form in Abhängigkeit vom Geschlecht. 
Abb. 1: Lebenswünsche von Schülerinnen des 9. Schuljahrs (Schule für Lernbehinderte, 












• Arbeit: Zugeordnet wurden alle Angaben, die sich auf die zukünftige 
Ausbildung, die Berufswahl etc. beziehen. 
• Soziale Bindungen: Sämtliche Angaben zum gewünschten Lebenspart- 
ner, zur zukünftigen Familie, zu Kindern und zum Freundeskreis wurden in 
dieser Kategorie erfasst. 
• Eigene Unterkunft: Hier sind Wünsche nach einer eigenen Wohnung 
sowie einem eigenen Haus zusammengefasst. 
• Geld: Diese Kategorie sammelt alle Angaben, die den Wunsch nach 
Geld beinhalten. Hierbei wurde jedoch nicht unterschieden, ob sich diese 
Wünsche lediglich auf eine finanzielle Absicherung beziehen oder auf mate- 
riellen Wohlstand. 
• Passive Wünsche: Diese Kategorie meint Rahmenbedingungen, die nicht 
nur durch eigene Leistung zu beeinflussen sind. Hierunter wurden Wünsche 
nach Gesundheit, Glück, Freiheit, Frieden sowie Wünsche nach einem „guten 
Leben“ gezählt. Man könnte auch von generalisierten Wünschen oder kom- 
plexen Zielsetzungen sprechen. 
• Aktive Ziele: In dieser Kategorie wurden eng begrenzte Ziele, die durch 
Eigenleistung/ Anstrengung erreichbar sind, erfasst. Gezählt wurden Wün- 
sche nach einem Auto, Führerschein, Bekleidung, Reisen und Konsumgütem 
etc. 
Bereits in der Shell-Studie 2000 winde festgestellt, dass sich typisch 
männliche und typisch weibliche Lebensmuster nicht nachweisen lassen 
(FRITSCHE/ MüNCHMEIER 2000, 345L). Festgestellt wird dort ein Anglei- 
chungsprozess bezüglich der zentralen Orientierungen. Die Verbindung von 
Berufsorientierung und Familienorientierung ist geschlechtsübergreifend und 
unbestrittene Maxime bei jeweils Dreiviertel der Jungen und Mädchen. Diese 
Entwicklung scheint sich auch bei unserer Stichprobe tendenziell zu bestäti- 
gen. Mädchen demonstrieren mit ihren Wünschen in der Mehrheit, dass sie 
zum Zeitpunkt der Befragung als zentrales Lebenskonzept die Verbindung 
von Berufstätigkeit und Familie anstreben. Sie tun dies auf der Wunschebene 
noch akzentuierter als ihre männlichen Mitschüler. 
Die Shell-Studie 2000 zeigt aus einer nach Altersgruppen differenzierten 
Perspektive aber auch (ebd.), dass die Berufszentriertheit bei den Mädchen 
durch eine stärkere Familienorientiertheit abgelöst wird, wenn mit zuneh- 
mendem Alter die Frage nach Kindern konkret steht. Diese Dynamik ist in 
mittelfristiger Perspektive auch für „unsere“ jungen Frauen anzunehmen. 
Kinderwunsch wird von einem Drittel der Mädchen explizit formuliert. Nur 
ein Mädchen spricht sich dezidiert gegen die Mutterrolle aus. 
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Abb. 2 zeigt, welche Wünsche Lehrerinnen und Lehrer von Schulen für 
Lernbehinderte bei ihren Schülerinnen und Schülern in den Abgangsklassen 
vermuten und inwieweit sie damit richtig liegen. 
Abb. 2: Lebenswünsche von Schülerinnen des 9. Schuljahrs (Schule für Lernbehinderte, 














Es zeigt sich, dass den Lehrerinnen und Lehrern das Grundmuster der allge- 
meinen Wunschvorstellungen (Arbeit-Familie) ihrer Schülerinnen und Schü- 
ler durchaus bekannt ist. Es ist zu vermuten, dass dieses Grundmuster von 
den Lehrkräften als erzieherisches Ziel angesehen wird und bewusst oder 
auch unterschwellig in das schulische Interaktionsgeschehen eingeht. Die 
Lehrerinnen und Lehrer überschätzen jedoch das Streben ihrer Schüler nach 
Geld, nach materiellem Besitz und Privilegien, wie z.B. einer Fahrerlaubnis, 
und sie unterschätzen die Präsenz von generalisierten Wünschen wie Ge- 
sundheit, Freiheit, Frieden, Glück. 
2 Lebenspläne für eine begrenzte Zeitperspektive: 
Antizipationen zur ersten Schwellensituation 
(Übergang von der Schule in die Berufsausbildung) 
Der Schreibimpuls „ Wie stellst du dir dein Leben nach Schulabschluss vor? 
Wirst du eine Ausbildung beginnen? Welchen Beruf würdest du gerne erler- 
nen? “ eröffnet eine begrenzte Zeitperspektive. Die Aufinerksamkeit wird auf 
die Antizipation der ersten Schwellensituation gelenkt, also auf den Über- 
gang von der Schule in eine Ausbildung. 
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Um den Kontext der Antworten zu verdeutlichen, sollen zunächst einige 
schulgesetzliche Rahmenbedingungen erläutert werden. Deren Kenntnis 
erscheint wichtig, um die Gestaltungsspielräume bei der Schwellensituati- 
onsmeisterung einschätzen zu können. Schülerinnen und Schülern der Lem- 
behindertenschule haftet nach Beendigung der Schulpflicht der Behinderten- 
status nicht mehr an. Sie können aber der Gruppe der Benachteiligten zuge- 
ordnet werden und haben dann Anspruch auf Benachteiligtenforderung nach 
dem Arbeitsforderungsgesetz. Das 10. Jahr der Vollzeitschulpflicht kann im 
System der Allgemeinen Schule (zum Teil in speziellen Klassen in den Räu- 
men der Sonderschulen) oder im System der Berufsbildenden Schulen reali- 
siert werden, z.B. im Berufsvorbereitungsjahr (BVJ). Schüler mit dem Ab- 
schlusszeugnis der Schule für Lernbehinderte könnten theoretisch direkt nach 
der Schule eine Ausbildung in einem der sogenannten „Werkerberufe“ be- 
ginnen. In den Berufsbildenden Schulen der Stadt Halle/ Saale werden z.B. 
zur Zeit neun verschiedene Ausbildungsberufe für Auszubildende ohne 
Hauptschulabschluss angeboten. Die Angebotspalette der Ausbildungsmög- 
lichkeiten erhöht sich für Absolventinnen und Absolventen mit Hauptschul- 
abschluss beträchtlich (auf 37 Berufe). 
12 % der befragten Schülerinnen und Schüler, also ein relativ kleiner Teil 
der Schülerschaft, äußerten die Absicht, noch im System der Allgemeinen 
Schule den Hauptschulabschluss zu erwerben. Der Anteil unter den Jungen 
ist dabei höher als unter den Mädchen. Ein Viertel der auf Verbesserung des 
Schulabschlusses im System der Allgemeinen Schule orientierten Schülerin- 
nen und Schüler problematisiert zudem die Chancen auf Erfolg schon im 
Vorfeld. 
20 % der Jugendlichen haben geplant, nach der Schule ein berufsvorberei- 
tendes Jahr (BVJ) zu absolvieren. Von diesen Schülerinnen und Schülern 
sind es nun wieder nur wenige (4 % der befragten Gesamtpopulation), die 
den Hauptschulabschluss in diesem Kontext antizipieren. Auch bei der Wahl 
dieses Weges der Chancenaufbesserung ist der relative Anteil in der Jungen- 
gruppe höher als der in der Mädchengruppe. Der Befund, dass sich die große 
Mehrheit der Befragten mit dem Abschlusszeugnis der Schule für Lernbehin- 
derte abgefunden hat, ist ernüchternd und kann gewiss nicht als Fördererfolg 
der separierten Beschulung gewertet werden. Trotz dieses scheinbaren Ab- 
findens mit dem Schulabschluss streben die meisten Befragten aber eine 
berufliche Ausbildung an. 
Abbildung 3 zeigt, inwieweit Schülerinnen und Schüler eine Berufsaus- 
bildung in ihre biographische Planung aufgenommen haben. 
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Abb.3: Ziele der Schülerinnen des 9. Schuljahres (Schulen für Lernbehinderte, n—140) in 
Bezug auf Berufsausbildung 
Lediglich zwei der Befragten (jeweils Mädchen) lehnen eine berufliche Aus- 
bildung explizit ab. 69 % gaben an, dass sie eine Berufsausbildung anstreben. 
Weitere 13 % der Schülerinnen und Schüler akzeptieren diese Entwicklungs- 
aufgabe für sich, bewerten aber die Chance einen Platz zu bekommen bzw. 
eine Ausbildung erfolgreich abzuschließen eher pessimistisch. 
64 % der Jugendlichen haben sich zum Befragungszeitpunkt bereits für 
einen konkreten Beruf entschieden, weitere 24 % sehen für sich noch ver- 
schiedene Möglichkeiten. Die Liste der Ausbildungsvorstellungen ist lang. 
Insgesamt wurden 57 Berufe von der Altenpflegerin bis zum Zugführer ge- 
nannt. Die Realitätsnähe erscheint hoch: Bis auf zwei Ausnahmen (Arzt, 
Lehrerin) liegen die anstrebten Berufe im Bereich der Möglichkeiten, die den 
Jugendlichen generell offen stehen, wenn auch z.T. nur über mehrere Zwi- 
schenschritte langfristig erreichbar. 
3 Wie prognostizieren Lehrerinnen und Lehrer die 
Zukunft ihrer Schülerinnen und Schüler mit 
mittelfristiger Zeitperspektive? 
Die Lehrerinnen und Lehrer wurden im Rahmen der Befragung gebeten, sich 
die Schülerinnen und Schüler ihrer Abschlussklassen zu vergegenwärtigen 
und einen Blick auf das Leben dieser jungen Menschen im Jahr 2012 zu 
wagen. Wie könnte dann die Lebenssituation der ehemaligen Schülerinnen 
und Schüler aussehen? In Tabelle 1 wird die Prognostik zukünftiger Lebens- 
situationen von Schulabgängerinnen und Schulabgängern der Schule für 
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Lernbehinderte durch Lehrerinnen und Lehrer (N=43) dieses Schultyps dar- 
gestellt. 
Tab. 1: Prognostik zukünftiger Lebenssituationen von Schulabgängerinnen und Schulabgän- 
gern der Schule für Lernbehinderte durch Lehrerinnen und Lehrer (N=43) dieses 
Schultyps, Ergebnisse einer schriftlichen Befragung, Juni 2002 (Angaben in Prozent) 












Unsere ehemaligen Schülerinnen und Schüler 
befinden sich von den materiellen Rahmenbe- 
dingungen her in zehn Jahren in einer zufrieden 
stellenden Lebenssituation. Sie gehen einer 
Erwerbstätigkeit nach und verfugen so über 
finanzielle Ressourcen, die ein von der Her- 
kunftsfamilie unabhängiges Leben ermöglichen. 
11,6 30,2 58,1 
Unsere Schülerinnen und Schüler werden eine 
Berufsausbildung abgeschlossen haben. 9,3 27,9 30,2 32,6 
Unsere ehemaligen Schülerinnen und Schüler 
werden sich von den sozialen Rahmenbedingun- 
gen her in einer zufriedenen stellenden Lebenssi- 
tuation befinden. Sie haben dann Lebenspartner 
gefunden, soziale Kontakte auch außerhalb der 
Familie, evt. eine eigene Familie gegründet. 
6,0 27,9 30,2 27,9 6,0 
Unsere ehemaligen Schülerinnen und Schüler 
werden in der Lage sein, ihre Freizeit sinnvoll zu 
gestalten. Sie haben auch zukünftig Interessen, 
Hobbys, sind evt. in Vereinen, Freizeitgruppen. 
13,9 44,2 41,9 
Die Ergebnisse der Befragung von Lehrerinnen und Lehrern nach den mittel- 
fristigen Lebensperspektiven ihrer Schulabgängerinnen und Schulabgänger 
fügen sich zu einem Bild, das dem von den Schülerinnen und Schülern anti- 
zipierten widerspricht. 58 % der Lehrerinnen und Lehrer nehmen an, dass nur 
einzelne ihrer Schülerinnen und Schüler eine zufrieden stellende Lebenssitua- 
tion auf der Basis von Erwerbstätigkeit erreichen werden. Die Chance, die 
zweite Schwellensituation zu bewältigen (von der Berufsausbildung in das 
Erwerbsleben), wird also eher pessimistisch bewertet, während die Chance, 
die erste Schwellensituation zu meistern (Erlangung eines Berufsabschlus- 
ses), etwas günstiger gesehen wird. Viele Lehrerinnen und Lehrer (74,4 %) 
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meinen, dass die Erfolgsaussichten von Jungen und Mädchen unterschiedlich 
zu sehen sind. Von diesen Lehrkräften erwartet wiederum die Mehrheit (70 
%), dass die jungen Männer die nachschulischen Schwellensituationen er- 
folgreicher meistern könnten als die ehemaligen Schülerinnen. 
Die Prognosen der Lehrerinnen und Lehrer zur nachschulischen Lebens- 
perspektive sind nicht überraschend. Sie entsprechen genau dem theoretisch 
reflektierten Bild zur Lebenswelt von benachteiligten jungen Erwachsenen 
(z.B. HILLER 1989) und den Befunden aus Untersuchungen zu den nachschu- 
lischen Biographien von Absolventen der Sonderschule für Kinder und Ju- 
gendliche mit Lembeeinträchtigungen (z.B. ORTHMANN 2000 und 2001; 
HILLER/ FRIEDEMANN 1997; BURGERT 1998; FRIEDEMANN/ SCHROEDER 
2000). Auch eine Studie zur Rekonstruktion nachschulischer Biographien 
von 20 Absolventinnen und Absolventen der Schule für Lernbehinderte in 
Sachsen-Anhalt (ELSNER 2002) zeigt deutlich die Situation von Maßnahme- 
karrieren mit einem hohen Maß an sozialen Risiken. Die Meisterung der 
zweiten Schwelle (Einstieg von der Berufsausbildung in ein Erwerbsleben) 
erweist sich für alle, auch für die als ,motiviert’ und ,flexibel’ bezeichneten 
jungen Erwachsenen, als problematisch und führt mehrheitlich in die Arbeits- 
losigkeit. 
4 Zusammenfassende Reflexion 
Die Ergebnisse der Befragung von Schülerinnen und Schülern an Schulen für 
Lernbehinderte in Sachsen-Anhalt zu ihren Zukunftswünschen und Vorstel- 
lungen (hier nur in Auszügen dargestellt) vermitteln insgesamt das Bild einer 
vorsichtig abwägenden, aber dennoch optimistischen Grundorientierung. Ein 
traditionelles Leben auf der Basis der Erwerbstätigkeit wird eindeutig präfe- 
riert. 
In der Lembehindertenpädagogik wird zur Zeit diskutiert, ob sich lebens- 
vorbereitende Zielstellungen der Lembehindertenschule unter den heutigen 
Bedingungen des Arbeitsmarktes nicht stärker als Vorbereitung auf eine 
sinnvolle Freizeitnutzung in zu erwartenden Phasen der Arbeitslosigkeit 
konkretisieren sollten. Sinnvolle Freizeitnutzung kann z.B. durch Eingliede- 
rung in Vereine und ehrenamtliche Tätigkeit unterstützt werden. Eigenarbeit 
im Sinne von Selbstversorgung und Nachbarschaftshilfe kann zu der traditio- 
nellen Erwerbstätigeit als nebengeordnet betrachtet werden. Die Sinnhaftig- 
keit der einseitigen, tradierten Erwerbsorientierung wird in Frage gestellt 
(z.B. HILLER 1989; KRETSCHMANN 1999,184; STEIN 1999, 502). 
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Festzustellen ist, dass diese Orientierung sich nicht deckt mit den subjek- 
tiven Zielsetzungen der von uns befragten Akteure. Sie sehen schwere Her- 
ausforderungen auf sich zu kommen und glauben zum Befragungszeitpunkt 
aber doch (noch) in der Mehrheit, dass sie auch Chancen haben. Erfüllung 
von Konsum wünschen und auch die Familienplanung werden in vielen der 
Aufsätze deutlich als abhängig von Einnahmen durch Erwerbstätigkeit anti- 
zipiert. 
Setzt man die auf die Zukunft der Schülerinnen und Schüler gerichteten 
Erwartungshaltungen der Lehrerinnen und Lehrer in Beziehung zu den sub- 
jektiv erlebten Perspektiven der Schülerinnen und Schüler ergibt sich ein 
widersprüchliches Bild: Die Lehrerinnen und Lehrer wissen recht gut, dass 
ihre Neuntklässler eine Berufs- und Familienorientiertheit entwickelt haben. 
Diese Orientierungshaltung entspricht offensichtlich auch ihren erzieheri- 
schen Absichten. Gleichzeitig vermuten die Lehrerinnen und Lehrer aber 
auch, dass diese Antizipationen für einen Großteil ihrer Schüler nicht realis- 
tisch sind. 
Welche Auswirkungen hat die beschriebene Situation auf das Interakti- 
onsgeschehen im Setting Sonderschule und welche Bedeutung hat dies wie- 
derum für die Stabilisierung des Selbstwertgefühls, die Handlungswirksam- 
keit der Zielbildungen und die Orientierungssicherheit der Schülerinnen und 
Schüler? Werden den Heranwachsenden im „Schonraum“ der Sonderschule 
auf unterschiedlichen Ebenen widersprechende Botschaften vermittelt, die 
deren Selbstwertgefuhl und Zielbindung eher verunsichern als fordern? Ist 
die beschriebene Situation auch nachweisbar, wenn Kinder und Jugendliche 
mit Lembeeinträchtigungen im Gemeinsamen Unterricht gefordert werden? 
Diese und ähnliche Fragen schärfen den Blick für die Komplexität der Prob- 
lematik, die hinter der schlichten Aussage steht, dass Schule auch auf das 
Leben nach der Schulzeit vorbereiten soll. Gleichzeitig verweisen die offenen 
Fragen auf ein noch wenig bearbeitetes Forschungsfeld. 
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Wege und Sackgassen ins Arbeitsleben. 
Kritische Betrachtungen zum System der 
beruflichen Förderung für Jugendliche mit 
Lernschwierigkeiten1 
1 Vorbemerkungen 
Beim Übergang von der Schule ins Arbeitsleben müssen Jugendliche zwei 
Schwellen überwinden. Die erste Schwelle bezeichnet den Übergang von der 
Schule in Maßnahmen zur Berufsvorbereitung und -ausbildung. Die zweite 
Schwelle meint den Übergang von der Berufsausbildung in Arbeitsverhält- 
nisse. An diesen Schwellen bzw. Schnittstellen sind Jugendliche mit Lem- 
schwierigkeiten besonders von biographischen Brüchen und Desintegrations- 
prozessen bedroht. Sie laufen Gefahr, den Einstieg ins Erwerbsleben dauer- 
haft zu verpassen (vgl. GINNOLD 2000, 22-27; GlNNOLD/ RAD ATZ 2000 und 
2003). Das System der beruflichen Förderung hält für diese und andere Per- 
sonengruppen unterschiedliche Förder-, Unterstützungs- und Qualifizie- 
rungsangebote und -Strukturen bereit. Sie werden finanziert vom Arbeits- 
oder Jugendamt sowie durch Bundes- und Länderprogramme. Die berufliche 
Förderung beginnt mit der Berufsorientierung in der Schule, setzt sich in der 
nachschulischen Berufsvorbereitung und Berufsausbildung fort und reicht bis 
zu Unterstützungsangeboten für die Integration in Arbeitsverhältnisse des 
ersten Arbeitsmarktes. 
Im Frühjahr 2003 drang die Diskussion um Kürzungen in der beruflichen 
Förderung benachteiligter und behinderter junger Menschen bis in die 
Hauptnachrichten des öffentlich-rechtlichen Fernsehens. Sie veranlasste 
Franz Müntefering (Fraktionschef der SPD im Bundestag) sogar zu einer 
beschwichtigenden Erklärung, dass es keine Kürzungen in der Berufsvorbe- 
reitung für Benachteiligte und im Reha-Bereich geben werde. 
1 In Anlehnung an die people first-Bewegung wird der weniger diskriminierende Begriff .Ju- 
gendliche mit Lernschwierigkeiten“ verwendet. Er bezieht sich in diesem Artikel vorwiegend auf 
lembehinderte Jugendliche, schließt jedoch Jugendliche in der Grauzone zu so genannt benach- 
teiligten und so genannt geistig behinderten Jugendlichen ein. 
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Dieser Beitrag greift die aktuelle Diskussion auf und liefert mit seinen 
Thesen Denkanstöße für mögliche Veränderungen. Das bestehende System 
der beruflichen Förderung für Jugendliche mit Lemschwierigkeiten an der 
ersten Schwelle wird einer kritischen Betrachtung unterzogen. Die aufgezeig- 
ten Wege und Sackgassen sind insbesondere durch Berliner Erfahrungen2 
geprägt, gelten meiner Meinung nach jedoch in der Tendenz für ganz 
Deutschland. 
2 Die intransparente Komplexität des Systems der 
beruflichen Förderung von Jugendlichen mit 
Lernschwierigkeiten überfordert alle seine 
Nutzerinnen und Nutzer 
Zuerst kommt BO 10, BESO 10/11, BB 10 oder die 10. Klasse in der Regel- 
schule. Dann kann man zu VZ 11, MDQMI oder OBF wechseln. Anschlie- 
ßend gibt es die Möglichkeit für eine BvB in Form eines BBE-, F- oder G- 
Lehrgangs, AQJ oder KOALA. Danach folgt - wenn alles „gut läuft“ - eine 
Ausbildung bei MDQM n, im OSZ, in einer BüE oder einem BBW. Wenn 
man danach keine Arbeit findet und man schwerbehindert ist, geht man zum 
IFD.3 
So oder so ähnlich könnte eine Schnellberatung zu den unterschiedlichen 
Wegen nach Klasse 9 für lembehinderte Jugendliche in Berlin aussehen. So 
vielfältig (und sie ist keineswegs vollständig) geschieht diese Beratung sel- 
ten. Zudem verbergen sich hinter allen Abkürzungen jeweils mehrere Ange- 
bote verschiedener Schulen und Bildungsträger mit unterschiedlichen Zu- 
gangsvoraussetzungen, was die Vielfalt und Unübersichtlichkeit erhöht. 
Nicht nur die Jugendlichen und ihre Eltern stehen diesem Dschungel rat- 
und orientierungslos gegenüber. Auch Lehrerinnen und Lehrer, die Berufsbe- 
raterinnen und -berater des Arbeitsamtes, die Jugendberatungen der Jugend- 
ämter sowie andere professionelle Beraterinnen und Berater sehen sich ange- 
sichts der sich schnell verändernden Vielfalt sowie der Komplexität und 
Intransparenz des Systems der beruflichen Förderung überfordert, die Ju- 
2 Ich arbeite seit 1999 im Berliner Modellprojekt SpnmgBRETT und berate und begleite Jugend- 
liche mit Lemschwierigkeiten bei ihrem Übergang von der Schule ins Arbeitsleben 
(http ://www. isb-berlin. de/sprungbr). 
3 Es handelt sich herbei um Abkürzungen von Maßnahmen und Orten der Berufsorientierung, 
-Vorbereitung und -ausbildung. Was sich dahinter verbirgt, ist für diesen Artikel unerheblich, 
kann aber bei Bedarf bei GINNOLD (2000,114-141) nachgelesen werden. 
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gendlichen und ihre Eltern kompetent zu informieren und zu beraten. Eine 
individualisierte Beratung und passgenaue Überleitung der Jugendlichen in 
nachschulische Qualifizierungsmaßnahmen ist unter den derzeitigen Bedin- 
gungen kaum möglich. Entscheidungen über die Berufswege der Jugendli- 
chen werden häufig nach Gelegenheit, Zufall und Platzkapazität der Träger 
getroffen und weniger entsprechend den individuellen Wünschen und Fähig- 
keiten der Jugendlichen. Hinzu kommt, dass die unterschiedlichen schuli- 
schen und nachschulischen Angebote kaum aufeinander abgestimmt sind. 
Etliche Fehlplatzierungen und Maßnahmeabbrüche sind die Folge. 
3 Versorgungssicherheit und Abschlussorientierung 
stehen häufig bei der Planung von 
Anschlussperspektiven nach der Schule im 
Vordergrund 
Viele Jugendlichen mit Lemschwierigkeiten haben am Ende der 10. Klasse 
keine informierte Berufswahlentscheidung getroffen. Betriebliche Praktika 
werden häufig nach Zufall durchgeführt und von der Schule wenig vor- und 
nachbereitet. Es ist außerdem zu beobachten, dass Praktika für Jugendliche 
mit Lemschwierigkeiten zunehmend bei außerbetrieblichen Ausbildungsträ- 
gem durchgeführt werden. Dies ist fur die (Integrations- und Sonderschu- 
len zwar einfacher zu organisieren und sichert die Überleitung der Jugendli- 
chen in eine nachschulische berufsvorbereitende Maßnahme bei diesem Trä- 
ger. Dieser Weg führt jedoch betriebsnahe schulische Konzepte ad absurdum 
und birgt die Gefahr einer beruflichen Sackgasse in sich (vgl. These 6 bzw. 
Kap. 7). 
Lehrerinnen und Lehrer wollen ihre Schülerinnen und Schüler nach dem 
Ende der Schulpflicht versorgt wissen. Das Wissen von Lehrpersonen über 
mögliche Wege nach der Schule ist jedoch häufig gering. Ihre Unterstüt- 
zungsmöglichkeiten enden mit der Schulpflicht. Für die Berufsberaterinnen 
und -berater für Behinderte des Arbeitsamtes gilt Ähnliches, firnen bleibt 
aufgrund sehr hoher zu versorgender bzw. zu verwaltender Fallzahlen (in 
Berlin bis zu 1.000) oft keine andere Wahl. Beide Gruppen greifen deshalb 
eher auf vorhandene schulische und nachschulische, außerbetriebliche Quali- 
fizierungsangebote zurück, als sich auf die unsicheren Perspektiven und Risi- 
ken eines betrieblichen Weges einzulassen. 
Ein zweiter Aspekt ist die Abschlussorientierung, und zwar sowohl auf 
Seiten der Jugendlichen und ihrer Eltern als auch auf Seiten der Schule und 
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des Arbeitsamtes. Abschlussorientierung meint hier zweierlei: das Erreichen 
von Schulabschlüssen und von Ausbildungsabschlüssen. Einen Hauptschul- 
abschluss und eine Berufsausbildung zu erreichen, gilt auch für Jugendliche 
mit Lemschwierigkeiten als Hauptziel der beruflichen Förderung. In Berlin 
ist zu beobachten, dass Jugendlichen mit Lemschwierigkeiten geraten wird 
zu versuchen, durch praxisorientierte, schulische Angebote im zehnten, elften 
und z.T. zwölften Schuljahr einen dem Hauptschulabschluss oder sogar einen 
dem erweiterten Hauptschulabschluss gleichwertigen Bildungsabschluss zu 
erreichen. Für den einfachen Hauptschulabschluss gelingt dies in vielen Fäl- 
len und verbessert die beruflichen Chancen der Jugendlichen. Das Arbeitsamt 
nutzt diese Möglichkeit jedoch häufig als Warteschleife für die Jugendlichen, 
denn so kann deren berufliche Förderung um ein bis zwei Jahre verschoben 
werden. 
Ich sehe die Entwicklung kritisch. Zum einen stellt sich mir die Frage 
nach der Glaubwürdigkeit der vorherigen schulischen Diagnose „Lembehin- 
derung“. Die Jugendlichen wurden zuvor zieldifferent in der Integration oder 
in der Sonderschule unterrichtet und vom Erreichen des Hauptschulabschlus- 
ses damit ausgeschlossen. Zum anderen wird dadurch der Hauptschulab- 
schluss abgewertet, denn ihn erreichen nun auch Jugendliche, die vorher als 
nicht zielerreichend eingestuft wurden. Gleichzeitig erfahrt der Hauptschul- 
abschluss für die Jugendlichen mit Lemschwierigkeiten auch eine enorme 
Aufwertung. Vom Arbeitsamt und den außerbetrieblichen Ausbildungsträ- 
gem wird dieser Abschluss immer häufiger als Zugangsvoraussetzung für 
eine außerbetriebliche Ausbildung benannt. 
Die Orientierung auf Ausbildungsabschlüsse meint eine fast ausschließli- 
che Fixierung aller Beteiligten auf die Berufsausbildung als erfolgreichen 
Weg ins Arbeitsleben. So verbringen Jugendliche mit größeren Lemschwie- 
rigkeiten Jahre in der Berufsvorbereitung und erreichen dennoch nicht den 
Sprung in die außerbetriebliche Ausbildung oder scheitern in der Ausbildung. 
Eine un- oder angelernte Jobkarriere ist kaum vorstellbar und akzeptiert. 
Gleichwohl stellen HiLLER und MERZ (2002) in ihrer Untersuchung zu den 
bemflichen Karrieren von benachteiligten und lembehinderten Jugendlichen 
fest, dass die Jobkarriere stabiler verläuft als eine Maßnahmekarriere oder 
eine prekäre Ausbildungskarriere (vgl. auch These 6, Kap. 7). 
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4 Es mangelt an betriebsintegrierten 
Anschlussmöglichkeiten nach der Schule 
In einigen Schulversuchen wird große Betriebsnähe erreicht. Im Berliner 
Schulversuch zur Berufsorientierung in den Integrationsschulen der Sekun- 
darstufe I können die Jugendlichen ab Klasse 8 individuell unterschiedlich 
viele und lange Praktika absolvieren. In den Schulversuchen an den Schulen 
für Lernbehinderte finden in Klasse 10 meist vier zweiwöchige Praktika statt. 
In der 11. Klasse gibt es Modelle, bei denen die Jugendlichen zusätzlich zu 
den Praktika drei Tage im Betrieb arbeiten und zwei Tage in der Schule für 
Lernbehinderte Unterricht erhalten (vgl. GINNOLD 2000, 86-114, 133; GAS- 
SER/ GINNOLD/ THANSCHEIDT 2001). Diese Betriebskontakte und betriebli- 
chen Arbeitserfahrungen der Jugendlichen werden jedoch vielfach nicht wei- 
ter professionell genutzt und gehen verloren. Im Anschluss an die Schulzeit 
wechseln die meisten Jugendlichen in außerbetriebliche Qualifizierungsange- 
bote. 
Die Förderpolitik für berufsvorbereitende und berufsausbildende Angebo- 
te setzt nach wie vor auf außerbetriebliche Qualifizierung. Neue betriebsin- 
tegrierte Qualifizierungsangebote sind nur schwer zu initiieren, obwohl es 
inzwischen bundesweit erfolgreiche Modellprojekte gibt: beispielsweise in 
Hamburg den betriebsintegrierten Förderlehrgang (vgl. GLENZ/ SCHULZE/ 
STURM 1997), das ambulante Arbeitstraining und das Integrationspraktikum 
(vgl. HINZ/ BOBAN 2001), in Hessen die berufliche Qualifizierungsmaßnah- 
me (vgl. SCHOLDEI-KLIE 2002) und in Berlin KOALA (vgl. RADATZ/ 
BAUSCH/ KöNIG 2003). Schule, Arbeits- und Jugendamt sowie die außerbe- 
trieblichen Bildungsträger können sich eine erfolgreiche Umsetzung betrieb- 
sintegierter Konzepte für diese Personengruppe kaum vorstellen, weil die 
Praxis der vergangenen Jahre das Gegenteil zu beweisen scheint (vgl. These 
5, Kap. 6). 
5 Das außerbetriebliche Ausbildungssystem 
konkurriert mit dem betrieblichen um die „besten 
Jugendlichen“ 
Es ist eine Schieflage entstanden: Das System der außerbetrieblichen Qualifi- 
zierung wurde eingerichtet, um fehlende betriebliche Ausbildungs- und Qua- 
lifizierungsplätze zu kompensieren. Mittlerweile besteht jedoch eine Konkur- 
renz zwischen dem betrieblichen und außerbetrieblichen System. Nicht nur 
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Betriebe des ersten Arbeitsmarktes inserieren offene Ausbildungsstellen in 
der Tageszeitung, sondern auch außerbetriebliche Bildungsträger (s. Anzei- 
ge). Besonders pikant an dieser Anzeige ist, dass es sich hierbei um eine sog. 
KJHG-Ausbildung handelt - eine der teuersten außerbetrieblichen Aus- 
bildungsformen (vgl. These 7, Kap. 8). Trotz der desaströsen Berliner Fi- 
nanzlage und Sparzwänge werden diese freien Plätze nicht abgebaut, sondern 
per Zeitungsanzeige zu besetzen versucht.4 
Lust auf Ausbildung? 
Wir suchen ab sofort Jugendliche für eine Ausbildung als Tischler, Elektroinstallateur, Kö- 
chinnen (weiblich) und Fachkräfte im Gastgewerbe (weiblich). Dieses Angebot findet im 
Rahmen der Jugendhilfe statt. Wir bieten sozial benachteiligten Jugendlichen, 16-18 Jahre, 
auch ohne Schulabschluss, einen Ausbildungs- und bei Bedarf einen Wohnplatz an. 
Zugangsvoraussetzungen: Kontakt mit Jugendamt / 
Jugendhilfeberechtigung gern. KHJG. 
Bewerbung ab sofort an: 
ABW, Köpenicker Str. 145, 10997 Berlin, 
Telefon 61 79 78 70 
Quelle: Der Tagesspiegel, 8. Sep. 2002 
Die Konkurrenz-Situation beider Systeme führt meinen Praxiserfahrungen 
nach zu bedenklichen Entwicklungen: 
• Jugendliche entscheiden sich z. T. für außerbetriebliche Bildungsträger, 
obwohl sie Chancen auf dem ersten Arbeitsmarkt hätten. Außerbetriebliche 
Träger bieten eine Tagesstruktur und angenehme Atmosphäre an, gestützt 
durch Sozialpädagoginnen und Sozialpädagogen. Die Jugendlichen leben und 
arbeiten unter Gleichaltrigen und entwickeln beim Träger eine eigene Sub- 
kultur. Die Attraktivität dieses geschützten Rahmens führt häufig dazu, dass 
die Jugendlichen sich der Herausforderung des ersten Arbeitsmarktes entzie- 
hen. 
• Jugendliche verlassen den außerbetrieblichen Träger nicht, obwohl sie 
ein Angebot für eine betriebliche Ausbildung haben. 
4 Ein weiteres Beispiel: .Ausbildungsplätze zum Gas-Wasserinstallateur für junge Menschen mit 
einem besonderen Bedarf an Unterstützung und Betreuung. Die Bewilligung erfolgt durch das 
zuständige Jugendamt 2476 Anzeigenservice, Hermannplatz 7, 10967 Bin.“ (Berliner Morgen- 
post vom 06.04.2003). 
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• Außerbetriebliche Träger lassen die Jugendlichen nicht in betriebliche 
Ausbildungen wechseln, weil sie ihre Leistungsspitzen nicht verlieren und 
ihre Plätze nicht unbesetzt haben wollen. 
• Die wirtschaftliche Rentabilität bei außerbetrieblichen Trägem hängt 
nicht von Produktions- und Dienstleistungsarbeiten ab, sondern richtet sich 
nach den Rahmenbedingungen von Förderprogrammen und ist gegebenen- 
falls durch die Konkurrenz mit anderen Trägem geprägt. Hausintem wirkt 
produktbezogen kein marktwirtschaftlicher Drack. Dadurch entstehen mehr 
Spielräume als in Betrieben des ersten Arbeitsmarktes. Diese Freiräume wer- 
den von allen Beteiligten genutzt (z.B. geringe Ergebnisorientierung der 
Arbeit, hohe Fehlzeiten). 
• Obwohl die Finanzierung außerbetrieblicher Träger durch die Benachtei- 
ligtenforderung oder Rehabilitationsforderung erfolgt und die Zielgruppe im 
Rahmen der jeweiligen Programme definiert ist, entsteht systemintem ein 
Sog, der immer mehr Jugendliche aufhimmt, die bei genauer Betrachtung 
auch gute Chancen auf dem ersten Arbeitsmarkt hätten. Voraussetzung dafür 
wäre jedoch eine verstärkte individuelle Beratung und Begleitung sowie die 
Fokussierung aller Beteiligten auf den ersten Arbeitsmarkt. 
6 Das System der außerbetrieblichen Qualifizierung 
reproduziert sich mit Hilfe des Arbeits- und 
Jugendamtes sowie der Schulen selbst 
Viele Integrations- und Sonderschulen, an denen Jugendliche mit Lem- 
schwierigkeiten lernen, pflegen gute Kontakte zu außerbetrieblichen Bil- 
dungsträgem. Sie haben dort feste Praktikumplätze, z.T. sogar Ausbildungs- 
plätze. Auch die Berufsberaterinnen und Berufsberater des Arbeitsamtes 
vermitteln vorschnell zu solchen Bildungsträgem, weil die Jugendlichen 
damit versorgt sind. Insbesondere den Jugendlichen mit Lemschwierigkeiten 
wird in der Schule und in der Berufsberatung des Arbeitsamtes erklärt, sie 
hätten ohnehin keine Chance beim Kampf um eine Lehrstelle in Betrieben 
des ersten Arbeitsmarktes. Der psychologische Test, dem sich viele behinder- 
te Jugendliche beim Arbeitsamt unterziehen müssen, liefert den Berufsberate- 
rinnen und -beratem die fachliche Begründung für die Bewilligung einer 
außerbetrieblichen Qualifizierung (Berufsvorbereitung und Ausbildung). Den 
Jugendlichen wird nahe gelegt, die Chance dieser Qualifizierung zu nutzen. 
Versuche, sich um eine betriebliche Ausbildung, Qualifizierung oder Arbeit 
zu bemühen, werden bei den Jugendlichen weder initiiert noch unterstützt. So 
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fuhrt für viele behinderte (und auch benachteiligte) Jugendliche der Weg in 
die außerbetrieblichen Einrichtungen, weil sie sich zu wenig oder gar nicht 
um Alternativen bemühen und/ oder keine Unterstützung bei der Akquise 
einer betrieblichen Lehrstelle erhalten. Alle am System Beteiligten fühlen 
sich in ihrer Ansicht bestätigt: Diese Jugendlichen haben auf dem ersten 
Arbeitsmarkt keine Chance! - eine sich selbst erfüllende Prophezeiung?! 
Das System der beruflichen Förderung hat eine Eigendynamik und ein 
Selbsterhaltungsbestreben entwickelt, wie wir es von anderen Systemen oder 
Institutionen kennen (z.B. Sonderschulen). Die Bildungsträger haben sich zu 
einem eigenen Wirtschaftszweig mit staatlicher Förderung etabliert. Beratung 
und Unterstützung in Richtung einer betrieblichen Ausbildung, Qualifizie- 
rung oder Arbeit gibt es kaum, weil die meisten Beteiligten es für einen unre- 
alistischen Weg von Jugendlichen mit Lemschwierigkeiten halten. Sie kön- 
nen und wollen sich nicht vorstellen, dass betriebliche Wege trotz der ange- 
spannten Arbeitsmarktsituation auch für diesen - als schwer vermittelbaren 
geltenden - Personenkreis möglich sind. Außerdem stellen betriebsintegrierte 
Konzepte die bestehenden außerbetrieblichen Strukturen in Frage und bilden 
eine neue Konkurrenz im hart umkämpften Fördermittelmarkt. 
7 Eine außerbetriebliche Berufsausbildung stellt für 
Jugendliche mit Lernschwierigkeiten nur scheinbar 
einen sicheren alternativen Weg ins Arbeitsleben dar 
Außerbetriebliche Träger locken Jugendliche und deren Beratungsumfeld 
(z.B. Berufsberater/innen des Arbeitsamtes und Eltern) mit „Jugendhaus- 
Atmosphäre“ und scheinbarer Versorgungssicherheit. Dass die Sicherheit 
insbesondere nach der Ausbildung so nicht besteht, stellt das Bundesinstitut 
für Berufsbildung (BlBB 2001b, 1) in einer breit angelegten Untersuchung 
fest. Danach gibt es einen engen Zusammenhang zwischen der ersten 
Schwelle (Übergang Schule - Berufsausbildung) und der zweiten Schwelle 
(Übergang Berufsausbildung - Arbeit). Wie und ob den Jugendlichen nach 
erfolgreicher Ausbildung der Übergang in eine Erwerbstätigkeit gelingt, 
hängt u. a. davon ab, wo die Ausbildung erfolgt ist. Im Anschluss an eine 
betriebliche Ausbildung erhielten 2001 74 % der Jugendlichen im Lehrbe- 
trieb ein unbefristetes (44 %) oder befristetes (30 %) Beschäftigungsangebot. 
„Jugendliche, die in eine außerbetriebliche Lehre einmünden, müssen dage- 
gen mit Schwierigkeiten rechnen, unmittelbar nach der Ausbildung eine Be- 
schäftigung zu finden. Mehr als die Hälfte wird zunächst einmal arbeitslos“ 
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(BiBB 2001b, 1). Außerbetriebliche Bildungsträger sind ausschließlich Aus- 
bildungsstätten und können deshalb keine Übernahme in Arbeitsverhältnisse 
anbieten. 
Aufgrund der in der These 4 (Kap. 5) beschriebenen Konkurrenzsituation 
kommt es auch in den außerbetrieblichen Berufsausbildungen zum Verdrän- 
gungswettbewerb. Benachteiligte und vor allem behinderte Jugendliche errei- 
chen eine außerbetriebliche Ausbildung immer seltener, weil die Plätze von 
den Trägem mit leistungsstarkeren Jugendlichen besetzt werden. Mehrfache 
Selektionsmechanismen (teilweise mehr als im betrieblichen System) werden 
gerade Jugendlichen mit Lemschwierigkeiten zum Verhängnis: 
• Der psychologische Test beim Arbeitsamt muss ergeben, dass die Aus- 
bildungsreife zumindest erreichbar erscheint. 
• Zunehmend wird auch für Jugendliche mit Lembehinderung ein Schul- 
abschluss als Zugangsvoraussetzung für eine Ausbildung gefordert. 
• Ein Berufsvorbereitungsjahr muss erfolgreich bei einem Träger durch- 
laufen werden (es ist meist derselbe wie für die Ausbildung). 
• Häufig müssen trägerinteme Tests bestanden werden und es finden 
Auswahlgespräche statt. 
Die Bildungsträger versprechen sich von diesen Auswahlverfahren Ju- 
gendliche, die nach der Ausbildung höhere Überleitungswahrscheinlichkeiten 
in betriebliche Arbeitsverhältnisse besitzen. Systemintem - aus Trägersicht - 
ist dieser Prozess verständlich, weil der Druck auf die Träger wächst, ihrer 
Vermittlungsfunktion stärker nachzukommen. Gesellschaftlich führt dies 
jedoch in eine Sackgasse: Einerseits werden zusätzlich so genannte Benach- 
teiligte produziert, andererseits werden die schwierigen „Fälle“ weiter ins 
Abseits verdrängt. 
8 Gesellschaft und Politik sind derzeit bereit, in 
berufliche Desintegration weitaus mehr zu investieren 
als in die berufliche Integration von Menschen mit 
Behinderung 
Jährlich steigt in Berlin die Zahl der Maßnahmenplätze bei außerbetriebli- 
chen Trägem. Waren es 1999 noch 11.791 (18,7 %), sind es 2001 bereits 
13.919 (22,5 %) (BiBB 2001a, 2002). Nicht enthalten sind hier die Plätze für 
berufsvorbereitende Maßnahmen sowie für schulische Berufsausbildungen in 
Ausbildungsberufen, die üblicherweise dual (d.h. betrieblich) ausgebildet 
werden. Die Zahlen für außerbetriebliche Ausbildungen unterscheiden sich 
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massiv in den alten und neuen Bundesländern, inklusive Berlin. So lernten 
Ende 2001 in Bayern 2,3 % und in Nordrhein-Westfalen 3,8 % der Jugendli- 
chen in außerbetrieblichen Ausbildungen, während es in Sachsen 26,8 % und 
in Brandenburg 33,7 % waren (vgl. BiBB 2002, 1, Tabelle 1). Dies ist meiner 
Meinung nach nicht nur Ausdruck einer schlechten Marktlage, sondern auch 
falscher Präferenzen in der Förderpolitik. 
Kürzlich kommentierte auf einer Fachtagung zur Benachteiligtenförde- 
rung in Berlin der Besitzer einer kleinen Tischlerei die Tageskostensätze für 
eine außerbetriebliche Ausbildung (sinngemäß): Würde man mir so viel für 
die Ausbildung eines Jugendlichen zahlen, würde ich mich auch dieser 
schwierigen Personengruppe widmen. 
Im Folgenden stelle ich die Kosten für eine vollgeforderte5 betriebliche 
Ausbildung in Berlin den durchschnittlichen Kosten für eine außerbetriebli- 
che Ausbildung für Jugendliche mit Lernschwierigkeiten gegenüber6. Es 
handelt sich um die Beträge, die durch das Land übernommen werden. Nicht 
enthalten sind die Kosten für den Berufsschulunterricht, da sie in der betrieb- 
lichen und außerbetrieblichen Ausbildung gleichermaßen aufgebracht wer- 
den. Für die außerbetriebliche Ausbildung wurde ein durchschnittlicher Ta- 
gessatz von 35 Euro angenommen.7 Bei der Berechnung ist die Ausbildungs- 
vergütung, die viele Jugendliche im Rahmen der Berufsausbildungsbeihilfe 
(BAB) erhalten, ebenfalls nicht berücksichtigt, da sie individuell unterschied- 
lich ausfällt. Sie erhöht jedoch den Kostensatz für eine außerbetriebliche 
Ausbildung, da in der betrieblichen Ausbildung der Betrieb selbst die Aus- 
bildungsvergütung zahlt. 
5 Vollgefördert meint den maximalen Betrag an möglichen Zuschüssen und Förderungen für 
den/die Arbeitgeber/in und den/die Jugendliche/n. Es werden jedoch nicht immer alle Möglich- 
keiten genutzt und sie decken nicht die gesamten Kosten der betrieblichen Ausbildung, im 
Gegensatz zum Kostensatz für eine außerbetriebliche Ausbildung. 
6 Diese Berechnungen wurden vom Projekt SprungBRETT erstellt (RADATZ 2002). 
7 Jugendliche mit Lemschwierigkeiten werden vorwiegend in so genannten Reha-Maßnahmen 
der Berufsvorbereitung und -ausbildung qualifiziert. Für diese Maßnahmen wird an die Bil- 
dungsträger ein Tageskostensatz von ca. 35 Euro gezahlt. Ein Teil der Jugendlichen wird auch in 
Maßnahmen der Benachteüigtenfördenmg gefördert, für die ca. 20 Euro als Tageskostensatz 
gezahlt werden. Einige wenige Jugendliche mit Lemschwierigkeiten durchlaufen eine Ausbil- 
dung nach KJHG oder im Berufsbildungswerk, für die das Jugend- bzw. Arbeitsamt ca. 61 Euro 
pro Tag an den Träger zahlt. Um eine außerbetriebliche Ausbildung aufhehmen zu können, 
müssen die Jugendlichen eine mindestens sechsmonatige Berufsvorbereitung absolvieren (in der 
Regel ist es eine zwölfmonatige), für die in etwa dieselben Tageskostensätze wie bereits be- 
schrieben gelten. Diese Kosten bleiben im Folgenden jedoch unberücksichtigt. 
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Die hier zugrunde gelegten Kosten für eine vollgeförderte betriebliche 
Ausbildung setzen sich wie folgt zusammen: Der/ die Jugendliche erhält ab 
Ausbildungsbeginn zusätzlichen Stütz- und Förderunterricht im Rahmen der 
ausbildungsbegleitenden Hilfen (abH) bei einem Bildungsträger. Das Ar- 
beitsamt finanziert diesen monatlich mit ca. 250,00 Euro. Der/ die Arbeitge- 
ber/in kann im Rahmen eines Berliner Landesprogramms oder im Rahmen 
der Arbeitsamtsforderung für die Ausbildung behinderter Jugendlicher eine 
finanzielle Förderung beantragen (einmalig bis zu ca. 7.500,00 Euro). 
Kosten für eine außerbetriebliche und eine betriebliche Ausbildung 
2-jährige Ausbildung (z.B. Fachkraft im Gastgewerbe) 
außerbetrieblich (365 Tage x 35,00 Euro x 2 Jahre): 25.550,00 Euro 
betrieblich (24 Monate x 250,00 Euro + 7.500,00 Euro): 13.500,00 Euro 
3-jährige Ausbildung 
außerbetrieblich (365 Tage x 35,00 Euro x 3 Jahre): 38.325,00 Euro 
betrieblich (36 Monate x 250,00 Euro + 7.500,00 Euro): 16.500,00 Euro 
Die Kosten für eine außerbetriebliche Ausbildung liegen weit über denen für 
eine betriebliche. Dennoch ist festzustellen, dass derzeit eine Förderpolitik 
für Bildungsträger stattfindet und nicht für Ausbildungsbetriebe des ersten 
Arbeitsmarktes. Meines Erachtens könnten mit einem Teil der finanziellen 
Leistungen, die bisher Bildungsträger erhalten, Anreize für Betriebe des 
ersten Arbeitsmarktes geschaffen werden, behinderte und benachteiligte 
Jugendlicher auszubilden. Betriebswirtschaftliche Risiken könnten ausgegli- 
chen und notwendige Unterstützung in den Betrieben angeboten werden. 
9 Fazit 
Für viele Menschen sind die vorhandenen Wege innerhalb des bestehenden 
Systems der beruflichen Förderung für Jugendliche mit Lemschwierigkeiten 
zur unhinterfragten Selbstverständlichkeit geworden. Ich habe versucht, mit 
meinen Thesen diese bestehenden Strukturen kritisch zu hinterfragen. Es geht 
mir nicht darum, außerbetriebliche Qualifizierungsangebote gänzlich abzu- 
schaffen. Vielmehr möchte ich auf Fehlentwicklungen und notwendige Ver- 
änderungen hinweisen. Schulen und Einrichtungen des Benachteiligten- und 
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Rehabilitationssystems scheinen bisher nur sehr zögerlich auf Betriebe des 
ersten Arbeitsmarktes zuzugehen. Meiner Meinung und Erfahrung nach führt 
jedoch kein Weg daran vorbei. Wenn wir am dualen Ausbildungssystem 
festhalten und auch für Jugendliche mit Lemschwierigkeiten betriebliche 
Ausbildungs- und Arbeitsverhältnisse als Perspektive haben, dann müssen 
wir verstärkt auf die Betriebe zugehen. Betriebliche Angebote und kooperati- 
ve Konzepte der beruflichen Qualifizierung von Trägem und Betrieben (z.B. 
Verbundausbildung) sollten von der Politik und zuständigen Verwaltung 
verstärkt gefordert werden. Allzu stark auf außerbetriebliche Qualifizierun- 
gen zu setzen, wird immer mehr Jugendliche in eine berufliche Sackgasse 
drängen. 
Finanzielle Sparzwänge betreffen alle Bereiche des Lebens. In diesem 
Falle stellt sich mir die Frage: Versucht man lediglich die enorm explodierten 
Ausgaben in diesem Bereich zu senken oder nutzt man die Situation zu einer 
kritischen Bestandsaufnahme und zu einer längst überfälligen Umsteuerung? 
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Jo Jerg und Stephan Thalheim 
Qualifizierung zur Inklusionsassistentin - 
Erste Erfahrungen aus dem Reutlinger 
Praxisforschungsprojekt 
Der folgende Beitrag soll einen Einblick geben in ein Modellprojekt zur 
Qualifizierung von pädagogischen Fachkräften für die Begleitung von Kin- 
dern mit Assistenzbedarf beim Besuch des Regelkindergartens in Baden- 
Württemberg. Wir werden uns dabei auf die kurze Darstellung von vier zent- 
ralen Aspekte beschränken: Gesetzliche Rahmenbedingungen in Baden- 
Württemberg, Vorstellung des Modellprojekts, Kurskonzeption und die zent- 
ralen Ergebnisse der wissenschaftlichen Begleitforschung. 
1 Gesetzliche Rahmenbedingungen in Baden- 
Württemberg 
Der gesetzliche Hintergrund zum Thema und Schwerpunkt „Inklusion im 
Kindergarten“ basiert wie in allen Bundesländern auf dem SBG VIII, insbe- 
sondere § 22, Grundsätze der Förderung von Kindern in Tageseinrichtungen 
(gemeinsame Erziehung), und § 24, Rechtsanspruch auf einen Kindergarten- 
platz. Darüber hinaus sind folgende Rechtsgrundlagen und Ausfiihrungsbe- 
stimmungen für den Rahmen in Baden-Württemberg entscheidend: 
Kindergartengesetz Baden-Württemberg: Im § 2 der Landesverfassung 
Baden-Württemberg steht: „Kinder mit und ohne Behinderung sollen in ge- 
meinsamen Gruppen erzogen werden können.“ (§ 2 Abs.2 KGaG Kindergar- 
tengesetz für Baden-Württemberg). Diese doch offene bzw. schwammige 
Formulierung verweist auf eine wenig integrativ ausgerichtete Kindergarten- 
politik. 
Eingliedenmgsrichtlinien1 des Landeswohlfahrtsverbandes: Die Zustän- 
digkeit für die Eingliederungshilfe ist seit Beginn 2000 an den Landeswohl- 
fahrtsverband (LWV) übergegangen. Seit dem 1.8.2000 sind vom LWV in 
Baden-Württemberg allgemeine und vorläufige Richtlinien eingeführt wor- 
den, die einheitliche Pauschalen für die Integration von Kindern mit Unter- 
1 Vorläufige Richtlinien für die Gewährung von Eingliederungshilfen nach § 40 Abs. 1 BSHG in 
Kindergärten und allgemeinen Schulen. 
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stützungsbedarf in den Kindergarten gewähren. Zuvor oblagen diese Aufga- 
ben den einzelnen Landkreisen, so dass früher in einigen Landkreisen über- 
haupt keine Integration in den Regelkindergarten gefördert wurde, in anderen 
Landkreisen dagegen sehr gute Bedingungen vorhanden waren. Im Folgen- 
den einige Rahmenbedingungen der Eingliederungshilfen: 
• Zielgruppe: Eingliederungshilfe kann beantragt werden für Kinder mit 
einem zusätzlichen individuellen Förderbedarf im pädagogischen bzw. pfle- 
gerischen Bereich; Kinder, die unter die Kategorie „körperliche und geistige 
Behinderungen/ Beeinträchtigungen“ fallen. Kinder mit sog. „seelischen 
Beeinträchtigungen“ bleiben in der Zuständigkeit und Förderung des örtli- 
chen Jugendhilfeträgers. 
• Voraussetzung für die Gewährung der Eingliederungshilfe ist die amtli- 
che Feststellung der “Behinderung“ (Formblatt A). 
• Die Eingliederungshilfe basiert auf Pauschalvergütung (Pauschalen: 
Maximal 460 € für pädagogische Hilfen sowie 308 € für pflegerische Hilfen) 
und kann im Härtefall erhöht werden. In der Regel wird die Eingliederungs- 
hilfe von Jahr zu Jahr bewilligt und bedeutet für alle eine jährliche Vertrags- 
befristung. 
• Die Entscheidungshoheit über Aufnahme, Qualität und Umfang der 
Unterstützung liegt maßgeblich beim Kindergartenträger. 
Diese Rahmenbedingungen der Eingliederungshilfe sind nicht besonders 
fortschrittlich, dennoch haben die Richtlinien dazu geführt, dass eine Öff- 
nung für das Thema Integration und Kindergarten bisher erzielt werden konn- 
te. Zwei weitere spezifische Rahmenbedingungen in Baden-Württemberg 
wirken sehr nachhaltig: 
Erstens: Ab 2004 soll die Kommunalisierung der Kindergartenverantwortung 
erfolgen und die Zuständigkeit in die Hoheit der Kommunen übergehen. Bei 
den bisherigen Gesetzesentwürfen sind keine Steuerungsmechanismen bzw. 
Grundrahmenbedingungen vorgesehen. Der kommunale Bedarfsplan legt 
z.B. keine Definitionen von Gruppen fest. Jede Gemeinde kann ihre Prioritä- 
ten festlegen. Offen bleibt dabei, ob Integration als konzeptioneller Bestand- 
teil erhalten bleibt. Welche Auswirkungen das neue Kiga-Gesetz auf die 
Eingliederungshilfe hat, ist auch noch nicht absehbar. 
Zweitens: Sondereinrichtungen sind in Baden-Württemberg bei vielen politi- 
schen Entscheidungsträgem eine unantastbare Festung, so dass parallele 
Strukturen von Sondereinrichtungen und integrativen/ inklusiven Ansätzen 
existieren und konkurrieren. 
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2 Modellprojekt „Inklusion im Kindergarten“ 
Im Folgenden wird eine Kurzvorstellung des gesamten Projektrahmens gege- 
ben, damit der Kontext der Qualifizierung erkennbar wird. Die neuen Richt- 
linien zur Integration in den Kindergarten in Baden-Württemberg waren 
Ausgangspunkt für die Entwicklung und Beantragung eines Modellprojekts2. 















2 Projektziel ist die Etablierung/ Implementierung eines Fachdienstes für Inklusion im Landkreis, 
zunächst im Kindergarten, später hoffentlich auch für die Schule. Um eine qualitative Arbeit 
anbieten zu können, bedarf es einer Reihe von Qualifizierungsangeboten, die in enger Verzah- 
nung mit der Praxis entwickelt wurden und räumlich noch über den Landkreis hinaus auf Baden- 
Württemberg ausgeweitet werden sollen. 
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Die Arbeitsgemeinschaft Integration (AGI) Reutlingen e.V. (Eltemselbsthil- 
fe) und die Evang. Fachhochschule Reutlingen-Ludwigsburg wollten die 
historische Möglichkeit nutzen, um im Landkreis die Kindergartenentwick- 
lung mitzugestalten. 
Das Gesamtprojekt hat zwei Standbeine, die eng miteinander verzahnt 
sind: Zum einen FABI, der als Fachdienst die Akquise, Vermittlung/ Anstel- 
lung und Begleitung von Assistentinnen sowie die Beratung der Beteiligten 
übernimmt und somit Anfragen von Eltern und Kindergartenträgem konkret 
bearbeitet, zum anderen die Qualifizierungsmaßnahme, die hier vorgestellt 
wird. 
Träger der Qualifizierung ist die AGI in enger Kooperation mit der Evang. 
FH Reutlingen-Ludwigsburg. Finanziert wird die Qualifizierung über ESF- 
Mittel (Europäischer Sozialfonds). Neben einer Kursleitung (30 %-Stelle) 
stehen Mittel für Gastreferentlnnen und für die wissenschaftliche Begleitung 
zur Verfügung. 
3 Qualifikation - Kurskonzeption und 
Kursbedingungen 
Zum Begriff der Inklusionsassistentin/ des Inklusionsassistenten: Wir hatten 
zu Beginn des Projekts längere Diskussionen über die Verwendung von Be- 
griffen bzw. die Definition von Tätigkeiten und einigten uns bei der Qualifi- 
zierung auf die Bezeichnung Inklusionsassistentin/ Inklusionsassistent. Hin- 
tergrund dafür sind die beiden zentralen Begriffe: Inklusion und Assistenz. 
Inklusion soll deutlich machen, dass wir uns von der Haltung und Denk- 
weise einer Ordnung von „normal oder behindert“ verabschieden und auf die 
selbstverständliche Teilhabe am Leben in der Gemeinde, im Gemeinwesen, 
auf eine Welt ohne Sondereinrichtungen hinarbeiten möchten. Assistenz ist 
für uns eine professionelle Haltung, die den Betroffenen ein Recht auf 
Selbstbestimmung einräumt, den Grundsätzen des Empowerment-Ansatzes 
entspricht und auf vorhandenen Ressourcen aufbaut, um einige wenige As- 
pekte anzusprechen. Daraus eine Rolle „Assistentin“ abzuleiten bzw. zu 
definieren ist nicht unproblematisch, dessen sind wir uns bewusst: Assistent- 
in ist in historischen Berufshierarchien immer auch eine Assoziation von 
Unterordnung. Wir möchten die Assistenz als Beistand verstanden wissen. 
Ziel der Qualifikation: Die Inklusionsassistentlnnen sollen durch die Qua- 
lifizierung befähigt werden, im gemeinsamen Kindergartenalltag mit Kindern 
mit und ohne Assistenzbedarf den institutioneilen, familiären und sozial- 
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räumlichen Kontext reflektieren und analysieren zu lernen und mit den vor- 
handenen Ressourcen Gestaltungs- und Bewältigungswege realisieren zu 
können. Im Kindergartenalltag benötigen Inklusionsassistentinnen Bewälti- 
gungskompetenzen in offenen Situationen. Deshalb wird z.T. ein spezifischer 
Zugang über die Aneignung reflexiver Kompetenzen gewählt. 
Tab. 1: Die Kursbausteine der Qualifizierung 
1 Geschichte der Integrationsbewegung in Europa/ Deutschland 
2 Gesetzliche Grundlagen der Inklusion/ Eingliederung in der BRD/ Ba-Wü 
3 .Jvlenschen-Bilder“ - Zur Konstruktion von Normalität und Behinderung 
4 Kindliche Entwicklung und Unterschiede im Assistenzbedarf 
5 Inklusion im Kindergarten 
6 Inklusion im/ ins Gemeinwesen 
7 Kommunikation und Kooperation/ Konfrontation und Konfliktbearbeitung 
8 Wahmehmen und Verstehen 
9 Methodisches Arbeiten mit/ in inklusiven Gruppen 
10 Selbstverständnis der Inklusionsassistentinnen 
Die in Tabelle 1 aufgefuhrten zehn inhaltlichen Bausteine sind mit der Ab- 
sicht verfasst, die drei Ebenen von Theorie, Praxis und Reflexion sinnvoll 
miteinander zu verbinden. Während das Einzel-Coaching den individuellen 
Situationen der Teilnehmerinnen Raum vor Ort zur Bearbeitung spezifischer 
Themen- und Problemstellungen zur Verfügung stellt, werden die Theorie- 
und Praxisbezüge der Schwerpunkte 1 und 2 (siehe Abb. 2) in sinngebende 
Einheiten gebündelt. 
Der Umfang der einzelnen Schwerpunktbereiche lässt sich anhand der 
Gesamtstunden (288 Std. pro Teilnehmer/ in) gewichten. 
Wir gehen davon aus, dass die Zielgruppe eine anwendungsorientierte 
Qualifizierung für die Praxis benötigt. Deshalb geht der Vermittlung der 
Inhalte eine enge Verzahnung von Theorie und Praxis voraus, damit dem 
Anspruchsniveau der Teilnehmerinnen entsprochen wird sowie die subjekt- 
bezogenen Dimensionen im Kontext von Wirklichkeitskonstruktionen wahr- 
genommen werden. Inhalte sollten in einem Drei-Schritt - theoretische 
Grundlagen, Reflexion der eigenen Praxis, mögliche Praxisansätze - vermit- 
telt werden (wobei die Reihenfolge der Schritte je nach Thema unterschied- 
lich angeordnet werden kann). Jeder Baustein sollte neben der Vermittlung 
von Theorie und Vorstellung von Praxismethoden eine Aufbereitung von 
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Praxisaufgaben enthalten, die Teilnehmerinnen in ihrer Praxis erproben und 
anschließend im Rahmen der Praxisreflexion auswerten. 
Abb. 2: Schwerpunkte der Qualifizierung zu Inklusionsassistentlnnen 
Schwerpunkt 1 
Theoretische Grundlagen inklusiver Pädago- 
gik und methodische Ansätze 
Theorie-Grundlagen Praxisansätze 
56 Std. 56 Std. 
Schwerpunkt 2 
Praxisreflexion (fachlicher Erfahrungsaus- 
tausch und Evaluationsmethoden) 
Praxisreflexion Evaluation 
32 Std. 12 Std. 
Schwerpunkt 3 
Praxisphase: Praxis im Kindergarten 
Praktikum/ Assistentin im Kindergarten 
Praktische Tätigkeit bzw. Praxisanbindung 
Bestandteil des Kurses (verpflichtend) 
Durchschnittlich 90 Std. im Kurszeitraum 
Schwerpunkt 4 
Einzel-Coaching 
(individuelle Begleitung vor Ort in der All- 





Neben den regelmäßigen Kursstunden sind folgende zwei Bereiche in den Kurs integriert: 
Während des Kurses wird eine mehrtägige Studienreise bzw. Lemwerkstattangebote vor Ort 
angeboten 
4 Tage (30 Std.) 
Eine weitere wichtige konzeptionelle Überlegung liegt in der Einbindung von 
Referentlnnen wie z.B. betroffenen Eltern und Fachkräften aus speziellen 
Arbeitsfeldern in den Qualifizierungskurs. Sie fordert eine direkte Konfronta- 
tion mit den vielfältigen Sichtweisen und stellt einen Bezug zur alltäglichen 
bzw. aktuellen Praxis her. 
4 Bisherige Erfahrungen und Ergebnisse aus der 
wissenschaftlichen Begleitung 
Unter der Fragestellung: Welche Wirkungen ergeben sich aus der Qualifizie- 
rung für die Inklusionsassistentin3? sollen im Folgenden einige bisherige 
Ergebnisse aus der wissenschaftlichen Begleitung und Evaluation des Quali- 
fizierungsprojekts zusammengefasst werden. 
3 Zur Zeit wird die Qualifizierung nur von weiblichen Teilnehmerinnen wahrgenommen. 
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Hinsichtlich der Zielgruppe der Wiedereinsteigerinnen/ Berufsrückkehre- 
rinnen mit pädagogischer oder pädagogisch-pflegerischer Grundausbildung 
sind zwei Ebenen besonders zu berücksichtigen: 
• fachlich-inhaltliche Wirkungen und Aspekte der Qualifizierung und 
• arbeitsmarktpolitische Chancen und Konsequenzen, die sich aus der 
Weiterbildung und dem ,neuen Berufsbild’ für die Assistentin ergeben. 
4.1 Inhaltliche Wirkungen und Aspekte 
Unter inhaltlichen Aspekten kann in der Qualifizierung aufgrund der Ziel- 
gruppe und der Zugangsvoraussetzungen auf berufliche Grundkompetenzen 
und (unterschiedliche) Berufserfahrung zurückgegriffen werden. Darüber 
hinaus bringen die Teilnehmerinnen häufig persönliche Schlüsselqualifikati- 
onen mit, welche sie sich z.T. in der Familienphase erworben haben (Organi- 
sationsfahigkeit, persönliches Zeitmanagement, Flexibilität etc.). 
Diese Grundkompetenzen können in der Umsetzung der Kursgestaltung 
genutzt, aufgedeckt und weiterentwickelt werden. 
Am Anfang der Weiterbildung bestehen bei den Teilnehmerinnen häufig 
Unsicherheiten, welche sich in etwa auf folgende Fragestellungen beziehen: 
• Wie viel Spezialwissen brauche ich? 
• Worin bestehen mein Auftrag und meine Aufgaben vor dem Hintergrund 
unterschiedlicher Erwartungen und Interessen (z.B. von Eltern, Erzieherinnen 
etc.)? 
• Wie viel Zeit und Aufmerksamkeit widme ich dem Kind mit Assistenz- 
bedarf (als Anspruchsberechtigtem der Hilfe) und wie viel der Gruppe? 
• Welche Position und Rolle habe ich im Kindergarten (zwischen Rolle 
als Praktikantin und Erwartungen als Ko-Therapeutin)? 
Hier trägt die Qualifizierung nach den bisherigen Ergebnissen dazu bei, 
den Blickwinkel und die eigene Haltung der Assistentin zu verändern und zu 
klären. Die Frage nach behinderungsspezifischem Wissen tritt zunehmend in 
den Hintergrund zugunsten pädagogischer Fragestellungen, einer ganzheitli- 
chen Wahrnehmung individueller Bedürfinsse und einem positiven Ver- 
ständnis von Vielfalt und Heterogenität. Die Gruppensituation (Position des 
Kindes und Prozesse in der Gruppe) geraten unter dem Aspekt der Teilhabe 
in den Vordergrund. Inklusive Haltungen und integrationspädagogische Me- 
thoden werden als eigenständige Kompetenzen wahrgenommen. 
Auch in der Beobachtung und Reflexion werden durch die enge Verzah- 
nung von Theorie und Praxis Kompetenzen erworben und ausgebaut. Eng 
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damit verbunden ist eine Klärung der eigenen Rolle als Assistentin (berufli- 
ches Selbstverständnis). 
Die Praxiserfahrungen (Praktikum, Assistenz) ermöglichen einen Erfah- 
rungsaustausch unter den Teilnehmerinnen (Praxisberichte). 
Als bedeutender Aspekt für die Assistentin erweist sich auch, dass die Quali- 
fizierung häufig als Stärkung des eigenen beruflichen und persönlichen 
Selbstbewusstseins wahrgenommen wird. Die Klärungsprozesse (des berufli- 
chen Selbstverständnisses, des Umgangs mit Erwartungen, mit der eigenen 
Rolle usw.) wirken hier ebenso mit wie die Herstellung einer fachlichen An- 
schlussfähigkeit (Aktualisierung beruflicher Kompetenzen) und die Möglich- 
keit zur Reflexion eigener Praxiserfahrungen. 
Das persönliche und berufliche Selbstbewusstsein hat auch bezogen auf 
die Möglichkeiten beruflichen Wiedereinstiegs positive Konsequenzen. 
4.2 Arbeitsmarktpolitische Konsequenzen der Qualifizierung 
Die Teilnehmerinnen trauen sich auf der Grundlage ihrer Praxiserfahrungen 
in der Weiterbildung und des Gefühls, fachlich auf dem aktuellen Stand zu 
sein, eher wieder eine Rückkehr in den Beruf zu. Interessant war hier u.a., 
dass eine längerfristige Familienphase offenbar starke Verunsicherungen mit 
sich bringt und so die Gefahr dauerhafter Ausgrenzung aus dem Berufspro- 
zess beinhaltet. 
Die Tätigkeit als Assistentin (wie auch die zeitliche Gestaltung der Quali- 
fizierung) ermöglicht zudem eine Vereinbarkeit von familiären und berufli- 
chen Anforderungen. Hier spielt neben den Arbeitszeiten (vorwiegend vor- 
mittags) und flexiblen Arbeitsbedingungen (Möglichkeit zu Absprachen) 
auch der relativ geringe Arbeitsumfang eine Rolle. 
Die Tätigkeit der Assistenz wird als „sinnvolle“ Teilzeitbeschäftigung 
gesehen, welche an den einmal erworbenen Grundqualifikationen ansetzt und 
zeitlich (entsprechend der familiären Anforderungen und Weiterentwicklun- 
gen) erweiterbar ist. Die Qualifizierung bietet hier längerfristig auch einen 
Einstellungsvorteil bei der Rückkehr in den Kindergarten als Gruppenerzie- 
herin. 
Diese positiven Einschätzungen finden auch Bestätigung in einer durchge- 
führten follow-up-Befragung der Teilnehmerinnen zu ihren beruflichen We- 
gen nach Abschluss der Qualifizierung. 
Neben theoretischen und praxisorientierten Qualifizierungsbestandteilen 
kommt in den positiven Bewertungen der Teilnehmerinnen auch die von den 
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Mitarbeiterinnen/ Fachberaterinnen des Fachdienstes durchgefuhrte Praxis- 
begleitung (Coaching) zum Tragen. 
Das Coaching als Praxisberatung bietet die Möglichkeit für die Assisten- 
tin, sich mit individuellen Fragen und Schwierigkeiten, die sich in der Praxis 
ergeben, auseinander zu setzen. 
Diese Form der Praxisbegleitung bezieht dabei beide oben ausgefuhrten Ebe- 
nen mit ein. Sie erleichtert sowohl die Orientierung auf dem Arbeitsmarkt 
(z.B. Strategien bei der Praktikumsstellensuche), berät bei Fragen im Um- 
gang mit beruflichen Anforderungen und Arbeitsbedingungen (z.B. Konflik- 
ten im Team) und unterstützt bei der konkreten praktischen Gestaltung und 
Reflexion von Praxissituationen (z.B. Praxisbesuch). 
4.3 Fazit 
Abschließend möchten wir einige positive, aber auch kritische Aspekte zu- 
sammenfassen. 
Positive Aspekte: 
• Die Qualifizierung stellt insgesamt eine fachliche, praktische und per- 
sönliche Vorbereitung auf die Aufgaben und Anforderungen als Inklusions- 
assistentin dar. 
• Den Assistentinnen kommt auf dem dargestellten Hintergrund eine Mul- 
tiplikatorinnenfunktion in der regionalen Entwicklung einer inklusiven Kul- 
tur und inklusiven Ausgestaltung der Kindergärten zu. 
• Die Position als Zusatzkraft ,von außen’ bietet der Assistentin Möglich- 
keiten, den Fokus eher auf die Beobachtung des Kindes und der Gruppenpro- 
zesse zu legen sowie Beziehungen im Kindergarten und im sozialen Umfeld 
stärker in den Blick zu nehmen, da die Assistentin nicht so stark mit der All- 
tagsgestaltung und Verantwortung in der Gesamtgruppe befasst ist. Dadurch 
kann sie im Kindergartenteam neue Impulse einbringen. 
• Für den Fachdienst stellt die Qualifizierung eine Möglichkeit dar, integ- 
rationspädagogisch qualifiziertes Personal zu vermitteln und eine gemeinsa- 
me Grundhaltung der Inklusion nach außen zu vertreten. 
• Die Qualifizierung eröffnet für Berufsrückkehrerinnen neue Möglichkei- 
ten im Hinblick auf die Vereinbarkeit von Familie und Beruf sowie der fach- 
lichen Anschlussfähigkeit auf Grundlage bereits vorhandener (aber z.T. ver- 
schütteter) Kompetenzen. 
• Die Qualifizierung stärkt das persönliche und berufliche Selbstbewusst- 
sein der Frauen und unterstützt hierdurch den Wiedereinstieg in den Beruf 
bzw. die EröfiEhung neuer Tätigkeitsfelder. 
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Kritische Aspekte: 
• Die zeitliche Befristung der Arbeitsverträge (i.d.R. einjährige Bewilli- 
gungsdauer) fuhrt zu einer nur geringen Planungssicherheit und einem gewis- 
sen Risiko für die Assistentinnen. 
• Die Zusatzqualifizierung schlägt sich nicht durch eine verbesserte Be- 
zahlung nieder. 
• Das Konstrukt des ,Rucksackmodells’ beinhaltet beschränkte Einfluss- 
möglichkeiten der Assistentin auf die konzeptionelle Entwicklung und auf 
die Gestaltung der Rahmenbedingungen im Kindergarten aufgrund der Rolle 
und der ,externen’ Position der Assistentin, der geringen Anwesenheitszeiten, 
der konzeptionellen „Hoheit“ des Kindergartens bzw. Kindergartenträgers. 
• Die Möglichkeiten der Assistentin stehen in Abhängigkeit von der Of- 
fenheit und Haltung der Erzieherinnen bzw. des Teams im jeweiligen Kin- 
dergarten und von der Bereitschaft des Trägers Rahmenbedingungen inklusiv 
zu gestalten und zu verändern. 
• Zahlreiche Anfragen aus anderen Landkreisen (Erzieherinnen und Assis- 
tentinnen) können mit dem Qualifizierungsprojekt nicht abgedeckt werden; 
ebenso wenig ein sichtbar werdender Qualifizierungsbedarf auf der Ebene 
der Einrichtungen/ Kindergärten selbst (i.S.v. Qualifizierung von Gruppen- 
Erzieherinnen/ -Erziehern, Teamfortbildung, Konzeptentwicklung etc.). 
In den sich hieraus ergebenden Überlegungen zur Weiterentwicklung des 
Qualifizierungsangebots stellt sich uns daher die Frage: Wo liegen unter den 
gegebenen Rahmenbedingungen realistische Perspektiven für eine systemati- 
sche Weiterentwicklung des Qualifizierungsangebots im Sinne der Förderung 
einer inklusiven Kultur? 
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Alexandra Obolenski 
Qualifizierung für eine inklusive Pädagogik: 
Anforderungen an die Lehrerlnnenbildung 
1 Grundüberlegungen 
In der aktuellen schul- und bildungspolitischen Diskussion können die Er- 
gebnisse der vielzitierten PISA-Studie mit dazu beitragen, dass Heterogenität 
endlich als der schulische Normalfall in das öffentliche Bewusstsein eingeht 
und eine durchgängige Berücksichtigung in der Pädagogik findet. 
„Lasst das nutzlose Aussortieren!”, so folgert KLAUS-JüRGEN TILLMANN 
angesichts der Daten aus der empirischen PISA-Studie, denn in Deutschland 
wie auch in Österreich herrscht immer noch der Irrglaube, „gutes Lernen (...) 
funktioniere nur mit Schülern, die die gleichen Lemvoraussetzungen und das 
gleiche Lemziel haben” (TILLMANN 2002, 34). Der Versuch, durch ein vier- 
gliedriges Schulsystem homogene Lemniveaus zu installieren, um derart die 
unterschiedlichen Lemvoraussetzungen der Schülerinnen effektiver zu be- 
rücksichtigen und alle zu fordern, hat aber - gemessen an den Ergebnissen 
der PISA-Studie - keinesfalls zur generellen Leistungssteigerung beigetra- 
gen. Die Ergebnisse zeigen, dass die frühe Selektion nach Leistung weder zu 
guten und erst recht nicht zu besseren Förder- und Entwicklungsmöglichkei- 
ten aller Schülerinnen führt. PISA stützt damit eher die Argumentation der 
Befürworterinnen der Integrationspädagogik/ einer inklusiven Pädagogik, die 
seit über 20 Jahren erprobte und theoretisch fundierte Konzepte vorlegen 
(vgl. FEUSER 1982, DEPPE-WOLFINGER 1983, EBERWEIN 1984), mit denen 
eine individuell differenzierte Förderung gelingt.1 
Um eine inklusive Pädagogik zu verwirklichen, müssen Konsequenzen in 
der Lehrerinnenbildung gezogen werden (vgl. OBOLENSKI 2001). In Fort- 
und Weiterbildungen, vor allem aber auch schon in der ersten Phase der Aus- 
bildung, müssen alle angehenden Lehrerinnen ein Grundwissen für den Um- 
gang mit den immer schon heterogenen Schülerinnengruppen erwerben. 
So findet sich im Abschlussbericht der Hamburger Kommission Lehrer- 
bildung der „Umgang mit kultureller und sozialer Heterogenität” als eines 
1 Auf die verschiedenen Grundlagen der PISA-Studie und der Integrationspädagogik z.B. durch 
unterschiedliche Bildungsziele kann hier nicht eingegangen werden (vgl. dazu z.B. KNAUR 
2002). 
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von drei prioritären Themen für die Ausbildung. Entsprechend sollen Diffe- 
renzen (in Bezug auf Sprache, Ethnizität, Geschlecht, Gesundheit/ Behinde- 
rung usw.) nicht länger als Defizite oder Sonderprobleme übersetzt werden, 
für die dann nur „besondere” Lehrkräfte verantwortlich waren/ sind. Die 
Kommission fordert, „dass (zukünftige) Lehrkräfte sich in allen Teilen der 
Ausbildung mit der Geschichte (...) ihrer Profession auseinander setzen müs- 
sen, mit dem Ziel der Bewusstmachung von Normalitätskonstrukten, und 
somit mit den Strukturen sowie Strategien von Inklusion/ Exklusion.” (KEUF- 
FER/ OELKERS 2001,150 ff.) 
Eine Lehrerinnenbildung für inklusive Pädagogik muss den Erwerb von 
Basiskenntnissen über Beeinträchtigungen2 beinhalten, damit präventiv gear- 
beitet werden kann und damit ein fundierter gemeinsamer Unterricht die 
erwünschten Lemfortschritte für alle Schülerinnen erzielt. 
Qualifizierungen für eine inklusive Pädagogik sollten beinhalten, dass alle 
angehenden Lehrer und Lehrerinnen 
• Kenntnisse vom vielgliedrigen, selektionierenden Schulsystem erlan- 
gen, 
• die bio-psycho-soziale Einheit aller Menschen durchgängig berücksich- 
tigen, 
• ihre Haltung der Vielfalt gegenüber kritisch reflektieren, 
• sich mit dem großen Anspruch und der „grauen Wirklichkeit“ der Son- 
derpädagogik auseinander setzen, 
• sich Grundkenntnisse für einen gemeinsamen Unterricht erarbeiten, der 
durch innere Differenzierung zur individuumsorientierten Förderung 
führt, 
• Grundlagen für entscheidende Handlungskompetenzen erwerben (wie 
z.B. Stärkung der Eigenverantwortung der Schülerinnen, gemeinsame 
Lemerfahrungen in der Vielfalt initiieren, Problemlösefähigkeiten), 
• Prinzipien der Kooperation kennen lernen (wie z.B. Kommunikations- 
verfahren, klare Ziel- und Rollenabsprachen, Perspektivenvariabihtät), 
2 Module 
Exemplarisch werden im Folgenden Konzeptionen skizziert, die an der Carl- 
von-Ossietzky-Universität in Oldenburg in der Ausbildung für Studierende 
2 Vorzugsweise wird der Begriff der „Beeinträchtigung” benutzt, da er am ehesten die Subjekti- 
vität des/ der Beurteilenden berücksichtigt und Stigmatisierungen zumindest nicht forciert. 
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aller Lehrämter entwickelt und erprobt wurden (vgl. OBOLENSKI 2001). Bei 
den vorgestellten Modulen3 wird der Schwerpunkt auf die 1. Phase der Lehre- 
rinnenbildung gelegt, da dort eine erste Grundlegung wichtig ist und die 
genannten Konzeptionen in diesem Rahmen entstanden.4 
2.1 Modul: Biografische Erfahrung statt Belehrung 
Damit Erfahrungen entstehen können, müssen Lernende für sich einen bedeu- 
tungsvollen Bezug zum Lemgegenstand hersteilen. Der Unterricht soll sich 
auf konkrete Lebenserfahrungen beziehen und die Lebenswirklichkeit be- 
rücksichtigen. Die Einlösung dieses Anspruches kann nur bei einer konse- 
quenten Berücksichtigung der individuell verschiedenen Lemsubjekte und 
ihrer Geschichte realisiert werden. Für dieses Modul bietet sich z.B. eine 
Didaktik mit einer dreiphasigen Grobstruktur an: 
• Biografische Lemerfahrungen 
Die Teilnehmerinnen sollen sich ihrer individuellen „Bilder vom Lernen” 
bewusst werden können. Intendiert ist ein biografisches Lernen, d.h. das 
Einfugen des Lemgegenstandes in den eigenen Verstehenshorizont; sei es 
durch Bestätigung des Vorhandenen oder durch Konfrontation mit Neuem. 
Ein Bewusstsein für unterschiedliche Lemwege und -Strategien kann ge- 
schärft und eine Toleranz gegenüber Verschiedenheit gefordert werden. Hilf- 
reich sind hierzu Erinnerungsarbeiten und Eigenbeobachtungen bei der Be- 
schäftigung mit Lemaufgaben, die nach hochschuldidaktischen Gesichts- 
punkten ausgewählt und angeordnet werden. 
• Theorien von schulischem Lernen 
Die hochschuldidaktisch akzentuierte Herangehensweise bietet eine Grundla- 
ge dafür, dass unter ständiger Rückkopplung auf individuelle Lernprozesse in 
einem zweiten Arbeitsschritt eine intensive Beschäftigung mit Theorien des 
Lernens erfolgt. Durch praxisnahe Erfahrungen, z.B. in Form von Fallbei- 
spielen, können subjektive Theorien reflektiert werden. Ausgegangen wird 
dabei davon, dass die Reflexion eigener Lemerfahrungen und Lernprozesse 
zu einem differenzierteren Wissen über das Lernen fuhren kann. 
• Lernen in verschiedenen Schulformen 
In einem dritten Schritt werden Fragestellungen an das Lemarrangement in 
Schulen formuliert. Es werden Kriterien zum Lehr- und Lemverhalten in der 
3 Hier wird von Modulen gesprochen, da es sich z.T. um recht komplexe und interdisziplinär 
angelegte Inhalte handelt. 
4 Ein Angebot in den weiterfuhrenden Phasen der Lehrerinnenbildung ist aber genauso möglich 
und sinnvoll. 
315 
Schule entwickelt, mit denen Gruppen in Schulen Unterrichtsbeobachtungen 
durchfuhren. Dabei wird in besonderer Weise die Heterogenität der Schüler- 
innen berücksichtigt. Abschließend werden die gesammelten Eindrücke aus 
den verschiedenen Schulen sowohl mit den eigenen Lemerfahrungen als auch 
mit den Theorien über schulisches Lernen konfrontiert. 
2.2 Modul: Differenzierende Förderkompetenzen erwerben 
Die individuelle Förderung in heterogenen Schülerinnengruppen, eine inklu- 
sive Pädagogik, erfordert von den Lehrerinnen vielfältige Kompetenzen. 
Mit dem folgenden Modul ist intendiert, den Erwerb von basalen Fähigkeiten 
zu fordern, um differenzierende Förderkompetenzen5 zu erlernen. Wün- 
schenswert erscheint für dieses Modul die Kombination mit einer Praxispha- 
se (Unterrichtsbeobachtung und Beschreibung von Lemsituationen, Unter- 
richtsversuche und deren Analysen). Von den Studierenden werden Kennt- 
nisse über Lemtheorien und Lempsychologie vorausgesetzt. 
Für dieses Modul bietet sich die folgende Grobstruktur an: 
• Beobachten und Beschreiben individueller Lemstände 
Für diese erste Arbeits- und Lemphase müssen Informationen über die ver- 
schiedenen Lemvoraussetzungen, Eingangsverhalten, Interessen, Einstellun- 
gen etc. und Lemwege und -bedingungen der Schülerinnen erhoben werden. 
Für die Beschreibung individueller Lemstände sollten Verfahren der Leis- 
tungsdokumentation kennen gelernt werden. 
• Planung, Durchführung und Reflexion von Lernsequenzen für heteroge- 
ne Gruppen 
ln der zweiten Phase werden klare und operationalisierbare Lemziele, die am 
Individuum orientiert sind, entwickelt. Dabei werden im Besonderen ange- 
messene Lemumgebungen in der Planung und Reflexion berücksichtigt. 
Intendiert ist die Anwendung von verschiedenen didaktischen und methodi- 
schen Lemkonzeptionen und deren Analysen. Eine Auseinandersetzung mit 
5 In diesem Zusammenhang wird häufig von „diagnostischen Kompetenzen” gesprochen. Den 
Begriff „Diagnostik” halte ich für problematisch im Kontext einer wertschätzenden Haltung 
gegenüber menschlicher Verschiedenartigkeit. .Diagnostik” wird häufig auch von Vertreter- 
innen der Sonderpädagogik als spezifischer Arbeitsbereich reklamiert und aus der ursprüngli- 
chen Orientierung an der Medizin abgeleitet. Der Begriff erweckt den irrigen Eindruck, es 
könnten angemessene standardisierte Messverfahren existieren, beinhaltet die Gefahr, Menschen 
zu Objekten zu machen und geht häufig von Defiziten aus. Ich bevorzuge Bezeichnungen, die 
das Ziel der individuellen Förderung und den dialogischen Prozesscharakter betonen, und spre- 
che hier deshalb von „differenzierenden Förderkompetenzen”, die alle Lehrerinnen erwerben 
müssen. 
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der Vermittlung von unterschiedlichen Lemstrategien und der Berücksichti- 
gung möglicher Aneignungsschwierigkeiten gehören zu dieser Lemphase. 
• Entwicklung und Anwendung von Instrumentarien zur Reflexion über 
Lernprozesse und -ergebnisse 
Durch einen systematischen Austausch über Lemstrategien (z.B. durch den 
Dialog mit den Schülerinnen unter Zuhilfenahme von Lemtagebuchaufzeich- 
nungen, Methoden wie dem lauten Denken etc.) werden Prozess und Ergeb- 
nis von Lemsequenzen im Hinblick auf die verschiedenen Lernenden reflek- 
tiert. 
2.3 Modul: Forschendes Lernen 
Forschendes Lernen ermöglicht Studierenden, reflektierte Erfahrungen mit 
der Differenz von Theorie- und Handlungswissen zu machen und erlaubt so, 
eine der antinomischen Grundstrukturen des Lehrerinnenhandelns in authen- 
tischen Situationen kennen zu lernen. Forschendes Lernen initiiert Erfahrun- 
gen, wie Wissen und Handeln durch wechselseitige Bezugnahme integriert 
und bearbeitbar gemacht werden können. 
Es existieren verschiedene Konzeptionen Forschenden Lernens in der 
Lehrer-Innenbildung.6 An der Universität Oldenburg wird seit über sechs 
Jahren mit der Konzeption der „Oldenburger Teamforschung”7 gearbeitet 
(vgl. FICHTEN/ GEBKEN/ OBOLENSKI 2003). Entsprechend dieser Konzeption 
forschen Studierende und Lehrerinnen (manchmal auch noch Referendarin- 
nen) gemeinsam in kleinen Teams. Die Forschungsfragestellungen ergeben 
sich aus der jeweiligen Praxis der beteiligten Personen. Im Hinblick auf eine 
inklusive Pädagogik ist eine Fülle von Forschungsfragen denkbar. 
Entsprechend dem Curriculum werden die Forschungsteams unterstützt in 
der Einarbeitung in Forschungstypen und Forschungsmethoden sowie in 
Verfahren der Datenauswertung und Präsentation der Forschungsergebnisse. 
Übergeordnet werden drei Zielsetzungen mit der Oldenburger Konzeption 
verfolgt: 
• Die Professionalisierung aller Beteiligter 
• Die Weiterentwicklung der beforschten Praxis (Unterrichts- und Schul- 
entwicklung) 
• Die Produktion lokalen Wissens. 
6 Vgl. dazu OBOLENSKI/ MEYER 2003; einige Konzeptionen existieren auch ausdrücklich im 
Hinblick auf Integration (vgl. z.B. HAMEYER/ FRHS 1997). 
7 Die Konzeption wird stetig weiterentwickelt, die Grundbestandteile aber bleiben konstant. 
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Aufgrund der langjährigen Erprobungen lassen sich einige positive Auswir- 
kungen Forschenden Lernens beobachten: 
Die Studierenden erwerben einen kritisch forschenden Einblick in die 
Schulpraxis und damit auch in den Umgang mit heterogenen Gruppen. Die 
beteiligten Lehrerinnen erhalten die Möglichkeit unbefriedigende Praktiken 
zu korrigieren oder „blinde Flecken” in ihrer Arbeit durch Forschendes Ler- 
nen aufzuheben. 
Durch das Forschende Lernen wird eine systematisch kritische Reflexi- 
onshaltung („Forschender Habitus” bzw. ein „professioneller Haltungskem”, 
SCHÜTZE 1994) angeregt, die einen wesentlichen Bestandteil einer professio- 
nellen Lehrerinnenbildung darstellt. Auch das Bewusstsein für verschiedene 
Perspektiven und die Fähigkeit sich in andere Perspektiven hineinzuversetzen 
kennzeichnen Professionalität. Studierende und Lehrerinnen werden durch 
die Forschungsarbeiten im Team zu solchen Erfahrungen angeregt. Darüber 
hinaus ist in vielen Fällen auch eine Weiterentwicklung von Beratungs-, 
Kommunikations- und Teamkompetenz beobachtbar. Diese Kompetenzen 
bilden eine Voraussetzung dafür, Heterogenität wahrzunehmen und für einen 
reflektierten pädagogischen Umgang damit in einer inklusiven Pädagogik.8 
Durch das Forschende Lernen ist bei den meisten Beteiligten eine Wert- 
schätzung und veränderte Rezeption wissenschaftlicher Theorien zu verfol- 
gen. 
3 Abschließende Gedanken 
In allen drei Modulen werden praxisnahe und theoretisch fundierende Phasen 
miteinander verknüpft und aufeinander bezogen. 
In den bisher durchgeführten Seminaren - entsprechend den verschiede- 
nen skizzierten Konzeptionen - äußerten die Studierenden in der Auswertung 
durchgängig, wie schon die kurzen Hospitationen bzw. Erhebungsphasen, 
denen eine theoretische Vorbereitung vorausging, sie auch dazu angeregt 
haben, die alltäglich wirksamen Bemühungen zur Homogenisierung in unse- 
rem Schulsystem in Frage zu stellen. Die Kriterien von Leistungsbewertung, 
die Selektionsfunktion von Schule, die Zuschreibungen von „Behinderun- 
8 „Für eine pädagogische Zwischenbilanz wäre festzuhalten, dass zum Erlernen von Toleranz 
Übungen in wechselseitiger Perspektivenübemahme, vor allem der kommunikativen Überprü- 
fung des eigenen Urteils an dem der Anderen dienlich sind... Es fehlt Empathie, d.h. das ge- 
fühlsmäßige Sichhineinversetzen in Andere. Es gibt hierbei eine Schwierigkeit, zumindest für 
uneingeschränkte Toleranz.” (GRAUMANN 2002,28) 
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gen”, aber auch die verschiedenen Lemkonzeptionen in den unterschiedli- 
chen Schulformen werden auf den Umgang hin mit heterogenen Schülerin- 
nengruppen kritisch diskutiert. 
Die Teilnehmerinnen konnten durch das biografische bzw. das forschende 
Lernen Haltungen (z.B. Selbstvergewisserung und Reflexion der persönli- 
chen Einstellungen) und unterschiedliche Kompetenzen (Förderkompetenzen, 
„forschender Habitus”, Reflexionsfähigkeiten) entwickeln, die für eine inklu- 
sive Pädagogik qualifizieren. 
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1 Schwedens bildungspolitische Erfolge 
Das schwedische Bildungswesen gilt, laut KRIWET, international als eines der 
besten und reformfreudigsten in der westlichen Welt (vgl. KRIWET 1996). 
Dies bewiesen auch die Ergebnisse der PISA-Studie. Im weltweiten Länder- 
vergleich dieser Studie belegte Schweden den 9. und im europäischen Ver- 
gleich den 3. Rang. Laut PISA hat Schweden das demokratischste Schulsys- 
tem Europas und erzielt regelmäßig bei internationalen Leistungsvergleichen 
sehr gute Ergebnisse (vgl. BAUMERT 2001). 
Welche pädagogischen Errungenschaften das schwedische Schulsystem 
seit Jahrzehnten zu einem Vorbild machen, beschreibt u.a. KRIWET folgen- 
dermaßen: 
„Neben dem weitgehenden Verzicht auf Prüfungen und Zensuren, der Einführung des Pro- 
jektunterrichts, Kooperation der Lehrer und ganztägigen Betreuung der Schüler erlangte Schwe- 
dens grundskola die Anerkennung der europäischen Nachbarländer vor allem durch die vorbild- 
hafte Integration behinderter Schüler. Ein differenziertes Fördersystem sorgt dafür, daß Kinder 
mit Schulschwierigkeiten (...) am Regelunterricht teilnehmen können.“ (KRIWET 1996, 318) 
Zahlen des schwedischen Zentralamts für Schule und Erwachsenenbil- 
dung aus dem Jahr 2000 bestätigen diese Aussage. Demnach beträgt der 
Anteil der Sonderschülerinnen an allen Pflichtschülerinnen nur 1 %. Von 
diesen ca. 14.000 Sonderschülerinnen werden 14 % in die Regelgrundschule 
integriert (vgl. SKOLVERKET 2003a). Nun stellt sich die Frage, warum nur 1 
% aller schulpflichtigen Kinder in eine Sonderschule geht. 
2 Sonderschulen in Schweden 
Laut dem schwedischen Schulgesetz gibt es Sonderschulen für die Kinder 
und Jugendlichen, die nicht in die Grundschule und ins Gymnasium gehen 
können, weil sie „entwicklungsgestört“ sind und nicht das Bildungsziel der 
Grundschule erreichen können (vgl. UTBILDNINGSDEPARTEMENTET 1985, 
Kap. 1, § 5; Kap. 3, § 3). Schülerinnen mit einer „geringen Entwicklungsstö- 
rung“ gehen in die Grundsonderschule, sofern es ihnen möglich ist, Lesen, 
Schreiben und Rechnen zu erlernen. Sie werden nach den Grundfachem der 
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Regelgrundschule bixmendifferenziert und individualisiert unterrichtet. Der 
Anteil dieser Schülerinnen in Grundsonderschulen an der Gesamtzahl der 
Sonderschülerinnen beträgt 70 %. Die verbleibenden 30 % Sonderschülerin- 
nen sind Kinder mit einer „erheblichen Entwicklungsstörung“. Sie gehen in 
die schwedische Trainingsschule, deren Ziel eine positive Gesamtentwick- 
lung der Schülerinnen ist. Diese orientiert sich an fünf Fähigkeitsbereichen 
(z.B. Kommunikation und soziales Verhalten, Motorik, Wirklichkeits- und 
Umweltverständnis, Alltagsaktivitäten, kreatives Arbeiten), in denen anstatt 
in den Grundfächem der Regelgrundschule unterrichtet wird. Ein sehr gerin- 
ger Anteil der Sonderschülerinnen (ca. 800) geht in so genannte Spezialschu- 
len. Diese Schulen nehmen insbesondere Kinder und Jugendliche mit einer 
Hörbeeinträchtigung oder einer Mehrfachbehinderung auf, da u.a. in Schwe- 
disch und der Gebärdensprache bilingual unterrichtet wird (vgl. ÄKERMANN/ 
STRINNHOLM 1997; SKOLVERKET 2002, 2003b). 
3 Differenzierte Förderung in Regelschulen 
Der Anteil der Sonderschülerinnen an der Anzahl aller schulpflichtigen Kin- 
der und Jugendlichen ist sehr gering. Dies lässt annehmen, dass das schwedi- 
sche Schulsystem ermöglicht, lemschwache und auffällige Kinder größten- 
teils innerhalb der Regelschule zu fördern, ohne sie als beeinträchtigt diag- 
nostizieren zu müssen. Trotz einer Anzahl lemschwacher und auffälliger 
Kinder und Jugendlicher in den Regelschulen hat Schweden in der PISA- 
Studie sehr gut abgeschnitten. Ein ausdifferenziertes Fördersystem innerhalb 
der Regelschulen versucht, Lemschwierigkeiten von Beginn an zu vermei- 
den. Für verschiedene Bedürfnisse der Schülerinnen werden unterschiedliche 
Fördermaßnahmen angeboten. So gibt es Formen Innerer Differenzierung, 
spezielle Lern- und Fördergruppen oder Kooperationsformen mit Sonder- 
schulklassen (vgl. UTBILDNINGSDEPARTEMENTET 1994, Kap. 5; 1995a, Kap. 
5; 1995b, Kap. 6). 
In Schweden sind häufig Sonderschulen und Regelschulen in demselben 
Gebäude untergebracht. Diese lokale Nähe beider Schulformen ermöglicht 
vielfältige Kooperationsformen, die sowohl eine Integration von Sonderschü- 
lerinnen in Regelschulklassen als auch die Förderung lemschwacher Regel- 
schülerinnen in leistungshomogenen Lern- und Fördergruppen zulassen. 
Hierzu bedarf es zwar einer Absprache mit dem/ der betreffenden Schülerin 
und ihren Eltern, doch keiner sonderpädagogischen Diagnostik. 
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4 „Eine Schule für alle“ entspricht nicht immer der 
Inklusionsidee 
Es wird deutlich, dass in Schweden zwar ein Sonderschulsystem existiert, 
aber gleichzeitig auch „eine Schule für alle“ verwirklicht wird. Das ausdifFe- 
renzierte Fördersystem der Regelschule und die Kooperation mit einer lokal 
integrierten Sonderschule im selben Gebäude ermöglichen eine gemeinsame 
Erziehung und Bildung von Kindern mit und ohne Beeinträchtigungen inner- 
halb eines Schulgebäudes. Dabei wird von den individuellen Interessen, Fä- 
higkeiten und Bedürfnissen der Schülerinnen ausgegangen. Dieses Verständ- 
nis von „einer Schule für alle“ schließt allerdings unterschiedliche Schulfor- 
men nicht aus. Oft handelt es sich bei der Integration von 14 % der Sonder- 
schülerinnen nur um eine stundenweise gemeinsame Erziehung und Bildung 
von Schülerinnen mit und ohne Beeinträchtigungen (vgl. SKOLVERKET 
2002). Doch ebenso wie in Deutschland und anderen europäischen Ländern 
fordern in Schweden Wissenschaftlerlnnen und viele der in der Schulpraxis 
tätigen Berufsgruppen die vollständige Inklusion von Schülerinnen mit Be- 
einträchtigungen in das Regelschulsystem. Eine Studie des schwedischen 
Zentralamts für Schule und Erwachsenenbildung aus dem Jahr 2000 stellt 
fest, dass die Anzahl der Sonderschülerinnen in den letzten 7 Jahren um 50 % 
gestiegen ist. Den größten Anteil dieser steigenden Sonderschulüberweisun- 
gen verzeichnet mit 62 % die Grundsonderschule. Neben verschiedenen Ur- 
sachen weist die Studie darauf hin, dass die steigenden Zahlen der Sonder- 
schulüberweisungen auch durch die fehlenden sonderpädagogischen Kompe- 
tenzen der Lehrerschaft begründet werden können (vgl. SKOLVERKET 2000). 
5 Die Reform der Lehrerinnenausbildung in Schweden 
Da Schweden u.a. als ein sehr reformfreudiges Land gilt, ist es nicht allzu 
erstaunlich, dass die Regierung sehr schnell auf diese gesellschaftlichen Ten- 
denzen des letzten Jahrzehnts reagierte und im Jahr 2001 die Reform der 
universitären Grundausbildung für Lehrerinnen und Sonderpädagoglnnen in 
Kraft setzte. 
Dabei unterstreicht diese neue Gesetzesvorlage der schwedischen Regie- 
rung, dass in der allgemeinen Ausbildung der Lehrerinnen generell grundle- 
gende sonderpädagogische Kenntnisse verankert sein müssen. Die sonderpä- 
dagogischen Kompetenzen werden allgemein nicht mehr als ausschließlich 
für die Sonderschule bestimmte Fachkompetenzen verstanden, sondern wer- 
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den als fur alle Schulformen relevant und notwendig beschrieben. Sonderpä- 
dagoglnnen werden demnach als Unterstützung in allen Einrichtungen ge- 
braucht und sollen helfen, eine qualitativ hochwertige interne Zusammenar- 
beit zu entfalten, die ein gutes Lemmilieu für alle (auch beeinträchtigte) Kin- 
der ermöglicht und garantiert (vgl. REGERINGENS PROPOSITION 2000). 
Neben der Vermittlung genereller sonderpädagogischer Kenntnisse in 
Pflichtkursen des Studiums ermöglicht die neue Strukturierung der Lehrerin- 
nenausbildung allen Lehramtsstudierenden auch, innerhalb ihrer Grundaus- 
bildung ein eigenes vertieftes sonderpädagogisches Berufsprofil zu entfalten. 
Damit wird ein sonderpädagogisches Aufbaustudium für Lehrerinnen, die 
nach der Reform ausgebildet werden, überflüssig. Ein Aufbaustudium ermög- 
licht jedoch bereits in der Schulpraxis tätigen Lehrerinnen ihre sonderpäda- 
gogischen Kompetenzen an der Universität zu erweitern. 
Im Folgenden möchte ich den Aufbau dieser reformierten Lehrerinnen- 
ausbildung anhand des Ausbildungsplans der Universität Göteborg kurz dar- 
stellen, an der ich im Wintersemester 2001/ 02 zu Beginn der Reform studiert 
habe. 
6 Der Aufbau des Lehramtsstudiums 
Das so genannte Lehrerprogramm ist in drei Bereiche aufgeteilt, die kombi- 
niert studiert werden: der Allgemeine Ausbildungsbereich, die Schwerpunkte 
und die Spezialisierungen. Der Allgemeine Ausbildungsbereich ist für alle 
angehenden Lehrerinnen verpflichtend. Er vermittelt für den Lehrerberuf 
zentrale Wissensgebiete, die für alle Lehrerinnen, unabhängig von ihrem 
zukünftigen Arbeitsfeld, wichtig sind. 
Die Schwerpunkte entsprechen den zukünftigen Arbeitsbereichen der 
Lehrerinnen, also der gewählten Schulform und den Jahrgangsstufen. Mit 
einer Spezialisierung werden die Berufskompetenzen aus dem Schwerpunkt 
erweitert und vertieft. Die Wahl und die Anzahl von Schwerpunkten und 
Spezialisierungen und ihre Kombination legt das zukünftige Tätigkeitsfeld 
der Lehramtsstudierenden fest. Die Abfolge der Kurse aus den drei verschie- 
denen Ausbildungsbereichen ist größtenteils festgelegt, nicht aber ihre inhalt- 
lichen Ausrichtungen. Das Arbeiten und Lernen in den Kursen geschieht in 
heterogenen Gruppen aus Lehramtsstudierenden, die verschiedene Schwer- 
punkte und Spezialisierungen gewählt haben und unterschiedliche Tätigkeits- 
felder anstreben. Diese Arbeitsform soll die Lehramtsstudierenden auf die 
zukünftige vielseitige Zusammenarbeit an ihren Arbeitsplätzen vorbereiten 
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(vgl. UTBILDNINGS- OCH FORSKNINGSNÄMNDEN FÖR LÄRARUTBILDNING 
2002b). 
7 Sonderpädagogik in der allgemeinen 
Lehrerinnenausbildung 
In der Regierungsvorlage „Eine erneuerte Lehrerausbildung“ fordert die 
Regierung eine sonderpädagogische Ausbildung aller Lehramtsstudierenden: 
„Verschiedene Formen der sonderpädagogischen Ausbildung sollen in der Lehrerausbildung 
enthalten sein. Eine sonderpädagogische Ausbildung soll als Bestandteil zum Allgemeinen 
Ausbildungsbereich gehören. Eine sonderpädagogische Ausbildung soll auch innerhalb der 
Ausbildungsbereiche der Schwerpunkte und Spezialisierungen bereitgestellt werden können. 
Eine sonderpädagogische Aufbauausbildung soll zu einem Sonderpädagogenexamen fuhren.“ 
(REGERINGENS PROPOSITION 2000,57; Übersetzung: LH.) 
Begründet wird diese Forderung durch die Verschiedenheit der Schülerin- 
nen in allen Schulformen des Ausbildungswesens. Der Unterricht soll an die 
unterschiedlichen Bedürfnisse der verschiedenen Schülerinnen angepasst 
werden. Da aber bisher die Schülerinnen mit besonderen Bedürfnissen nicht 
ausreichend im Schulalltag unterstützt und integriert werden, fordert die 
Regierung, dass die Sonderpädagogik Bestandteil der Grundausbildung von 
Lehrerinnen werden soll. Demnach tragen alle Lehrerinnen die Verantwor- 
tung geeignete Hilfen und Unterstützungen für Schülerinnen, die eine beson- 
dere Unterstützung oder Hilfe benötigen, bereitzustellen. Einen Mangel an 
sonderpädagogischen Kenntnissen bei den Lehrerinnen will die neue Lehre- 
rlnnenausbildung vermindern, indem sie inhaltliche und strukturelle Alterna- 
tiven für verschiedene sonderpädagogische Ausbildungen entwickelt hat. 
Folgende sonderpädagogische Angebote bietet die neue reformierte Lehre- 
rinnenausbildung in den drei unterschiedlichen Ausbildungsbereichen an. Im 
Allgemeinen Ausbildungsbereich wird von den Lehrerinnen nicht detaillier- 
tes Wissen über jede einzelne Beeinträchtigung erwartet, sondern die Fähig- 
keit Problemsituationen, in denen eine besondere Unterstützung notwendig 
ist, erkennen zu können. Mit allgemeinen und für alle Lehrerinnen grundle- 
genden sonderpädagogischen Kenntnissen soll der Unterricht so organisiert 
werden können, dass auf die unterschiedlichen Bedürfnisse der Schülerinnen 
an Zeit, Anregung und Unterstützung Rücksicht genommen werden kann. 
Doch auch der Umgang mit und die sinnvolle Verwendung spezieller sonder- 
pädagogischer Kenntnisse in der Zusammenarbeit mit einer Sonderpädagogin 
wird den Lehrerinnen in ihrer Grundausbildung vermittelt (vgl. REGERIN- 
GENS PROPOSITION 2000). 
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Gemäß den nationalen bildungspolitischen Zielen sollen Schülerinnen 
z.B. mit einer geistigen Beeinträchtigung oder einer Seh- oder Hörschädi- 
gung möglichst zusammen mit anderen Schülerinnen unterrichtet werden. 
Hierfür ist es notwendig, dass sich ein Teil der Lehrerinnen über die grundle- 
genden sonderpädagogischen Kenntnisse hinaus Wissen über „Schüler in 
komplizierten Lemsituationen“ aneignet. Im Lehrerprogramm werden zu 
diesem Zweck Schwerpunkte oder Spezialisierungen aus dem sonderpädago- 
gischen Fachbereich angeboten. 
8 Sonderpädagogische Ausbildungsangebote in der 
Lehrerinnenausbildung der Universität Göteborg 
In dem Wissensbereich „Sonderpädagogik und Kommunikation“ bietet die 
Universität Göteborg einen Schwerpunkt und mehrere Spezialisierungen zum 
Fachgebiet der Sonderpädagogik an. Im Ausbildungsplan des Lehrerpro- 
gramms heißt es dazu: 
„Der Schwerpunkt Sonderpädagogik in der Kombination mit anderen Schwerpunkten oder 
Spezialisierungen gibt dem Arbeitsteam eine Kompetenz, die die Entwicklung der pädagogi- 
schen Differenzierung in heterogenen Gruppen stärkt. Das wird immer wichtiger auf dem Hin- 
tergrund, dass Schüler mit unterschiedlichen Beeinträchtigungen so weit wie möglich von dem- 
selben Lehrer wie die übrigen Schüler unterrichtet werden sollen.“ (UTBILDNINGS- OCH 
FORSKNINGSNÄMNDENFÖRLÄRARUTBILDNING 2001, 23; Übersetzung: LH.) 
Die Universität Göteborg bietet den sonderpädagogischen Schwerpunkt 
„Soziale und kognitive Entwicklung bei Kindern, Jugendlichen und Erwach- 
senen“ an. Darauf aufbauend können zwei Spezialisierungen zur sozialen und 
kognitiven Entwicklung studiert werden, die den oben genannten Schwer- 
punkt vertiefen. Des Weiteren bietet die Universität Göteborg Spezialisierun- 
gen an zu den Themen: Lemschwierigkeiten beim Lesen, Schreiben und 
Rechnen, Kommunikationshindemisse, Sprech- und Sprachschwierigkeiten 
und Schülerinnen der Trainingsschule. 
9 Die Sonderpädagoglnnenausbildung der Universität 
Göteborg 
Darüber hinaus wird im Ausbildungsplan des Sonderpädagogikprogramms 
betont, dass die Arbeit einer Sonderpädagogin in einer pädagogischen Ein- 
richtung weiterhin unverzichtbar ist. Sie garantiert vertieftes sonderpädagogi- 
sches Fachwissen und richtet sich nach dem Bedarf und den vorhandenen 
Kompetenzen des Kollegiums. Wichtig für diese Arbeit sind Erfahrungen 
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und Kompetenzen der Sonderpädagogin aus dem Berufsalltag der Lehrerin- 
nen, ein gutes analytisches Vermögen und die Fähigkeit zur Zusammenarbeit 
mit Personen unterschiedlicher Berufskompetenzen (vgl. GöTEBORGS UNI- 
VERSITET, ENHETEN FöR SPECIALPEDAGOGIK 2003). Das neue Ausbildungs- 
programm zur Sonderpädagogin ist eine Weiterbildungsform für bereits täti- 
ge Lehrerinnen. Es baut also auf ein früheres Lehrerexamen auf und führt zu 
einem Sonderpädagogenexamen. Im Fokus der Ausbildung stehen einerseits 
die individuellen Voraussetzungen und Bedürfinsse der Menschen in unter- 
schiedlichen Lemumfeldem. Andererseits beschäftigt sich die Ausbildung 
auch mit der Förderung von Gemeinschaftsleistungen, um das Lernen und die 
Teilhabe der Individuen zu fordern. Dabei steht sowohl die individuelle 
Kompetenzentwicklung zur Unterstützung von Menschen im Mittelpunkt als 
auch die Fähigkeit, in dieser Arbeit mit dem pädagogischen Personal und den 
Eltern zu kooperieren. Da die Kursteilnehmerlnnen in ihrem Lehramtsstudi- 
um für die unterschiedlichsten Schulformen ausgebildet wurden, kommt es in 
den Kursen zu einer heterogen Zusammensetzung. Die Ausrichtung des vor- 
herigen Lehramtsstudiums auf eine bestimmte Altersgruppe und Schulform 
bildet die Ausgangslage für das zukünftige Tätigkeitsfeld der Aufbaustudie- 
renden als Sonderpädagoglnnen (vgl. UTBILDNINGS- OCH FORSKNINGSNÄMN- 
DEN FÖR LARARUTBILDNING 2002a). 
10 Die reformierte Lehrerinnenausbildung will 
Inklusion verwirklichen 
Während meines Auslandssemesters an der Universität Göteborg im WS 
2001/02 habe ich an zwei Kursen des Sonderpädagogikprogramms teilge- 
nommen. In diesen Kursen stand die Idee einer inklusiven Schule im Zent- 
rum der Vorlesungen, Diskussionen, Aufgaben und Literaturangaben. An- 
hand von Kursabschlussarbeiten von sieben Kursteilnehmerinnen führte ich 
eine empirische Studie durch, um zu erfahren, wie sie die Chancen einer 
Umsetzung dieser Idee an ihren ursprünglichen Arbeitsplätzen einschätzten. 
Als Ergebnis zeigte sich, dass die Aufbaustudierenden noch viele Hindernisse 
aufzählten, die eine Umsetzung der inklusiven Schule an ihren alten Arbeits- 
plätzen erschwerten. Sie nannten in ihren Kursabschlussarbeiten als Erfor- 
dernis für eine erfolgreiche Umsetzung von Inklusion allgemeine sonderpä- 
dagogische sowie methodische Kompetenzen für alle an diesem Prozess 
Beteiligten und betonten viele notwendige Aspekte einer guten Kooperation. 
Diese von den Aufbaustudierenden formulierten Anforderungen wurden 
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bereits in die Ausbildungsinhalte und -Strukturen der neuen Lehrerinnenaus- 
bildung aufgenommen (vgl. HOMBURG 2002). Im Rahmen meiner Dissertati- 
on möchte ich den Einfluss der neuen Lehrerinnenausbildung auf die Schul- 
praxis untersuchen und hoffe, damit einen Beitrag zu einer Reform der Leh- 
rerinnenausbildung in Deutschland leisten zu können. 
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Ines Boban und Andreas Hinz 
Berufsbegleitender Studiengang 
Integrationspädagogik an der Martin-Luther- 
Universität Halle-Wittenberg 
1 Hintergrund 
Die Martin-Luther-Universität steht als größte Hochschule des Landes Sach- 
sen-Anhalt unter hohem Legitimationsdruck; so wurden von 2000 auf 2001 
die Ressourcen um 10 % reduziert, von 2003 bis 2006 steht dies einer Ziel- 
vereinbarung mit dem Kultusministerium nach wiederum an - was real etwa 
20 % ausmachen wird. Dieses steht in einem gewissen Widerspruch dazu, 
dass die Martin-Luther-Universität ein wichtiger Arbeitgeber in der Region 
und die Hochschulen insgesamt ein wichtiger Strukturfaktor im Land Sach- 
sen-Anhalt sind. 
Gleichzeitig ist die Martin-Luther-Universität die einzige Ausbildungs- 
stätte im Land Sachsen-Anhalt für das Lehramt an Sonderschulen. Die Situa- 
tion sonderpädagogischer Förderung in diesem Bundesland zeichnet sich 
dadurch aus, dass es laut Statistik der KMK (2002) die höchste Sonderschü- 
lerquote (über 7 % mit steigender Tendenz) und die niedrigste Integrations- 
quote (unter 1 % aller Schülerinnen mit sonderpädagogischem Förderbedarf) 
aller deutschen Bundesländer hat. Darüber hinaus gibt es den im Osten übli- 
chen massiven Einbruch der Schülerzahlen, der jetzt die Sekundarstufe I 
erreicht hat und zahlreiche Schulschließungen nach sich zieht. Dies erschwert 
wiedemm eine kontinuierliche Schulentwicklung massiv, da u.a. mehrfach 
große Zahlen von Kolleginnen von einem Schultyp zu einem anderen ver- 
setzt werden. 
Was sonderpädagogische Qualifikationen angeht, gibt es nach wie vor ei- 
nen massiven Nachholbedarf. Schätzungen gehen davon aus, dass etwa 50 % 
der Kolleginnen in Sonderschulen eine entsprechende Qualifikation haben; in 
Schulen für Geistigbehinderte liegt die Qualifikationsquote deutlich niedri- 
ger. Daher hat das Institut für Rehabilitationspädagogik im Auftrag des Kul- 
tusministeriums berufsbegleitende Studiengänge für Kolleginnen aus Sonder- 
schulen eröffnet, in denen vier Semester lang einzelne sonderpädagogische 
Fachrichtungen studiert werden. Insgesamt ca. 150 Studierende befinden sich 
in diesen Studiengängen, die mit einer - gehalts- und laufbahnrelevanten - 
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Teilprüfimg zur ersten Staatsprüfung abgeschlossen werden. Für die Studien- 
gänge erhält das Institut eine entsprechende personelle Ausstattung durch das 
Ministerium. Den Kolleginnen werden vier Semester lang zwei Schulstunden 
für dieses Studium angerechnet. 
Die Martin-Luther-Universität kann auf mehrere Schritte zu einer Ver- 
zahnung der Lehramtsstudiengänge verweisen: Neben einer integrierten Stu- 
dieneingangsphase für alle Lehrämter (Grundschulen, Sekundarschulen, 
Gymnasien, Sonderschulen), in der gemeinsame Einführungsveranstaltungen 
sowie das vor- und nachbereitete Orientierungspraktikum gemischt stattfin- 
den, müssen alle Studierenden der Lehrämter für Gymnasien und Sekundar- 
schulen seit 1999 laut Lehrerprüfungsverordnung einen Studiennachweis in 
"Sonderpädagogik/ Integrationspädagogik" erwerben - analog etwa zum 
entsprechenden Schein in Berlin (vgl. PREUSS-LAUSITZ 2003). 
Dabei zeigt sich allerdings immer wieder das Missverständnis, dass für 
diesen Schein automatisch das Institut für Rehabilitationspädagogik zustän- 
dig sei; Integrationspädagogik wird anscheinend immer wieder als sonderpä- 
dagogische Fachrichtung missverstanden, was von Zeit zu Zeit in der insti- 
tutsübergreifenden Lehrbereichskonferenz Schulpädagogik diskutiert wird. 
Es hatte in der Lehrerprüfungsordnung von 1992 bereits eine sonderpädago- 
gische Fachrichtung Integrationspädagogik gegeben, in der eine Erweite- 
rungsprüfung abgelegt werden konnte - was in der Praxis jedoch nicht vor- 
kam (vgl. LPVO 1992, 36). 
In dieser Situation und in diesem Umfeld - extrem hohe Sonderschüler- 
zahlen und geringe Integrationspraxis - entstand die Idee, ein spezifisches 
Angebot für Integrationspädagogik einzurichten, zumal manche berufsbeglei- 
tend Studierende weniger an sonderpädagogischen Fachrichtungen als am 
Gemeinsamen Unterricht interessiert sind. Gleichwohl war von Anfang an 
klar, dass ein besonderes Angebot - oder schärfer formuliert: ein Sonderan- 
gebot - für Integrationspädagogik deren Exotik weiter zementieren könnte. 
Da leider in dieser Richtung keine Initiative vom Institut für Schulpäda- 
gogik und Grundschuldidaktik ausging - ANNEDORE PRENGEL hatte Halle 
bereits verlassen -, blieb es dem Institut für Rehabilitationspädagogik und 
insbesondere dem Arbeitsbereich Allgemeine Rehabilitationspädagogik und 
Integrationspädagogik überlassen, diesen Studiengang zu betreiben - was zu 
seinem ersten Start im Wintersemester 2002 führte. 
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2 Formaler Rahmen 
In Gesprächen mit dem Kultusministerium wurden die folgenden formalen 
Regelungen vereinbart: 
• Der Studiengang ist - ebenso wie die berufsbegleitenden Studiengänge 
in den sonderpädagogischen Fachrichtungen - ein Ergänzungsstudium mit 
einer Ergänzungsprüfung zur Ersten Staatsprüfung. 
• Er ist für alle Lehrerinnen in allgemein bildenden Schulen Sachsen- 
Anhalts offen - für Sonderpädagoglnnen ebenso wie für Lehrerinnen in 
Grund-, Sekundär-, Gesamtschulen und Gymnasien. Diese Heterogenität war 
uns von vornherein wichtig. 
• Der Studiengang umfasst 30 SWS in drei Semestern, d.h. pro Semester 
werden 10 SWS an einem Wochentag studiert. 
• Im vierten Semester wird das Studium mit einer mündlichen Prüfung 
von 40 Minuten und einer schriftlichen Arbeit unter Aufsicht abgeschlossen. 
• Der Studiengang wird für seine Laufzeit mit einer halben Stelle wissen- 
schaftliche(r) Mitarbeiterin) ausgestattet. 
3 Prüfungsinhalte 
Da die inhaltlichen Prüfungsanforderungen für Integrationspädagogik in der 
Lehrerprüfungsverordnung von 1992 nicht dem aktuellen Diskussionsstand 
entsprachen, wurden sie in Anlehnung an andere Bereiche und Fächer neu 
formuliert. Mit dem Kultusministerium wurden eine Reihe von Inhalten ver- 
einbart - bisher sind sie allerdings noch nicht im Amtsblatt veröffentlicht und 
damit formal noch nicht in Kraft (vgl. Tab. 1). 
Tab. 1: Inhaltliche Prüfungsanfordenmgen in Integrationspädagogik (Fachlicher Teil der 
Lehrerprüfungsverordnung, Entwurf) 
Nachzuweisen sind Kenntnisse aus den Bereichen: 
(A) Grundlagen der Integrationspädagogik 
a) Bedeutung unterschiedlicher Dimensionen von Homogenität und Heterogenität im ge- 
sellschaftlichen und schultheoretischen Zusammenhang; 
b) Theorien der Integrationspädagogik einschließlich der Pädagogik der Vielfalt und Inclu- 
sive Education; 
(B) Aspekte der Integrationspädagogik 
a) Konzepte und Möglichkeiten gemeinsamer Bildung und Erziehung in verschiedenen Le- 
bensphasen (Elementar-, Primär- und Sekundarbereiche sowie Erwachsenenleben) und 
Lebensbereichen (Arbeit, Wohnen, Freizeit); 
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b) institutionelle, rechtliche und ökonomische Aspekte der Integrationspädagogik; 
c) soziologische und psychologische Aspekte der Integrationspädagogik, insbesondere Fra- 
gen von Stigmatisierung und Entstigmatisierung; 
(C) Integrative Didaktik/ Gemeinsamer Unterricht 
a) Didaktische Ansätze in der Integrationspädagogik; 
b) Planung, Analyse und Reflexion gemeinsamen Unterrichts; 
c) Leistung und Leistungsbewertung; 
(D) Kooperation und Beratung 
a) Kooperatives Arbeiten innerhalb interdisziphnärer Teams in der allgemeinen Schule 
(einschließlich Team-Teaching) unter Beteiligung der Eltern; 
b) Beratung im Rahmen ambulanter integrationsunterstützender Dienste; 
c) Vernetzung mit inner- und außerschulischen Unterstützungssystemen einschließlich der 
Jugendhilfe; 
(E) Diagnostik und Förderplanung 
a) Unterstützungsbedarfe und integrative Unterstützungsmöglichkeiten bei verschiedenen 
Formen von Schädigungen, Behinderungen und Benachteiligungen; 
b) Kind-Umfeld-Diagnostik unter integrationspädagogischen Aspekten sowie kooperative 
Erstellung von Förder- und Zukunftsplanungen; 
c) ökosystemische Planung und Gestaltung von Übergängen. 
An den Formulierungen ist wichtig, dass der spezifische Fokus auf die hete- 
rogene Lemgruppe und damit Unterstützungsmöglichkeiten ohne stigmatisie- 
rende Wirkungen betont werden. Hier steht vieles, was auch in sonderpäda- 
gogischen Fachrichtungen gefordert wird, allerdings nicht mit diesem spezi- 
fischen - eigentlich doch allgemein pädagogischen - Fokus. Damit ist gleich- 
zeitig ein Spannungsverhältnis benannt, das sich durch die gesamten Inhalte 
zieht. 
4 Studienplan 
Aus den inhaltlichen Prüfungsanforderungen lässt sich ein konkretisierter 
Studienplan ableiten, der - unter Berücksichtigung der begrenzten Kapazitä- 
ten, d.h. in Kombination mit Angeboten für die anderen Studiengänge - Ver- 
anstaltungen mit je 2 SWS umfasst (vgl. Tab. 2). Demnach haben die Studie- 
renden jeweils vier Seminarangebote an ihrem Studientag zu absolvieren und 
einen dreitägigen Block außerhalb der Semesterzeit. 
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Tab. 2: Studienplan des Studienganges Integrationspädagogik 
1. Semester (Wintersemester 02) 
• Grundlagen und Grundfragen integrationspädagogischer Theorie und Praxis 
• Gemeinsamer Unterricht in der Grundschule 
• Sonderpädagogik international/ Integration und Inclusion 
• Vernetzung inner- und außerschulischer Unterstützungssysteme 
• Diagnostik und Gutachtenerstellung im Gemeinsamen Unterricht (als Block) 
2. Semester (Sommersemester 03) 
• Integration im Elementarbereich (mit Übergang in die Grundschule) 
• Psychologische Aspekte der Gemeinsamen Erziehung 
• Soziologische und rechtliche Aspekte der Gemeinsamen Erziehung 
• Kooperation im multiprofessionellen Team (Schul-, Sozial-, Sonderpädagogik, Thera- 
pien, Schülerinnen, Eltern) (als Block) 
• Integration mit Schülerinnen mit den Förderschwerpunkten körperliche und geistige Ent- 
wicklung sowie mit nicht sprechenden, schwer-mehrfachbehinderten und hoch begabten 
Schülerinnen 
3. Semester (Wintersemester 03) 
• Gemeinsamer Unterricht in der Sekundarstufe 
• Ambulante Sonderpädagogik als integrationsunterstützender Dienst 
• Integration im Übergang Schule-Arbeitswelt 
• Integrationspädagogische Beratung und Zukunftsplanung, Unterstützerkreise (als Block) 
• Integrationspädagogische Unterstützung bei den Förderschwerpunkten Sprache, Lernen 
und Verhalten sowie Hören und Sehen 
4. Semester (Sommersemester 04) 
• Prüfungen 
In der vorlesungsfreien Zeit Teilnahme an zwei von drei angebotenen Exkursionen zur Integra- 
tiven Grundschule, zum Gemeinsamen Unterricht in den Sekundarstufen und zur beruflichen 
Integration. 
Dabei handelt es sich zum großen Teil um Veranstaltungen, die auch für 
andere Studiengänge offen sind, so für grundständig Studierende für das 
Lehramt an Sonderschulen oder an allgemeinen Schulen, teilweise auch für 
Studierende mit dem Ziel Diplom oder Magister in Erziehungswissenschaft. 
Diese weitere Erhöhung der Heterogenität hat einerseits wiederum positives 
Potential, andererseits drohen hiermit auch sehr große Gruppierungen - wie 
zurzeit in einem Seminar mit knapp 100 Studierenden, das unsere didaktische 
Fantasie herausfordert. 
5 Erfahrungen 
Für den ersten Durchgang war eine Teilnehmerzahl von 15 geplant. Da sich 
24 Kolleginnen bewarben, wurde auf Anfrage des Ministeriums die Gruppe 
entsprechend vergrößert. Tatsächlich nehmen Kolleginnen aus Grund-, Se- 
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kundarschulen, Gesamtschulen, Gymnasien und verschiedenen Sonderschu- 
len (Schulen für Lern-, Sprach-, Geistigbehinderte und Hörgeschädigte) am 
Studiengang teil, einige sind im Gemeinsamen Unterricht und/ oder im Rah- 
men sonderpädagogischer Beratungsstellen tätig. Diese Heterogenität erweist 
sich als sehr produktiv. 
Gerade jene Kolleginnen, die im Gemeinsamen Unterricht aktiv sind, 
melden am Beginn des Studiums hohen Bedarf an theoretischer Untermaue- 
rung an, nachdem sie in der Praxis Vieles eher „aus dem Bauch heraus“ ge- 
stalten. Sie - wie andere auch - erhoffen sich eine Stärkung ihrer Argumenta- 
tionen für den Gemeinsamen Unterricht. Es sind hoch motivierte Kollegin- 
nen, die den spezifischen Widerspruch zwischen einer integrationsffeundli- 
chen Gesetzgebung und Verordnungslage und einem teilweise äußerst skepti- 
schen und mitunter nicht den gesetzlichen Vorgaben entsprechend agierenden 
Umfeld leidvoll erleben. 
Als überraschend empfanden viele Teilnehmerinnen den hohen Anteil 
reflexiver Momente in den Seminaren; bestehende Erwartungen an die Ver- 
mittlung „richtiger“ Strategien und „richtigen“ Unterrichts werden erfreuli- 
cherweise - so der Tenor vieler späterer Äußerungen - enttäuscht; dafür wird 
immer wieder gemeinsam das Spannungsverhältnis von theoretisch konsi- 
stenten Zielhorizonten und alltagsverträglichen Möglichkeiten in den Blick 
genommen. 
Für die Veranstalterinnen der Seminare stellt sich die Situation als sehr 
erfreulich, produktiv und angenehm dar, denn es gibt durchgängig eine hohe 
Bereitschaft zum sofortigen Eintritt in die Diskussion, wenn es beispielsweise 
darum geht, Theorie-Inputs auf ihre Stimmigkeit und ihre Alltagstauglichkeit 
zu hinterfragen - ein wahrer Genuss! 
Ergänzend und auf freiwilliger Basis werden inzwischen monatliche An- 
gebote zur „integrativen Praxisberatung“ von vielen Kolleginnen wahrge- 
nommen; hier besteht die Möglichkeit, die eigene Praxissituation mit ihren 
problematischen Aspekten zu thematisieren und gemeinsam nach produkti- 
ven Schritten zu suchen. Da dies Problemstellungen sind, die weit in den 
persönlichen Bereich hineingehen, bleiben sie auf den vertraulichen Kreis der 
Anwesenden beschränkt und werden nicht explizit in die Seminararbeit ein- 
bezogen. 
Zum gegenwärtigen Zeitpunkt kann für diesen Studiengang vor dem Hin- 
tergrund der Situation in Sachsen-Anhalt ein außerordentlich positives Zwi- 
schenfazit gezogen werden; es bleibt zu hoffen, dass er einen produktiven 
Schritt zu mehr Gemeinsamem Unterricht darstellt und kein momentanes und 
singuläres Phänomen bleibt. 
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Inklusion - Herausforderung an die Lehre am 
Beispiel der Pädagogischen Akademie des Bundes 
in Linz 
Wo stehen wir momentan in der Entwicklung von der Segregation über die 
Integration zur Inklusion? 
Was bedeutet das Konzept der Inklusion für die Lehre? 
Wie kann und muss sich Lehre verändern, wenn das Konzept der Inklusion 
einmal Wirklichkeit werden soll? 
1 Kritische Analyse der Situation 
Trotz nachgewiesener Nachteile der Sonderbeschulung (vgl. BURGENER- 
WOEFFRAY/ JENNY-FUCHS/ MOSER-OPITZ 1993,66flf.) wie 
• Stigmatisierung und Etikettierung, die zu einem geringeren gesellschaft- 
lichen Wert, verminderten sozialen Kontakten und schließlich zu sozialem 
Ausschluss führt, 
• einer schlechteren schulischen Förderung (Stichwort: HAEBERLIN- 
Studie) und deutlich geringeren Berufschancen als z.B. Hauptschulabbrecher, 
• ein geringes Selbstwertgefühl, da die Selbstwahmehmung der Kinder 
mit Beeinträchtigungen in der Sonderschule verstärkt auf ihre Defizite ge- 
lenkt wird, auf ihr Abweichen von der Normalität, auf ihre Defekte und 
Mängel, 
• eine Wegnahme von Entwicklungschancen einerseits durch die Redukti- 
on des Lernstoffes im Sinne einer „Schonraumpädagogik“ und andererseits 
durch die Reduktion wichtiger sozialer Kontakte, wodurch eine positive Ver- 
änderung sozialer und emotionaler Persönlichkeitseigenschaften kaum her- 
beigefuhrt werden kann, sowie 
• die Festschreibung sozialer Ungleichheit, wie BEGEMANN (1984) und 
PROBST (1973) ja hinlänglich gezeigt haben; 
trotz einer umfangreichen Paradigmendiskussion, die - zumindest auf der 
theoretischen Ebene - zur folgenden neuen Sichtweise von „Behinderung“ 
führte: 
• Eine ökosystemische Sichtweise, die Behinderung im Sinne der WHO- 
Definition aus 1980 konsequent nicht als Eigenschaft bestimmter Personen, 
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sondern als sozial bedingte Folge von individualer Schädigung {impairment) 
oder Leistungsminderung bzw. Funktionsbeeinträchtigung (disability) sieht. 
Behinderung (handicap) ist demnach „eine auf eine Schädigung oder Leis- 
tungsminderung zurückgehende Benachteiligung, die einen Menschen teil- 
weise oder ganz daran hindert, eine Rolle auszufullen, die für ihn nach Alter, 
Geschlecht und soziokulturellen Faktoren normal wäre“ (offizielle deutsche 
Übersetzung der WHO-Definition von 1980, zit. nach SANDER 1994,103f.). 
• Im ökosystemischen Paradigma werden Selektion und Separation nicht 
als logische Folge von Behinderung, sondern als die Behinderung selbst 
gesehen. SANDER (1994, 105) meint dazu: 
„Behinderung liegt vor, wenn ein Mensch auf Grund einer Schädigung oder Leistungsminderung 
ungenügend in sein vielschichtiges Mensch-Umfeld-System integriert ist.“ 
Behinderung ist aus dieser Sicht also kein unveränderbarer, genetisch, hirn- 
organisch oder sonst wie biologisch vorgegebener Defekt, sondern eine durch 
soziales Handeln und Erleben veränderliche Bedingung des Menschseins. 
Sind Kinder ungenügend in ihr Ökosystem integriert, haben sie zuwenig 
Anregungen zur Auseinandersetzung mit ihrer konkreten Lebenswelt, dann 
werden sie behindert. Selektion und Separation werden im ökosystemischen 
Paradigma somit nicht mehr als logische Folge von Behinderung, sondern als 
die Behinderung selbst gesehen. Jedes Kind braucht zur Entwicklung nämlich 
ausreichend Anregungen aus seiner sozialen und materiellen Umwelt, seinem 
ökologischen System, das ihm in einem dialektischen Wechselwirkungspro- 
zess Lernen und Entwickeln ermöglicht. 
• Ein solcher ökosystemischer Behinderungsbegriff hat den Vorteil, dass 
er den Blick weg vom Kind auf den dialektischen Wechselwirkungsprozess 
zwischen Individuum und Umwelt lenkt und damit neue pädagogische Hand- 
lungsmöglichkeiten eröffnet. Ziel pädagogischen Handelns ist nun die Mani- 
pulation der Lembedingungen, wobei nicht von den Defekten ausgegangen 
wird, sondern von den jeweiligen Kompetenzen. 
• Dieser Perspektivenwechsel „ Weg von den Defekten — hin zu den Kom- 
petenzen“ drückt sich auch in der neuen Diktion der WHO aus dem Jahre 
1999 aus (ICIDH-2 Beta 2 Version), die anstelle von Schädigung (impair- 
ment) Körperfunktion (function), statt Leistungsminderung (disability) Aktivi- 
tät! Leistung (activity) und anstelle des Begriffes Behinderung (handicap) den 
der Partizipation (participation) setzt (WHO 1999). 
• Bei Berücksichtigung systemisch-konstruktivistischer Sichtweisen und 
insbesondere der theoretischen Position der Autopoiese nach MATURANA/ 
VARELA wird bewusst, dass Personen nicht länger mehr aufgrund ihrer Sym- 
ptome kategorisiert, selektiert und separiert werden können, sondern als 
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Menschen in all ihrem subjektiven So-Sein, in ihren biographischen und 
gesellschaftlichen Bezügen als imverwechselbare bio-psycho-soziale Einheit 
anzunehmen sind, um ihnen eine möglichst autonome und selbstbestimmte 
Entwicklung zu ermöglichen (vgl. FEUSER 1995, 84ff.). 
• Dies wird auch im Prinzip der menschlichen Würde (nach DYBWAD in 
WACKER/ NEUMANN 1985, 24f.) ausgedrückt, welches verlangt, die Vielfalt 
des menschlichen Seins anzuerkennen und zu fordern und jedem Menschen 
die gleiche Würde und das gleiche Recht entgegenzubringen, unabhängig von 
seiner Intelligenz, seiner Bewegungsfahigkeit, seinem Sprachvermögen, 
seiner Hautfarbe, seinem Alter, seinem Geschlecht etc. Gleichwertigkeit und 
nicht Gleichartigkeit ist daher eines der grundlegendsten Prinzipien der In- 
tegration und Inklusion; 
trotz internationaler und nationaler Erklärungen, Verträge und Gesetze, worin 
immer schon die Integration als die anzustrebende Schulform betont wird 
(vgl. auch INCLUSION INTERNATIONAL 1998) wie z.B. 
• in den Empfehlungen der Bildungskommission des Deutschen Bildungs- 
rates „zur sonderpädagogischen Förderung behinderter und von Behinderung 
bedrohter Kinder und Jugendlicher“ 1973 mit der Intention, der 
„...vorherrschenden schulischen Isolation Behinderter ihre schulische Integra- 
tion“ entgegenzustellen, 
• im UN-Weltaktionsprogramm 1983, 
• in der UN-Konvention über die Rechte des Kindes 1989, 
• in den Standard Rules für die Herstellung von Chancengleichheit Behin- 
derter 1993, 
• in der Salamanca-Erklärung der UNESCO 1994, in der alle Regierungen 
dazu aufgefordert werden, „das Prinzip Erziehung ohne Ausgrenzung auf 
rechtlicher und politischer Ebene anzuerkennen“ (Pkt. 3) und in der „Regel- 
schulen mit einer integrativen Ausrichtung als das wirksamste Mittel, eine 
Gesellschaft ohne Ausgrenzung und eine Erziehung für alle zu verwirkli- 
chen“, bezeichnet werden, 
• in den KMK-Empfehlungen zur sonderpädagogischen Förderung in den 
Schulen der BRD 1994, welche unter anderem die Erfüllung sonderpädagogi- 
schen Förderbedarfs nicht mehr an Sonderschulen binden und „die Bildung 
behinderter junger Menschen... verstärkt als gemeinsame Aufgabe für grund- 
sätzlich alle Schulen“ (Empfehlungen S. 3) anstreben und somit mit BLEI- 
DICK die kopernikanische Wende in der Organisation der sonderpädagogi- 
schen Förderung darstellen, sowie 
• in der Festschreibung des Verbots von Benachteiligungen Behinderter 
im Artikel 3 des Grundgesetzes 1996; 
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ist „Eine Schule für alle“ , die wirklich 
• demokratisch (jede/r darf alles lernen), 
• human (jede/r auf ihre/ seine Weise) und 
• solidarisch (jede/r bekommt die dafür notwendigen Hilfen) ist, 
heute noch immer nichts weiter als eine nette bildungspolitische Idee! 
Ja, nicht einmal überall dort, wo Integration draufsteht, ist auch Integrati- 
on drinnen. Eine kritische Analyse der momentanen Integrationspraxis zeigt 
nämlich, dass 
• die notwendigen didaktisch-methodischen Veränderungen des Unter- 
richts wie innere Differenzierung durch Individualisierung, Wochenplanun- 
terricht, Freiarbeit, Projektunterricht, Teamteaching, alternative Formen der 
Leistungsbeurteilung nur in Ansätzen stattfinden, 
• Individualisierung häufig falsch interpretiert wird, was oft zu getrenntem 
Lernen der Kinder mit sonderpädagogischem Förderbedarf am Gang, im 
Extraraum oder hinten in der Klasse fuhrt, 
• die Kooperation der Schülerinnen, das entscheidende Merkmal effekti- 
ven gemeinsamen Unterrichts, kaum gefordert wird, 
• speziell im Sekundarstufenbereich die Verwirklichung einer integrativen 
Pädagogik und Didaktik massiv auf die Grenzen des selektionsorientierten 
Schulsystems stößt, aber auch in der Grundschule immer wieder Kindern mit 
schweren Behinderungen im Namen der ,responsible inclusion“ die „Integra- 
tionsfähigkeit“ abgesprochen wird, 
• die Integrationsbewegung das gegliederte und damit auf Selektion und 
Segregation orientierte Schul- und Bildungssystem nicht prinzipiell in Frage 
stellen, sondern nur partiell verbessern konnte, die Integration heute daher 
noch immer unter den - eigentlich paradoxen, weil letztendlich wieder Seg- 
regation erzeugenden - Bedingungen wie schultypenbezogene Lehrpläne, 
Jahrgangsstufenziele, Noten und zumindest zeitweiser äußerer Differenzie- 
rung verwirklicht werden muss. 
Die integrative Praxis ist somit immer noch von der jahrzehntelangen 
Vorherrschaft medizinischen Denkens innerhalb der Heil- und Sonderpäda- 
gogik im Sinne des „medizinischen oder individualtheoretischem Paradig- 
mas“ (BLEIDICK 1979, 68) geprägt. Behinderung wird praktisch noch immer 
als Krankheit mit einer bestimmten Ursache und Symptomen gesehen, deren 
Besserung nur durch besondere Therapien und besondere Spezialisten in 
besonderen Anstalten geleistet werden kann, wenn auch diese Besonderung 
heute für rund 12 Prozent aller Kinder mit sonderpädagogischem Förderbe- 
darf in Deutschland bereits im Rahmen der Allgemeinen Schule durchgeführt 
wird. Am enorm ausdifferenzierten Sonderschulwesen als auch an der dem- 
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entsprechend ausdifferenzierten Lehre und Forschung an den Universitäten 
wird aber weiterhin festgehalten und damit die individualtheoretische Sicht- 
weise manifestiert. 
2 Herausforderungen an die Lehre allgemein 
Das aus dem angelsächsischen Sprachraum kommende Denkmodell der In- 
klusion, der „Education for all“, fasst in letzter Zeit auch im deutschen 
Sprachraum immer stärker Fuß und kann mit MITTLER (2000, 10ff.) durch 
folgende Aspekte gekennzeichnet werden: 
• Jedes Kind/ jeder Mensch hat das Recht als vollwertiges Mitglied dazu 
zu gehören, unabhängig von Fähigkeiten und Unfähigkeiten, womit sich die 
Frage nach der Integrationsfähigkeit erübrigt. 
• Es geht nicht darum, dass eine Mehrheit unter bestimmten Umständen 
eine Minderheit integriert, sondern, mit PRENGEL (1994, 96) gesagt, um „das 
gleiche Recht auf Verschiedenheit“. 
• Verschiedenheit bezieht sich dabei nicht nur auf das Merkmal „Behinde- 
rung - Nichtbehinderung“, sondern auf die gesamte Bandbreite gesellschaft- 
licher Buntheit. 
• Heterogenität ist die Normalität und wird als Ausgangspunkt des Ler- 
nens über und durch Unterschiede gemacht. 
• Nicht das Kind mit sonderpädagogischem Förderbedarf steht im Mittel- 
punkt pädagogischen Handelns, sondern das System Klasse, wodurch anstelle 
von individuumzentrierten Maßnahmen laut individuellem Förderplan institu- 
tionelle und strukturelle Interventionen gesetzt werden. Die Ressourcenzutei- 
lung erfolgt dementsprechend nicht kindbezogen, sondern schulbezogen. 
• Damit kann auf eine Kategorisierung der Kinder nach ihrem Defizit 
genauso verzichtet werden wie auf individuelle Curricula und Förderpläne 
zugunsten von verbindlichen Strukturen gemeinsamer Reflexions- und Pla- 
nungsprozesse im Team. 
• Grundlage des Unterrichts ist ein gemeinsames Curriculum für alle, das 
individualisiert wird. 
Nimmt man dieses Konzept der Inklusion ernst, dann 
• muss die Lehrerinnenbildung (aber auch die Schulorganisation) vor 
allem weg vom kategorialen Denken nach Behinderungsarten 
• hin zu einer gemeinsamen Grundausbildung für alle Pädagoglnnen nach 
dem Konzept der, Allgemeinen Pädagogik“ von GEORG FEUSER (1995) 
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• mit der Möglichkeit zu einer Spezialisierung nach „Funktionsbereichen“ 
wie zum Beispiel Sprache, Motorik, Wahrnehmung, Denken und Handeln, 
Soziale Kompetenz etc. 
Nur so kann die Grundherausforderung der dialektischen Auflösung von 
Gleichheit und Differenz aller Menschen wirklich in den Köpfen verankert 
und eine Qualifizierung aller zu einem humanen, demokratischen und solida- 
rischen Leben in einer vielfältigen und multikulturellen Gesellschaft erreicht 
werden. 
3 Herausforderungen an die Lehre konkret 
Wenn langfristig Nicht-Aussonderung den Regelfall darstellen, vom defizit- 
orientierten zum kompetenzorientierten Paradigma gewechselt werden und 
von einer Kategorisierung nach Behinderungsarten abgegangen werden soll, 
bedarf es letztendlich nicht mehr verschiedener Pädagogiken. Die Hochschu- 
len müssen sich langfristig an diesen Zielsetzungen orientieren, was aller- 
dings eine große Herausforderung darstellt, da es ein Hinterfragen traditionel- 
ler Standpunkte und Positionen und damit auch bisheriger Funktionen und 
Machteinflüsse bedeutet. 
Die Verankerung der Gleichwertigkeit aller ist in einer Gesellschaft, die 
wesentlich durch soziale Ungleichheit geprägt ist und die „lebensunwertes 
Leben“ heute gar nicht mehr zur Welt kommen lässt, sondern humangene- 
tisch schon vor der Geburt bzw. Zeugung ausschaltet, sicherlich nicht einfach 
und ein sehr hohes Ziel, kann aber mit entsprechend kleinen und pragmati- 
schen Schritten erreicht werden. Schon EBERWEIN (1996, 32f.) meinte: 
„Der systemtranszendierende Weg dazu führt über die Integrationspädagogik. Sie stellt sozusa- 
gen die Brücke dar zwischen Sonderpädagogik und Allgemeiner Pädagogik und ist daher ein 
Übergangsbegriff. Integrationspädagogik hat dann ihren Auftrag erfüllt, wenn die Ausgrenzung 
von Kindern und Jugendlichen mit Beeinträchtigungen in Schulen und Vorschulen endgültig 
überwunden ist.“ 
3.1 Integrationspädagogisches Fundamentum 
Konkret bedeutet dies, dass zuerst einmal in allen grundständigen Pädagogik- 
studien im Rahmen eines Integrationspädagogischen Fundamentums die 
Grundlagen der Allgemeinen (inklusiven) Pädagogik gelehrt werden sollten. 
In Kooperation aller an der Lehrerinnenbildung beteiligten Fakultäten könnte 
ein solches Fundamentum auf der Basis der im Projekt INTEGER entwickel- 
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ten Module (siehe auch http://integer.pa-linz.ac.at) Schritt fur Schritt in die 
grundständigen Studien implementiert werden, damit alle zukünftigen Päda- 
goglnnen ein gemeinsames Verständnis von Integration bzw. Inklusion und 
diejenigen Kompetenzen erwerben können, die für einen wirkungsvollen 
integrativen Unterricht notwendig sind: interdisziplinäre Kooperation, mnere 
Differenzierung durch Individualisierung, offene Lemformen, alternative 
Formen der Leistungsbeurteilung, entwicklungs- und prozessorientierte 
Lembegleitung und eine vorurteilsfreie Einstellung gegenüber Menschen mit 
und ohne Behinderungen. 
Die Pädagogische Akademie1 des Bundes in Oberösterreich (OÖ), Linz, 
hat daher im neuen Studienplan 2000 für alle Lehramtsstudien das Fach „In- 
klusive Pädagogik“ im Ausmaß von vier verpflichtenden Semesterwochen- 
stunden verankert. Vorrangiges Ziel ist es, interdisziplinär und kooperativ zu 
arbeiten. 
Im ersten Semester sollen die Studentinnen im Seminar mit dem Titel 
„Paradigmenwechsel in der (BehindertenjPädagogik - Von der Aussonde- 
rung zur Integration“ die historische Entwicklung kennen lernen. Beginn, 
Entwicklung und der momentane Stand der Integrationsdiskussion in Öster- 
reich und im europäischen Ausland sind ebenso Inhalt wie nationale und 
internationale Beschlüsse (UNESCO-Weltkonferenz in Salamanca, Leitfaden 
der EU, Bundes- und Landesgesetze). Weiterer Bestandteil sind die pädago- 
gischen Grundelemente der Integration in Erziehung und Unterricht (Prinzi- 
pien einer integrativen Pädagogik, Didaktisch-methodische Grundformen, 
Rahmenbedingungen). Die Vorlesung „Was heißt denn hier behindert?“ im 2. 
Semester beschäftigt sich mit verschiedenen Erziehungsbedürfiussen. Die 
klassischen Behinderungsformen und die Frage der Hochbegabung werden in 
das neue integrative Denken eingeordnet. Innerhalb des Seminars Realisie- 
rung (integrativer) Allgemeiner Pädagogik“ haben die Studentinnen im 3. 
und 4. Semester die Möglichkeit, sich im Projektunterricht Kompetenzen für 
einen individualisierten Unterricht in einer heterogenen Schülergruppe anzu- 
eignen. 
1 Die Pflichtschullehrerinnenausbildung findet in Österreich an Pädagogischen Akadenuen statt, 
wobei drei verschiedene Lehrämter in jeweils sechs Semestern erworben werden können: das 
Lehramt für Volksschulen (VL; Volksschule = Grundschule), das Lehramt für Sonderschulen 
(SL) und das Lehramt für Hauptschulen (HL). Nur in der Hauptschullehrerausbildung gibt es 
eine Spezialisierung auf zwei Unterrichtsfächer, alle anderen Pflichtschullehrerinnen werden in 
sämtlich Rn Fächern ausgebildet. Die schulpraktische Ausbildung ist in das Grundstudium einbe- 
zogen. Die Ausbildung der Gymnasiallehrerinnen ist an Universitäten angesiedelt, dauert min- 
destens 8 Semester und bezieht sich nur auf ein Unterrichtsfach. 
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Im Rahmen von berufsbedeutsamen Lemfeldem2 haben Studentinnen aller 
Lehrämter weiter die Möglichkeit, sich mit speziellen Fragen zur Gestaltung 
einer Schule für alle näher auseinander zu setzen. Das Fach Inklusive Päda- 
gogik ist somit in allen Lehramtsstudien im gleichen Ausmaß und mit der 
gleichen Wertigkeit wie alle anderen Humanwissenschaftlichen Fächer (z.B. 
Pädagogische Soziologie, Psychologie, Schulpädagogik...) verankert und 
kann so wie jedes andere Fach auch als Prüfungsfach für die Lehramtsprü- 
fung gewählt werden. Weiter wurden in allen anderen Studienfächern wie 
Psychologie, Soziologie etc. integrative Inhalte in zumindest einem Seminar 
pro Fach eingeführt (siehe dazu auch FEYERER 2002a, 307ff). 
3.2 Praxis in Integrationsklassen 
Es erscheint mir unbedingt notwendig, Praxisphasen in Integrationsklassen 
bereits im Rahmen der ersten Phase des grundständigen Studiums zu veran- 
kern und eine intensive Kooperation mit den Ausbildungsstellen und Schulen 
der zweiten Phase aufzubauen. Wenn Theorie und Praxis von Anfang an auch 
in integrativen Settings erfolgen, kann die theoretische Auseinandersetzung 
mit der Inklusion viel effektiver wirken. Diesbezüglich hat die Pädagogische 
Akademie des Bundes in OÖ bereits seit 1996 die schulpraktische Ausbil- 
dung so organisiert, dass in Integrationsklassen im Teamteaching unterrichtet 
werden kann. Jede/r Sonderschul- und jede/r Volksschulstudentin muss im 
Laufe seiner/ ihrer Ausbildung zumindest ein Praktikum in einer Integrati- 
onsklasse absolviert haben, für die Hauptschulstudentinnen laufen seit dem 
WS 1999/2000 erstmals Praxistage parallel zum Sonderschullehrerstudium, 
so dass auch jede/r HL-Studentln bald ein integratives Praktikum absolvieren 
muss. Sowohl an der Übungsvolks- als auch an der Übungshauptschule der 
Pädagogischen Akademie des Bundes in OÖ werden Klassen integrativ ge- 
führt. 
3.3 Berufsbegleitende Zusatzausbildungen 
Für bereits im Beruf stehende Lehrerinnen sollten die Hochschulen berufsbe- 
gleitende Weiterqualifizierungsmöglichkeiten anbieten. So richtete die Päda- 
gogische Akademie des Bundes in OÖ bereits 1990/91 das Zusatzstudium 
Integrationslehrerln ein, das über drei Semester hinweg im Ausmaß von 12 
2 Jede/r Studentin muss insgesamt drei Lemfelder zu jeweils 4 Semesterwochenstunden inskri- 
bieren. 
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Semesterwochenstunden (=144 Stunden gesamt) berufsbegleitend angeboten 
und entsprechend den Erfahrungen und Bedürfnissen der Studierenden stän- 
dig weiterentwickelt wird. Dieses Zusat/studium war für die Lehrerinnen im 
Schulversuch von großer Bedeutung, da damit die notwendigen Basiskompe- 
tenzen für einen integrativen Unterricht erworben und die Schulversuche 
zufriedenstellend entwickelt werden konnten, was nicht unwesentlich zum 
Erfolg der Integration in Oberösterreich beitrug.3 
Zusätzlich sollten mit einem postgradualen Studium neben Lehrerinnen 
auch Diplompädagoglnnen, Therapeutinnen, Lehrerfortbildnerlrmen, Ver- 
waltungsbeamte oder Führungskräfte unterschiedlichster Institutionen für 
Menschen mit Beeinträchtigungen als „Multiplikatoren der Inklusion“ auf 
Mastersniveau ausgebildet werden, die in der Lage sind, den Prozess der 
Inklusion in ihrem jeweiligen Berufsfeld aufgrund vertieften Wissens kritisch 
zu analysieren und engagiert voranzutreiben. Das von mir koordinierte 
SOKRATES-Projekt EUMIE (siehe http://eumie.pa-linz.ac.at) hat genau 
dieses zum Ziel. 
3.4 Öffentlichkeitsarbeit 
Durch die Vernetzung der Lehre mit regionalen Netzwerken zu dynamischen 
Austauschprozessen können und sollen die Universitäten zu Stätten des Dia- 
logs zwischen Lehrenden, Studierenden, Praktikerlnnen, Bildungspolitike- 
rlnnen und Betroffenen werden und damit intensive Öffentlichkeitsarbeit für 
die Idee der Inklusion sowie Lobbying im positiven Sinne in der Zusammen- 
arbeit mit politischen und administrativen Entscheidungsträgem leisten. 
An der Pädagogischen Akademie wurde dazu seit 1995 regelmäßig (früher 
jährlich, nun alle zwei Jahre) ein sogenanntes Praktikerlnnenforum abgehal- 
ten, im Rahmen dessen Praktikerlnnen, Lehrende, Studierende, Eltern und 
Menschen mit Beeinträchtigungen ihre Erfahrungen mit der Integration in 
(Ober-)Österreich austauschen. Die Referate und Workshopergebnisse der 
letzten Veranstaltungen wurden in Sammelbänden veröffentlicht.4 Weiter 
kooperieren Lehrende der Akademie sehr eng mit der Schulbehörde, um die 
Entwicklung der Integration wissenschaftlich zu begleiten und Grundlagen 
für bildungspolitische Entscheidungen zu liefern. 
3 Im Schuljahr 2002/2003 werden gemäß einer Erhebung des Landesschulrates für Oberöster- 
reich bereits 65,3 % aller Kinder mit sonderpädagogischem Förderbedarf in Allgemeinen Schu- 
len beschult. 
4 siehe dazu FEYERER & PRAMMER 2000 und 2002. 
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3.5 Einbeziehung neuer Technologien und Medien 
Last but not least muss die Lehre verstärkt die neuen Medien und Technolo- 
gien einbeziehen, um eine pädagogisch optimale Anwendung neuester tech- 
nischer Entwicklungen zu ermöglichen. In diesem Zusammenhang beteiligt 
sich die Pädagogische Akademie des Bundes an dem SOKRATES MINER- 
VA-Projekt ODL:inclusive, in dem ein serverbasiertes Studienprogramm zur 
integrativen Pädagogik erarbeitet wird (vgl. PEYERER 2002b, 64ff. und FEYE- 
RER/ MIESENBERGER/ WOHLHART 2002,107ff.). 
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.Inklusive Pädagogik1 oder,Integrationspädagogik1? Während in 
Deutschland die Integrationspädagogik, die das gemeinsame Ler- 
nen und Leben behinderter und nichtbehinderter Kinder und Ju- 
gendlicher zum Gegenstand hat, sich qualitativ und quantitativ 
langsam weiter entwickelt, ist in vielen anderen Ländern daraus 
bereits eine Inklusive Pädagogik entstanden, die die gelegentlich 
beobachtbaren Schwächen der Integrationspraxis überwinden will. 
Erst in jüngster Zeit wird .inclusive education1 auch im deutschen 
Sprachraum rezipiert und diskutiert. Viele sehen darin Möglich- 
keiten zur Verbesserung gemeinsamen Lernens, Lebens und Ar- 
beitens. 
Vorliegendes Buch stellt die erste umfangreiche Auseinanderset- 
zung mit dem Inklusionskonzept in deutscher Sprache dar. 33 For- 
scherinnen und Forscher aus den Bereichen Integrationspäda- 
gogik, Behindertenpädagogik, Allgemeine Pädagogik und benach- 
barten Gebieten stellen ihre Untersuchungen dar. Die Beiträge 
gruppieren sich um sechs Fragestellungen: 
I. Zur Grundlegung der Inklusiven Pädagogik 
II. Inklusion und Benachteiligung 
III. Auf dem Weg in Richtung Inklusion 
IV. Inklusion und Schule 
V. Inklusion und Arbeitsleben 
VI. Qualifizierung für inklusives Lehren und Lernen. 
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